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KLAUS HILDEBRAND 

VON RICHELIEU BIS KISSINGER 

Die Herausforderungen der Macht und die Antworten der 
Staatskunst 

I. 

Henry Kissingers Darstellung „Über das Wesen der Außenpolitik"1 darf ohne Zwei­
fel als ein politisches und geschichtswissenschaftliches Ereignis gelten. Binnen kur­
zem fand es in den Vereinigten Staaten von Amerika, wo eine grundsätzliche Debat­
te über Aufstieg und Fall großer Reiche, nicht zuletzt über Gegenwart und Zukunft 
der eigenen imperialen Republik geführt wird2, gebührende Beachtung3. Zureichen­
der Anlaß besteht also zweifellos, um sich mit Kissingers opus magnum intensiv aus­
einanderzusetzen. 

Die Aufmerksamkeit, die dem Buch bislang zuteil geworden ist, verwundert nicht. 
Einer der bekanntesten Staatsmänner unserer Zeit hat zur Feder gegriffen, um Ver­
gangenheit, Gegenwart und Zukunft der Staatenwelt zu deuten. Als Ergebnis liegt -
trotz aller Kritik, die im einzelnen zu äußern ist - ein Stück großer Geschichtsschrei­
bung vor. Den Kenner des Kissingerschen OEuvre erstaunt das nicht, gehört doch sei­
ne Dissertation über den Wiener Kongreß inzwischen bereits zu den Klassikern der 
Historiographie4. 

Das neue Werk ist, wie andere Beiträge dieses Autors, einem Verständnis von Ge­
schichtsschreibung verbunden, das an ihre römischen Ursprünge erinnert. Seine Lek-

1 Henry A. Kissinger, Die Vernunft der Nationen. Über das Wesen der Außenpolitik, Berlin 1994. 
2 Paul Kennedy, The Rise and Fall of the Great Powers. Economic Change and Military Conflict 

from 1500 to 2000, New York 1988; sowie dazu Klaus Hildebrand, Mars oder Merkur? Das Rela­
tive der Macht oder: Vom Aufstieg und Fall großer Mächte, in: H 2 250 (1990), S. 347-356. 

3 Vgl. beispielsweise Ernest R. May, The ,Great Man' Theory of Foreign Policy, in: The New York 
Times Book Review, 3.4. 1994, S.3 und 24; Paul Johnson, The World Stage, in: Commentary, 
Bd. 79, Nr. 4, April 1994, S. 55-56; Gordon Craig, Looking for Order, in: The New York Review 
of Books, 12.5. 1994, S.8-14; Michael Howard, The World According to Henry, in: Foreign Af­
fairs, Mai/Juni 1994, Bd. 73, Nr. 3, S. 132-140; Robert G. Kaufman, Three Approaches to Ameri­
can Foreign Policy, in: Strategic Review, Summer 1994, S. 62-76; Robert W.Tucker, Masterwork, 
in: The National Interest, Nr. 36, Summer 1994, S. 78-87. 

4 Henry A. Kissinger, Das Gleichgewicht der Großmächte. Metternich, Castlereagh und die Neuord­
nung Europas 1812-1822, Zürich 1986; siehe dazu Klaus Hildebrand, Die Macht der legitimen Ord­
nung. Der Wiener Kongreß und die Architektur des Gleichgewichts, in: FAZ vom 13.9. 1986. 
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türe führt uns vor Augen, daß Geschichte durch die Methode der Analogie eine 
Lehrmeisterin der Gegenwart sein kann: „Und gerade dies ist es, was uns die Ge­
schichte zu einer so heilsamen und fruchtbringenden Kenntnis macht, daß wir näm­
lich die lehrreichen Beispiele aller Art wie auf einem glänzenden Bilde ausgeführt 
schauen und jeder daraus für sich und seinen Staat das Nachahmungswürdige ent­
nehmen kann und, was im Beginn wie im Ausgang widerwärtig ist, vermeidet."5 

Dieser Auftrag, den Livius im Prooemium zu seinem Geschichtswerk „Ab urbe 
condita" umschreibt, gilt auch für Kissingers Historiographie. Er will vor allem 
dem amerikanischen „Römervolk der Neuzeit"6 durch historische Einsichten zu ver­
nünftigem Handeln verhelfen, will seiner Nation mit dem historisch Exemplarischen 
dienen. Nach dem Ende des Kalten Krieges ist solche Orientierung, die sich auf die 
Auseinandersetzung mit der Vergangenheit gründet, beinahe unerläßlich, weil sich 
die Gestalt der Staatenwelt in unserer Gegenwart so dramatisch verwandelt hat. Ge­
rade die Vereinigten Staaten sind, weil sie „in unvergleichlicher Tugendhaftigkeit" 
und „in unvergleichlicher Macht" (S.899) als Sieger aus dem globalen Wettbewerb 
mit der Sowjetunion hervorgegangen sind, weil sie die „einzige verbleibende Super­
macht" (S. 895) darstellen, weil sie, zumindest in internationaler Perspektive, eine 
weitgehend ungezähmte Existenz zu führen imstande sind, in vielfacher Hinsicht, 
durch tatsächliche Überforderung und möglichen Übermut gleichermaßen, gefähr­
det. 

Da der Historiker Kissinger die Vorzüge und Risiken einer solchen Ausnahmestel­
lung schärfer als andere erkennt, blickt er weit in die Geschichte zurück, um seinem 
Land und der Welt ihre Lehren vor Augen zu führen. In dieser Perspektive stellt er 
Fragen, wie sie einer großen Geschichtsschreibung, die im nationalen und internatio­
nalen Zusammenhang eine maßgebliche Aufgabe beanspruchen darf, würdig sind. 
Sein Interesse gilt der Entstehung und Existenz, der Stabilität und Dauer, dem Ver­
fall und Ende von Weltordnungen in den zurückliegenden vier Jahrhunderten der 
neuzeitlichen Geschichte. Von Richelieu bis Kissinger werden die Antworten der 
Staatskunst, die der Autor mit dem Begriff der Diplomatie belegt, auf die Herausfor­
derungen der Macht betrachtet, die Kissinger bevorzugt als Geopolitik charakteri­
siert. 

Anders als in weiten Teilen der Geschichtswissenschaft üblich, interessieren ihn 
nicht primär die Erscheinungen der sozialen Ungleichheit oder der lebensweltlichen 
Kultur, sondern die der politischen Konkurrenz und der internationalen Beziehun­
gen. Sie gelten ihm als das Ursprüngliche, alles andere dagegen kommt ihm eher als 
das Abgeleitete vor. Sein Suchen gilt auch nicht in erster Linie der gerechten Weltord­
nung, deren Verwirklichung leicht mit Kriegsanfälligkeit einhergehen kann, sondern 
einer stabilen Weltordnung, die der Tendenz nach als friedensfähig zu gelten vermag. 

5 Titus Livius, Ab urbe condita, hrsg. von Robert Maxwell Ogilvi, Oxford 1974, Praefatio, S.2. 
6 Heinrich von Treitschke, Die Grundlagen der englischen Freiheit, in: Preußische Jahrbücher 1 

(1858), S.368; wiederabgedruckt in: Ders., Historische und Politische Aufsätze, Band IV, Leipzig 
21920, S.279, im Hinblick auf Großbritannien. 
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So beklagenswert schlecht sich die wissenschaftliche Literaturgrundlage ausnimmt, 
auf der das Werk aufbaut, so brillant nehmen sich die Einsichten aus, die der Autor 
maximenhaft vermittelt. So problematisch seine Methode ist, die neuzeitliche Ge­
schichte Europas in einem riskanten Auswahlverfahren zu selektieren, so bedenkens­
wert sind die unterbreiteten Ergebnisse. Die Schwäche des Episodischen liegt in der 
unverkennbaren Willkür, mit der der Autor seine Gegenstände auswählt - niemals 
um repräsentative und differenzierte Vollständigkeit bemüht, sondern stets auf die 
beispielgebende und anwendungsgeeignete Analogiebildung bedacht. 

Fraglich ist vor allem, ob man die europäische Entwicklung mit solcher Eindeutig­
keit, fast schematisch, wie Kissinger es in prominenter Nachfolge tut7, auf das Orga­
nisationsmuster von „Hegemonie oder Gleichgewicht" reduzieren kann. Denn die 
Geschichte der internationalen Beziehungen hat alles in allem weit verschlungenere 
Wege eingeschlagen, als Kissingers exemplarische Interpretation anzunehmen nahe­
legt. Dessenungeachtet bietet sein magistrales Vorgehen doch bei weitem mehr 
Chancen als Nachteile: Seine Vorurteilsfreiheit läßt den Autor vor allem nicht jenes 
zünftig Akzeptable behaupten und wiederholen, das zuweilen von fragwürdiger Be­
langlosigkeit sein kann, sondern läßt ihn eher das vernachlässigt Relevante behan­
deln und aussprechen, das sich nie um wissenschaftliche Moden schert. 

II. 

Unkonventionell mutet bereits die Grundvoraussetzung des Buches an, von der Kis­
singer, weil sie ihm für die Staatenwelt konstitutiv zu sein scheint, ausgeht: In der 
Existenz der Macht und im Wettbewerb um ihren Besitz zieht sich für ihn das We­
sen der Geschichte schlechthin zusammen. Ihr Schicksal unterliegt dem von Ray­
mond Aron einmal so genannten „Primat des zwischenstaatlichen Systems"8; sie 
wurzelt im Begriff der außenpolitischen und internationalen Macht, über die bereits 
vor nunmehr fast zweieinhalbtausend Jahren Thukydides im berühmten Melier-Dia-
log die athenischen Gesandten ausführen läßt: „Wir glauben nämlich, vermutungs­
weise, daß das Göttliche, ganz gewiß aber, daß alles Menschenwesen alle Zeit nach 
dem Zwang seiner Natur, soweit es Macht hat, herrscht. Wir haben das Gesetz we­
der gegeben noch ein vorgegebenes zuerst befolgt, als gültig überkamen wir es, und 
zu ewiger Geltung werden wir es hinterlassen, und wenn wir uns daran halten, so 
wissen wir, daß auch ihr und jeder, der zur selben Macht wie wir gelangt, ebenso 
handeln würde."9 

Mit diesem ganz ursprünglichen Phänomen der Geschichte zum Ausgleich zu ge­
langen, seine vielfältigen Erscheinungsformen zu erkennen und seine unterschiedli-

7 Siehe beispielsweise Ludwig Dehio, Gleichgewicht oder Hegemonie. Betrachtungen über ein 
Grundproblem der neueren Staatengeschichte, Krefeld 1948. 

8 Raymond Aron, Die letzten Jahre des Jahrhunderts, Stuttgart 1986, S.29. 
9 Thukydides, Geschichte des Peloponnesischen Krieges, Zürich 1962, S.252. 
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chen Organisationsmodelle zu beherrschen, ist die Aufgabe der Diplomatie. Daß die 
zwischenstaatliche Welt ihre Autonomie besitzt, gleichsam ihre eigene Existenz führt 
und keineswegs allein oder vornehmlich das Derivat oder den Resonanzboden innen­
politischer Entwicklungen darstellt, markiert also den Ausgangspunkt für Kissingers 
Betrachtungen. Den Antworten der Staaten auf die Herausforderungen der Macht 
nachzugehen, heißt aber, nach deren jeweils gültiger Raison d'état zu fragen. 

Die existenznotwendige Beschäftigung mit diesem schwierigen Problem besitzt im 
Westen Europas eine lange und ausgeprägte Tradition, in Deutschland dagegen nicht. 
Bedeutende Repräsentanten der deutschen Staatslehre in der Neuzeit, Seckendorff 
beispielsweise ebenso wie Justi, Gneist oder Lorenz von Stein, interessierten sich, ge­
nau genommen, eher für Staatsverwaltungslehre als für Staatslehre, eher für Wohl­
fahrtstheorie als für Staatsräson: „Deutschland hat den großen westlichen Staatsleh­
rern des 16. und 17. Jahrhunderts - einem Machiavelli, Bodin und Hobbes - außer 
Pufendorf keinen ebenbürtigen Namen an die Seite zu stellen."10 Der nach außen ge­
richtete, kalte Gedanke der Raison d'état war weniger gefragt als die nach innen ge­
kehrte, fürsorgliche Frage nach dem sittlichen Zweck des Staates, nach Schaffung 
„gemeiner Wohlfahrt" und „guter Policey". 

Nach einem eisernen Zeitalter unverhältnismäßiger „Machtbesessenheit"11 im spä­
ten 19. Jahrhundert und in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts paarte sich diese 
geistesgeschichtliche Tradition der Deutschen mit den nicht selten mißverstandenen 
Konsequenzen, die sie aus ihrer realpolitischen Abdankung als Subjekt der Weltpoli­
tik während der zurückliegenden Dekaden gezogen haben. Und zusammen mit dem 
seit den sechziger Jahren feststellbaren Wertewandel der Zeit schoben sich in der 
deutschen Historiographie andere Themen dominierend in den Vordergrund, die 
zur Beantwortung der Fragen nach den Bewegungsgesetzen nationaler Staaten und 
der Ordnung ihrer wechselseitigen Existenz kaum beitragen. Diese zählen aber nach 
wie vor, weil es dabei um Krieg und Frieden, um Überleben und Untergang geht, 
zu den eigentlich zentralen Themen der Geschichtswissenschaft. 

In dieser Hinsicht fragt Kissinger, den Verlauf der Jahrhunderte kühn überblik-
kend, nach den morphologischen Mustern, die der Außenpolitik der Staaten und 
der Staatenwelt zugrunde liegen, und diagnostiziert ihre Konstanz ebenso wie ihren 
Wandel. Durchgehend sind es zwei Prinzipien, die in der äußeren Politik der Staaten 
ebenso wie in ihren internationalen Beziehungen anzutreffen sind, die gegeneinander 
wirken oder sich auch, je nach dem, miteinander verbünden, nämlich der säkulare 
und der religiöse, der machtpolitische und der moralische, der pragmatische und der 
weltanschauliche Grundsatz. 

In Kardinal Richelieu erblickt Kissinger den Staatsmann der frühen Neuzeit, der 
nicht als erster, aber vielleicht am überzeugendsten die „neuartige und kaltblütige 

10 Hans Maier, Die Deutschen und die Freiheit. Perspektiven der Nachkriegszeit, Stuttgart 1985, 
S.88. 

11 Hans-Peter Schwarz, Die gezähmten Deutschen. Von der Machtbesessenheit zur Machtvergessen­
heit, Stuttgart 1985. 
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Denkweise" (S.61) vom moralisch unabhängigen Eigennutz des Staates ausgebildet 
hat. Tief verletzte er mit seiner mechanisch gehandhabten Praxis des Kräftegleichge­
wichts die universalistische Tradition Europas; rücksichtslos zwang er das Land des 
Allerchristlichsten Königs von Frankreich, den Staatszweck über den Glauben zu 
stellen, ja im nationalen Interesse das höchste moralische Gesetz zu sehen. Und fast 
mutet es wie eine geschichtliche Regelhaftigkeit an, die sich aus einem solchen Den­
ken der absoluten Vorurteilsfreiheit ergibt, daß aus dem defensiven, gegen die habs-
burgische Übermacht gerichteten Gleichgewichtsstreben sodann unter Ludwig XIV. 
der französische Hegemonialanspruch über Europa erwuchs. 

Damit ist aber das zutiefst widersprüchliche Grundproblem der Staatsräson über­
haupt benannt: In selbstgenügsamer Zweckhaftigkeit steht sie unablässig in der 
selbstgefährdenden Versuchung, der Verlockung und Nemesis des Maßlosen zu erlie­
gen. Das Risiko übermäßiger Ausdehnung, der Mangel an freiwilliger Selbstbe­
schränkung, die Sucht nach dem Grenzenlosen begleitet, freilich mit mehr oder we­
niger glücklichen Resultaten, also mit wesentlichen Unterschieden im einzelnen, alle 
großen Reiche der okzidentalen Geschichte, die im Zentrum der Macht standen, auf 
ihrer Höhe wandelten und ihrem Bann verfielen. 

Was Kissinger in seiner Abhandlung über die allgemeine Ausbildung der moder­
nen Staatsräson als das spezifische „System Richelieus" (S. 145) charakterisiert, gilt 
in der Forschung als überholt. Der Autor kennzeichnet dessen Gehalt eher in Über­
einstimmung mit einer älteren Geschichtsschreibung als mit heute gültigen Resulta­
ten der Historiographie, die er nicht erwähnt und mit denen er sich nicht auseinan­
dersetzt. Diese gehen aber davon aus, daß der Kardinal die Politik keinesfalls säkula­
risierte12. Vielmehr betonen sie den einheitlichen Charakter der politischen und mo­
ralischen Konzeption Richelieus, der eher im überlieferten Zusammenhang von 
Staat und Kirche gehandelt als diesen aufgespalten habe. Folglich bestreiten sie auch 
den puren Machiavellismus des französischen Staatsmannes und betonen demgegen­
über die Untrennbarkeit von „Rechtsgedanke und Machtpolitik"13 im ganz bewußt 
so genannten „Friedensdenken" Richelieus. Demzufolge ging es ihm um „die Sicher­
heit des künftigen Friedens durch eine wechselseitige Garantieverpflichtung aller Si­
gnatarmächte, der Sieger wie der Besiegten, oder, wie man modern sagen würde, ei­
nes Systems kollektiver Sicherheit, das die ganze Staatengemeinschaft umspannen 
sollte"14. 

Ganz anders Kissinger, der jener von William F. Church kritisierten „älteren und 
einfacheren Sicht Richelieus"15 anhängt, das heißt aber: Die beispielsweise von Her­
mann Weber vertretene These, Richelieus Politik gegenüber dem Reich, besonders 

12 William F. Church, Richelieu and Reason of State, Princeton, New Jersey 1972, S.513. 
13 Fritz Dickmann, Rechtsgedanke und Machtpolitik bei Richelieu. Studien an neu entdeckten Quel­

len, in: HZ 196 (1963), S.265-319. 
14 Ebenda, S. 308. 
15 William F. Church, Publications on Cardinal Richelieu since 1945. A Bibliographical Study, in: 

Journal of Modern History 37 (1965), S.443. 
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sein Eintreten dafür, vor dem Hintergrund des noch andauernden Dreißigjährigen 
Krieges die Reichsstände an einem künftigen Friedenskongreß uneingeschränkt zu 
beteiligen, habe eben jenem „System der kollektiven Sicherheit" gedient, in dem das 
Reich „selbst Garant des Friedens gegenüber Habsburg werden konnte"16, findet 
nicht die Zustimmung Kissingers. Für seine eher traditionelle Sicht der Dinge, die 
vielleicht doch, ohne das in der Wissenschaft dominierende Urteil in Frage stellen 
zu können, eine gewisse Beachtung verdient, lag der Sinn der säkularisierten Macht­
politik des französischen Staatsmannes darin, „die verschiedenen deutschen Staaten 
in einem zerrissenen Europa gegeneinander" (S. 145) auszuspielen. 

O b und inwieweit diese Einschätzung des historischen Zusammenhangs nun rich­
tig oder falsch ist, auf jeden Fall macht diese entschiedene Feststellung über die soge­
nannte deutsche Frage in der europäischen Geschichte auf etwas Wesentliches auf­
merksam. Das formlose Deutschland war, über die Jahrhunderte hinweg, in bezug 
auf seine Gestalt von der „Organisation des Staatensystems" über Gebühr abhän­
gig17. Bemerkenswert ist zudem, ob sein Richelieu-Bild nun alles in allem zutreffend 
ist oder nicht, daß Kissinger im „System Richelieus" so etwas wie eine französische 
Handlungsanleitung für die Auseinandersetzung mit Deutschland erblickt: Sie habe 
mit mehr oder minder langen Unterbrechungen die neuere Geschichte Europas über­
dauert, sei den sich wandelnden Gegebenheiten jeweils angepaßt worden, sei hin und 
wieder einmal, beispielsweise in der Zwischenkriegszeit des 20. Jahrhunderts, aus 
Schwäche und Verzagtheit in den Hintergrund getreten und bei sich bietender oder 
erforderlicher Gelegenheit erneut zum Vorschein gekommen: „In de Gaulies Adapti­
on des alten Richelieu-Traums von französischer Vormachtstellung würde jede Nati­
on eine Rolle zu übernehmen haben", mit diesen Worten erfaßt Kissinger die tradi­
tionelle Substanz französischer Außenpolitik in gegenwartsnaher Zeit: „Die Sowjet­
union sollte sich um die Teilung Deutschlands kümmern und die Vereinigten Staaten 
um die Verteidigung Westeuropas gegenüber der Sowjetunion; Frankreich sollte da­
für sorgen, daß sich die deutschen nationalstaatlichen Bestrebungen in einen 
Wunsch nach europäischer Einheit verwandelten" (S.661). 

In der Tat: Über geraume Strecken der Nachkriegsgeschichte blieb die französi­
sche Unterstützung für die deutsche Wiedervereinigung, stillschweigend und doch 
aktenkundig, fest mit dem rettenden Gedanken verbunden, daß die Russen ihr im 
Wege stehen würden18. Den Verantwortlichen in Deutschland ist diese Tatsache 
nicht verborgen geblieben. Um so höher ist die historische Leistung Konrad Adenau­
ers zu bewerten, die Kissinger vorbehaltlos bewundert. 

Einem starken und geeinten Deutschland hat der Gründungsvater der Bundesre­
publik nichts abzugewinnen vermocht, wenn sein Vaterland nicht, gebunden und be­

16 Hermann Weber, Richelieu und das Reich, in: Heinrich Lutz/Friedrich Hermann Schubert/Her­
mann Weber, Frankreich und das Reich im 16. und 17. Jahrhundert, Göttingen 1968, S. 46 f. 

17 Dehio, Gleichgewicht oder Hegemonie, S. 189. 
18 Vgl. dazu Eckart Lohse, Östliche Lockungen und westliche Zwänge. Paris und die deutsche Tei­

lung 1949 bis 1955, München 1995. 
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hütet in einem, vor sich selber sowie gegen andere geschützt, in den europäischen 
und atlantischen Zusammenhang integriert sein würde. Daher nennt der Autor Kon­
rad Adenauer den „größten deutschen Staatsmann seit Bismarck", denn „ihm ge­
bührt das historische Verdienst, Deutschland aus den Verstrickungen der Bismarck-
schen Hinterlassenschaft befreit zu haben" (S. 541); also: In einem gleichsam revolu­
tionären Akt wurde die überlieferte Politik der großmächtlichen Unabhängigkeit 
zwischen den Welten in Ost und West von dem alten Staatsmann aufgegeben. 

So wie Kissinger der Geschichte im Zuge seiner Beschäftigung mit der Persönlich­
keit Richelieus die Ausformung der Staatsräson abgewonnen hat, so unternimmt der 
Autor es sodann, in seiner Methode noch selektiver als zuvor schon, der Entstehung 
eines anderen Begriffs der Staatenwelt nachzuspüren, der für Europas Geschichte 
maßgeblich ist und Kissingers Geschichtsverständnis beherrscht. In Wilhelm von 
Oranien, dem Gegenspieler Ludwigs XIV. am Ende des 17. Jahrhunderts, und im jün­
geren Pitt, dem Protagonisten im Kampf gegen Napoleon ah der Wende vom 18. 
zum 19. Jahrhundert, also in Repräsentanten englischer bzw. britischer Außenpoli­
tik, verkörpert sich für ihn das Modell des Kräftegleichgewichts gegenüber hegemo-
nialen Herausforderungen. 

Dabei wird von allen Uneindeutigkeiten der geschichtlichen Entwicklung abgese­
hen, die vom gesuchten Grundmuster einer ausbalancierenden Allianzbildung durch 
die insulare Macht abweichen. Kissinger übergeht also nicht nur die historisch maß­
gebliche Tatsache, daß nach dem Niedergang des habsburgischen Weltreiches der er­
habene Gedanke der Universalmonarchie als Idee und Ziel im Zeitalter der moder­
nen Staatsräson durchaus weiterlebte19. Er verkennt auch den widersprüchlichen Zu­
sammenhang, daß die absolutistisch gesinnten Vorgänger des Oraniers im stuart-
schen England mit dem ludovizianischen Frankreich kooperierten, ohne große 
Rücksicht auf die angeblich ehern wirkenden Grundsätze von Hegemonie und 
Gleichgewicht zu nehmen. Und er verdrängt das beileibe nicht unerhebliche Fak­
tum, daß die holländisch-englische Konkurrenz bis zum kriegerischen Austrag ihrer 
Spannungen vom Beginn der fünfziger bis zum Beginn der siebziger Jahre des 
17. Jahrhunderts erbitterter war als der Gegensatz des Inselstaates zur französischen 
Vormacht. 

Unberücksichtigt bleibt zudem, daß Staaten, bevor sie einem Hegemon gegenüber 
den risikoreichen Versuch der Gegenmachtbildung in Form militärischer Allianzen 
unternehmen, nach mannigfachen anderen Wegen der Selbstbehauptung suchen, um 
einigermaßen ungeschoren davonzukommen. Die entsprechenden Beispiele lassen 
sich nicht zuletzt im napoleonischen Zeitalter entdecken. Sie reichen von dem Bemü­
hen, sich mit dem Übermächtigen zu verständigen, über das Streben nach Neutralität 
bis hin zur Konzession des einlenkenden Arrangements. Wenn dies freilich alles 
nichts mehr nützt, so lehrt es die europäische Geschichte bis in die Jahre des Zwei­
ten Weltkriegs hinein, dann bleibt nur noch der Ausweg, ein den Krieg verhütendes 

19 Siehe dazu Franz Bosbach, Monarchia Universalis. Ein politischer Leitbegriff der Frühen Neuzeit, 
Göttingen 1988, S. 107-124. 
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oder seinen Ausgang vorteilhaft gestaltendes Bündnis einzugehen, um Macht durch 
Gegenmacht auszubalancieren20. 

Wie auch immer: Im Modell vom Kräftegleichgewicht sieht Kissinger ein Organi­
sationsprinzip der Staatenwelt, dessen Entwicklung er durch den Verlauf des 19. 
und 20. Jahrhunderts verfolgt. Wichtig ist dabei zweierlei: 

1. In seiner relativen Unverwundbarkeit gegenüber dem Kontinent und angesichts 
seiner tatsächlichen Zugehörigkeit zu Europa wurde England für lange Zeit der Pro­
tagonist und Hüter dieses säkularen Prinzips. Zu wenig wird in diesem Rahmen al­
lerdings von Kissinger verdeutlicht, welch unvergleichlichen Gewinn Großbritan­
nien aus dieser tatsächlich singulären Position zu ziehen verstand. Von seiner morali­
schen und zivilisatorischen Einzigartigkeit überzeugt, handelte es dennoch so „er­
barmungslos pragmatisch" (S. 101), daß es mit seinem für das 19. Jahrhundert charak­
teristischen Exzeptionalismus, anders als die Vereinigten Staaten von Amerika im 
20. Jahrhundert, keinen universalen Missionsauftrag verband, geschweige denn, daß 
es sich davon zu einem kriegerischen Kreuzzugsgedanken hätte hinreißen lassen. 
Ihre europäische Balancepolitik schenkte den Briten in Übersee und auf den Welt­
meeren eine direkte, gegenüber dem alten Kontinent eine indirekte Hegemonie. Die­
se hatte freilich nichts mit der provozierenden Herrschaft eines okkupierenden Regi­
ments zu tun, im Gegenteil: Sie war durch die Bewahrung des Friedens und die För­
derung des Handels für die Allgemeinheit der zivilisierten Staaten insgesamt recht 
vorteilhaft, aber eben nicht zuletzt am vorteilhaftesten für die heimliche Vormacht 
auf der Insel. 

Der aus einem gar nicht zu übersehenden Überlegenheitsgefühl geborene Versuch 
Gladstones, in den achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts an die Stelle des Balance of 
Power-Systems ein solches der kollektiven Sicherheit zu setzen, scheiterte ebenso 
wie die unverkennbar dem britischen Machtverfall entspringende Wiederholung die­
ses Experiments in den zwanziger und dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts. Als 
Winston Churchill sodann im Zweiten Weltkrieg ebenso wie im Kalten Krieg den in­
zwischen dominierenden Amerikanern die Rückkehr zur bewährten Politik des 
Kräftegleichgewichts empfahl, nicht zuletzt um sich mit Stalin, dem neuen Hege­
mon in Europa, zu arrangieren, scheiterte das an der grundverschiedenen Orientie­
rung der amerikanischen Außenpolitik, der das Prinzip der balancierenden Gewich­
te und die Politik der abgegrenzten Interessensphären stets verdächtig vorkam. 

2. Sorgfältig und plausibel differenziert Kissinger in seinen die Jahrhunderte über­
blickenden Betrachtungen zwischen den verschiedenartigen Erscheinungen des 
Gleichgewichts. Die rein militärische Balance, die Europa beispielsweise am Vor­
abend des Ersten Weltkrieges buchstäblich auf des Messers Schneide stehen ließ, 
hebt er von jenem umfassenden politischen Gleichgewicht ab, das der auf dem Wie­
ner Kongreß ausgebildeten Friedensordnung vorbildlich zugrunde lag: „Die Balan­
ce of power' hemmt lediglich die Fähigkeit, die internationale Ordnung zu stürzen; 

20 Vgl. dazu Paul Schroeder, Historical Reality vs. Neorealist Theory, in: International Security 19 
(1994), S. 115-122. 
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eine Verständigung auf gemeinsame Werte hemmt auch noch den Wunsch, dies zu 
tun" (S. 78). Die Schaffung der militärischen Quadrupelallianz und die Restauration 
der politischen Legitimität, also die Synthese aus Macht und Moral hat demgemäß 
die Beständigkeit jener Wiener Ordnung garantiert, die nicht zuletzt auf der „genia­
len Konstruktion" (S. 82) des Deutschen Bundes beruhte. 

Allein, neuere Forschungen21 haben darauf aufmerksam gemacht, wie begrenzt 
sich die Restauration des Vergangenen tatsächlich ausnahm und wie brüchig, von Be­
ginn an und im Verlauf der Jahre und Jahrzehnte zunehmend, die sogenannte Legiti­
mität der Mächte im Grunde war. Die wesentliche Kraft des Zeitalters, sein ge-
schichtsmächtiges Geheimnis gleichsam, lag in etwas ganz und gar anderem und 
Neuem, das, für die sogenannte Epoche der Restauration ironischerweise, einer Re­
volution glich: Vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit dem bellizistischen 
18. Jahrhundert, das bruchlos, freilich potenziert, in das kriegerische Zeitalter der 
Französischen Revolution und Napoleons einmündete, kam es zu einem qualitati­
ven Sprung in der Gedankenbildung der Verantwortlichen. Diese zeigten sich ent­
schlossen, den Krieg, das revolutionäre Prinzip schlechthin, zu bannen. 

Dieser grundlegende Mentalitätswandel förderte, schlicht, aber wirkungsvoll, 
wenn auch beileibe nicht für ewige Zeiten, unter den Teilnehmern des Wiener Kon­
gresses ein gemeinsames Werteverständnis, das sie in einem politischen Ziel einte, 
nämlich den großen Krieg zu vermeiden. Dahinter trat, in innenpolitischer Hin­
sicht, die sogenannte Restauration, die sowieso mehr halb als ganz vollzogen wur­
de, zurück; in außenpolitischer Perspektive aber hat der umstrittene Begriff kaum ei­
nen Sinn, wenn man sich vor Augen führt, daß das - angeblich restaurierte -
18. Jahrhundert ein Säkulum der Kriege gewesen war und im soeben begonnenen 
Jahrhundert Frieden herrschen sollte. Der Primat der internationalen Politik, das 
heißt aber vor allem die Vermeidung des großen Krieges, triumphierte bis zum Revo­
lutionsjahr 1848 respektive bis zum Krimkrieg 1854/56 der Tendenz nach über die 
inneren Verhältnisse. Mit anderen Worten: Die Überlegenheit der Wiener Ordnung 
bestand gerade darin, daß sie, wenn nur der alles ruinierende Waffengang vermieden 
wurde, im innenpolitischen Spannungsfeld zwischen Beharrung und Veränderung in 
ganz unterschiedlicher, sogar in gegensätzlicher Weise mehr Entwicklung zuließ, als 
Begriffe wie Restauration und Legitimität vermuten lassen. 

Doch wie alles Menschenwerk war auch diese alles in allem stabile Weltordnung 
dem unvermeidlichen Wandel der Geschichte ausgesetzt. Fürst Schwarzenbergs 
Wort zum Jahresende 1851, wonach „die Zeit der Prinzipien . . . vorbei" (S. 108) 
sei, war vor allem auf das von Metternich noch einmal langfristig gerettete Öster­
reich gemünzt. Wie ein Fanal leitete es zum Zeitalter der Realpolitik über und läute­
te die Stunde Cavours und Bismarcks ein, die ihren Vaterländern die nationalstaatli­
che Einheit errangen. In der Tat markierte dieser Vorgang, wie Kissingers ahnungs­
schwere Diagnose lautet, einen folgenreichen Rückfall „in das hemmungslose Kon-

21 Ders., The Transformation of European Politics 1763-1848, Oxford 1994, passim, und besonders 
S. 583-636. 
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kurrenzdenken" des kriegsanfälligen 18. Jahrhunderts, „jetzt freilich - aufgrund der 
industriellen Entwicklung und der gesteigerten Möglichkeiten, riesige nationale 
Kräftereserven zu mobilisieren - unter weitaus gefährlicheren Rahmenbedingun­
gen" (S. 124). 

In den Jahrzehnten bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges entdeckt der Autor 
noch einmal einen historischen Zeitraum, wenn er auch nur zwei Dekaden lang 
währte, in dem unter der Ägide seines führenden Staatsmannes Otto von Bismarck 
der Frieden ein ums andere Mal trotz der verhängnisvollen Zwänge der ihm entge­
genwirkenden Zeit gerettet wurde. Freilich entgehen Kissinger die eben darin aufge­
hobenen Züge der Überforderung keineswegs, die dieses von Bismarck angelegte Ex­
periment begleiteten, nämlich vorwiegend auf reine Machtpolitik gegründet, den all­
gemeinen Frieden durch mechanische Austarierung der Staatengewichte retten zu 
wollen. 

Erneut fragt man sich skeptisch, worum es eigentlich geht, wenn Kissinger von der 
Notwendigkeit gemeinsamer Werte spricht, um eine fragile Balance zum berechenba­
ren Äquilibrium zu entwickeln bzw. um dem Kräftegleichgewicht Dauer zu verlei­
hen. Wird damit nicht etwas schlicht Unrealistisches gefordert, das so ideal auch in 
den Jahren 1814/15 nicht existiert hat? Im Hinblick auf den Kriegsausbruch des Jah­
res 1914 stellt der Autor nämlich, nicht widerspruchsfrei, in diesem Kontext fest: 
„Was Europa fehlte, war ein umfassendes politisches Wertesystem, das die Mächte 
miteinander verbunden hätte, vergleichbar etwa mit dem Wiener Kongreßsystem 
oder der kaltblütigen diplomatischen Flexibilität Bismarckscher Realpolitik" (S.226). 

Nun, dieses Ideal einer Werteharmonie hat es gewiß niemals gegeben, und die ge­
priesene Methode Bismarcks war, wie der Autor selber feststellt, eher das gerade Ge­
genteil davon. Was gilt also? Was verbindet „Wien" zwischen 1814 und 1848 und 
„Berlin" zwischen 1871 und 1890, Metternich und Bismarck, und was hebt sie von 
der Zeit zwischen 1890 und 1914 und ihren Repräsentanten ab? Vor allem dies: Der 
„Baron de balance" und der saturierte Reichsgründer waren nach den Kriegen, die 
sie aus ganz unterschiedlichen Gründen geführt hatten, um nahezu jeden Preis vor 
allem einen Wert zu erhalten interessiert, und das war vor allem der allgemeine Frie­
den! 

Eine neue Generation, im Vorfeld des Ersten Weltkrieges, dachte anders. Sie 
schätzte, weil ihre Erinnerung an die Schrecken des Krieges verblaßt war, den Frie­
den geringer, als so mancher ihrer bedeutenden Vorgänger dies getan hatte, die viel 
mehr Gefühl für das Relative der Geschichte und für die Erfordernisse des Maßhal­
tens besaßen. U m den Frieden zu wahren, schlossen sie, weil es anders nicht ging, 
ihre Kompromisse. Den Frieden kompromißlos zu erzwingen und alle dagegen Han­
delnden gewaltsam zu bestrafen aber kam denjenigen als die Lösung der Übel vor, 
die nach dem „Großen Krieg" der Jahre 1914-18 auf der Pariser Friedenskonferenz 
den Erfolg der Wiener Friedensordnung nicht zu wiederholen vermochten. Weil die 
uneinigen Sieger alles, absolute Sicherheit und totale Gerechtigkeit, auf einmal woll­
ten, erreichten sie nichts als einen zerbrechlichen Waffenstillstand, dem Marschall 
Foch bereits im Jahre 1919 kaum mehr als eine Dauer von 20 Jahren voraussagte. 
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Auf den absoluten Krieg, der die ehemals getrennten Dimensionen von „Staatskrieg" 
und „Privatfrieden"22 untrennbar miteinander verband, der um die Existenz der Staa­
ten und ihrer Gesellschaften, ja sogar um die Herrschaft über die Seelen der Völker 
und Individuen tobte, folgte nicht mehr als „ein zerbrechlicher Kompromiß zwi­
schen amerikanischem Utopismus und europäischer Paranoia" (S.257). Die prinzi­
pielle Differenz zum Wiener Frieden lag auf der Hand: „Die Sieger des Ersten Welt­
kriegs . . . hatten einen von Strafmaßnahmen geprägten Frieden geschlossen. Aber 
nachdem sie auf diese Weise größtmöglichen Anreiz für revisionistische Forderun­
gen geschaffen hatten, waren sie den Besiegten bei der Zerstörung ihres eigenen Ver­
tragswerkes gewissermaßen behilflich" (S. 344). 

Auf den „metaphysischen Krieg" im Sinne Edmund Burkes folgte ein verfehltes 
Strafgericht, zu hart, um die Verlierer schöpferisch zu versöhnen, und zu milde, um 
sie karthagisch niederzuwerfen. Tür und Tor waren dem Revisionismus daher von 
Anfang an weit geöffnet, mehr noch: Das Ungleichgewicht zwischen dem Anspruch 
und der Geltung der Pariser Friedensordnung lud die neuen Desperados im alten Eu­
ropa zur Zerstörung des ohnehin niemals richtig Gefestigten geradezu ein. Damit ist 
die säkulare Perspektive benannt, in der Kissinger die Geschichte der Zwischen­
kriegszeit des 20. Jahrhunderts darstellt. Die Uneinigkeit und Verzagtheit der über­
bürdeten Sieger brachte es gleichsam natürlich mit sich, „daß der Staatsmann, der 
das diplomatische Geschehen der zwanziger Jahre am nachhaltigsten formte, nicht 
aus einer der siegreichen Nationen kam, sondern aus dem besiegten Deutschland -
Gustav Stresemann" (S.288). 

Dessen entschiedenes Eintreten für die deutschen Belange findet bei Kissinger viel 
Verständnis. Dagegen schätzt er eines der ganz herausragenden Ergebnisse der von 
dem deutschen Außenminister maßgeblich mitgestalteten europäischen Politik sehr 
skeptisch ein - nämlich die als Wende von der Ära des Krieges zur Ära des Friedens 
gefeierten Locarno-Verträge. Das „eigenartige Zwitterabkommen", in dem vor al­
lem auf englisches Betreiben hin „ein traditionelles Bündnis mit dem neuen Prinzip 
kollektiver Sicherheit zu vermischen" (S. 296) versucht worden sei und das Jean-Bap-
tiste Duroselle in diesem Zusammenhang zu dem ablehnenden Urteil von der „Pak-
tomanie"23 veranlaßt hat, erscheint ihm weniger „als Vorstufe zu einer neuen Welt­
ordnung" (S. 297) als vielmehr das Gegenteil davon: „Es hatte . . . ein neues Schlacht­
feld bereitet" (S. 297), weil es im Hinblick auf den Westen und Osten Europas, ge­
genüber Frankreich hier und Polen dort, „ein Zwei-Klassen-System von Grenzen 
schuf" (S.300). 

Ohne die der neuen Ordnung innewohnenden Chancen auch nur zu erwägen, die 
sich bei einer normalen Entwicklung der Weltwirtschaft und der Staatenwelt mögli­
cherweise entfaltet hätten, vermag Kissinger dem Gesamten kaum Positives abzuge-

22 Hans Maier, Der christliche Friedensgedanke und der Staatenfriede der Neuzeit, in: Ders., Anstö­
ße. Beiträge zur Kultur- und Verfassungspolitik, Stuttgart 1978, S. 136. 

23 Jean-Baptiste Duroselle, The Spirit of Locarno: Illusions of Pactomania, in: Foreign Affairs 50 
(1972), S. 752-764. 
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winnen: Zaudernde Staatsmänner vermischten an sich Unvereinbares miteinander 
und verurteilten das Vereinbarte damit zwangsläufig zur Erfolglosigkeit. Mit ande­
ren Worten: Sie versäumten es, sich klar zu entscheiden - für ein Kräftegleichge­
wicht, das auf Allianzen gegründet war, gegen eine kollektive Sicherheit, die in ihrer 
Ohnmacht verkümmern mußte. 

Ohne daß an dieser Stelle bereits der Begriff eingeführt wird, sind damit die An­
fänge jener westmächtlichen Appeasementpolitik skizziert, die sodann in den dreißi­
ger Jahren des 20. Jahrhunderts voll ausgebildet wurde. Kissinger behandelt sie mit so 
viel Verachtung, daß ihm nahezu jedes Verständnis für ihre Entstehung und Entwick­
lung, für ihre Motive und Ziele abgeht. Aus Angst vor dem Krieg, darauf reduziert er 
seine einseitige Interpretation der Beschwichtigungspolitik, hat sie dessen Ausbruch 
gerade wahrscheinlich gemacht. Dabei läßt der Autor keinen Zweifel daran, wen die 
Verantwortung und Schuld für die im Jahre 1933 beginnende „Orgie aus Mord und 
Verwüstung" (S.314) trifft. Sie war „weitgehend das Werk einer einzigen dämoni­
schen Persönlichkeit", die ihre Gegner „mit dem Instinkt des Verfemten" (S.314) 
auf Jahre in Atem hielt und währenddessen selber von Erfolg zu Erfolg eilte: Adolf 
Hitler. 

Mit der Ungeduld des Propheten, der alles auf einmal ohne Verzug erreichen will, 
unterschied sich der braune Diktator in Berlin, was sein Handeln im Rahmen der 
Staatenwelt anging, von dem roten Tyrannen in Moskau vor allem darin: Stalin, 
„ohne Zweifel ein Ungeheuer" (S.351), war „bei der Pflege der internationalen Be­
ziehungen . . . in höchstem Maße Realist - geduldig, schlau, unerbittlich" (S.351). 
Als offenkundig wurde, daß ein neuer Krieg unvermeidlich war, den Hitler in ge­
trennten Feldzügen zu führen plante und den Neville Chamberlain um nahezu je­
den Preis verhindern wollte, bezog Stalin in geradezu klassischer Manier europä­
ischer Großmachtpolitik die Position der Hinterhand. Möglichst lange versuchte er 
viele „Vorteile" zu nehmen, ohne sich am Krieg „beteiligen zu müssen" (S.362) 
bzw., wenn es erforderlich oder opportun erschien, in das Ringen „stets als letzte 
Großmacht" einzugreifen (S. 362). Ob es sinnvoll ist, ihn deshalb den „Richelieu sei­
ner Zeit" (S. 351) zu nennen, sei dahingestellt; sicher ist aber, daß die westlichen Poli­
tiker jener Zeit seine nach traditionellen Vorbildern geführten Schachzüge kaum be­
griffen. Sie mißverstanden einfach eine Strategie, „die einem Richelieu, Metternich, 
Bismarck oder Palmerston vollkommen eingeleuchtet hätte" (S. 362). 

Solche kognitiven Fehlleistungen ergeben sich der Tendenz nach dann, wenn das 
jeweilige Verständnis äußerer Politik bei den maßgeblichen Staaten und ihren Reprä­
sentanten fundamental voneinander abweicht: Ein landhungriger Abenteurer wie 
Hitler, ein kompromißbereiter Kaufmann wie Chamberlain und ein machtbewußter 
Realpolitiker wie Stalin konnten einander nicht verstehen, weil sie Ziele verfolgten, 
die kaum miteinander vereinbar waren, ja sich gegenseitig ausschlossen. Als bitterer 
Trost bleibt der über geraume Zeit vornehmlich von Versagen gekennzeichneten Po­
litik der Westmächte, deren widerspruchsvolle Ursprünge und Konsequenzen, Kis­
singer zufolge, mit dem Moralismus des amerikanischen Präsidenten Wilson man­
ches gemeinsam hatten, nur der Blick auf das Ende der Geschichte. Denn durch ih-
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ren Sieg über den gewalttätigen Herausforderer wurden sie schließlich bis zu einem 
gewissen Grade, ja sogar weitgehend rehabilitiert. 

„Es ist eine Ironie der Geschichte, daß der Wilsonsche Versuch, die internationalen 
Beziehungen neu zu gestalten, nicht nur die Vorstöße Hitlers erleichterte, die frühere 
europäische Systeme ohne Zweifel längst nicht mehr hingenommen hätten. Von ei­
nem bestimmten Punkt an sorgte diese Politik auch dafür, daß Großbritannien den 
Trennstrich deutlicher zog, als es das in einer von Realpolitik geprägten Welt getan 
hätte. Obwohl also Wilsons Lehre einen frühzeitigeren Widerstand gegen den Natio­
nalsozialismus verhindert hat, schuf sie zugleich die Grundlage für eine unversöhnli­
che Opposition gegen ihn, nachdem ihre moralischen Vorstellungen im Innersten 
verletzt waren" (S. 347). 

Es war mithin die über Gebühr große Langmut der Appeaser um Chamberlain, die 
die moralische Grundlage für die bis zum äußersten entschlossene Kampfbereitschaft 
des geeinten Landes unter Churchill schuf. 

In genau umgekehrter Art und Weise wie im Jahre 1914 traten 25 Jahre später Po­
litik und Strategie erneut auf verhängnisvolle Weise auseinander und ließen einmal 
mehr deutlich werden, daß es leicht fatale Folgen zeitigt, wenn „Staatskunst" und 
„Kriegshandwerk" (Gerhard Ritter) nicht miteinander harmonieren: „1914 waren 
die Strategen zu sorglos; 1939 hielten sie sich zu sehr im Hintergrund. 1914 brann­
ten die Militärs aller Länder auf Krieg; 1939 hatten sie (selbst in Deutschland) so vie­
le böse Ahnungen, daß sie ihr Urteilsvermögen an die politische Führung abtraten. 
1914 hatte es eine Strategie, aber keine Politik gegeben, 1939 gab es zwar eine Poli­
tik, aber keine Strategie" (S. 367). 

Im Verlauf des Zweiten Weltkrieges schlug nun die Stunde der Vereinigten Staaten 
von Amerika. Immer maßgeblicher traten sie auf den Plan und gaben bereits vor ih­
rer Intervention in das militärische Ringen mit der Atlantik-Charta am 14. August 
1941 ihren universalen Führungsanspruch zu erkennen. Damit hat Kissinger sein be­
vorzugtes Thema erreicht, das er direkt und indirekt niemals aus den Augen verliert, 
wenn er die Geschichte der Staatenwelt seit dem 17. Jahrhundert durchstreift: 

„Jedes Jahrhundert scheint, gleichsam einem Naturgesetz folgend, ein Land her­
vorzubringen, das die Macht, den Willen, den intellektuellen und den moralischen 
Impetus hat, das internationale System nach seinen Wertvorstellungen zu gestalten. 
Im siebzehnten Jahrhundert entstand in Frankreich unter Kardinal Richelieu das mo­
derne Konzept internationaler Beziehungen, ein Konzept, das auf dem Nationalstaat 
gründete und von nationalem Interesse als oberstem Ziel getragen war. Im achtzehn­
ten Jahrhundert entwickelte sich in Großbritannien die Idee des Gleichgewichts der 
Kräfte, die für Europas Diplomatie in den nächsten zweihundert Jahren ausschlagge­
bend sein sollte. Im neunzehnten Jahrhundert stellte Metternichs Österreich das Eu­
ropäische Konzert wieder her, und Deutschland, das es unter Bismarck erneut zer­
störte, verwandelte die europäische Diplomatie in ein kaltblütiges machtpolitisches 
Spiel. Kein Land hat die internationalen Beziehungen des zwanzigsten Jahrhunderts 
so entscheidend und gleichzeitig so ambivalent beeinflußt wie die Vereinigten Staa­
ten" (S. 12). 
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Bis zum Beginn dieses amerikanischen Jahrhunderts registriert Kissinger, ohne ge­
genläufige Tendenzen zu übersehen, eine Dominanz des Isolationismus in der ameri­
kanischen Außenpolitik. Danach geriet das Land vor dem Hintergrund einer sich ra­
pide globalisierenden Entwicklung der Staatenwelt im Verlauf von zwei Präsident­
schaften auf sehr gegensätzliche Art und Weise intensiv, ja sogar massiv mit der inter­
nationalen Politik in Berührung, nämlich denen Theodore Roosevelts und Woodrow 
Wilsons. Unter Hintanstellung von Tatsachen, die - beispielsweise im Hinblick auf 
Wilsons karibische Machtpolitik - dem entworfenen Bild widersprechen, porträtiert 
Kissinger in der Einleitung zu seinem Werk die jeweilige Außenpolitik dieser beiden 
Präsidenten; als antagonistische Prinzipien werden sie gegenübergestellt und mitein­
ander verglichen: 

„Roosevelt war ein versierter Analytiker des Gleichgewichts der Kräfte. Er be­
stand darauf, daß sein Land Verantwortung im Weltgeschehen übernehmen müsse, 
weil das nationale Interesse dies erforderlich mache und weil, darüber hinaus, ein in­
ternationales Gleichgewicht ohne Mitwirken der USA nicht mehr vorstellbar sei. 
Wilsons Überlegungen hingegen trugen messianische Züge. Amerikas Verpflichtung, 
so meinte er, bestehe nicht gegenüber dem Gleichgewicht der Kräfte, sondern in der 
Verbreitung seiner Grundsätze in der Welt, und so übernahmen die Vereinigten Staa­
ten unter Wilson denn auch eine Schlüsselposition in der Weltpolitik. Seitdem waren 
vom nordamerikanischen Kontinent Grundsätze zu vernehmen, die zwar für Ameri­
kaner kaum mehr als Binsenwahrheiten darstellten, in den Augen der Diplomaten 
der Alten Welt aber gleichwohl einen revolutionären Aufbruch signalisierten: Der 
Friede hänge von der Verbreitung der Demokratie, nicht vom Gleichgewicht der 
Kräfte ab; Staaten seien nach denselben ethischen Kriterien zu beurteilen wie Indivi­
duen; außerdem sei es von nationalem Interesse, sich einem weltweit gültigen 
Rechtssystem anzuschließen" (S. 26). 

Keinen Zweifel läßt Kissinger daran, wessen Grundsätze am Ende des Säkulums 
den Sieg davongetragen haben - diejenigen Wilsons nämlich. Das ist, wenn man die 
Präferenzen des Autors in Betracht zieht, analytisch ein beachtliches Resultat: Sach­
lich und gerecht, ja anerkennend werden Wilson und der Wilsonianismus gewür­
digt. Natürlich entgeht dem Leser nicht, daß die Neigung des Verfassers der von 
Theodore Roosevelt verkörperten Tradition gehört, die er schließlich in Richard Ni­
xons kalkulierter und gemäßigter Machtpolitik der globalen Balance wiederentdeckt: 
Eben diese aber trug die Handschrift von Dr. Kissinger. 

Gleichwohl gibt seine Darstellung der amerikanischen Außen- und Weltpolitik im 
20. Jahrhundert, vom Eintritt des Landes in den Ersten Weltkrieg unter Woodrow 
Wilson über seine Hinwendung zum Interventionismus unter Franklin D. Roosevelt 
bis zur Übernahme der Weltmachtrolle während des Kalten Krieges aufschlußreich 
zu erkennen, daß es stets das moralische Vermächtnis von Wilson war, das letztlich 
dominierte, zumindest aber elementare Wirkung ausübte. Daß die Amerikaner sich 
während des Zweiten Weltkrieges und auch danach nicht, wie Stalin und Churchill 
es vorzogen, auf die Festlegung von Einfluß- und Interessensphären einließen, hing 
mit diesem für sie verpflichtenden Politikverständnis wesentlich zusammen: Die 
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Auseinandersetzung mit der Sowjetunion erschien ihnen durchgehend „als ein Wett­
kampf zwischen Gut und Böse", in dem es um das Ganze ging und der daher „nichts 
mit politischen Einflußsphären zu tun habe" (S.478). 

Selbstverständlich schoben sich im Zuge der Containment-Strategie Elemente der 
überlieferten Machtpolitik immer stärker in den Vordergrund; die verhaßte Theorie 
vom ausbalancierenden Kräftegleichgewicht wurde zur mächtigen Realität. Die Idee 
freilich, die das amerikanische Selbstverständnis beseelte, war und blieb eine ganz 
und gar andere, und daher wurde die Politik der Eindämmung den Amerikanern 
auch ganz und gar anders verkündet: Ihr Ziel liege nun einmal nicht darin, eine dau­
erhafte Übereinkunft mit den Sowjets zu finden, sondern diese zu bekehren, sich 
nicht mit diesen durch Länderschacher zu arrangieren, sondern sie durch Überzeu­
gung für sich zu gewinnen. 

Zuweilen erinnert einen dieser spezifische Aspekt des amerikanischen Selbstver­
ständnisses im Kalten Krieg an ein grundlegendes Mißverständnis, dem Großbritan­
nien im Vorfeld des Ersten Weltkrieges unterlag: Während die liberalen Imperiali­
sten um Außenminister Grey und die britische Öffentlichkeit die Balance of Power 
traditionellerweise als das leitende Prinzip der äußeren Politik ihres Landes ansa­
hen, betrieben sie tatsächlich schon längst nichts anderes als Entente- und Allianzpo­
litik - mit Frankreich und Rußland zusammen gegen Deutschland. Aber das taten 
sie, in der Regel jedenfalls, nicht beabsichtigt und machiavellistisch, indem sie „Je­
sus Christus sagten" und „Kattun meinten". Nein, sie waren, obwohl längst Gefan­
gene ihrer Bündnisse, einfach nach wie vor fest davon überzeugt, als Herren des Ver­
fahrens das europäische Gleichgewicht zu hüten24. 

Im Kalten Krieg handelten die auf die Regeln der Macht angewiesenen, aber den 
Prinzipien der Moral verpflichteten Amerikaner dem durchaus vergleichbar, sieht 
man beispielsweise einmal von dem klugen, ja gerissenen Dean Acheson ab, der 
seine klassische Politik des Gegengewichts ganz gezielt mit Wilsonscher Termino­
logie vertrat. In der Regel aber mischte sich beides untrennbar miteinander. Ameri­
kanischer Überzeugung nach ging es eben, wenn das Land kriegerische Auseinan­
dersetzungen zu bestehen und weltweite Anstrengungen zu tragen hatte, eher um 
demokratische Prinzipien als um machtpolitische Interessen. Das Resultat fiel vor­
teilhaft aus: Die in ihrer Art einzigartige Verteidigungsorganisation der N A T O 
ruht gleichzeitig auf beiden Pfeilern. Den globalen Sieg über die Sowjetunion ver­
mochten die Vereinigten Staaten von Amerika davonzutragen, weil Macht und Mo­
ral sich ergänzten, weil nicht zuletzt die selbstgenügsame Neigung des amerikani­
schen Exzeptionalismus seiner missionarischen Tendenz regelmäßig untergeordnet 
wurde. 

Die Überzeugung von der Vortrefflichkeit, ja Singularität der eigenen Existenz 
konnte, wie ein Jahrhundert zuvor im Fall der britischen Weltmacht, auch dazu füh­
ren, sich im Sinne von John Quincy Adams darauf zu beschränken, den anderen Völ-

24 Vgl. dazu Christel Gade, Gleichgewichtspolitik oder Bündnispflege? Maximen britischer Außen­
politik 1909-1914, Diss. Bonn 1994. 
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kern lediglich das Beispielhafte der amerikanischen Existenz vorzuleben, nicht aber 
zu militärischen Kreuzzügen aufzubrechen und in fernen Ländern „Ungeheuer zu 
vernichten" (S.31). Die Vereinigten Staaten von Amerika wurden ihrer weltge­
schichtlichen Rolle, alles in allem jedenfalls, gerecht, weil sie erkannten und empfan­
den, daß sie durch Untätigkeit Selbstgefährdung heraufbeschwören und durch Absti­
nenz Risiken erhöhen konnten, die zukünftig nur noch sehr aufwendig oder gar nicht 
mehr zu beheben sein würden. 

Weil ihre Weltanschauung also Realität besaß, war den Amerikanern klar, warum 
sie sich den Anstrengungen der Machtpolitik nicht entziehen durften. „Der kalte 
Krieg. Solange es den gab", bekennt der kleinbürgerliche Harry Angstrom im letz­
ten Band von John Updikes amerikanischer Tetralogie, der „Rabbit in Ruhe" über­
schrieben ist, „wußte man wenigstens, warum man morgens aufstand"25. Eben die­
ses unschwer zu ironisierende Selbstverständnis, nämlich den Sinn, Amerikaner zu 
sein, in der Existenz des Kalten Krieges zu erblicken, erscheint Henry Kissinger als 
die nicht versiegende Quelle der amerikanischen Regenerationsfähigkeit: Auch oder 
gerade nach dem katastrophalen Debakel von Vietnam „erlangte Amerika sein 
Selbstvertrauen wieder" (S. 773). 

Der sowjetische Kontrahent dagegen versagte vor der Übermacht seiner eigenen 
Kraft, erstickte unter dem Panzer seiner militärischen Überrüstung, erlag der Bürde 
seiner globalen Überanstrengung, denn er besaß keine moralischen Reserven, son­
dern nur eine blutleere Ideologie. 

„Die Vereinigten Staaten engagierten sich in Vietnam, um etwas aufzuhalten, was 
in ihren Augen eine zentral gesteuerte kommunistische Verschwörung war, und erlit­
ten Schiffbruch. Aus diesem Fehlschlag der USA zogen die Sowjets genau den 
Schluß, den die Vertreter der Dominotheorie befürchtet hatten: daß nämlich das hi­
storische Kräfteverhältnis sich zu ihren Gunsten verschoben habe. Folglich versuch­
ten sie, im Jemen, in Angola, in Äthiopien und schließlich auch in Afghanistan Fuß 
zu fassen. Dabei mußten sie allerdings feststellen, daß geopolitische Realitäten nicht 
nur für kapitalistische, sondern auch für kommunistische Gesellschaften gelten. Da 
die sowjetische Gesellschaft jedoch weniger flexibel als die amerikanische war, führ­
te diese Überanstrengung nicht zu einer Katharsis wie in den USA, sondern zur Auf­
lösung" (S. 773). 

Ursprünglich einmal war Rußland wie die Vereinigten Staaten von Amerika davon 
überzeugt, „einen außergewöhnlichen Staat geschaffen zu haben" (S. 149), sah sich 
„eher als einen ,Auftrag', weniger als einen Staat: als ein Gebilde jenseits geopoliti-
scher Maßstäbe also, vorangetrieben vom Glauben, zusammengehalten von Waffen" 
(S. 150). Sein „leidenschaftliches Sendungsbewußtsein" (S. 150) übertrug sich nach 
der bolschewistischen Revolution auf den jungen Sowjetstaat, der jede überkomme­
ne Außenpolitik durch globale Revolution überflüssig zu machen gedachte. Doch 
ebenso wie das in der Mitte des 19. Jahrhunderts den anderen Mächten in nahezu je­
der Hinsicht, politisch, wirtschaftlich und zivilisatorisch, enteilte Großbritannien 

25 John Updike, Rabbit in Ruhe, Reinbek bei Hamburg 1992, S.452. 
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am Ende des Säkulums von der europäischen Machtpolitik wieder eingeholt wurde26 

und wie die Vereinigten Staaten von Amerika in der zweiten Hälfte dieses Jahrhun­
derts die schmerzliche Erfahrung machen mußten, daß ihre geopolitische Unver­
wundbarkeit und ihre moralische Unantastbarkeit gleichzeitig schwanden, so hatte 
auch die Sowjetunion die Lektionen der „Geopolitik" zu lernen: Stalin unterzog 
sich dieser Aufgabe so gründlich wie keiner vor ihm. Ja im letzten gab er sich ihr so 
radikal hin, daß die Praxis des inneren Terrors und das Streben nach äußerer Sicher­
heit alles andere, was einen Staat ausmacht, zerstörten. Die Sowjetunion war, wie 
sich an ihrem Ende herausstellte, reformunfähig, weil ihr System nicht an Proble­
men litt, die zu beseitigen waren, sondern weil ihr Problem das System war, das 
nicht zu beheben, sondern nur zu beseitigen war. Als die Vereinigten Staaten von 
Amerika den bilateralen Wettbewerb schließlich verschärften, da zeigte sich der ma­
rode Koloß dem in politischer und ideologischer, in militärischer und wirtschaftli­
cher Hinsicht einfach nicht mehr gewachsen. Von „den beiden Polen der politischen 
Welt", Amerika und Rußland, die der radikale Demokrat Julius Fröbel schon 1855 
in seinem amerikanischen Exil als die maßgeblichen Kräfte der Staatenwelt kenn­
zeichnete27, blieben vorläufig nur noch die Vereinigten Staaten als tatsächliche Welt­
macht übrig, während die Sowjetunion zusammenbrach - ohne darüber zu verken­
nen, daß Rußland nach wie vor eine große Macht in der Welt darstellt. 

III. 

Betrachtet man Kissingers großes Werk über die Geschichte der Staatskunst im Wan­
del der Jahrhunderte, das - beispielsweise im Hinblick auf den Koreakrieg, die Suez­
krise, den Ungarnaufstand, die Berlinkrise und die Kubakrise (die auffällig knapp ab­
gehandelt ist) - im einzelnen gar nicht gewürdigt werden kann, insgesamt, so stehen 
einem die Vorzüge des Buches vor Augen. Sie liegen vor allem in den überzeugen­
den Analysen der säkularen Entwicklungen des 20. Jahrhunderts, die zu weiteren 
Fragen und Forschungen anregen. Zwei Beispiele sollen das Festgestellte exempla­
risch verdeutlichen: 

1. In einem originellen Maße aufschlußreich erscheint die Interpretation der Ge­
schichte des Kalten Krieges. Die „Qualen der Eindämmungspolitik", die ihrem „Er­
folg" (S. 477) vorausgegangen sind, begreift er dabei als die unumgänglichen Folgen 
einer amerikanischen Fehleinschätzung der globalen Lage im großen Stil. Weil man 
sich im Jahre 1945, als die Vereinigten Staaten über das Atomwaffenmonopol verfüg­
ten, für schwach hielt, eröffnete man nicht die erforderlichen Verhandlungen mit den 
Sowjets über die künftige Weltordnung. Damit wurde eine weltgeschichtliche Chan-

26 Klaus Hildebrand, Die britische Europapolitik zwischen imperialem Mandat und innerer Reform 
1856-1876, Opladen 1993, S. 26-27. 

27 Zit. nach Werner Link, Historische Kontinuitäten und Diskontinuitäten im transatlantischen Ver­
hältnis - Folgerungen für die Zukunft, unveröffentl. MS, S. 7. 
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ce verpaßt, was Folgen hatte, die nur mit äußerster Mühe revidiert werden konnten: 
Daß dies schließlich gelungen ist, darf beileibe nicht als selbstverständlich gelten, 
sondern wirkt eher unwahrscheinlich. Denn in der Regel sind vorteilhafte Gelegen­
heiten, die in der äußeren Politik nicht genutzt worden sind, als unwiederbringlich 
vergangen anzusehen. 

2. Besonders zu überzeugen vermag zudem die weltgeschichtliche Darstellung 
Kissingers über die amerikanisch-sowjetisch-chinesischen Beziehungen zu Beginn 
der siebziger Jahre des 20. Jahrhunderts. Damals rief Präsident Nixon, wenn es er­
laubt ist, das berühmte Wort von George Canning abzuwandeln, die chinesische 
Welt in das internationale Leben zurück, um die russische einzudämmen und die 
amerikanische in Manövriervorteil zu versetzen. Vor dem Hintergrund des im Febru­
ar 1973 veröffentlichten amerikanisch-chinesischen Kommuniques, das dasjenige von 
Shanghai aus dem Februar 1972 fortsetzte, ja intensivierte und eine Entente beider 
Staaten mit weitreichenden, gegen Rußland gerichteten Konsequenzen vereinbarte, 
stellt Kissinger über die von den USA im demokratischen Massenzeitalter des 
20. Jahrhunderts verfolgte klassische Gleichgewichts- und Geheimpolitik der Verei­
nigten Staaten fest: 

„In einem im Februar 1973 veröffentlichten Kommunique vereinbarten China und 
die USA, gemeinsam (im Shanghai-Kommunique hatte es noch ,in getrennter Ver­
pflichtung' geheißen) gegen den Versuch eines jeden Landes, die Welt -Herrschaft 
(statt lediglich ,über Asien') zu ergreifen, Widerstand zu leisten (anstelle des 
schwächeren Ausdrucks ,sich entgegenzustellen'). In knapp anderthalb Jahren hat­
ten sich die chinesisch-amerikanischen Beziehungen von krasser Feindschaft und 
Abschottung in ein Bündnis gegen die alles überragende Bedrohung verwandelt" 
(S.804). 

Was aber die chinesischen Staatsmänner anging, die wie eh und je in der großen 
Tradition ihres ganz auf sich bezogenen, sich selbst genügenden Reiches handelten, 
so entdeckt Kissinger ihr Motiv für das Arrangement mit den Amerikanern in eben 
jenen maßgeblichen Erfahrungen aus der lebendigen Vergangenheit des oftmals 
schwer geprüften, aber kaum bezwingbaren Landes, welche die Staatskunst seiner 
Gegenwart nach wie vor prägten: „Jahrhundertelang hatte das Reich der Mitte seine 
Sicherheit dadurch bewahrt, daß es weit entfernte Barbaren gegen unmittelbare 
Nachbarn ausspielte. Mao, tief besorgt angesichts des sowjetischen Expansions­
drangs, wandte diese Strategie nun auch bei der Öffnung Chinas gegenüber den Ver­
einigten Staaten an" (S. 805). 

Es erinnert fast an die Diplomatie Otto von Bismarcks, daß und wie es der ameri­
kanischen Führung gelungen war, „zu beiden kommunistischen Giganten", die sich 
Ende der sechziger Jahre bis hin zu kriegerischen Grenzgefechten feindlich belauer­
ten, ein jeweils „engeres Verhältnis" herzustellen, „als diese untereinander" (S. 805) 
hatten. 

Darüber hinaus bestechen immer wieder jene historischen Einsichten, die der Au­
tor den eingehend betrachteten Tatsachen regelmäßig abzugewinnen versteht und 
die trotz oder gerade aufgrund ihrer evidenten Verbindung mit dem historisch Kon-
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kreten zeitenthobene Qualität besitzen. Wiederum mögen zwei Beispiele illustrieren, 
was gemeint ist: 

1. Mit der ihm eigenen vorurteilsfreien Unbelastetheit gelangt der Autor zu Ein­
schätzungen, die, gerade weil sie so plausibel sind, die Überzeugungen vieler zünfti­
ger Historiker, in Deutschland zumal, herausfordern. Mit kritisch abwägendem 
Blick auf die Geschichte des 20. Jahrhunderts stellt er über ein Grundproblem der 
Historiographie schlechthin, über das Verhältnis zwischen „lebendigen Persönlich­
keiten" und „allgemeinen Zuständen" (Leopold Ranke) nämlich, bis zur Unwider­
legbarkeit einleuchtend fest: „Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, daß gerade 
das zwanzigste Jahrhundert, das Zeitalter des Volkswillens und der überindividuel­
len Kräfte, so entscheidend von wenigen Einzelfiguren geprägt worden ist und daß 
die größte Katastrophe dieses Jahrhunderts möglicherweise durch die Beseitigung ei­
ner einzigen Person hätte vermieden werden können" (S. 370). 

2. So gründlich wie nur wenige Zeitgenossen hat Kissinger über die letztlich wohl 
unergründliche, die Geschichte insgesamt bewegende Allgegenwart der Macht nach­
gedacht. Ihre Existenz präsentiert sich, durch die Zeiten hindurch und jeweils in ih­
nen, freilich niemals allein, wie Kissingers klassischer, vornehmlich am Politischen 
und Militärischen orientierter Machtbegriff annimmt, der Tendenz nach in einem 
einzige Gewande, sei dieses nun theologisch, psychologisch oder ökonomisch zuge­
schnitten. Macht tritt vielmehr proteushaft auf. Möglicherweise beschreibt diese ein­
fache Tatsache eine zentrale Voraussetzung für ihren immerwährenden Bestand und 
ihre zeitlose Beschaffenheit. 

Vor diesem Hintergrund mögen gewisse Regeln, die in der Auseinandersetzung 
mit diesem rätselhaften Phänomen nicht ohne Schaden zu mißachten sind, einsichtig 
werden: Allem voran macht sein durchgehend doppeldeutiger Charakter jede politi­
sche Entscheidung alles andere als leicht, weil diese nicht selten als die Wahl „zwi­
schen zwei Unmöglichkeiten"28 erscheint, was wiederum nur die „Normallage" des 
Geschichtlichen überhaupt beschreibt. Dessenungeachtet steht für Kissinger dies 
fest: Macht, zu welchem Zweck sie auch immer vorhanden ist, erfordert, um für alle 
Fälle gewappnet zu sein, Gegenmacht. Im Hinblick auf die schwankende Haltung 
der Briten und Franzosen in den dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts gegenüber 
Hitlers Deutschland, dessen Ziele geraume Zeit als uneindeutig galten, folgert er da­
her zwingend: „Der Westen brauchte nicht über Hitlers Motive zu rätseln, er mußte 
sich vielmehr um ein Gegengewicht für das wiedererstarkte Deutschland kümmern" 
(S.321). 

Ja, der Autor reflektiert das durch und durch enigmatische Phänomen der Macht 
immer wieder und dringt bis zu jenem Punkt ihrer Erscheinung vor, an dem ihre 
überlieferte Bestimmung, sie nämlich zur Durchsetzung des nationalstaatlichen Wil­
lens zu benutzen, in das beinahe lähmende Gegenteil umschlägt. Mit anderen Wor­
ten: Die atomaren Giganten sahen und sehen sich in zentralen Bereichen ihrer Exi­
stenz zur Bewegungslosigkeit verurteilt, waren schlicht zum Frieden gezwungen, 

28 Martin Walser, Die Verteidigung der Kindheit, Frankfurt am Main 1991, S.73. 
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wollten sie nicht den sich gegenseitig tötenden Skorpionen in der Flasche gleichen. 
„Da sich politische Macht vormals nur in eher kleinen Schritten steigern ließ, war je­
der territoriale Zugewinn von strategischer Bedeutung. Die Vorstellung, daß ein Staat 
eines Tages über mehr Macht verfügen könnte, als sich mit rationalen politischen 
Zwecken vereinbaren ließ, wäre absurd erschienen. Doch genau das war der Fall im 
Atomzeitalter . . . Die Atomwaffen schufen eine Risikoschwelle, die ein halbes Jahr­
hundert lang den Frieden bewahrte" (S. 662). 

Weit über seine analytische Kapazität, seine interpretatorische Qualität und seine 
Fülle an maximenhaften Einsichten hinaus liegt schließlich der eigentliche Vorzug 
dieses Buches darin, daß Kissinger, im Bewußtsein des aller Geschichte innewohnen­
den tragischen Grundzugs, das Janusgesichtige, Unvollendbare, Relative ihrer Exi­
stenz umfassend versteht und sichtbar macht. Weil Kapitel für Kapitel und Seite für 
Seite erkennbar wird, daß alles in der Historie seinen Preis hat und nichts umsonst 
ist, schärft seine Darlegung den Blick für das Bedingte der Zustände. Ohne damit 
auch nur entfernt für irgendeine Form der im Gegenteil als verhängnisvoll abgelehn­
ten Tatenscheu zu plädieren, bewahrt ein solches Selbstverständnis vor der Verfüh­
rung, schlichten Erklärungen und Lösungen für Kompliziertes zu erliegen. 

Macht, so lautet die Philosophie dieser großen Darstellung, ist immer relativ, sie 
umfaßt die eigene Stärke ebenso wie die Schwäche der anderen und vice versa. Sie be­
inhaltet mithin auch die Erkenntnis des Tatbestandes, daß andere durchaus gewinnen 
können, ohne daß man selber alles oder zu viel verliert. Solche Relativität der Macht 
fand beispielsweise darin ihren Ausdruck, daß Spaniens - von Kissinger nicht behan­
delter - sogenannter Niedergang in der frühen Neuzeit sich etappenweise und all­
mählich vollzog. Gewiß mußte sich Philipp II. 1559 im Frieden von Cateau-Cambré-
sis mit seinem französischen Widersacher in gewissem Sinne vergleichen und konnte 
dennoch die eigene Vormacht bekräftigen; hundert Jahre später, im Pyrenäenfrieden, 
sah das der Tendenz nach schon ganz anders aus. Dazwischen liegt aber immerhin 
ein gesamtes Jahrhundert, in dem Europa, von der kolonialen Welt einmal ganz zu 
schweigen, Spanien doch weitgehend als Hegemonialmacht wahrnahm. 

Und daß Frankreichs - von Kissinger gleichfalls im einzelnen nicht behandelter -
relativer Niedergang zwischen dem Ende des Spanischen Erbfolgekrieges (1714) 
und dem Beginn der Großen Revolution (1789), die so rasch in den erneuten, nun­
mehr freilich aus anderen Kräften gespeisten Aufstieg des Landes unter Napoleon I. 
einmündete, von dem auf die eigene Suprematie bedachten Staat krasser empfunden 
wurde als von dessen Nachbarn, hatte nicht zuletzt mit dem getrübten Wahrneh­
mungsempfinden des gedemütigten Hegemon zu tun: Weil die Franzosen nicht sa­
hen, was sie immer noch hatten und immer noch waren, sondern nur auf das blick­
ten, was sie verloren und andere gewonnen hatten, kamen ihnen die Verluste über­
groß vor. Nicht zuletzt durch dieses gründliche Mißverständnis der eigenen Position 
und der auswärtigen Verhältnisse geriet die Regierung in tiefen Mißkredit, der unter 
anderen zu den Ursachen der Revolution zählt. 

Eines der vornehmsten Anliegen also, die Kissinger mit seiner Geschichtsschrei­
bung verfolgt, liegt darin, den Blick für Maß und Grenzen zu schärfen, den konstitu-
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tiven Zusammenhang der für die Ausbildung der Staatsräson entscheidenden Ele­
mente ihrer Existenz nicht aus den Augen zu verlieren, über mächtigen Ingredien­
zen der Macht, wie beispielsweise der Ökonomie und der Rüstung, nicht die wesent­
liche autonome Kraft des Politischen zu vergessen: Diese beschreibt letztlich, ohne 
die Wirkungsmacht anderer Faktoren zu verkennen, das im Rahmen der Staatenwelt 
Erhebliche. Zentral hat sie mit „einer gewissen moralischen Herrschaft" zu tun, die 
der preußische General und Militärtheoretiker Georg Friedrich von Tempelhoff be­
reits zeitgenössisch in seinem Urteil über das friderizianische Preußen im Siebenjäh­
rigen Krieg als wesentlich hervorhob29. „Ein großes Volk", so hat Leopold Ranke 
diesen zentralen Tatbestand der Geschichte einmal umschrieben, „sowie ein selbstän­
diger Staat, werden nicht allein daran erkannt, daß es seine Feinde von den Grenzen 
abzuwehren wisse. Die Bedingung seiner Existenz ist, daß er dem menschlichen Gei­
ste einen neuen Ausdruck verschaffe, ihn in neuen, eigenen Formen anspreche und 
ihn neu offenbare. Das ist sein Auftrag von G o t t . 3 0 

In der erwähnten grundlegenden Debatte über Aufstieg und Fall großer Reiche in 
der Weltgeschichte bezieht Kissinger in diesem Sinne eine außerordentlich reflektier­
te, eine eminent historische Position. Für ihn steigen weder Mars noch Merkur, sei es 
allein oder auch gemeinsam, zu Herren der Geschichte auf. Deren Wesen läßt sich 
eben nicht auf das Ökonomische und Militärische reduzieren, sondern liegt letztlich 
im Politischen und Moralischen begriffen. Dauerhaft bleibt daher nur Clios Ein­
sicht, daß für die Ewigkeit bauen zu wollen ebenso eine Torheit darstellt wie es 
gleichwohl zum Auftrag der großen Mächte gehört, der Anarchie entgegenzuwir­
ken. Die Existenzkurven der Staaten wiederum sind abhängig von den in ihnen je­
weils spezifische Gestalt annehmenden Elementen des Politischen und Moralischen, 
des Militärischen und Wirtschaftlichen, des Zivilisatorischen und Gesellschaftlichen. 
Eher harmonierend oder stärker auseinanderklaffend, bestimmt - in der Auseinan­
dersetzung mit den anderen Kräften der Weltpolitik - das Verhältnis dieser Poten­
zen zueinander über das vorwaltende Bewegungsgesetz einer Macht ebenso wie 
über deren historischen Rang in einem überschaubaren Zeitraum der Geschichte. 

IV. 

Bleibt abschließend zu fragen, wo die Grenzen und Defizite dieses - trotz aller im 
einzelnen zu übenden Kritik - bedeutenden Geschichtswerkes liegen. Es sind vor al­
lem sechs zentrale Probleme, die als offene Fragen zurückbleiben: 

1. Die durch mannigfache Ungleichgewichte politischer und wirtschaftlicher, zivi­
lisatorischer und militärischer Natur ohnehin aufgespaltene Welt der Zwischen-

29 Zit. nach Johannes Kunisch, Das Mirakel des Hauses Brandenburg. Studien zum Verhältnis von Ka­
binettspolitik und Kriegführung im Zeitalter des Siebenjährigen Krieges, München/Wien 1978, S. 80. 

30 Leopold von Ranke, Frankreich und Deutschland (1832), in: Ders., Zur Geschichte Deutschlands 
und Frankreichs im 19. Jahrhunden, Leipzig 1887, S.73. 
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kriegszeit des 20. Jahrhunderts litt ganz maßgeblich daran, daß das Wertebewußtsein 
der besitzenden und der nichtbesitzenden, der saturierten und der hungrigen Staaten 
und Völker, in Europa zumal, zunehmend mehr aber auch in der sich emanzipieren­
den kolonialen und halbkolonialen Welt, unvereinbar weit auseinanderklaffte. Das 
durch und durch vernünftige Vorbild der angelsächsischen Wirtschaftsbürgergesell­
schaften vermochte, im letzten, die revolutionären „Have Nots" wie Italien, Japan 
und Deutschland nicht zu überzeugen; diese schlugen vielmehr eigene und andere, 
riskante, ja unvernünftige Wege ein, die im Krieg endeten. Die von der beinahe er­
drückenden Vorbildlichkeit der reichen merkantilen Staaten ausgehende Botschaft, 
die mit scheinbar unausweichlicher Plausibilität dazu anhielt, ihre zutiefst rationalen 
Grundsätze zu übernehmen, gelangte nicht an ihr Ziel. Die Habenichtse zeigten sich 
einfach nicht überzeugt von ihr. Im Gegenteil, die Besitzenden kamen ihnen mehr 
und mehr als wohlfeile Beuteobjekte vor, denen sie unter Androhung und schließ­
lich Benutzung von Waffengewalt zu Leibe rückten. Warum das so war, wirft ein 
Grundproblem der Staatenwelt überhaupt auf: Ein über Macht und Moral, über das 
Kräftegleichgewicht und die Legitimität so intensiv nachdenkender Historiker wie 
Kissinger hätte sich, das jedenfalls wünscht man sich als Leser, dieses zentralen Pro­
blems annehmen sollen, zumal seine bevorzugte, fruchtbare Methode, die histori­
sche Analogie aufzudecken, die Verbindung mit unserer Zeit geradezu aufdrängt. 
Stellen Kriege, die manchen Staaten vor dem Hintergrund eines gewissen Entwick­
lungsniveaus völlig überflüssig erscheinen, weil sie selbst dem Sieger mehr Schaden 
zufügen als Vorteil einbringen, für zivilisatorisch Unterlegene, für politisch Gedemü­
tigte, für blind Verzweifelte nach wie vor einen Ausweg aus ihrer Misere dar, der ei­
ner Flucht nach vorn gleicht? 

2. Prima vista verwundert registriert man, daß Kissinger einem existentiellen Pro­
blem unserer Zeit kaum, höchstens indirekte Beachtung schenkt. Gemeint ist die 
Frage, inwieweit parlamentarisch oder demokratisch verfaßte Staaten zur imperialen 
Aufgabe befähigt sind. Für die britische Geschichte des ausgehenden 19. und des be­
ginnenden 20. Jahrhunderts besaß dieses umstrittene Thema eine geradezu schicksal­
hafte Bedeutung. Grundlegend wurde darüber debattiert, ob sich das Weltreich im­
mer noch von Westminister aus regieren lasse oder ob nicht in Parallele zum römi­
schen Vorbild das Imperium einen „Cäsar", das heißt eine Konzentration der inne­
ren Macht unumgänglich erfordere. 

Doch was beispielsweise Joseph Chamberlain und Lord Milner beschäftigte und 
was schließlich, alles in allem sogar vollständig, am vitalen Selbstbehauptungsvermö­
gen des etablierten Parlamentarismus scheiterte, veranlaßt Kissinger weder zu histo­
rischen Betrachtungen über die parlamentarische Weltmacht Großbritannien noch 
zu gegenwartsbezogenen Erörterungen über die imperiale Republik Amerika. Es 
mag sein, daß er in der demokratisch legitimierten Stärke und der darauf beruhen­
den Handlungsfreiheit des Präsidentenamtes in seinem Land, dessen Möglichkeiten 
er, wohl zu Recht, als gewaltig einschätzt, die Antwort auf diese Grundfrage zum 
Verhältnis von inneren Zuständen und äußerer Politik, von Libertas und Imperium 
erblickt, mehr noch: daß er das katastrophale Versagen der totalitär verfaßten Sowjet-
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union als die eigentliche Antwort der Geschichte empfindet. Dessenungeachtet ver­
mißt man eine Auseinandersetzung Kissingers mit diesem die Moderne, ja die Histo­
rie überhaupt durchziehenden Grundproblem. 

3. Eine problematische Herausforderung für freiheitlich verfaßte Staaten liegt in 
der Versuchung, im Verlauf einer Auseinandersetzung mit ihren unfreien Gegnern 
nicht nur deren Methoden zu übernehmen, sondern sich auch deren Gestalt anzu­
gleichen. Dazu sieht man sich, so jedenfalls kann es leicht scheinen, förmlich ge­
zwungen, will man nicht durch Unterlassung tödliche Gefahr heraufbeschwören. 
Darüber hätte man von Kissinger, der sich mit dem Verhältnis von Handlungszwang 
und Handlungsfreiheit immer wieder auseinandergesetzt hat, in bezug auf eine der 
großen, in seinem Buch gar nicht erwähnten Grundentscheidungen gerne Näheres 
erfahren, welche die Vereinigten Staaten von Amerika im Zweiten Weltkrieg gefällt 
haben und von deren Auswirkungen die Nachkriegszeit folgenreich geprägt wurde. 

Von der Wende des Jahres 1942/43 an reduzierten die Amerikaner ihr sogenanntes 
„Victory-Program" vom Juli 1941, das den Aufbau eines Massenheeres von 
215 Divisionen vorgesehen hatte, auf schließlich 89 Divisionen; sie verlagerten das 
Schwergewicht ihrer Rüstung auf die See- und Luftstreitkräfte. Damit machte sich 
das Land, ob es wollte oder nicht, von der stalinistischen Sowjetunion abhängig. Ge­
tragen wurde diese Neuorientierung der amerikanischen Strategie nicht zuletzt auch 
von der tiefen Besorgnis, dem verhaßten Feind ähnlich zu werden, also zu einem 
„Garnisonsstaat"31 zu verkommen. Der Preis dafür lag aber in einer erheblichen Auf­
wertung der Sowjetunion, auf deren Wohlwollen man vertraute. Die Frage also, in­
wieweit eine große Macht es sich im Verlauf eines Weltkrieges erlauben kann, aus 
Angst davor, „Sparta" zu werden, die eigene Rüstung in spezifischer Hinsicht zu be­
grenzen, oder ob sie dies aus ihrem Verständnis heraus, „Athen" bleiben zu wollen, 
sogar tun muß, beschreibt das prinzipielle Verhältnis von Strategie und Demokratie, 
von äußerer und innerer Selbstbehauptung einer Nation. Kissingers Urteil dazu hät­
te den Leser gewiß interessiert. 

4. Bedauerlich ist, daß der Autor sich zu einer anderen, beinahe lebenswichtigen 
Frage unseres Jahrhunderts, der er als Präsidentenberater und Außenminister auf 
Schritt und Tritt begegnet ist, nur sehr sparsam äußert, nämlich über die Wechselwir­
kung von veröffentlichter Meinung und äußerer Politik. Gewiß, er verspottet in die­
sem Zusammenhang den „kleinen" Napoleon, den fahrig eitlen Kaiser der Franzo­
sen, weil er ohne erkennbare Konzeption „ganz im Stile mancher heutigen Politiker, 
die ihre Erfolge an der Reaktion in den Abendnachrichten messen" (S. 140), seine 
Außenpolitik betrieben habe: „Napoleon III. entpuppt sich so als Vorläufer eines 
merkwürdigen modernen Phänomens: jenes Typus von Politiker, der verzweifelt her­
auszufinden versucht, was die Öffentlichkeit will, am Ende aber gerade deshalb von 
ihr zurückgewiesen, vielleicht sogar verachtet wird" (S. 140). Ja, mit einem ironi­
schen Seufzer bemerkt er noch, fast resigniert: „Wenn die Geschichte nur so einfach 

31 Harold D. Laswell, The Garrison State, in: American Journal of Sociology 46 (1940/41), S.455-
468. 
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wäre wie der Journalismus" (S. 747). Indes, eine zusammenhängende Betrachtung 
über das Verhältnis zwischen den beiden Gewalten der zuweilen zügellosen Medien 
und der vielfach gefesselten Außenpolitik vermißt man. Dabei ist und bleibt es für 
die Signatur der Moderne konstitutiv, klagte doch bereits Lord John Russell in der 
Mitte des letzten Jahrhunderts über die „eitle Tyrannei der Times"32. 

5. Gewiß viel zu wenig Beachtung schenkt Kissinger, ob bewußt oder versehent­
lich, der wirtschaftlichen Komponente amerikanischer Außenpolitik im 20. Jahr­
hundert. Ohne der simplen Erklärung das Wort zu reden, daß ihre aus unterschiedli­
chen Bestandteilen zusammengesetzte Existenz weitgehend nichts anderes als den 
Vollzug ökonomischer und gesellschaftlicher Erfordernisse dargestellt habe, vermißt 
man durchgehend die angemessene Berücksichtigung des Wirtschaftlichen in der äu­
ßeren Politik der Vereinigten Staaten während der Zwischenkriegs- und der Nach­
kriegszeit dieses Jahrhunderts. 

Immerhin gingen die Amerikaner phasenweise so weit zu glauben, man könne die 
abtrünnigen kommunistischen Staaten, wie in einem gigantischen Kaufakt, mit ökono­
mischen, nicht zuletzt finanziellen Angeboten in die überlieferte Ordnung der Welt­
wirtschaft und der Staatenwelt zurückführen. Die Wechselwirkung von Außenpolitik 
und Außenwirtschaft eingehender zu würdigen, verdient daher mehr Beachtung, als 
Kissinger ihr im allgemeinen schenkt33. Damit sind nämlich, nicht eben im gering­
sten, Fragen verbunden, die für die gegenwärtige und zukünftige Existenz der Welt 
entscheidend sind: Inwieweit werden sich die Erfordernisse der Märkte und die Auto­
nomie der Staaten miteinander vertragen oder sich gegenseitig ausschließen; inwieweit 
wird die Globalisierung des Ökonomischen die Eigenständigkeit des (Außenpoliti­
schen respektieren oder aufheben; inwieweit wird der Freihandel der „offenen Tür" 
seine Protagonisten im letzten folgenschwer entmündigen oder vielmehr die seit den 
Tagen von Adam Smith, Benjamin Constant oder Richard Cobden entwickelte Vision 
einer Erlösung der Politik durch die Wirtschaft glückverheißend realisieren? 

6. Abschließend stellt sich noch eine Frage, die scheinbar so viel Zivilisationskritik 
in sich trägt, daß sie dem Realisten Kissinger, der mit dazu beigetragen hat, seinem 
Land im Kalten Krieg den Sieg zu sichern, gar nicht relevant vorkommen mag. 
Ohne Zweifel stehen alle modernen Gesellschaften mit ihrem zwar beileibe nicht 
mehr unreflektierten, aber notwendigerweise vorwaltenden Fortschrittsdenken in 
der Gefahr, im großen ihr Maß und Ziel zu verfehlen34, weil ihnen alles machbar er­
scheint, ja weil sie eben einfach darauf angewiesen sind, dem Fortschritt in gewisser 
Hinsicht zu vertrauen. Auch die Vereinigten Staaten von Amerika, die sich über wei­
te Strecken ihrer Geschichte hinweg weigerten, nach dem Empire zu streben, weil sie 
ihren Auftrag in der „Verfolgung des Glücks" erblickten35, und die sodann im Ver-

32 The History of the Times. The Tradition Established 1841-1884, London 1939, S. 193. 
33 Siehe beispielsweise Link, Historische Kontinuitäten und Diskontinuitäten, S. 17-37 und S. 42-50. 
34 Dazu David Calleo, The German Problem Reconsidered. Germany and the World Order, 1870 to 

the Present, Cambridge/London/New York/Melbourne 1978, S.133. 
35 Vgl. dazu Link, Historische Kontinuitäten und Diskontinuitäten, S. 10. 
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lauf ihrer Geschichte das eine mit dem anderen zu einem universalen Missionsauftrag 
zu verbinden verstanden, entgehen dieser fundamentalen Bedrohung nicht, im Ge­
genteil. 

Die Ideologie vom unbegrenzten Progreß stößt an mannigfache Grenzen, die Na­
tur und Existenz des homo humanus betreffen. Mag sein, daß diese Krise der mate­
riellen Zivilisation das säkularisierte Europa stärker schüttelt als „God's own land", 
das seine Transzendenz nicht verloren hat. Allerdings ist auch der Sieger über den 
zusammengebrochenen Sozialismus ohne Zweifel in kritische Bereiche eines in ge­
wisser Hinsicht selbstruinösen Daseins gelangt. Das wirft umgehend die Frage da­
nach auf, ob sich die äußere Politik generell auf ganz neue Herausforderungen einzu­
stellen hat, die mit dem allgemeinen Zustand der globalen Zivilisation zusammen­
hängen und manchem nachdenklichen Betrachter bereits wie „das fast Unabwendba­
re" eines Verhängnisses erscheinen: „Große Kriege", so urteilt Peter Stadler, „lassen 
sich zwar mittels Krisenmanagement vermeiden . . . , Lebensgewohnheiten aber, die 
zum Alltagskonsum gehören, kaum noch ändern"36. So erwägenswert diese Mah­
nung auch klingt, so bestreitbar ist doch ihr Gehalt: Die Geschichte zeigt durchaus, 
daß sich der menschliche Alltag grundlegend zu wandeln vermag, aber die Zäh­
mung, gar die Bannung der Bellona, die vornehmste Aufgabe der Staatskunst, ist bei 
weitem noch nicht gelungen. 

Darin liegt aber, heute bedrohlicher als vor der Zeitenwende des Jahres 1989, eine, 
wohl die größte Gefahr der Weltpolitik, weil die Versuchung zugenommen hat, er­
neut im Stile des 18. und 19. Jahrhunderts Krieg zu führen. Diese Herausforderun­
gen der Macht durch die Staatskunst schöpferisch zu beantworten, beschreibt dieje­
nige Verpflichtung, der nachzukommen den Staatsmann, wenn er diesen Namen ver­
dient, auf die Orientierung durch den Historiker, wenn dieser seinen Namen ver­
dient, angewiesen sein läßt. Die Kategorien der Staatenwelt zu kennen, die Kissinger 
in seinem Werk gründlich erörtert und überzeugend präsentiert, bleibt aber deshalb 
lebenswichtig, weil es, zumindest in diesem zentralen Zusammenhang der Geschich­
te, andere nicht gibt. 

36 Peter Stadler, Weltgeschichte und Staatstraditionen. Ein Rückblick gegen Ende des 20. Jahrhun­
derts, o.O. 1989, S. 24. 



VOLKER D A H M 

NATIONALE EINHEIT UND PARTIKULARE VIELFALT 

Zur Frage der kulturpolitischen Gleichschaltung im Dritten Reich 

Die nationalsozialistische Kulturpolitik ist in Teilen gut erforscht. Arbeiten über 
Presse, Theater, Literatur, Film, bildende Künste und Musik im Dritten Reich ver­
mitteln ein instruktives Bild von den kulturpolitischen Einrichtungen, von ihren Zu­
ständigkeiten und Rivalitäten, Aufgaben, Tätigkeitsfeldern und Maßnahmen1. Dane­
ben gibt es einzelne Versuche, die forschungsstrategisch zunächst notwendige Kon­
zentration auf die zentralen Ämter von Staat und Partei und die legislativ-admini­
strative Ebene zu überwinden und die kulturelle Realität dieser Jahre in den Blick 
zu nehmen2. Erstaunlicherweise hat aber der zeitgeschichtliche Paradigmenwechsel 
von der Ereignis- und Strukturgeschichte zur Sozial-, Alltags-, Regional- und Lokal­
geschichte nur sporadisch zu der Frage geführt, wie sich die zentralistische Kultur­
politik des nationalsozialistischen Staates auf die kulturellen Verhältnisse in bestimm­
ten Regionen, Landschaften oder auch Städten auswirkte. Die in Fülle vorliegenden 
regional- und lokalgeschichtlichen Untersuchungen behandeln das Thema entweder 
gar nicht oder so marginal, daß sich daraus keine repräsentativen Erkenntnisse ge­
winnen lassen. Ausnahmen sind die schon 1972 erschienene Arbeit von W. Rischer 
über die „nationalsozialistische Kulturpolitik in Düsseldorf" und die umfangreiche 
Studie von K. Ditt über die „Kulturpolitik des Provinzialverbandes Westfalen" von 
19883. Beide Studien beschränken sich aber auf die kulturellen Aktivitäten der von 
ihnen untersuchten öffentlichen Verwaltungen und lassen die vom Propagandamini­
sterium durch die Reichskulturkammer (RKK) kontrollierte individuelle und ge-

1 Zuletzt Jan-Pieter Barbian, Literaturpolitik im Dritten Reich. Institutionen, Kompetenzen, Betä­
tigungsfelder, Frankfurt a.M. 1993. 

2 Vgl. Friederike Euler, Theater zwischen Anpassung und Widerstand. Die Münchner Kammer­
spiele im Dritten Reich, in: Bayern in der NS-Zeit, Bd. 2, Herrschaft und Gesellschaft im Kon­
flikt, hrsg. von Martin Broszat/Elke Fröhlich, München 1979, S. 91-173; Hans-Dieter Schäfer, 
Das gespaltene Bewußtsein. Über deutsche Kultur und Lebenswirklichkeit 1933-1945, München 
1981; Konrad Dussel, Ein neues, ein heroisches Theater? Nationalsozialistische Theaterpolitik 
und ihre Auswirkungen in der Provinz, Bonn 1988; ders., Provinztheater in der NS-Zeit, in: 
VfZ38(1990), S.75-111. 

3 Walter Rischer, Die nationalsozialistische Kulturpolitik in Düsseldorf 1933-1945, Düsseldorf 
1972; Karl Ditt, Raum und Volkstum. Die Kulturpolitik des Provinzialverbandes Westfalen 
1923-1945, Münster 1988. 



222 Volker Dahm 

werbliche Kulturerzeugung und Kulturvermittlung unbeachtet. Erst 1994 ist unter 
dem Titel „Niederdeutsch im Nationalsozialismus" ein von Kay Dohnke, Norbert 
Hopster und Jan Wirrer betreuter Sammelband erschienen, der das kulturelle Leben 
nicht in kulturinstitutioneller, sondern in kulturräumlicher Perspektive und damit, 
wenigstens prinzipiell, in seiner Totalität untersucht4. 

Es ist zu erwarten, daß dieser innovative Ansatz Schule machen wird. Vorbildlich 
ist der Band, an dem offenbar nur Literaturwissenschaftler und Philologen und kein 
einziger Zeithistoriker mitgewirkt haben, allerdings nur im methodischen Zugriff, 
nicht in der Durchführung. Die Grundthese lautet, „daß die in der NSDAP maßgeb­
lichen Kreise an regionalen Bewegungen und regionaler Kulturpolitik wenig Interes­
se hatten und sich, wie sich spätestens 1937/38 herausstellte, solcher Bewegungen nur 
solange bedienten, wie sie sie zur Festigung ihrer Macht benötigten"5. Mit gewissen 
Variationen durchzieht diese These sämtliche Beiträge. So heißt es an anderer Stelle: 
„Der Deklamierung des gesamten Volkes zur 'organischen Gemeinschaft', basierend 
auf der die Rasse bedingenden Einheit von Blut und Boden, entspricht - als inhaltli­
che Konsequenz - die Aufhebung der Länder, vor allem aber die Leugnung, zumin­
dest die Relativierung eines eigenen länder-, regionen- oder aber auch dialektspezifi­
schen 'Volkstums' unterhalb der Ebene des Reiches."6 

Die Argumentation der Autoren erfolgt auf zwei Wegen. Einmal wird der behaup­
tete Sachverhalt aus allgemeinen Diskussionen (Reichsreformdebatte), allgemeinen 
Maßnahmen (Aufhebung der Länder) und allgemeinen Charakteristika des NS-
Staats (Volksgemeinschaftsideologie, Zentralismus, Führerprinzip) abgeleitet, zum 
anderen werden Schriften, in denen sich niederdeutsche Aktivisten für die Erhaltung 
und Pflege der niederdeutschen Sprache und Kultur einsetzten, als Legitimationsver­
suche charakterisiert, deren bloße Notwendigkeit die Unerwünschtheit des Nieder­
deutschen beweise. Anordnungen und Verfügungen maßgeblicher Partei- oder 
Staatsorgane, die eine kulturpolitische Norm dieser Art enthalten oder wenigstens 
auf eine solche schließen lassen, findet man in dem Band aber nicht. 

Diesbezüglich wird mehrfach auf zwei ältere Aufsätze des Mitherausgebers Wirrer 
verwiesen7. Darin sollen zwei vollkommen unspezifische Tagebuchnotizen von 
Goebbels8, ferner das Gerücht, Hitler sei nicht sehr erfreut gewesen, als ihm zu sei-

4 Niederdeutsch im Nationalsozialismus. Studien zur Rolle regionaler Kultur im Faschismus, hrsg. 
von Kay Dohnke/Norbert Hopster/Jan Wirrer, Hildesheim 1994. 

5 Norbert Hopster/Jan Wirrer, Tradition, Selbstinterpretation und Politik. Die „Niederdeutsche 
Bewegung vor und nach 1933", in: Dohnke/Hopster/Wirrer (Hrsg.), Niederdeutsch, S. 59-122, 
hier S. 108. 

6 Ebenda, S. 71. 
7 Jan Wirrer, Sprachlicher Regionalismus, Sprachlicher Partikularismus, Sprachlicher Separatismus 

- Eine Kontroverse aus dem Jahre 1938, in: Von Lauten und Leuten, hrsg. von Edith Slembek, 
Frankfurt a.M. 1989, S.207-215; ders., Dialekt und Standardsprache im Nationalsozialismus -
am Beispiel des Niederdeutschen, in: Sprache im Faschismus, hrsg. von Konrad Ehlich, Frank­
furt a.M. 1989, S. 87-103. 

8 Erstens ein Hinweis auf die Gleichschaltung und personelle Säuberung der deutschen Rundfunk­
anstalten und zweitens die eindeutig auf die gouvernementale Lage in Bayern bezogene Bemer-
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nem 50. Geburtstag eine Schallplatte mit dialektalen Sprachproben überreicht wurde, 
und ein Blankverweis auf entsprechende Äußerungen Hitlers in „Mein Kampf" 
(„S. 46-647") die Reserviertheit führender Nationalsozialisten gegenüber den „re­
gionalen Kulturbewegungen" belegen. Darüber hinaus werden zwei Stellungnah­
men der „Parteiamtlichen Prüfungskommission zum Schutze des NS-Schrifttums" 
(PPK) und des Propagandaministeriums aus dem Jahr 1938 angeführt, die zwar deut­
liche Vorbehalte dieser Stellen gegen einen niederdeutschen Sprachseparatismus er­
kennen lassen, aber weder in ihrer Zielorientierung genauer untersucht noch in ihrer 
politischen Repräsentativität evaluiert werden9. 

Belege solcher Qualität lassen sich mühelos und serienweise durch Gegenbelege 
entkräften. So fand das Plattdeutsche, das traditionell als eine zweite, minderwertige­
re deutsche Sprache galt, deshalb auch niemals Unterrichtssprache war und sogar in 
einfachen, des Hochdeutschen kaum mächtigen Familien verpönt war10, in der NS-
Zeit vermehrt Eingang in die Schulbücher. „Die nationalsozialistische Schularbeit", 
hieß es in einer Bekanntmachung der Reichsschrifttumskammer (RSK) vom Juli 
1935, „hat in den niederdeutschen Landschaften zu einer verstärkten Einführung 
plattdeutscher Texte in die Schulbücher der Unterklassen geführt". Um die Verbrei­
tung dieser kleinauflagigen Bücher im Interesse der Verleger auch außerhalb der nie­
derdeutschen Gebiete zu fördern, gab die Kammer die Erarbeitung von Regeln für 
die plattdeutsche Rechtschreibung in Auftrag, die von den Verlegern anzuwenden 
waren11. Da auch in der Presse die „Pflege des Niederdeutschen in letzter Zeit wie­
der mehr betont" wurde, übernahm die Reichspressekammer (RPK) die Regeln 
auch für die niederdeutschen Zeitungen und Zeitschriften12. Im Jahre 1938, als sich 
der kulturpolitische Umschwung angeblich vollzog, wurden im „Wahlkampf" in 
Hamburg und Schleswig-Holstein sogar „große Wahlreden [...] ganz und gar in 
plattdeutscher Sprache gehalten"13. 1939 stand die Gaukulturwoche des NSDAP-
Gaues Westfalen-Nord, den die Gauleitung gemeinsam mit dem Westfälischen Hei­
matbund organisierte, unter dem Thema „Niederdeutschland"14. Im übrigen zeigen 

kung, jetzt - d. h. nach den Wahlen vom 5.3. 1933 - werde der Kampf gegen den „separatistischen 
Föderalismus" aufgenommen. 

9 Das Propagandaministerium stellte die Existenz eines solchen Sprachseparatismus geradezu in Ab­
rede und wertete einen entsprechenden Hinweis in der Frankfurter Zeitung als staatsabträglich. Bei 
der PPK handelte es sich um ein Parteiamt mit zensorischen Spezialaufgaben, das keine allgemeine 
kulturpolitische Bedeutung hatte und für seine permanenten Kompetenzüberschreitungen und sei­
ne besondere Radikalität bekannt war. Zur PPK siehe u. a. Barbian, Literaturpolitik, S. 128-137. 

10 Lembke, Vom Plattdeutschen, in: Die Kulturverwaltung. Zeitschrift für gemeindliche Kulturpfle­
ge, Jg.2 (1938), S. 173. 

11 Bekanntmachung (der RSK) betr. Regeln für die plattdeutsche Rechtschreibung in Schulbüchern 
(Amtliche Bekanntmachung Nr. 75) vom 2.7. 1935, in: Karl Friedrich Schrieber/Alfred Metten/ 
Herbert Collatz, Das Recht der Reichskulturkammer, 2 Bde, Berlin 1943, RSK I, 28, (S. 39 f.). 

12 Bekanntmachung (des Präsidenten der RPK) betr. Gebrauch der plattdeutschen Rechtschreibung 
in der deutschen Presse vom 14.8. 1935, in: Ebenda, RPK III, 1, (S. 3 f.). 

13 Lembke, Vom Plattdeutschen. 
14 Ditt, Raum und Volkstum, S. 187. 
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die Autoren des Sammelbandes durch zahlreiche Beispiele selbst, daß die niederdeut­
sche Szene bis in den Krieg hinein vielfältige kulturelle Aktivitäten entfalten konnte, 
an denen oft staatliche Einrichtungen sowie regionale und lokale Parteidienststellen 
beteiligt waren. Für eine administrative Behinderung niederdeutscher kultureller Ak­
tivitäten liefert der Sammelband nicht einen Beleg. Explizit wird eingeräumt, daß 
kein niederdeutscher Schriftsteller wegen seiner literarischen Tätigkeit verfolgt oder 
auch nur gemaßregelt wurde15. Dem entspricht, daß sich im gesamten Kulturrecht 
des Dritten Reiches nicht eine einzige Bestimmung finden läßt, die direkt oder indi­
rekt auf eine Einschränkung regionaler oder lokaler kultureller Aktivitäten abzielte; 
auch in mehr als 2000 exemplarisch herangezogenen Mitgliedschaftsakten und 
200 Bänden mit Sachakten der Reichsschrifttumskammer war kein Hinweis auf ir­
gendeine Behinderung solcher Bestrebungen zu finden. 

Politische und ideologische Prämissen 

Der empirische Befund macht deutlich, daß weder aus allgemeinen Entwicklungen 
wie der Aufhebung des Föderalismus noch gar aus persönlichen Einstellungen füh­
render Nationalsozialisten und vereinzelten situativen Stellungnahmen einzelner 
Dienststellen auf eine kulturpolitische Doktrin dieser Art geschlossen werden kann. 
Vielmehr hat die politische und ideologische Heterogenität des Regimes eine eindeu­
tige und konsensfähige Regelung dieser Frage gar nicht zugelassen. Das Bedürfnis 
nach nationaler kultureller Einheit, das ideologisch dem Rassendenken entsprach 
und auch entsprechend begründet wurde, konfligierte ständig mit den völkischen 
Ideologemen der NS-Weltanschauung. 

Nach nationalsozialistischer Überzeugung hatte der Weimarer Staat ein gedemü­
tigtes, von fremden Mächten ausgeplündertes, von inneren Gegensätzen zerrissenes 
und durch den Klassenkampf gelähmtes Volk hinterlassen. Die Wiederherstellung 
der nationalen Größe und der inneren Einheit, die Verwirklichung der „Volksge­
meinschaft" wurden so zu erstrangigen politischen Zielen von Staat und Partei. Die 
Volkskräfte sollten entfesselt und zugleich gebündelt werden, um Wirtschaft, Tech­
nik und Gesellschaft an den internationalen Standard heranzuführen und die revisio­
nistisch-expansionistischen außenpolitischen Pläne verwirklichen zu können. Ein 
strikter Zentralismus war diesen Zielen adäquat. Partikulare oder gar partikularisti-
sche Bestrebungen mußten dagegen als kontraproduktiv erscheinen. 

Auf der anderen Seite erwuchs aber aus der mit der Rassenideologie rhetorisch 
verbundenen Volkstumsideologie geradezu das Bedürfnis nach partikularen kulturel­
len Aktivitäten. Blut, Boden, Volkstum, Stamm, Landschaft, Heimat und Verwurze­
lung sind ideologische Schlüsselbegriffe, die in unzähligen Propaganda- und Legiti­
mationstexten bis zum Überdruß benutzt wurden. Damit wurde der traditionellen 
Orientierung der Bevölkerung an überschaubaren und vertrauten Strukturen ent-

15 Dohnke/Hopster/Wirrer (Hrsg.), Niederdeutsch, S.327. 
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sprochen und den mit den industriellen Modernisierungsprozessen verbundenen 
Entwurzelungs- und Existenzängsten entgegengewirkt. Die Liebe der Menschen zur 
angestammten Heimat und Mundart, ihre landschaftliche Prägung und ihre Einbin­
dung in regionale und lokale soziokulturelle Milieus waren wichtige Faktoren der 
Lebenswirklichkeit, die sich in vielfältigen Formen von Kultur-, Heimat- und 
Brauchtumspflege artikulierten und von keiner auf Massenwirksamkeit bedachten 
politischen Formation ignoriert werden konnten. Darüber hinaus diente die Volks­
tumsideologie dem Nationalsozialismus dazu, die völkischen und nationalkonserva­
tiven Gruppen und Aktivisten, die diese Bedürfnisse vertraten, nicht zuletzt die Ex­
ponenten der regionalkulturellen Strömungen, in die nationalsozialistische Bewe­
gung und später den nationalsozialistischen Staat zu integrieren. Der „Volkstumsge-
danke" wurde so zur „regionalen Ergänzung zu Nationalismus und Rassismus"16, 
eine höchst widersprüchliche Ergänzung freilich, weil sich rassisch-unitaristisch-na-
tionales Denken mit völkischem „Stammes"- und Raum-Denken ebensowenig ver­
einbaren ließ, wie sich die antizivilisatorischen Affekte, die antimodernen Einstellun­
gen und das bürgerlich-elitäre Kulturverständnis der völkischen Kreise mit den egali­
tären Tendenzen, der wirtschaftlichen und technischen Modernität und der massen­
kulturellen Orientierung des Nationalsozialismus vertrugen17. 

Politisch bildeten sich diese Gegensätze im Widerspruch zwischen einer zentralisti-
schen Kulturpolitik und dem Beharren auf landschaftlicher und lokaler kultureller Ei­
genständigkeit ab. Dieser Widerspruch wurde selbstverständlich auch damals wahrge­
nommen und reflektiert. Zum Beispiel erklärte Alfred Rosenberg auf einer 1941 abge­
haltenen Kulturtagung des Deutschen Gemeindetages: „Politisch wird Deutschland 
künftig von einer zentralen Führung geleitet sein, es wird aber kulturelle Kräfte im gan­
zen Reiche unterstützen, wo sich solche zeigen. Es wird kein Reich sein, wo es nur eine 
Hauptstadt Berlin gibt und das übrige nur als Provinz angesehen werden kann, sondern 
eine Vielfachheit in einer höheren Einheit. [...] Eine Einheit ohne jede Aufgabe der 
Persönlichkeit und eine Vielgestaltigkeit ohne Züge der Zerrissenheit, das zu formen 
ist das große Problem, das unserer Revolution übertragen worden ist [ . . . ] . Wenn wir 
diese Einheit in der Vielgestaltigkeit und die Vielgestaltigkeit in dieser Einheit begrei­
fen, dann, glaube ich, haben wir das tiefe Gesetz des schöpferischen Lebens erfaßt."18 

Weniger abstrakt als der Parteitheoretiker und mit deutlich völkischer Akzentuie­
rung behandelte ein erfahrener Praktiker der nationalsozialistischen Kommunalpoli­
tik, der Münchner Oberbürgermeister, Vorsitzende des Deutschen Gemeindetags 
und Leiter des Kommunalpolitischen Amtes der NSDAP, Reichsleiter Karl Fiehler, 
das Problem: „Wie aber die neue deutsche Volksordnung aus dem Blut entstanden 
ist, so strömt auch die Kultur eines Volkes aus den tiefen Quellen seines Blutes. Die 
Kultur ist somit nicht dem Bezirk der allgemeinen Menschheit oder Menschlichkeit 
zuzuweisen, sie wächst vielmehr aus dem ewigen Wesen eines Volkes, aus seinem Ge-

16 Ditt, Raum und Volkstum, S.307. 
17 Vgl. auch ebenda, S.155ff., 174, 176, 207. 
18 Zit. nach: Die Kulturverwaltung, Jg. 5 (1941), S. 3 f. 
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schichts- und Kulturbewußtsein, sie ist mit anderen Worten eine Ausprägung der 
Rasse . . . Die Kulturpolitik [...] gehört wie die große Politik zur Zuständigkeit des 
Reiches. Dieses steckt die großen Ziele und weist vom Ganzen aus die Wege. Das 
Kulturschaffen, die schöpferische Tätigkeit wächst aus den urtümlichen und unver­
bildeten Kräften der einzelnen Stämme, es hat seine Wiege in der Landschaft."19 

Zur Begründung dieser Aufgabenteilung wurde auch die Geschichte bemüht. So 
schrieb Georg Reimer, Direktor des Kulturamts der Stadt Leipzig, in einem Artikel 
über die „Notwendigkeit gemeindlicher Kulturarbeit und Kulturämter": „Und das, 
was gerade auf politischem Gebiete dem Gedanken der Gemeinschaft der deutschen 
Nation hinderlich gewesen war, die stammliche Vielgestaltigkeit, sie hatte in Bezie­
hung auf das kulturelle Leben der Deutschen einen inneren Reichtum erzeugt, wie 
er keinem anderen Volke zu eigen war. [...] Deutschland hat keine Stadt wie Paris, 
von der man sagt, c'est la France; Deutschland zeigt uns vielmehr überall eine große 
Zahl und Vielgestalt kultureller Werke [ . . . ] . Diese Werke legen zugleich Zeugnis ab 
von der Gebundenheit ihrer Schöpfer an die engere heimatliche Scholle. Trotz dieser 
Bindung und gerade ihretwegen offenbaren sie die Gemütstiefe des deutschen We­
sens. Bodenständigkeit und Vielgestalt sind also mit der deutschen Kulturentwick­
lung unlösbar verbundene Begriffe."20 

Anläßlich der Verkündung des Ostmarkgesetzes vom 14. April 1939 führte Reichs­
innenminister Frick zum Verhältnis von Reichsverwaltung und Gauselbstverwaltung 
folgendes aus: „Weitgehende Selbstverwaltung, die keineswegs mit nationalsozialisti­
schen Grundsätzen, insbesondere dem Führerprinzip im Widerspruch steht oder die 
Gefahr von Absonderungsbestrebungen in sich einschließt, entspricht nicht nur ge­
sunden Verwaltungsgrundsätzen, insbesondere dem [...] Grundsatz der Dezentrali­
sation im Sinne weitgehender Aufgabenverlagerung nach unten, sondern auch be­
stem deutschen landschaftsgebundenem Denken. Ja man wird mit Recht sagen kön­
nen, daß aus der tatsächlichen und natürlichen Gegebenheit der Landschaft heraus 
primär die Gauselbstverwaltung das Mittel zur Durchführung eigener landschaftsge­
bundener Gemeinschaftsaufgaben ist. [...] Die auf geographischen Gegebenheiten, 
gemeinsamer Geschichte, weitgehend einheitlicher wirtschaftlicher, sozialer und kul­
tureller Struktur und Entwicklung beruhenden landschaftlichen Lebenseinheiten und 
landschaftsverbundenen Lebensgemeinschaften sind organische Glieder des vielge­
staltigen deutschen Volkstums. Ein organischer Aufbau des Reiches, dessen Ziel die 
Weckung aller Kräfte der deutschen Nation ist, kann nicht anders als an diese ge­
wachsenen landschaftlichen Lebenseinheiten anknüpfen."21 

So nebulös solche „Sowohl-als-auch-Konzepte" auch waren, so geht aus ihnen 
doch dreierlei hervor: erstens, daß die kulturpolitische Reichsgewalt nicht unbe­
grenzt sein sollte, zweitens, daß die regionale und lokale Kulturpflege im Staatsinter-

19 Karl Fiehler über Gemeindekulturpflege, in: Die Kulturverwaltung, Jg. 3 (1939), S. 68 f. 
20 Die Kulturverwaltung, Jg.2 (1938), S.220-224, hier S.220. 
21 Reichsminister Frick über Selbstverwaltung und Kunstpflege, in: Die Kulturverwaltung, Jg. 6 

(1942), S. 15 f. 
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esse lag, und drittens, daß zwischen dem Reich und den regionalen und lokalen Kul­
turträgern eine Aufgabenteilung stattfinden sollte, die dem Reich die Verantwortung 
für das Ganze, den partikularen Gewalten die Zuständigkeit für das jeweils Eigene 
gab. Anders als in einem föderalistischen System, wo die Zuständigkeiten zwischen 
der Zentralgewalt und den Partikulargewalten unter sachlichen Gesichtspunkten, 
also horizontal, aufgeteilt werden, erfolgte hier eine vertikale Teilung. Von bestimm­
ten exklusiven Reichsaufgaben abgesehen (Gesetzgebung, Berufszulassung, Zensur), 
waren die partikularen Kulturträger im Rahmen ihrer gebietlichen Hoheitsgewalt 
für sämtliche Kulturfragen zuständig, teilten diese Zuständigkeit aber mit dem 
Reich, das darüber wachte, daß ihre Arbeit „im Geiste der nationalsozialistischen 
Weltanschauung ausgerichtet ist und ihre Kulturpolitik mit den großen Richtlinien 
des Reiches übereinstimmt"22. Da sich die nicht inhaltlich, sondern hierarchisch defi­
nierten Zuständigkeiten von Reich, Gau, Kreis und Kommune ebenso wie ihre ideel­
len Äquivalente, „Einheit und Vielfalt", theoretisch kaum voneinander abgrenzen lie­
ßen, mußte sich die tatsächliche Aufgabenverteilung - kooperativ oder konfliktär -
in der kulturpolitischen und kulturellen Tätigkeit selbst herausbilden. 

Die Neuformierung der kulturpolitischen Verhältnisse 

Ehe diese Beziehungen analysiert werden, soll zunächst die bisher nirgendwo im Zu­
sammenhang dargestellte Neuformierung der kulturpolitischen Verhältnisse nach 
1933 skizziert werden. Dieser Prozeß hatte vier Komponenten: Kultur wurde unter 
prinzipieller Beibehaltung einer bürgerlichen, die Individualität des künstlerischen 
Schöpfungsaktes und die kommerzielle Kulturvermittlung bejahenden Kulturauffas­
sung in den Rang einer Staatsaufgabe erhoben; die Kulturpolitik des Staates wurde 
rigoros zentralisiert; die diesbezüglichen Kompetenzen wurden neu verteilt; die Par­
tei organisierte und kontrollierte bisher der privaten Initiative überlassene Aktivitä­
ten und versuchte darüber hinaus, staatliche Kompetenzen zu usurpieren. 

Im Kaiserreich und in der Weimarer Republik war der der deutschen Vielstaatlich­
keit entstammende kulturelle Föderalismus im wesentlichen erhalten geblieben. Die 
Reichsverfassung von 1871 gab dem Reich keinerlei kulturpolitische Kompetenzen. 
Als Teil der Innenpolitik blieb auch die Kultur- und Schulpolitik Aufgabe der Glied­
staaten. Allerdings wurde das Reich unter Wahrnehmung „ungeschriebener Kompe­
tenzen" zunehmend kulturpolitisch aktiv, indem es zum Zwecke der wissenschaftli­
chen Fundierung der Reichsgesetzgebung und der Reichsverwaltung anwendungs­
wissenschaftliche Forschungseinrichtungen gründete (z.B. die „Physikalisch-Techni­
sche Reichsanstalt") und darüber hinaus private wissenschaftliche Einrichtungen, vor 
allem Museen (z.B. das 1903 gegründete „Deutsche Museum" in München), und per­
manente Forschungsvorhaben (z.B. die „Monumenta Germaniae Historica") finan-

22 Kerber, Die Gemeinde und die Kulturpflege, in: Die Kulturverwaltung, Jg.2 (1938), S.2-7, hier 
S.7. 
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ziell unterstützte. Die Weimarer Verfassung von 1919 gab dem Reich einige neue Zu­
ständigkeiten, ohne die Verhältnisse grundlegend zu ändern: Das Reich erlangte die 
ausschließliche Gesetzgebung über die Beziehungen zum Ausland und damit die al­
leinige Zuständigkeit für die auswärtige Kulturpolitik. Es erhielt die konkurrierende 
Gesetzgebungsbefugnis für das Theater- und Lichtspielwesen, und ihm wurde die 
Rahmenkompetenz bezüglich der „Rechte und Pflichten der Religionsgesellschaf­
ten" sowie für das „Schulwesen einschließlich des Hochschulwesens" und für das 
„wissenschaftliche Büchereiwesen" übertragen. Der überwiegende Teil der kulturpo­
litischen Zuständigkeiten aber blieb durch negative Kompetenzbestimmung bei den 
Ländern. Das Reich widmete sich aber verstärkt der Errichtung und dem Unterhalt 
von Forschungseinrichtungen und stellte Haushaltsmittel für wissenschaftliche und 
kulturelle Zwecke bereit. Dem zunehmenden kulturpolitischen Engagement ent­
sprach die Errichtung einer besonderen kulturpolitischen Abteilung im Reichsmini­
sterium des Inneren (RMdl), das sozusagen auch als eine Art Reichskulturministeri­
um fungierte23. 

Die teils auf gesetzlichem, teils auf administrativem Wege vorgenommene „Ver-
reichlichung" kulturpolitischer Aufgaben steht im größeren Zusammenhang der uni-
taristischen Tendenzen der Weimarer Verfassungspolitik24, stellte aber den kulturel­
len Föderalismus nicht grundsätzlich in Frage. Dieser wurde vielmehr, in gleicher 
Weise beabsichtigt wie zwangsläufig, das Opfer der Zerstörung der Eigenstaatlich­
keit der deutschen Länder durch das NS-Regime. Vorbereitungen zur Einsetzung ei­
ner neuen Reichszentralbehörde, die auch für die Kulturpolitik zuständig sein sollte, 
waren schon seit Anfang Februar 1933 im Gange25. Aus zunächst begrenzten Plänen 
zur Errichtung eines „Reichskommissariats für Volksaufklärung und Propaganda"26 

entstand durch Erlaß des Reichspräsidenten vom 13. März 1933 das gleichnamige 
Reichsministerium mit Goebbels an der Spitze27. Es war durch Verordnung Hitlers 
„zuständig für alle Aufgaben der geistigen Einwirkung auf die Nation, der Werbung 
für Staat, Kultur und Wirtschaft, der Unterrichtung der in- und ausländischen Öf-

23 Vgl. hierzu Manfred Abelein, Die Kulturpolitik des Deutschen Reiches und der Bundesrepublik 
Deutschland, Köln 1968, S.9-33; Deutsche Kulturpolitik. Dokumente, hrsg. von Manfred Abe­
lein, Düsseldorf 1970, S.14; Kurt Düwell, Deutschlands Auswärtige Kulturpolitik 1918-1932, 
Köln 1976, S.6-8; Ditt, Raum und Volkstum, S.37f.; Die Verfassung des Deutschen Reiches 
vom 11.8. 1919, in: RGBl. 1919, S. 1383-1418. 

24 Vgl. hierzu u.a. Gerhard Schulz, Zwischen Demokratie und Diktatur. Verfassungspolitik und 
Reichsreform in der Weimarer Republik, Bd. 1, Berlin 1963, besonders S. 477-485. 

25 Vgl. Joseph Goebbels, Vom Kaiserhof zur Reichskanzlei. Eine historische Darstellung in Tage­
buchblättern, München 381942, S.258f.; Die Tagebücher von Joseph Goebbels. Sämtliche Frag­
mente, hrsg. von Elke Fröhlich, Teil I, Bd. 2, München 1987, S. 369, 376. 

26 Undatierte Denkschrift im Bundesarchiv (BA), R 43 II (Neue Reichskanzlei)/1149, Bl. 10-15. Alle 
vor der Transferierung der Reichs- und Parteiakten von Koblenz nach Potsdam benutzten Akten 
des Bundesarchivs wurden mit den alten Signaturen des Bundesarchivs Koblenz zitiert. Ebenso 
wurden die Akten der Außenstelle Zehlendorf des Bundesarchivs wie früher üblich als Akten 
des Berlin Document Center (BDC) bezeichnet. 

27 RGBl. I 1933, S.104. 
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fentlichkeit über sie und der Verwaltung aller diesen Zwecken dienenden Einrichtun­
gen"28. Um die hiermit geschaffene kulturpolitische Zentralgewalt überall im Reich 
durchzusetzen, richtete Hitler ein Schreiben an die Reichsstatthalter, in dem er die 
ihnen bereits mündlich erörterten „Richtlinien für den Ausbau der Reichsgewalt im 
neuen Staate und das sich daraus ergebende Verhältnis zwischen Reich und Län­
dern" für die Arbeitsgebiete des Propagandaministeriums konkretisierte. Zur Siche­
rung der Einheitlichkeit der nationalen Willensbildung und der Neugestaltung des 
Staates sei es notwendig, alle hierfür erforderlichen Mittel in einer Hand zusammen­
zufassen, und zwar sowohl sämtliche Aufgaben der Gesetzgebung wie auch die der 
Durchführung und der Verwaltung auf allen dann von ihm im einzelnen genannten 
Gebieten. Zur Erledigung seiner Aufgaben werde für das Ministerium „als Unter­
bau" eine „Reichskulturkammer auf berufsständischer Grundlage" errichtet29. Diese 
alle kulturellen und kulturwirtschaftlichen Berufs- und Interessenverbände unter die 
Kontrolle des Propagandaministeriums bringende Zwangsorganisation wurde durch 
Reichsgesetz vom 22. September 1933 geschaffen30. 

Der organisatorische Aufbau der im Gesetz vorgesehenen Fachkammern für 
Schrifttum, Presse, Rundfunk, Musik, Theater und bildende Künste, die mit der be­
reits seit Juli bestehenden Filmkammer zur Reichskulturkammer (RKK) vereinigt 
wurden, erfolgte innerhalb weniger Monate auf dem einfachen Wege der korporati­
ven Eingliederung der in Betracht kommenden Verbände31. Organisationsrechtlich 
waren die Fachkammern Körperschaften des öffentlichen Rechts, faktisch nachge­
ordnete Einrichtungen des Ministeriums. Während die RKK als Gesamtgebilde 
Goebbels in seiner Eigenschaft als Präsident der RKK unterstand, waren die Fach­
kammern den entsprechenden Fachabteilungen des Ministeriums und damit Goeb­
bels in seiner Eigenschaft als Propagandaminister nachgeordnet. 

Zur Durchsetzung seiner Kulturpolitik in den Ländern bediente sich Goebbels 
nicht der von ihm offensichtlich als obsolet angesehenen Länderverwaltungen, viel­
mehr schuf er neue Mittelbehörden, die institutionell und personell mit der Partei 
verkoppelt waren. Bis Juli 1933 wurden „Landesstellen" des Ministeriums eingerich­
tet32, die dann 1937 durch Führererlaß die Bezeichnung „Reichspropagandaämter" 
(RPÄ) erhielten und in ihrer Stellung als Reichsbehörden bestätigt wurden33. Die ter-

28 Verordnung über die Aufgaben des Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda vom 
30.6. 1933, ebenda, S. 449. 

29 Hitler an die Reichsstatthalter, 15.7. 1933, BA, R43 II/1149, Bl. 88-92. 
30 Reichskulturkammergesetz vom 22.9. 1933, RGBl. I 1933, S.661f. 
31 Näheres zur Vorgeschichte, Gründung, Funktion und zum Aufbau der Reichskulturkammer sie­

he Volker Dahm, Anfänge und Ideologie der Reichskulturkammer. Die „Berufsgemeinschaft" 
als Instrument kulturpolitischer Steuerung und sozialer Reglementierung, in: VfZ 34 (1986), 
S. 53-84. 

32 Anschriften der Landesstellen in: Nachrichtenblatt des Reichsministeriums für Volksaufklärung 
und Propaganda, Nr. 14, vom 24.7. 1933, S. 74 f. 

33 Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Änderung von Behördenbezeichnungen im Ge­
schäftsbereich des Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda vom 9.9. 1937, 
RGB1.I 1937, S. 1009. 
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ritoriale Zuständigkeit der RPÄ deckte sich stets mit den Gauen der NSDAP, und die 
Leiter dieser Behörde waren in Personalunion immer die Goebbels als Reichspropa­
gandaleiter der NSDAP unterstehenden Leiter der Gaupropagandaämter. Im No­
vember 1934 wurden dann auch Landesleitungen der RKK installiert, wobei sich 
Goebbels wiederum der Parteiorganisation bediente. Mit der Begründung, daß „im 
Zuge der Vereinheitlichung von Partei und Staat" im „allgemeinen die gleichen Auf­
gaben in der Partei und im Staate auch von den gleichen Personen verwaltet werden" 
müßten, wurden die Gaupropaganda- und Landesstellenleiter zusätzlich zu soge­
nannten Landeskulturwaltern ernannt und mit der Aufsicht über die Tätigkeit der 
RKK in ihren Hoheitsgebieten betraut. Gleichzeitig wurden die Fachkammern der 
RKK angewiesen, ihre Gebietsgliederungen derjenigen der Landes- und Gaupropa­
gandastellen anzupassen und diesen zu unterstellen34. In den Landeskulturwaltun­
gen wurden jetzt auch Landesleitungen der Fachkammern installiert. Zu einer wei­
tergehenden territorialen Differenzierung dieses Behördenapparats kam es nicht; sie 
wurde auch gar nicht angestrebt, weil es schon schwierig genug war, diese Behörden 
kompetent zu besetzen und zu finanzieren35. 

Mit der Zusammenlegung der Ämter des Reichspropagandaleiters der NSDAP, des 
Reichspropagandaministers und des RKK-Präsidenten sowie der Ämter des Gaupro­
pagandaleiters, des Reichspropagandaamtsleiters und des Landeskulturwalters schuf 
Goebbels einen neuen, nationalsozialistischen Typus von Reichsbehörde, die sich in 
der Mittelinstanz selbst vertrat und lediglich auf der unteren Ebene der Kreis- und 
Kommunalverwaltung auf die traditionellen Behörden angewiesen war. Durch die 
dreifach hierarchisierten Personalunionen wurde in der Gaustufe eine dreifache 
Loyalität gegenüber der Reichsspitze erzeugt, gleichzeitig aber auch, in dem der glei­
che Funktionär drei Behörden mit drei Briefbogen vertrat, eine hypertrophe Büro-
kratisierung, die nicht selten fast zur Lähmung der Geschäftsvorgänge führte36. Dar­
über hinaus mußte es in der Gaustufe zu Interessen- und Loyalitätskonflikten kom­
men, wenn der dem Gaupropagandaamtsleiter und den Landesleitern der Einzelkam­
mern disziplinär vorgesetzte Gauleiter in einer bestimmten Frage eine andere Mei­
nung vertrat als die ihnen fachlich vorgesetzten Berliner Zentralbehörden oder die 
Parteilinie im Gau grundsätzlich mit den Absichten der Reichsinstanzen kollidierte37. 

34 Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda (RMfVuP) an die Leiter der Landesstel­
len des RMfVuP, 12.11. 1934, BA, R43 II/1241, B1.53 f. 

35 Die Personal- und Finanzprobleme der Landeskulturwalter und der Landesleitungen der Fach­
kammern sind in den Akten der Reichsschrifttumskammer (BA, R 56 V) vielfach belegt. 

36 Vgl. z.B. den Vorgang BA, R 55 (RMfVuP)/1008, betr. Ernennung von Landesleitern der Einzel­
kammern, besonders Bl. 81-96, betr. Neubesetzung der Stelle des Landesleiters der Reichstheater­
kammer im Gau Schwaben. 

37 So stellte sich der Kulturreferent des Reichspropagandaamts Thüringen, Studentkowski, als Par­
teifunktionär vehement gegen den Wunsch der RSK und des RMfVuP, den „Verein für Bildungs­
wesen" in Erfurt, der dem der RSK angegliederten „Reichswerk Buch und Volk" angehörte, zu 
erhalten, und verlangte unter Hinweis auf seinen nicht literarischen, allgemein-volksbildenden 
Charakter dessen Eingliederung in die Gauorganisation des „Deutschen Volksbildungswerks" 
der NS-Gemeinschaft KdF; BA, R 56 V/124, Bl. 268-284. 
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Goebbels verfügte aber nicht nur über diesen eigenen, von der Länderverwaltung 
abgekoppelten Apparat, er war auch der alleinige Herrscher über das Kulturrecht. 
Wenn es im Geschäftsbereich anderer Ressorts noch Reste von Landesrecht und Lan­
desgesetzgebung gab, so war das gesamte, unter den gegebenen totalitären Bedingun­
gen riesige Ausmaße annehmende Kulturrecht völlig neu geschaffenes Reichsrecht 
und lag die Gesetzgebung vollständig in der Hand des Propagandaministers, der 
RKK und der Präsidenten der Einzelkammern. Durch die Kammern übte Goebbels 
die unbeschränkte Kontrolle über die personelle Zusammensetzung der kulturellen 
Berufsstände aus38. Auch die Zensur lag - nach anfänglich chaotischen Kompetenz­
verhältnissen - ab 1936 ganz in der Gewalt des Reiches und hier in der Hand des 
Propagandaministers39. 

Allerdings war dessen Portefeuille als Kulturminister durch die erwähnte Ver­
ordnung Hitlers vom 30. Juni 1933 auf kulturelle Angelegenheiten im engeren Sin­
ne beschränkt, d.h. auf die Künste in ihrer hohen Form und in ihren trivialen 
und massenkulturellen Erscheinungen. Der ganze Bereich von Erziehung, Bil­
dung und Unterricht, Forschung und Lehre war in der Zuständigkeit des Reichs­
innenministers (RMdl) bzw. der von diesem kontrollierten Unterrichtsverwaltun­
gen der Länder geblieben. Hier wurde erst durch die Errichtung des „Reichsmi­
nisteriums für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung" (RMfWEuV) am 
1. Mai 1934 eine gleichwertige zentralistische Struktur geschaffen40. Durch Erlaß 
Hitlers gingen am 11. Mai die Zuständigkeiten für Wissenschaft, Erziehung und 
Unterricht (einschließlich Hochschulangelegenheiten), für die Erwachsenenbil­
dung und die Jugendverbände aus dem Reichsinnenministerium auf das neue Er­
ziehungsministerium über41. Strittig blieben lange Zeit die Zuständigkeiten für 
„Denkmalpflege und Heimatschutz" und die öffentlichen Büchereien (Volksbü­
chereien), auf die der Propagandaminister Anspruch erhob42. Hinsichtlich des Be­
reichs Denkmalpflege und Heimatschutz wurde der Propagandaminister von Hit­
ler unterstützt, zog aber trotzdem den kürzeren. Erziehungs- und Innenminister 
einigten sich auf konkurrierende Zuständigkeiten für den Heimatschutz sowie ge­
teilte Zuständigkeiten für die Denkmalpflege (RMfWEuV) und den Denkmalschutz 
(RMdl)43. 

Besondere Schwierigkeiten machte die administrative Zuordnung des Volksbüche­
reiwesens. Nachdem sich der Propagandaminister durch Eingliederung des „Ver­
bandes Deutscher Volksbibliothekare" in die RSK die Kontrolle über den Berufs-

38 Vgl. hierzu u.a. Dahm, RKK, S.69f. und Barbian, Literaturpolitik, S. 81-84, 156-165. 
39 Näheres siehe ebenda, S. 222-235 und Volker Dahm, Das jüdische Buch im Dritten Reich, 2. Über­

arb. Aufl. München 1993, S. 165-174. 
40 Erlaß (des Reichspräsidenten) über die Errichtung des Reichsministeriums für Wissenschaft, Er­

ziehung und Volksbildung vom 1.5. 1934, RGBl. I 1934, S. 365. 
41 Erlaß (des Reichskanzlers) über die Aufgaben des Reichsministeriums für Wissenschaft, Erzie­

hung und Volksbildung vom 11.5. 1934, ebenda, S.375. 
42 BA, R 43 II/1153. Der Anspruch des RMfVuP auf die Volksbüchereien ist hier nicht erwähnt. 
43 Vgl. die in Anm. 45 genannten Geschäftsverteilungspläne. 
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stand gesichert hatte, forderte er auch die Fachaufsicht über die Büchereien. Diese 
aber war vom Reichsinnenminister im Rahmen des Transfers der Zuständigkeit für 
die Erwachsenenbildung an den Reichserziehungsminister abgegeben worden. Auch 
dieser Streit, der inhaltlich um die Frage ging, ob die Volksbüchereiarbeit eine Aufga­
be der Volksaufklärung und Propaganda oder der Erwachsenenbildung sei, sollte 
durch Hitler entschieden werden. Da dieser sich aber nicht entscheiden konnte oder 
wollte, wurde die Zuständigkeit 1935 durch den Reichserziehungsminister im Wege 
eines einseitigen Erlasses schlichtweg okkupiert44. 

Außerdem sicherte sich der Reichserziehungsminister die alleinige Zuständigkeit 
für die Angelegenheiten des Deutschen Sprachpflegeamts und des Deutschen Sprach­
vereins. Im Ressort des Reichsinnenministers blieben der Schriftdenkmalschutz, die 
Reichsarchive sowie der Schutz des national wertvollen Kunstgutes45. Schließlich 
war der Reichsinnenminister durch die Kommunalaufsicht auch an der kulturpoliti­
schen und kulturellen Tätigkeit der Gemeinden, Landkreise, Bezirks-, Provinzial-
und Zweckverbände beteiligt46. 

Als Träger einer Unzahl kultureller Einrichtungen waren Kommunen und Kom­
munalverbände der wichtigste Faktor im öffentlichen Kulturleben. Traditionell sich 
selbst verwaltende Gebietskörperschaften, die, außerhalb des staatlichen Verwal­
tungsaufbaus stehend, vom Staat im Wege der Normenkontrolle lediglich beaufsich­
tigt wurden, mußten sie unter den Bedingungen des totalitären Staates zum Objekt 
staatlichen Führungsanspruchs werden. Schon im Dezember 1933 hatte die national­
konservative, ein autoritär-bürokratisches Konzept verfolgende preußische Ministe-
rialbürokratie unter Federführung des Innenministeriums ein preußisches Gemein­
deverfassungsgesetz durchgesetzt, das die Autonomie der Gemeinden weitgehend 
beseitigte und sie zum untersten Glied der staatlichen Verwaltung machte47. Die 
preußische Kommunalreform entsprach weder den Vorstellungen des Deutschen Ge­
meindetages (DGT) noch denen der Parteileitung und des kommunalpolitischen 
Amtes der NSDAP. Deren Einwände gingen dann in die Vorarbeiten zur „Deut­
schen Gemeindeordnung" ein, die erstmals eine - mit Ausnahme der Reichshaupt­
stadt - im ganzen Reich geltende Kommunalverfassung brachte. 

Die nach langwierigen und scharfen Kontroversen am 30. Januar 1935 verkündete 
Gemeindeordnung enthielt, in vielem an das bisherige Kommunalrecht anschlie­
ßend, zahlreiche verwaltungstechnisch sinnvolle Normen, so daß sie in „entnazifi­
zierter" Form nach 1945 weiterverwendet werden konnte. Die gemeindliche Selbst-

44 Vgl. Jutta Sywottek, Die Gleichschaltung der deutschen Volksbüchereien 1933 bis 1937, in: Ar­
chiv für Geschichte des Buchwesens, Bd. XXIV (1983), Sp. 385-535 (Separatdruck), hier Sp.417-
422. 

45 Geschäftsverteilungsplan (GVP1.) der Abteilung V (Amt für Volksbildung) I des RMfWEuV vom 
25.2. 1942, in GVP1. des RMfWEuV, Bl. 145-150, IfZ-Archiv, Fa 504/27; GVP1. des RMdl vom 
1.1. 1943, Bl.219-240 (Abteilung VI), IfZ-Archiv, Fa 504/4. 

46 Ebenda, Bl. 178-218 (Abt.V, Kommunalabteilung). 
47 Vgl. hierzu Horst Matzerath, Nationalsozialismus und kommunale Selbstverwaltung, Stuttgart 

1970, S. 107-132. 
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Verwaltung blieb prinzipiell erhalten, wurde aber durch eine sehr weitgehende Staats­
aufsicht und erhebliche Mitwirkungsrechte der Gebietsorganisationen der Partei ein­
geschränkt. Andererseits bekam der jetzt nicht mehr zu wählende, sondern vom Staat 
einzusetzende Gemeindeleiter eine verhältnismäßig starke Position. Auch sollte der 
Einfluß der Partei durch die Staatsaufsicht eingedämmt werden. Normativ indiffe­
rente Generalklauseln und unbestimmte Rechtsbegriffe öffneten aber in der Praxis 
den Weg für die ideologische Zersetzung rationalen Verwaltungshandelns48. Durch 
diese Zwiespältigkeit waren Konflikte über die Auslegung und Anwendung der Ge­
meindeordnung geradezu programmiert. Dabei beriefen sich die Vertreter der Ge­
meindepolitik stets auf § 2, Abs. 2 der Gemeindeordnung, demzufolge die Gemein­
den „in ihrem Gebiet alle öffentlichen Aufgaben unter eigener Verantwortung zu 
verwalten" hatten, „soweit die Aufgaben nicht nach gesetzlicher Vorschrift anderen 
Stellen ausdrücklich zugewiesen sind oder auf Grund gesetzlicher Vorschrift von an­
deren Stellen übernommen werden"49. Da dies auf dem Gebiet der Kultur nicht der 
Fall war, blieb die kulturpolitische „Allzuständigkeit" der Gemeinden innerhalb ih­
res Territoriums formal erhalten50, wurde aber in der Praxis durch die Eingriffe von 
Staat und Partei je länger desto mehr ausgehöhlt. Das gleiche gilt natürlich für die 
landschaftlichen Selbstverwaltungsverbände und namentlich für die provinzielle 
Selbstverwaltung in Preußen51. 

Die NSDAP hatte sofort nach der Machtergreifung begonnen, auch das kulturelle 
Leben, mit dem sie bis dahin wenig zu tun gehabt hatte, unter ihren Willen zu zwin­
gen. Aus der „Kampfzeit" standen hierfür nur der 1929 von Alfred Rosenberg ge­
gründete, parteinahe, aber nicht parteiamtliche „Kampfbund für Deutsche Kultur" 
(KfDK) sowie die aus der erst Ende 1930 gegründeten Abteilung „Rasse und Kul­
tur" hervorgegangene Abteilung „Volksbildung" in der Reichsleitung der NSDAP 
zur Verfügung, beides schwächliche Gebilde, die nie richtig in Tritt gekommen und 
zum Zeitpunkt der Machtergreifung fast funktionslos geworden waren52. Während 
die Abteilung Volksbildung im Zuge der Strasser-Krise der Reichspropagandaleitung 
unterstellt wurde und dann jede Bedeutung verlor, weil Goebbels seine kulturpoliti­
schen Ambitionen nicht durch die Parteiorganisation, sondern durch sein Staatsamt 
verfolgte, sah der Kampfbund nach dem 30. Januar 1933 seine Stunde gekommen. 
Vor allem die - infolge der Führungsschwäche der Münchener Reichsleitung - weit­
gehend autonom operierenden Landesverbände und Ortsgruppen bemühten sich, 

48 Vgl. ebenda, S. 132-164. 
49 Deutsche Gemeindeordnung, RGBl. I 1935, S. 49-64. 
50 Vgl. [Otto] Bennecke, Landschaftliche und städtische Kulturpflege, in: Die Kulturverwaltung, 

Jg. 4 (1940), S.121f., hier S.121. 
51 Hierzu grundlegend Karl Teppe, Provinz, Partei, Staat. Zur provinziellen Selbstverwaltung im 

Dritten Reich. Untersucht am Beispiel Westfalens, Münster 1977. 
52 Vgl. hierzu Reinhard Bollmus, Das Amt Rosenberg und seine Gegner. Studien zum Machtkampf 

im nationalsozialistischen Herrschaftssystem, Stuttgart 1970, S. 27-39. Allgemein zum KfDK sie­
he auch Hildegard Brenner, Die Kunstpolitik des Nationalsozialismus, Reinbek bei Hamburg 
1963, S.7-21. 
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alle möglichen Verbände und Vereine namentlich auf dem Gebiet der laienkulturellen 
Arbeit unter ihre Kontrolle zu bringen53, bis der Kampfbund durch die Gründung 
der Reichskulturkammer, der „NS-Gemeinschaft Kraft durch Freude" und des 
„Reichsbunds Volkstum und Heimat" innerhalb eines Jahres in der politischen Be­
deutungslosigkeit versank. Seine einzige bleibende Hinterlassenschaft war die 
„Deutsche Bühne", eine durch pseudolegale Verschmelzung des „Verbandes der frei­
en Volksbühnen" und des „Bühnenvolksbunds" entstandene Theaterbesucher-Orga­
nisation, die von Rosenberg am 6. Juni 1934 mit dem nur noch formal bestehenden 
KfDK zur „Nationalsozialistischen Kulturgemeinde" (NSKG) vereinigt wurde54. 

Diese Maßnahme stand im Zusammenhang mit der gleichzeitig erfolgenden Er­
richtung einer neuen Dienststelle mit der Bezeichnung „Der Beauftragte des Füh­
rers für die Überwachung der gesamten geistigen und weltanschaulichen Schulung 
und Erziehung der NSDAP" („Reichsüberwachungsamt"). Grundlage hierfür war 
ein Auftrag Hitlers vom 24. Januar 1934, den Rosenberg unter nicht ganz klaren Um­
ständen, aber jedenfalls mit Unterstützung des Stabsleiters der Politischen Organisa­
tion der NSDAP, Robert Ley, erwirkt hatte. Rosenberg benutzte den sehr allgemein 
gehaltenen Führerauftrag, um einen umfangreichen Überwachungs- und Propagan­
daapparat aufzubauen. Unter Verwendung der alten Kampfbundleitung errichtete er 
- des öfteren ihre Bezeichnung wechselnde - Ämter bzw. Abteilungen für Schu­
lung, Kunstpflege, Schrifttumspflege, Vor- und Frühgeschichte, Wissenschaft sowie 
ein „Archiv für kirchenpolitische Fragen" (ab 1942: Hauptamt Überstaatliche Mäch­
te) und später noch ein „Amt Juden- und Freimaurerfragen" sowie ein „Aufbauamt 
Hohe Schule"55. Dem Amt Schrifttumspflege (später Hauptamt Schrifttum) angeglie­
dert war die „Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums", die ursprüng­
lich im Propagandaministerium ressortierte56. 

Trotz ihrer Betriebsamkeit und ihrer unübersehbaren öffentlichen Repräsentanz 
war die Dienststelle Rosenberg die schwächste Stelle im kulturpolitischen Ämterge-
füge des Dritten Reichs, zumal nachdem sie 1937 ihre eigentliche Bastion, die 
NSKG, an die Deutsche Arbeitsfront (DAF) verloren hatte. Mit der DAF war 1933 
die größte Massenorganisation des Dritten Reiches geschaffen worden, die sich 
schon bald nach ihrer Gründung am 10. Mai 1933 anschickte, auch auf dem kulturel­
len Sektor aktiv zu werden. Dabei verfolgte Roben Ley, Chef der DAF, anfänglich 
gar keine kulturpolitischen Interessen. Durch sein Bestreben, sämtliche Gewerk­
schaften und Arbeitnehmerverbände in die DAF zu überführen, wurden vielmehr 
die kulturellen Angestelltenverbände zwangsläufig zum Objekt seiner Begierde. Da-

53 Vgl. Bollmus, Amt Rosenberg, S.47, sowie mit einer ausführlichen Darstellung der Aktivitäten 
der regionalen Kampfbundorganisation in der niederdeutschen Kulturszene Hopster/Wirrer, Tra­
dition, S. 79-122 sowie Michael Töteberg, „Nedderdüütsch Volk op'n Weg". Die Vereinigung 
Niederdeutsches Hamburg. Ein Dossier, in: Dohnke/Hopster/Wirrer (Hrsg.), Niederdeutsch, 
S. 123-148, hier S. 123 ff. 

54 Vgl. Bollmus, Amt Rosenberg, S. 39-42, 66. 
55 Vgl. ebenda, S. 54-71. 
56 Näheres siehe Barbian, Literaturpolitik, S. 69 ff. 
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mit aber setzte er sich sofort in den schärfsten Gegensatz zu Goebbels, der dadurch 
seine eigenen Pläne gefährdet sah, alle im Bereich seiner kulturpolitischen Zuständig­
keit tätigen Menschen in einer Reichskulturkammer zu erfassen57. Der mit harten 
Bandagen geführte Konflikt wurde in typischer Manier gelöst. Ley verzichtete zu­
gunsten der RKK auf die in Frage kommenden Berufsverbände und erhielt im Ge­
genzug die Zustimmung des Propagandaministers zur Gründung einer nach dem 
Vorbild des faschistischen Dopolavoro konzipierten Freizeitorganisation im Rah­
men der DAF. Die „NS-Gemeinschaft Kraft durch Freude" (KdF) genannte Organi­
sation wurde am 27. November 1933 im Beisein von Goebbels gegründet58. 

Von den vielen, teilweise mit den entsprechenden DAF-Ämtern identischen Zen­
tralämtern von KdF sind hier nur die Ämter „Feierabend" und „Deutsches Volksbil­
dungswerk" von Interesse. Die Entstehung des Amtes Feierabend ist eng mit den be­
kannten Macht- und Kompetenzkonflikten zwischen den Reichsleitern Goebbels, 
Ley und Rosenberg verknüpft, die im einzelnen nicht erörtert werden können59. 
1933/34 sah sich Rosenberg in seinem Bemühen, die laienkulturellen Verbände und 
Vereine gleichzuschalten, unerwartet mit entsprechenden Bestrebungen eines neuen 
„Reichsbunds Volkstum und Heimat" (RVH) konfrontiert. Der von Werner Haver-
beck gegründete „Reichsbund" war nicht entfernt so radikal wie der KfDK, respek­
tierte weitgehend das Eigenleben der ihm angehörenden Vereine und hatte darüber 
hinaus den Vorzug, durch eine Verfügung von Rudolf Heß vom 27. Juli 1933 partei­
amtlich anerkannt zu sein. Der Anschluß an den RVH stellte sich so für viele Verei­
ne als das kleinere Übel dar, so daß der Reichsbund zu einer Art Schutzorganisation 
gegen den KfDK wurde60. Mitte Dezember 1933 unterstellte sich der RVH der 
DAF, womit die Laienkultur dem Zugriff Rosenbergs vorerst größtenteils entzogen 
war. Für die Zuführung von Millionen in der Volkstums- und Heimatarbeit tätigen 
„Volksgenossen" wurde Haverbeck von Ley mit der Leitung des ad hoc gebildeten 
„Amtes für Volkstum und Heimat" im Zentralbüro von KdF belohnt61, aber wohl 
schon im Herbst 1934, nicht zuletzt auf Betreiben Rosenbergs, als Leiter des Volks­
kulturamts und Geschäftsführer des RVH abgesetzt. Mehrere Verbände, darunter 
der „Deutsche Bund Heimatschutz" und der „Deutsche Denkmaltag", traten aus 
dem RVH aus. Der „Heimatschutzbund" und offenbar noch eine Reihe anderer Ver­
bände unterstellten sich der Rosenbergschen Kulturgemeinde, wo zwecks Führung 
der Heimat- und Volkstumsvereine eine Abteilung „Volkstum und Heimat" einge­
richtet wurde62. Anfang 1935 soll Goebbels die Auflösung des „Reichsbunds Volks-

57 Näheres siehe Dahm, RKK, S. 61-64. 
58 Vgl. Bollmus, Amt Rosenberg, S. 51 f. Für KdF mangels einer neueren Gesamtdarstellung noch 

immer grundlegend Wolfhard Buchholz, Die Nationalsozialistische Gemeinschaft „Kraft durch 
Freude". Freizeitgestaltung und Arbeiterschaft im Dritten Reich, Diss. phil. München 1976. 

59 Näheres siehe Bollmus, Amt Rosenberg, S. 61-103, sowie Buchholz, KdF, S. 248-257. 
60 Vgl. Bollmus, Amt Rosenberg, S. 47-50, sowie Hopster/Wirrer, Tradition, S. 94-102. 
61 Bollmus, Amt Rosenberg, S. 50. 
62 Vgl. Ditt, Raum und Volkstum, S. 210 ff.; Walter Stang, Grundlagen nationalsozialistischer Kul­

turpflege, Berlin 1935, S. 9. 
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tum und Heimat" veranlaßt haben63. Die im RVH verbliebenen Vereine wurden 
künftig offenbar direkt von dem weiterbestehenden KdF-Volkskulturamt betreut. 

Neben diesem hatte Ley schon im Januar 1934 ein Kulturamt eingerichtet64, das 
gemäß den Vereinbarungen, die er mit Goebbels getroffen hatte, „von der Reichskul­
turkammer betreut und mit dem Geist nationalsozialistischen Kulturlebens erfüllt" 
werden sollte65. Dementsprechend berief Ley auf Vorschlag von Goebbels den jun­
gen Maler Hans Weidemann, Referent in der Kunstabteilung des Propagandaministe­
riums, zum Leiter des Amtes. Wegen seines offensiven Eintretens für bestimmte Ma­
ler der Moderne, die von Rosenberg der Verfallskunst zugerechnet wurden66, wurde 
Weidemann aber bald von diesem Amt entbunden67. Goebbels konnte den Sturz 
Weidemanns leicht verschmerzen, da er Ley in der Folge dazu bewegen konnte, ei­
nen anderen ihm ergebenen Mitarbeiter, den Leiter der Rundfunkabteilung des Pro­
pagandaministeriums und Präsidenten der Reichsrundfunkkammer, Horst Dressler-
Andress, zum Chef des KdF-Amtes in der Reichsleitung der DAF zu ernennen68. 

Stand Ley also mit Goebbels auf gutem Fuße, so versuchte er andererseits auch, 
sich mit Rosenberg zu arrangieren. Diesem verschaffte er nicht nur den erwähnten 
Führerauftrag, sondern er erklärte sich Mitte 1934 sogar bereit, die auf Grund dieses 
Auftrags entstehende, aber mittellose Dienststelle Rosenbergs mit jährlichen Millio­
nenbeträgen aus dem Etat der DAF zu finanzieren69. Da die Kompetenzen von 
NSKG und KdF-Kulturamt in den Vereinbarungen zwischen Ley und Rosenberg 
nicht klar abgegrenzt worden waren, konnten Zuständigkeitskonflikte nicht ausblei­
ben. Zwar vermied Ley die radikalste Form des Vertragsbruchs, die darin bestanden 
hätte, eine eigene Theaterbesucher-Organisation aufzubauen, jedoch stellte KdF sei­
nen Mitgliedern massenhaft verbilligte Theaterkarten aus KdF-Kontingenten zur 
Verfügung. Am 19.Januar 1935 erklärte sich Ley, kaum erklärlich, gegenüber Rosen­
berg bereit, sein Kulturamt zugunsten der NSKG aufzulösen, korrigierte diese Fehl­
entscheidung aber umgehend, indem er es unter der Tarnbezeichnung „Feierabend­
arbeit" weiterführen ließ70. Am 22. Februar 1936 wurde dann das „Amt Feierabend" 
in der Reichsleitung von KdF gegründet, in dem das getarnte Kulturamt und das 
„Amt Volkstum und Heimat" als Abteilungen aufgingen71. Diese von Rosenberg als 
„Vertragsbruch" empfundene Maßnahme verband Ley mit einer mehrfachen Redu-

63 Ditt, Raum und Volkstum, S.215, ohne Beleg. 
64 Buchholz, KdF, S. 14 f. 
65 Zit. nach Bollmus, Amt Rosenberg, S. 52. 
66 Ebenda, S. 65. Näheres zu den 1934 von den Goebbels-Mitarbeitern Weidemann und Andreas 

Otto Schreiber durchgeführten Ausstellungen moderner Kunst und den sich daran entzünden­
den kunstpolitischen Auseinandersetzungen zwischen Goebbels und Rosenberg siehe Brenner, 
Kunstpolitik, S. 63-77. 

67 Hierzu Buchholz, KdF, S.14 f., und Bollmus, Amt Rosenberg, S.65. 
68 Ebenda, S.71, und Buchholz, KdF, S. 15-18. 
69 Hierzu Bollmus, Amt Rosenberg, S.66 ff. 
70 Ebenda, S. 87 ff. 
71 Ebenda, S.93; Buchholz, KdF, S. 255 ff. 
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zierung seiner Zahlungen an Rosenberg. Als dessen Dienststellen nahe am Bankrott 
waren, wurde Hitler eingeschaltet, der sich zunächst ratlos zeigte, aber schließlich 
die Überführung der NSKG in die NSG KdF anordnete, die dann durch ein Abkom­
men zwischen Rosenberg und Ley am 7. Juni 1937 erfolgte72. 

Um die Millionen von der NSKG übernommenen Theater- und Konzertgänger 
mit einem ausreichenden Angebot an Aufführungen versorgen zu können, war KdF 
in hohem Maße auf die Einrichtungen der Kommunen angewiesen. Andererseits wa­
ren natürlich auch die Bühnen daran interessiert, weiterhin mit der sicheren Abnah­
me von Abonnements und Sonderkontingenten rechnen zu können. Schon am 
4. Februar 1938 wurde deshalb zwischen KdF und dem Deutschen Gemeindetag 
eine Vereinbarung über die künftige Zusammenarbeit geschlossen, die von der 
Reichsmusikkammer (RMK) als „Bekanntmachung über den Aufbau der örtlichen 
Kunstpflege" übernommen wurde, tatsächlich aber nur die Zusammenarbeit von 
KdF und Gemeindeverwaltung regelte. Nach den hier niedergelegten „Richtsätzen" 
wurden die Leiter der KdF-Besuchergemeinschaften nach Anhörung des Bürgermei­
sters bestellt. Ebenso wurde der „Gesamtarbeitsplan" der Besuchergemeinschaften in 
Übereinstimmung mit der Gemeindeverwaltung aufgestellt. Umgekehrt waren die 
Theater und Orchester gehalten, vor der Festlegung ihres Theater- und Konzertpla­
nes den Leiter der Besuchergemeinschaft zu hören. Im übrigen wurden in der Ver­
einbarung die verschiedenen Formen der Platzbelegung durch KdF in allen Einzel­
heiten geregelt73. 

So kooperativ das Verhältnis von KdF und Kommunen auf diesem Sektor war, so 
konfliktär entwickelte es sich auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung - seit jeher 
eine Domäne der Kommunen, die - neben privaten Trägern - den größten Teil der 
Volkshochschulen unterhielten. Kontrahent der Kommunen war hier das KdF-Amt 
„Deutsches Volksbildungswerk", das über mehrere Zwischenformen aus dem bereits 
Anfang 1934 eingerichteten „Amt für Ausbildung" hervorging. Aufgabe des im Juni 
1936 neu gegründeten Amtes war die „Betreuung und Förderung der bestehenden so­
wie die Errichtung neuer Volksbildungsstätten und ähnlicher Einrichtungen" und die 
„Einrichtung und Durchführung von Vortragsreihen, Volksbildungskursen, Arbeits­
gemeinschaften sowie Volksbildungsabenden in den Betrieben, in der Stadt und auf 
dem Lande"74. Da die Volkshochschulen in fachlicher Hinsicht der Aufsicht des 
Reichserziehungsministers und allgemein der des Reichsinnenministers unterlagen, 
wurden mit diesem Programm nicht nur der kulturelle Besitzstand der Kommunen, 
sondern auch staatliche Zuständigkeiten angegriffen. Um die Verhältnisse neu zu re­
geln, wurde eine „Reichsarbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung" gegründet, 

72 Vgl. Bollmus, Amt Rosenberg, S. 97-103. 
73 Bekanntmachung über den Aufbau der örtlichen Kunstpflege vom 4.2. 1938, in: Schrieber/Met-

ten/Collatz, Recht der RKK, RMK VII, 7 (S. 18-23); 0[tto] B[ennecke], Aufbau der örtlichen 
Kulturpflege. Zu der Vereinbarung zwischen Deutschem Gemeindetag und „Kraft durch Freu­
de", in: Die Kulturverwaltung, Jg.2 (1938), S.34-39. 

74 Zit. nach Buchholz, KdF, S.237. 
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der Vertreter der Partei, des Staates und der Kommunen angehörten. Den ständigen 
Vorsitz führte der Leiter des KdF-Volksbildungswerks. Am 18. April 1939 erließ der 
Reichsinnenminister „Richtlinien" dieser Arbeitsgemeinschaft „über die organisatori­
sche Neugestaltung der Erwachsenenbildung". Darin wurde die Erwachsenenbildung, 
mit Ausnahme der der Partei vorbehaltenen weltanschaulichen Schulung, zur gemein­
samen Aufgabe von Partei, Staat und Gemeinden erklärt, jedoch das KdF-Amt 
„Deutsches Volksbildungswerk" zum „Träger der Erwachsenenbildung" bestimmt. 
Die staatliche Aufsicht durch den Reichserziehungsminister blieb erhalten, hingegen 
wurden die Gemeinden und Gemeindeverbände darauf beschränkt, die örtlichen 
Volksbildungsstätten ideell und materiell zu unterstützen. Die Leiter der Volksbil­
dungsstätten wurden auf gemeinsamen Vorschlag des Kreisreferenten des Deutschen 
Volksbildungswerks und des Gemeindeleiters nach Zustimmung der für die Volksbil­
dung zuständigen Landesbehörde durch den Kreisleiter der NSDAP berufen75. 

Der Propagandaminister war an der Erarbeitung und Herausgabe der Richtlinien 
überhaupt nicht beteiligt worden. Er wurde post festum damit konfrontiert, daß das 
Volksbildungswerk durch die Richtlinien scheinbar die ausschließliche Kompetenz 
für die Betreuung der literarischen Vortragsvereine und die Durchführung von Dich­
terlesungen erhalten hatte. Die Dichterlesung aber war nach Auffassung der Schrift­
tumsabteilung des Ministeriums ein erstrangiges Instrument der Kulturförderung 
und Kulturpropaganda und damit Aufgabe der staatlichen Kulturpolitik. Die Vor­
tragsvereine waren im Dezember 1933 in Form einer „Arbeitsgemeinschaft der lite­
rarischen Gesellschaften und Vortragsveranstalter" in die Schrifttumskammer einge­
gliedert76 und Anfang 1938 im Zuge der Auflösung der Fachverbände der RSK als 
unmittelbare Mitglieder in der RSK-Gruppe „Literarische Vereine und Vortragsver­
anstalter" zusammengefaßt worden, um dann im Frühjahr 1939 mit den bibliophilen 
Verbänden und Vereinen zur Abteilung „Reichswerk Buch und Volk" in der RSK 
vereinigt zu werden77. 

Nachdem schon die mit den Kreisleitungen der NSDAP durch Personalunionen 
verbundenen Kreisdienststellen der NSKG im Bündnis mit den Kreisleitern seit 
1934 alles daran gesetzt hatten, die von ihnen als bürgerlich-reaktionäre Relikte ei­
ner überwundenen Epoche angesehenen privaten Kultur- und Bildungsvereine ihres 
Hoheitsgebietes gleichzuschalten oder zu zerschlagen, nahmen Kreisleiter und 
KdF-Volksbildungswarte überall im Reich die erwähnten Richtlinien zum Anlaß, 

75 Neugestaltung der Erwachsenenbildung, Runderlaß des RMdl vom 18.4. 1939, in: Ministerial­
blatt des Reichs- und Preußischen Ministers des Inneren (MiBliV), Jg. 4 (1939), S.939. 

76 Bekanntmachung über die Gliederung der Reichsschrifttumskammer vom 22. 12. 1933 (Amtliche 
Bekanntmachung Nr. 3), in: Günther Gentz, Das Recht der Reichsschrifttumskammer, Leipzig 
1936, S. 12-17. 

77 Formschreiben des Präsidenten der RSK (1939), u.a. BA, R 56 V/124, B1.382; Dritte Bekanntma­
chung über die Gliederung der Reichsschrifttumskammer vom 27.3. 1939 (Amtliche Bekanntma­
chung Nr. 132), in: Schrieber/Metten/Collatz, Recht der RKK, RSK I, 63 (S. 84-87). Eine amtliche 
Bekanntmachung der RSK über das „Reichswerk Buch und Volk" konnte nicht nachgewiesen 
werden. 
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neuerlich gegen die literarischen Vereine und Vortragsstellen der RSK vorzugehen. 
Obwohl sie, wie es der stellvertretende Leiter der Schrifttumsabteilung des Ministe­
riums ausdrückte, Mitgliedsvereine des Reichswerks Buch und Volk in einzelnen 
Gauen „serienweise" zur Strecke brachten, war ihnen doch kein voller Erfolg be­
schieden, weil die RSK mit kräftiger Unterstützung des Vortragsamts im Propagan­
daministerium die Existenz jedes einzelnen ihrer Vereine, und war er noch so unbe­
deutend, unproduktiv und politisch bedenklich, mit Zähnen und Klauen, List und 
Tücke verteidigte78. Konkurrenz erwuchs dem Volksbildungswerk auf diesem Ge­
biet aber auch durch Buchhandlungen und alle möglichen Organisationen und Ver­
bände, die - durch sogenannte Befreiungsscheine der RSK legitimiert - in großer 
Zahl Dichterlesungen durchführten79. 

Auch das Amt Feierabend besaß kein Veranstaltungsmonopol, sondern sah sich 
der Konkurrenz gewerblicher Konzertagenturen und Theaterveranstalter ausgesetzt, 
die in der Reichsmusik- bzw. Reichstheaterkammer organisiert waren80. In Anbe­
tracht der wahrhaft gigantischen Zahl von KdF-Veranstaltungen - im Jahre 1938 
führten die Ämter Volksbildungswerk und Feierabend 107585 bzw. 144434 Veran­
staltungen mit knapp 61 Millionen Teilnehmern durch81 - war dies weniger gravie­
rend als die Tatsache, daß es dem Amt nicht gelang, die volle Kontrolle über die Hei­
mat-, Volkstums- und Brauchtumsvereine zu erlangen. Der simple Grund dafür war, 
daß KdF als Parteiorganisation im Gegensatz etwa zu den Fachkammern der RKK 
keinen Erfassungszwang ausüben und lediglich - wie auch die Mutterorganisation 
DAF - mit dem Mittel des „freiwilligen Zwangs" arbeiten konnte, das aber stets 
dann versagen mußte, wenn sich Vereine und Verbände in den Schutz anderer Orga­
nisationen begeben hatten oder von diesen beansprucht wurden. So wurden bei­
spielsweise die Gebirgs- und Wandervereine, die in der Heimat- und Brauchtums­
pflege eine wichtige Rolle spielten, über ihren Spitzenverband, den „Reichsverband 
Deutscher Gebirgs- und Wandervereine", Anfang 1935 korporativ in den neuen 
„Deutschen Reichsbund für Leibesübungen" (DRL) eingegliedert, einen vom 
Reichssportführer im Reichsinnenministerium geführten, also staatlich kontrollier­
ten Verband. Mit den Gau- und Kreisdienststellen der NSKG und des KdF-Kultur-
amts bestand nur eine informelle Zusammenarbeit82. 

78 Vermerk RMfVuP, Abt. Schrifttum (Schlecht), vom 15.4. 1940, BA, R 56 V/116, Bl.29-40. Die 
geschilderten Vorgänge sind in BA, R 56 V/116-135, 184, 185 („Reichswerk Buch und Volk") 
gut dokumentiert. Hierauf beruhend: Sabrina Müller, Literarische Vereine im Dritten Reich. Zur 
Organisation des Vortragswesens 1933-1945 (M.A., unveröffentlichtes Typoskript), München 
1990. 

79 Vermerk RMfVuP, Abt. Schrifttum (Schlecht), vom 15.4. 1940, BA, R 56 V/116, Bl.29-40. 
80 Vgl. Handbuch der Reichskulturkammer, hrsg. von Hans Hinkel, Berlin 1937, S.102, 252-259. 

Vgl. auch die „Anordnung (des Präsidenten der RMK) über die Durchführung der gewerbsmäßi­
gen Konzertunternehmung und Konzertbesorgung" vom 29.1. 1938, in: Schrieber/Metten/Col-
latz, Recht der RKK, RMK VII, 6 (S. 10-17). 

81 Buchholz, KdF, S. 247, 273. 
82 Dokumente des Pfälzerwald-Vereins. 1928-1978, besonders Bd. 2, „Bericht über die Tätigkeit des 

Pfälzerwald-Vereins E.V. im Jahre 1935", IfZ-Archiv, ED 723/1-2. 
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Unter staatlicher Kontrolle standen des weiteren der „Deutsche Sängerbund", der 
„Reichsverband der gemischten Chöre Deutschlands", die „Fachschaft Volksmusik" 
(später „Reichsverband für Volksmusik") und die „Fachschaft evangelischer Kir­
chen- und Posaunenchöre", die zusammen die Laienmusikabteilung der Reichsmu­
sikkammer (Abt. III: Chorwesen und Volksmusik) bildeten83. Für die Betreuung des 
Laientanzes war die „Fachschaft Tanz" der Reichstheaterkammer zuständig, die 
auch den der Kammer korporativ angeschlossenen „Reichsbund für Gemeinschafts­
tanz" betreute. Der Reichstheaterkammer angeschlossen war ferner der „Reichs­
bund der deutschen Freilicht- und Volksschauspiele", nicht aber der „Reichsbund 
für Volksbühnenspiele"84. Neben den in Verbänden und Fachschaften organisierten 
und vom Staat oder von der Partei beaufsichtigten Vereinen gab es im Bereich der 
Volkskultur - offenbar in Folge der frühzeitigen Auflösung des „Reichsbunds Volks­
tum und Heimat" - noch bis 1942 offenbar recht viele Vereine, die überhaupt keiner 
Gau- oder Reichsorganisation angehörten85. 

Von einer gelungenen Gleichschaltung konnte auf diesem Gebiet jedenfalls nicht 
gesprochen werden, eher, wie von Robert Ley noch 1941, von einem „Chaos der vie­
len Laienverbände". Um dieses Chaos zu „ordnen und für das Volksganze dienstbar 
machen zu können"86, verhandelten Ley und Goebbels schon seit Frühjahr 1938 
über die Schaffung einer neuen Fachkammer der RKK, in der sämtliche laienkultu­
rellen Verbände und Vereine zwangsweise zusammengefaßt werden sollten. Im 
Grunde ging es darum, das KdF-Amt Feierabend in den Rang einer Kammer zu er­
heben und auf diese Weise mit einem gesetzlichen Erfassungsanspruch auszustatten. 

Alfred Rosenberg, der an den Überlegungen und Verhandlungen überhaupt nicht 
beteiligt wurde, hat sich dem Vorhaben energisch entgegengestellt und die Schwäch­
en der ins Auge gefaßten Konstruktion messerscharf analysiert. Ganz gegen den all­
gemeinen Trend der Aushöhlung staatlicher Zuständigkeiten durch die Partei wäre 
in diesem Falle ein Teil der Bewegung in den Staat integriert worden. Der NSDAP-
Reichsleiter Robert Ley wäre als Präsident der Volkskulturkammer dem Reichslei­
ter Goebbels in seiner Eigenschaft als RKK-Präsident unterstellt worden, und der 
Chef des KdF-Reichsamts wäre als Geschäftsführer der neuen Kammer zum Befehls­
empfänger der zuständigen Fachabteilung des Propagandaministeriums geworden. 
Hinzu kam, daß die Erfassung von Laien, wie sie die Reichsmusik- und die Reichs­
theaterkammer bereits seit langem praktizierten, nicht Aufgabe einer berufsständi­
schen Organisation sein konnte und durch das RKK-Gesetz auch nicht gedeckt wur­
de. Wegen dieser und noch anderer Schwierigkeiten verschwand der Plan 1941 in den 
Schubladen87. 

83 Handbuch der RKK, S. 101. 
84 Ebenda, S. 257, 263-267. 
85 Rundschreiben Nr. 19 der Reichspropagandaleitung vom 1.5. 1942, BA, R 55/409, Bl.260. 
86 Ley an Rosenberg, 6.8. 1941, IfZ-Archiv, MA-596, Bl. 965 ff. 
87 Rosenberg-Akten, IfZ-Archiv, MA-544, Bl.397-403, 581, 1400ff.; MA-545, Bl. 1237-1241; MA-

596, Bl. 961, 965 ff., 999, 1006 f., 1091-1095, 1097 ff., 1172. 
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An Stelle der neuen Kammer wurde nun durch Verfügungen Goebbels' vom 
24. April und 7. Mai 1942 mit Zustimmung Leys in der Reichspropagandaleitung 
(RPL) der NSDAP ein nationalsozialistisches Volkskulturwerk errichtet. Zweck des 
„NS-Volkskulturwerks" war es, „die einheitliche kulturpolitische Ausrichtung der 
volkskulturellen Verbände und Gemeinschaften sicherzustellen, alle für ihren Ein­
satz bei der NSDAP, ihren Gliederungen und angeschlossenen Verbänden erforderli­
chen Maßnahmen zu treffen, sowie die gemeinsamen Angelegenheiten seiner Mit­
glieder zu bearbeiten und eine enge Zusammenarbeit unter ihnen herbeizuführen"88. 
Das NS-Volkskulturwerk war dem Hauptkulturamt in der RPL unterstellt und wur­
de von dessen Chef, zur fraglichen Zeit Karl Cerff, geleitet. In den Gauen und Krei­
sen wurde das Volkskulturwerk durch die Gau- und Kreiskulturreferenten der 
Reichspropagandaleitung vertreten. Die NS-Gemeinschaft KdF, die die fraglichen 
Vereine für ihre volkskulturelle Arbeit benötigte, wurde durch regelmäßige Ämter­
union beteiligt. Stellvertretender Leiter des Volkskulturwerks war der Leiter des 
Amtes Feierabend; in den Gauen wurde der Leiter durch den Gauwart von KdF ver­
treten. 

Die Gründung des Volkskulturwerks im Rahmen der Partei bedeutete den Ver­
zicht auf die zunächst angestrebte zwangsweise Erfassung der einschlägigen Verei­
ne und Verbände. U m diese zum „freiwilligen" Beitritt zu bewegen, genügten aber 
zweifellos entsprechende Aufforderungen der Parteiorganisationen auf Reichs-, 
Gau- oder Kreisebene. Bereits vor Herausgabe der parteiamtlichen Mitteilung 
über die Gründung des Volkskulturwerks vom 1. Mai 1942 hatten folgende gro­
ßen Verbände ihren Beitritt erklärt: Deutscher Sängerbund, Reichsverband für 
Volksmusik, Reichsverband der gemischten Chöre Deutschlands, Deutscher Hei­
matbund, Bayreuther Bund, Reichsbund für Volksbühnenspiele, Reichsbund der 
Deutschen Freilicht- und Volksschauspiele. Gemäß Satzung wurden in das Volks­
kulturwerk alle parteiamtlich oder staatlich anerkannten Verbände aufgenommen, 
„deren Mitglieder sich auf nichtberuflicher Grundlage in den Dienst der Kunst-, 
Heimat- und Volkstumspflege" stellten. Verbände, die der RKK angehörten (z.B. 
der Sängerbund), blieben unbeschadet ihres Beitritts zum Volkskulturwerk dort 
organisationspflichtig89. Allein daraus erhellt, daß es sich beim NS-Volkskultur­
werk nicht um eine neue, rechtlich eigenständige Organisation gehandelt hat, son­
dern um einen informellen Zusammenschluß, der es der Partei und KdF erlaubte, 
auf die volkskulturelle Arbeit Einfluß zu nehmen und sich diese dienstbar zu ma­
chen. 

Erst mit dieser späten Aktion kam die politische Neuordnung der kulturellen Ver­
hältnisse, der Prozeß der totalen Erfassung, der Zentralisierung und der Machtvertei­
lung, zu einem gewissen Abschluß. Schematisch läßt sich die daraus hervorgegangene 
kulturpolitische Organisationsstruktur mit der Formel „Verwaltung contra Men-

88 Anordnung über das NS-Volkskulturwerk vom 7.5. 1942, BA, R 55/409, B1.261. 
89 Satzung des NS-Volkskulturwerks, undatiert, ebenda, B1.262 sowie für die sonstigen Angaben 

ebenda, Bl. 260-264. 
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schenführung" (D. Rebentisch) beschreiben. Während es Aufgabe des Staates war, 
den kulturellen Bestand zu sichern und die kulturelle Produktion und Distribution 
zu steuern und zu überwachen, oblag es der Partei, den kulturellen Konsum zu akti­
vieren, zu organisieren und auszurichten. Es handelte sich, dem Dualismus von Par­
tei und Staat entsprechend, um eine Doppelstruktur, deren hervorstechendstes Merk­
mal ein extremer Zentralismus war, der aber, den eingangs dargestellten lebenswirkli­
chen Verhältnissen und ideologischen Erfordernissen entsprechend, in der Reichwei­
te begrenzt war. 

Die Grenzen des kulturpolitischen Zentralismus 

Tatsächlich bereitete es der Zentralgewalt erhebliche Schwierigkeiten, ihre formalen 
Zuständigkeiten überall im Reich durchzusetzen. Noch 1942 kam es zu grundsätzli­
chen Auseinandersetzungen zwischen dem Propagandaministerium und den Gaulei­
tern, die seit 1941 in verstärktem Maße eigene kulturpolitische Aktivitäten entwik-
kelten, wobei offenbar die ungehemmte Art der Gauleiter in den neuen Reichsgau­
en, ihren Gau „nach eigenem Belieben" zu regieren und „nach persönlichem Gut­
dünken maßzuschneidern"90, auch auf das Altreich zurückwirkte. Am 3. März 1942 
machte der Reichsinnenminister auf Veranlassung des Propagandaministers die Gau­
leiter/Reichsstatthalter in den neuen Reichsgauen aus gegebenem Anlaß darauf auf­
merksam, daß kulturelle Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des Propaganda­
ministers fielen, in der Gaustufe ausschließlich im Reichspropagandaamt zu bearbei­
ten seien. Eine Bearbeitung solcher Angelegenheiten auch in der Reichsstatthalterbe­
hörde müsse zwecks Vermeidung von Überschneidungen und Doppelarbeit entfal­
len91. Nachdem eine Reihe von Gauleitern auch im Altreich eigene Gaukulturver­
bände oder Gauheimatwerke gegründet hatten, die mit den staatlich kontrollierten 
Kommunal- und Provinzialverbänden konkurrierten, kam es zu einer Besprechung 
zwischen Innen-, Wissenschafts- und Propagandaministerium, Gemeindetag und 
Partei-Kanzlei, die zwar zu dem Ergebnis führte, daß die NSDAP keine eigenen 
Kultureinrichtungen gründen, sondern nur die „Kulturarbeit als Motor" betreuen 
sollte, faktisch aber nicht die Einstellung der parteieigenen Kulturaktivitäten nach 
sich zog92. In diesem Zusammenhang hatten sich acht Gauleiter im „Altreich" auch 
persönliche Kulturreferenten attachiert. Das Propagandaministerium versuchte, mit 
fraglichem Erfolg, in persönlichen Schreiben des Staatssekretärs Gutterer, in denen 
dieser auf die Zuständigkeit der Reichspropagandaämter hinwies, die Gauleiter im 
Interesse einer „einheitlichen Reichsverwaltung" zur Rücknahme dieser Bestellun­
gen zu bewegen93. 

90 Teppe, Provinz, S.224 bzw. 225. 
91 RMdl an die Reichsstatthalter in den Reichsgauen, 3.3. 1942, BA, R 55/618, B1.5. 
92 Vgl. Ditt, Raum und Volkstum, S.200 f. 
93 RMfVuP an diverse Gauleiter, BA, R 55/618, B1.4. 
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Neben diesem Gaupartikularismus bereitete dem Ministerium auch die zu große 
Eigenständigkeit der Gemeinden Sorgen. Schon in dem Erlaß vom 3. März waren 
die Reichsstatthalter aufgefordert worden, hinsichtlich der kulturellen Tätigkeiten 
der Gemeinden und Landkreise die Beteiligung der Reichspropagandaämter sicher­
zustellen94. Aber noch im März 1944 erschien ein gemeinsamer Erlaß des Innen-
und Propagandaministers nötig, um eine bessere Zusammenarbeit zwischen den 
Reichspropagandaämtern und den Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden 
zu erreichen. „Nach wie vor" sollten deren kulturelle Einrichtungen „in erster Linie 
den örtlichen und landschaftlichen Bedürfnissen gerecht werden", jedoch müßten 
die regionalen und lokalen Instanzen die Propagandaämter „über alle wichtigen 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Kulturpflege, vor allem über besondere Veranstal­
tungen künstlerischer Art unterrichten und ihre kulturpolitische Linie mit ihnen ab­
stimmen"95. 

Hatte der Propagandaminister also beträchtliche Probleme, die Reichsgewalt prak­
tisch durchzusetzen, so war diese andererseits gar nicht auf das Ziel orientiert, die re­
gionalen und lokalen Verhältnisse zentral zu steuern und zu reglementieren. Tatsäch­
lich handelte es sich nur um die Wahrnehmung einer allgemeinen Fachaufsicht. Dies 
soll im folgenden an drei kulturpolitischen Richtlinien des Reiches, die regionale 
und lokale Verhältnisse zum Gegenstand hatten oder sich auf diese auswirken muß­
ten, verdeutlicht werden. 

Ein geradezu prototypisches Beispiel für die Überlagerung von zentralen und par­
tikularen Interessen bildet die Vergabe von Kunst- und Literaturpreisen, weil es sich 
hier um eine traditionelle Aufgabe der Länder und Kommunen handelte, während 
die kulturpolitische Zuständigkeit des Reiches nur durch die allgemeine Verordnung 
über die Zuständigkeiten des Propagandaministeriums vom 30. Juni 1933, nicht aber 
durch eine spezielle gesetzliche Regelung gegeben war. Erst 1937 wurde im Propa­
gandaministerium erkannt, daß auf diesem Gebiet kulturpolitischer Regelungsbe­
darf bestand. Internen Ermittlungen zufolge wurden im Deutschen Reich zu dieser 
Zeit jährlich 65 Literaturpreise vergeben, vier durch das Reich, sechs durch Zentral­
ämter der NSDAP, 19 durch Länder, Gaue und Oberpräsidien, 13 durch Städte und 
23 durch private Stifter96. 

Am 24. August 1937 verfügte Goebbels in einem nicht veröffentlichten Erlaß an 
die Reichsstatthalter und Landesregierungen, daß die Verleihung von Kunstpreisen 
aus öffentlicher Hand seiner Zustimmung bedürfe und daß ihm deshalb „jeweils 
rechtzeitig vor einer Verleihung Mitteilung über die Person des in Aussicht genom­
menen Preisträgers" zu machen sei. Mangels einer eindeutigen gesetzlichen Zustän­
digkeit vertraute Goebbels darauf, daß die Länder- und Gemeindeverwaltungen 
„das notwendige Verständnis für die Gesamtbelange der deutschen Kultur aufbrin-

94 RMdl an die Reichsstatthalter in den Reichsgauen, 3.3. 1942, BA, R 55/618, B1.5. 
95 „Zusammenarbeit auf kulturellem Gebiet", Runderlaß des RMdl und des RMfVuP vom 16.3. 

1944, MiBliV, Jg.9 (1944), S.298. 
96 Verzeichnis der deutschen Literaturpreise, BA, R 55/122, Bl. 142-145. 
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gen und im Einzelfall ihre örtlichen Interessen zurückstellen, wenn dies für notwen­
dig gehalten wird"97. Als sich das Ministerium in der Folge darauf beschränkt sah, 
von den Vergabegremien getroffene Entscheidungen nachträglich abzusegnen, wirk­
te es erfolgreich darauf hin, die territorial zuständigen Leiter der Reichspropagan­
daämter bzw. ihre Kulturreferenten an den Gremien zu beteiligen, um selbst auf die 
Wahl des Preisträgers Einfluß nehmen zu können98. 

Am 26. Januar 1939 wurde die Anweisung vom 24. August 1937 durch Ausfüh­
rungsbestimmungen präzisiert. Danach bedurfte die Verleihung aller Kunstpreise, 
die mit 2000,- RM und mehr dotiert waren, der Zustimmung des Propagandamini­
sters. Die in Aussicht genommenen Preisträger waren dem Ministerium wenigstens 
vier Wochen vor der Preisvergabe zu benennen. Falls die Auswahl des Preisträgers 
durch ein Gremium vorgenommen wurde, mußte diesem der Leiter des zuständigen 
Reichspropagandaamts angehören99. Die Verfügung bezog sich nur auf Kunstpreise 
der öffentlichen Hand, nicht auf Preise der NSDAP, für die analoge Vereinbarungen 
mit dem Stellvertreter des Führers angestrebt wurden100. 

1942 wurden die Kunstpreise in drei Gruppen eingeteilt, in „I. reichswichtige 
Kunstpreise, IL wichtige Kunstpreise von lokaler Bedeutung, III. Kunstpreise von 
lokaler Bedeutung". Gemäß Verfügung vom 21. Juli 1942 mußte vor Verleihung ei­
nes in den Gruppen I und II aufgeführten Preises die Zustimmung des Ministers ein­
geholt werden. Bei der Gruppe III mußte nicht die Verleihung, aber die Schaffung 
neuer Preise vom Minister genehmigt werden. Über Kunstpreise der Gruppe I durf­
te in der gesamten Reichspresse, über die der Gruppe II nur in der Gau- und Lokal­
presse und über die der Gruppe III nur in der Lokalpresse berichtet werden101. 

Welche Absichten wurden mit den geschilderten Maßnahmen verfolgt? Der Erlaß 
vom 24. August 1937 wurde intern damit begründet, daß es nicht darum gehe, „den 
einzelnen Städten das Recht, Kunst- oder Literaturpreise zu verleihen, zu nehmen, 
sondern nur darum, eine Wahl- und Planlosigkeit auf diesem Gebiet unmöglich zu 
machen". Der Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda müsse insbeson­
dere in der Lage sein, zu niedrig dotierte Preise zu untersagen bzw. eine Erhöhung 
zu erwirken und eine Namensänderung zu verlangen, „wenn der Name andere 
Preise beeinträchtigt oder wenn staatspolitische Gesichtspunkte eine Änderung er­
forderlich machen"102. In diesem Zusammenhang setzte sich die Schrifttumsabtei­
lung des Ministeriums mit der Fehlentwicklung auf dem Gebiet der Literaturpreise 
auseinander. Die große und zunehmende Zahl von Preisen habe zu einer „Entwer-

97 Goebbels an die Reichsstatthalter und Landesregierungen sowie an den Reichsinnenminister, 
24.8. 1937, ebenda, Bl. 1. 

98 Interner Vermerk RMfVuP, Abt. Schrifttum (Erckmann), vom 13. 12. 1937, ebenda, Bl. 137-141. 
99 Anordnung des Reichsministers für Volksaufklärung und Propaganda über die Verleihung von 

Kunstpreisen vom 26. 1. 1939, in: Schrieber/Metten/Collatz, Recht der RKK III, 24, (S.25). 
100 RMfVuP an den Stellvertreter des Führers, 16.2. 1939, und interner Vermerk der Abt.I B vom 

14.2. 1939, BA, R 55/122, B1.314f. 
101 RMfVuP an die Reichspropagandaämter, ebenda, Bl. 386. 
102 Interner Vermerk RMfVuP (RKW. Schmidt-Leonhardt) vom 14.7. 1937, ebenda, Bl. 150. 
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tung der Literaturpreise in der öffentlichen Meinung" geführt, „die sich bis in die 
Spitzenpreise hinauf bemerkbar" mache. Es sei eine „Tatsache, daß es im Jahre 50 
preiszukrönende Dichter und Schriftsteller nicht" gebe. Mangels geeigneter Bewer­
ber seien „junge Talente bereits für ihr erstes oder zweites Buch preisgekrönt wor­
den". So frühe Auszeichnungen könnten sich aber „schädigend auf das weitere Schaf­
fen der Ausgezeichneten auswirken". Es sei deshalb erwünscht, die Zahl der Preise 
zu vermindern. Die frei werdenden Mittel sollten für Arbeitsstipendien verwendet 
werden, bei denen ein konkreter Bezug auf ein bestimmtes Werk unterbleibe103. 

Auf solchen Überlegungen beruhte dann die alle Kunstpreise betreffende Verfügung 
vom 26. Januar 1939. In Anbetracht der zahlreichen, nach verschiedenen Gesichts­
punkten verliehenen Preise könnten nur durch zentrale Aufsicht „kulturpolitisch un­
erwünschte Entscheidungen" vermieden werden. Für die Anordnung, daß Preise in 
Höhe von 2000,- RM und mehr der Zustimmung des Ministers bedürfen, sei auch 
der Gesichtspunkt maßgebend gewesen, „daß die Verleihung dieser Preise für den öf­
fentlichen Aufstieg der prominenteren Kräfte von erheblicher Bedeutung" sei104. 

Die Interessen, die die Aufsichtspflicht des Reiches über das Kunstpreiswesen be­
gründeten, waren also sehr allgemeiner Art: die Sicherung einer finanziellen Mindest­
ausstattung der Preise, die Wahrung des öffentlichen Ansehens der Preise, das Be­
dürfnis nach signifikanten, nicht konkurrierenden und politisch opportunen Preisbe­
zeichnungen und der Wunsch, die wichtigeren Künstler bevorzugt zu fördern. Re­
gionalspezifische Implikationen oder gar antiregionale Tendenzen hatten die getrof­
fenen Maßnahmen nicht. Die öffentlichen Stiftungsträger wurden, gewissermaßen 
der Kommunalaufsicht des Reichsinnenministers vergleichbar, der Dienstaufsicht 
der zuständigen Fachverwaltung des Reiches unterworfen. Diesem Befund ent­
spricht die Praxis der Vergabe des 1934 vom Provinzialverband Westfalen gestifteten 
„Westfälischen Literaturpreises". Die zweijährliche Preisverleihung wurde zwar 
durch einen Beirat vorbereitet, dem auch ein Vertreter des Reichspropagandaamts 
angehörte, jedoch wurde die Entscheidung satzungsgemäß durch den Landeshaupt­
mann getroffen, der sich ab 1939 mit den Gauleitern von Westfalen-Nord und West­
falen-Süd abstimmte105. 

Als zweites Beispiel kann die Bekanntmachung der Reichsschrifttumskammer 
über die „Anmeldepflicht von Dichterkreisen" vom 6. April 1939 dienen, durch die 
Dichterkreise, auch wenn es sich nur um informelle Zusammenschlüsse ohne Ver­
einsform handelte, kammerpflichtig gemacht wurden106. Wie bei den Kunstpreisen 

103 Interner Vermerk RMfVuP, Abt. Schrifttum (Erckmann), vom 13. 12. 1937, ebenda, Bl. 137-141. 
104 Goebbels an die Reichsstatthalter, Landesregierungen u.a., 26.1. 1939, ebenda, B1.309. Mit Erlaß 

vom 8.2. 1943 wurde die Schaffung neuer und die Erweiterung bestehender Preise durch die öf­
fentliche Hand für die Dauer des Krieges untersagt; das Verbot wurde mit den Notwendigkeiten 
des totalen Krieges begründet; RMfVuP, StS Gutterer, an die Reichsstatthalter u.a., 8.2. 1943, 
ebenda, Bl. 396 f. 

105 Vgl. Ditt, Raum und Volkstum, S. 362 ff. 
106 Anmeldepflicht von Dichterkreisen. Amtliche Bekanntmachung (der RSK) Nr. 131 vom 24.2. 

1939, in: Schrieber/Metten/Collatz, RSK 1,62 (S. 83 f.). 
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hat man auch auf diesem Gebiet erst verhältnismäßig spät ein Bedürfnis nach zentra­
ler Regulierung erkannt. Den Anlaß gaben die jährlichen Dichtertreffen bei Hans 
Grimm in Lippoldsberg, zu denen Grimm nur Autoren einlud, die am Ersten Welt­
krieg teilgenommen hatten und die kein Parteiamt bekleideten. Vor einer respekta­
blen Zahl von Zuhörern (bis zu 2000) lasen dort Autoren wie Rudolf G.Binding, 
Hans Carossa, Ernst von Salomon, Edwin Erich Dwinger, Rudolf Alexander Schrö­
der, Paul Fechter und Paul Alverdes aus ihren Werken. Goebbels, der Grimm wegen 
seiner notorischen Unbotmäßigkeit einmal sogar mit der Einweisung in ein Konzen­
trationslager drohte, und RSK-Präsident Hanns Johst hatten Grimm nicht ganz zu 
Unrecht im Verdacht, mit seinen Dichtertreffen eine nationalkonservative literari­
sche Opposition zu organisieren und ein Gegengewicht zur RSK, zur „Deutschen 
Akademie der Dichtung" und zu den offiziellen, von Grimm stets boykottierten 
„Weimarer Dichtertagen" schaffen zu wollen107. Eine Notiz im Völkischen Beobach­
ter über die Lippoldsberger Tagung gab Johst 1938 Anlaß, nicht nur gegen das 
Grimmsche Dichtertreffen, sondern generell gegen sezessionistische Kreise und Ge­
meinschaften dieser Art vorzugehen. RSK-Geschäftsführer Wilhelm Ihde mußte 
sich allerdings von seinem zuständigen Fachreferenten sagen lassen, daß man hier 
nicht einfach mit der Sense vorgehen könne, weil es neben unerwünschten durchaus 
auch sinnvolle Kreise dieser Art gebe. Als positives Beispiel nannte der Referent 
den von dem früheren RSK-Präsidenten Hans Friedrich Blunck und dem RSK-Lan-
desleiter im Gau Weser-Ems August Hinrichs geleiteten Eutiner Dichterkreis, der 
von wichtigen Männern der Partei unterstützt werde108. So kam es am Ende nur zu 
der „Anmeldepflicht", die die Kammer in die Lage versetzte, Leitung, Zusammenset­
zung und Zweck der einzelnen Dichterkreise zu prüfen und kulturpolitisch uner­
wünschte Kreise aufzulösen bzw. ihre Gründung zu untersagen. 

Die Bekanntmachung war kaum veröffentlicht, als im Propagandaministerium be­
kannt wurde, daß niederdeutsche Autoren in Hamburg einen Dichterkreis „Die Kru-
- Ring hansischer Dichter" gegründet hatten, der von dem Hamburger Regierenden 
Bürgermeister Krogmann protegiert wurde und dem der Leiter des Reichspropagan­
daamts Hamburg und Landeskulturwalter Hans Rodde vorstand. Propagandamini­
sterium und RSK hielten die Neugründung für völlig überflüssig und verlangten un­
ter Einschaltung des Hamburger Gauleiters Kaufmann (mit aktenmäßig nicht beleg­
tem Ergebnis) die sofortige Auflösung der Vereinigung. Die Forderung wurde wie 
folgt begründet: Die Vielzahl von Neugründungen von Dichterkreisen (tatsächlich 
konnten nur neun solcher Kreise festgestellt werden109) habe es erforderlich ge­
macht, „eine ungesunde Entwicklung einzuschränken". In Zukunft könnten nur 

107 Vgl. hierzu Angela Stüber, Hans Grimm, die Deutsche Akademie der Dichtung und die Reichs­
schrifttumskammer. Eine Kontroverse um die berufsständische Organisierung der Schriftsteller 
im Dritten Reich (MA., unveröffentlichtes Typoskript), München 1990, S.39ff. 

108 RSK-interne Vermerke vom 2.7., 26.7., 27.7., 10.9. 1938, 21.3. 1939, BA, R 56 V/77, B1.29f., 44, 
46, 51, 54. 

109 Liste in: Ebenda, Bl. 30. 
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noch Neugründungen anerkannt werden, die „besondere landschaftliche Forderun­
gen" erfüllen wollten und könnten. Im niederdeutschen Raum bestünden seit 1936 
der Eutiner Dichterkreis und der Doberaner Dichtertag. Damit seien „alle Möglich­
keiten besonderer Pflege niederdeutschen Schrifttums durch Dichterkreise er­
schöpft". Mit der Neugründung würde lediglich ein drittes Mal der gleiche Perso­
nenkreis erfaßt, ohne daß es dafür „sachliche Gründe", „traditionsmäßige" und 
„wesensmäßige Begründungen" gebe110. 

Demgemäß richtete sich die Bekanntmachung der RSK über die „Anmeldepflicht 
von Dichterkreisen" nicht gegen landschaftsgebundene Dichterkreise als solche, son­
dern gegen politisch unerwünschte Gruppierungen und darüber hinaus gegen eine li­
terarisch unproduktive Überorganisation und Vereinsmeierei. Noch im gleichen Jahr 
- 1939 - konnten sich die schwäbischen Dichter zu einem „Schwäbischen Dichter­
kreis" zusammenschließen, der von Georg Schmückle, Dichter und RSK-Landeslei-
ter Württemberg-Hohenzollern, geleitet wurde und unter der Schirmherrschaft von 
Gauleiter Wilhelm Murr stand111. 

Unter den wenigen Bestimmungen im RKK-Recht, die sich direkt auf regionalkul­
turelle Phänomene beziehen, ragt die gemeinsame Anordnung der Präsidenten der 
Reichsmusikkammer und der Reichstheaterkammer (RThK) „über die Entstellung 
bayerischer Volksbräuche" vom 18. Februar 1935 heraus. Zwecks „Bekämpfung kul­
turschädlicher Entstellung bayerischer Volksbräuche und Sitten" wurde mit dieser 
Anordnung, die singulär ist und bei anderen „Stammes"-Kulturen keine Entspre­
chung findet, folgendes verfügt: Leiter von Musikkapellen, Tanzgruppen u. ä. sowie 
Solisten, die „bayerische Volksmusik, Volkstänze, Sitten und Gebräuche" bei öffent­
lichen Veranstaltungen darboten, mußten im Besitz einer Zulassungsurkunde sein, 
die je nach Art der Darbietungen von der RMK oder der RThK ausgestellt wurde. 
Der Antragssteiler hatte seine bayerische Abstammung urkundlich zu belegen und 
Zeugnisse über seine Ausbildung in bayerischer Volkskunst vorzulegen. Dem Ge­
such war nur stattzugeben, „wenn der Antragssteller die für die Darbietungen erfor­
derliche Zuverlässigkeit und Eignung" besaß. Er mußte die „Gewähr dafür bieten, 
daß nur echte und gute bayerische Volksmusik, Volkstänze, Sitten und Gebräuche 
dargeboten werden". Alle „Übertreibungen und Entstellungen" waren zu vermei­
den. „Anstößige und geschmacklose Darbietungen (Bierbettel usw.), die fälschlicher­
weise als bayerische Volksgewohnheiten hingestellt werden", waren unzulässig112. 
Hintergrund und Beweggründe dieser Maßnahmen können durch Akten nicht er­
hellt werden, der Wortlaut der Anordnung jedoch macht hinreichend deutlich, daß 
sie sich nicht gegen die bayerischen Volksbräuche richtete, sondern im Gegenteil ih­
rem Schutze vor Verkitschung, Primitivisierung und Kommerzialisierung diente. 

110 Vorgang ebenda, besonders RMfVuP an Gl Kaufmann, 23. 6. 1939, Bl. 8, und RMfVuP an den Prä­
sidenten der RSK, 26.6. 1939, B1.7. 

111 Die Kulturverwaltung, Jg. 3 (1939), S.23. 
112 Anordnung (der Präsidenten der RMK und RThK) über die Entstellung der bayerischen Volks­

bräuche vom 18.2. 1935, in: Schrieber/Metten/Collatz, Recht der RKK, RMK III,4 (S.4f.). 
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Die Beispiele zeigen, daß sich die zentralen kulturpolitischen Ambitionen und 

Maßnahmen des Regimes im allgemeinen auf die Durchsetzung übergeordneter, na­

tionalkultureller Intentionen und Interessen reduzierten, die die regionalkulturellen 

Bedürfnisse und Bestrebungen zwar tangieren konnten, sie aber als solche nicht in 

Frage stellten. Andererseits sind hier aber auch keine besonderen Anstrengungen 

zur Förderung regionaler und landschaftlicher Kulturen erkennbar. Wie sich die par­

tikularen kulturellen Bedürfnisse und Intentionen unter diesen Bedingungen entwik-

kelten, kann nur durch Untersuchung der tatsächlichen Verhältnisse festgestellt wer­

den. 

Die „Autonomie" partikularer Kulturträger 

Hierzu ist es zunächst lohnend, einen Blick auf den Bereich der öffentlichen Theater 
und Orchester zu werfen. Wie schon vor 1933 wurde der ganz überwiegende Teil 
dieser Einrichtungen von den Kommunen getragen und unterhalten. Unter Reichs­
verwaltung standen 1941 18 Orchester und Bühnen, darunter das Berliner Philhar­
monische Orchester, alle großen Berliner Bühnen, das Wiener Burgtheater und die 
Wiener Staatsoper, das Deutsche Theater in Wiesbaden und die „Deutschen Thea­
ter" in Lille, Oslo und Prag - alles nachgeordnete Einrichtungen des Reichsministeri­
ums für Volksaufklärung und Propaganda113. Aber nur ein Teil dieser Reichsbühnen 
wurde durch das Ministerium selbst beaufsichtigt. Die „Notwendigkeit, die Theater 
nach landschaftlichen und örtlichen Gesichtspunkten" zu leiten, veranlaßte das Mini­
sterium, die Leitung außerhalb der Reichshauptstadt gelegener Bühnen, zum Beispiel 
der Wiener Oper und des Wiener Burgtheaters, an die territorial zuständigen Reichs­
statthalter zu delegieren114. Sie blieben damit zwar formell unter Reichsverwaltung, 
unterstanden aber faktisch der Länderverwaltung bzw. - in den neuen Reichsgauen 
- der Gauselbstverwaltung. 1938 gab es insgesamt ca. 120 öffentliche Theater, von 
denen ca. 80 von den Gemeinden und Gemeindeverbänden und ca. 12 von den Län­
dern getragen wurden, wobei diese Staatstheater von den Standortgemeinden subven­
tioniert wurden115. Ähnlich wie bei den Theatern war das Verhältnis bei den Kultur­
orchestern. Von ca. 100 Orchestern wurden rund 70 von den Gemeinden und etwa 
15 von Ländern und Gemeinden gemeinsam getragen116. 

Auch an der Vielgestaltigkeit des deutschen Museums- und Bibliothekswesens än­
derte sich nichts. Abgesehen von der dem Propagandaministerium unterstehenden 

113 RMfVuP. Nachgeordnete Dienststellen des Ministeriums, Aufstellung vom 17.5. 1941, BA, R 55/ 
8, Bl.2-7. 

114 O[tto] B[ennecke], Kulturelle Zusammenarbeit, in: Die Kulturverwaltung, Jg. 8 (1944), S.20-23, 
hier S. 21. 

115 Gemeindekulturtagung Gau Köln-Aachen, in: Die Kulturverwaltung, Jg. 2 (1938), S.49ff., hier 
S.49 (Bericht über die Rede des Beigeordneten des Deutschen Gemeindetags, Otto Bennecke, 
über Aufgaben der gemeindlichen Kulturpflege); Bennecke, Kulturelle Zusammenarbeit, S.21. 

116 Gemeindekulturtagung Gau Köln-Aachen, S.49. 
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„Deutschen Bücherei" in Leipzig117 und ca. 30 Fachbüchereien von Reichsbehörden 
(z.B. Bibliothek des Reichstags, Bibliothek des Auswärtigen Amts) und Reichsan­
stalten (z.B. Bibliothek des Reichsinstituts für Ältere Deutsche Geschichte, Büche­
rei der Reichsakademie für Leibesübungen), wurden die rund 390 (1936) wissen­
schaftlichen Bibliotheken weiterhin von den Ländern und Städten (Staats- bzw. 
Landesbibliotheken, Hochschulbibliotheken, Stadtbibliotheken) sowie von Land­
kreisen, Parteibehörden, adligen Häusern, Kirchen, Verbänden, Vereinen und Fir­
men getragen118. Zu den ca. 65 teils wissenschaftlichen, teils volksbildnerischen 
Zwecken dienenden Stadtbibliotheken (Einheitsbibliotheken) kamen noch viele 
Tausende von den Kommunen unterhaltene Volksbüchereien119. Von den ca. 1500 
deutschen Museen und Sammlungen aller Art120 hatten nur sechs den Charakter 
von Reichsmuseen: das Germanische Nationalmuseum in Nürnberg, das Deutsche 
Museum in München, das Römisch-Germanische Zentral-Museum in Mainz, das 
Goethe-Museum in Frankfurt a. M. (Freies Deutsches Hochstift) und das Saarland-
Museum in Saarbrücken121. Gemäß einer statistischen Erhebung des Deutschen Ge­
meindetags sah die Struktur der Trägerschaft 1939 wie folgt aus: Von 722 erfaßten 
Museen waren 61 Prozent kommunales und 13 Prozent staatliches Eigentum, 
19 Prozent wurden von Vereinen und Privatpersonen unterhalten, der Rest von 
7 Prozent verteilte sich auf das Reich, die NSDAP, die Kirchen und öffentliche Stif­
tungen. Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß sich die Erhebung auf bestimmte 
Museumstypen und auf Museen in Gemeinden mit mehr als 10000 Einwohnern be­
schränkte und damit die Mehrzahl der gemeindlichen und privaten Kleinmuseen 
unberücksichtigt ließ122. 

Aufschlußreich ist auch in diesem Zusammenhang der Bereich der Literaturpreise. 
Die schrittweise durchgesetzte Fachaufsicht durch das Propagandaministerium än­
derte nichts an deren Zahl und Vielfalt. Neben wenigen Reichspreisen (Deutscher 
Nationalpreis für Kunst und Wissenschaften, Nationalpreis des 1. Mai bzw. Nationa­
ler Buchpreis, Schillerpreis, Verdun-Preis) und Preisen der Reichsleitung der 
NSDAP (u.a. Preis der NSDAP für Kunst und Wissenschaft, „Hilf mit!"-Preis, 
Hans-Schemm-Preis für deutsches Jugendschrifttum) gab es zahlreiche Landschafts­
und Städtepreise. Von den Landschaftspreisen seien beispielhaft genannt: der Preis 
der Westmark, der Preis zur Förderung des deutschen Schrifttums in der Provinz 
Sachsen, der Schlesische Literaturpreis, der Literaturpreis der Provinz Hannover, 
der Badische Kulturpreis, der Lessing-Preis (Hamburg), der Mecklenburgische Lite­
raturpreis, der Johann-Hebel-Preis für deutsche Dichtung (Baden), der Westfälische 

117 RMfVuP. Nachgeordnete Dienststellen des Ministeriums, Aufstellung vom 17.5. 1941, BA, R 55/ 
8.B1.2-7. 

118 Vgl. Jahrbuch der Deutschen Bibliotheken, 28 (1937). 
119 Siehe unten S. 254. 
120 Die Zahl der deutschen Museen, in: Die Kulturverwaltung, Jg. 2 (1938), S. 88. 
121 GVP1. der Abteilung V (Amt für Volksbildung) I des RMfWEuV vom 25.2. 1942, in GVP1. des 

RMfWEuV, Bl. 145-150, IfZ-Archiv, Fa 504/27. 
122 Die Museen in den deutschen Gemeinden, in: Die Kulturverwaltung, Jg. 4 (1940), S.27. 
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Literaturpreis und der Schwäbische Dichterpreis. Städtepreise wurden verliehen von 
Berlin, München, Frankfurt, Heidelberg, Hamburg, Braunschweig, Dessau, Dres­
den, Jena, Wandsbek, Magdeburg, Wuppertal, Düsseldorf (Immermann-Preis), Leip­
zig, Chemnitz, Stuttgart, Babenhausen, Rostock und Tilsit123. Dabei handelt es sich 
nur um Preise von größerer Bedeutung. Die regionale Verzweigung des Preissy­
stems veranschaulichen die ausschließlich oder unter anderen an niederdeutsche Au­
toren vergebenen Preise im niederdeutschen Raum: Klaus-Groth-Preis für plattdeut­
sche Lyrik, Schleswig-Holsteinischer Literaturpreis, John-Brinckmann-Preis, Meck­
lenburgischer Schrifttumspreis, Hermann-Boßdorf-Preis, Emanuel-Geibel-Preis der 
Stadt Lübeck, Literaturpreis der Provinz Hannover, Dietrich-Eckart-Preis, Münch-
hausen-Preis, Johann-Hinrich-Fehrs-Preis für plattdeutsche Prosadichtung, Golde­
ner Spatz von Wuppertal124. 

Sowenig die Fachaufsicht des Propagandaministeriums über die Kunst- und Li­
teraturpreise zu einer Einschränkung der regionalen und lokalen Preise oder zu ei­
ner die Autonomie der Vergabegremien prinzipiell in Frage stellenden zentralen 
Steuerung der Preisvergabe führte, sowenig waren die öffentlichen Kultureinrich­
tungen bloße Befehlsempfänger der Reichsgewalt, solange sie sich an die vom 
Reich gesetzten politisch-ästhetischen Normen (keine Juden, keine Kommunisten, 
keine „Verfallskunst") und an einzelne kulturpolitische Direktiven (z.B. keine 
Feindliteratur während des Krieges, keine Berücksichtigung bestimmter Autoren) 
hielten. 

Das zeigte sich auch bei den Theatern. Die Gestaltung der Spielpläne lag wie vor 
1933 in der Verantwortung der - jetzt natürlich politisch selektierten - Intendanten. 
Der nach 1945 mehr berüchtigte als vor 1945 gefürchtete „Reichsdramaturg" in der 
Theaterabteilung des Propagandaministeriums (1934-1945 Rainer Schlösser) be­
schränkte sich darauf, die Intendanten kollegial auf neue aufführungswürdige Stücke 
hinzuweisen, ohne deren Aufführung zu fordern oder gar zu erzwingen. Die Nicht­
beachtung solcher Anregungen hatte für die Theater keinerlei Folgen. Für den Be­
reich der Oper wurde ermittelt, daß Schlössers Empfehlungen, soweit sie nicht ohne­
hin etablierte Komponisten betrafen, so gut wie erfolglos waren. Umgekehrt gab es 
auch keine Spielplankontrolle im Sinne einer systematischen Vorzensur. Der Reichs­
dramaturg nahm die von den Intendanzen zur Genehmigung vorgelegten Spielpläne 
im wesentlichen zur Kenntnis. Hielt er ausnahmsweise ein Stück für ungeeignet, so 
versuchte er den Intendanten auf gütlichem Wege zu veranlassen, dieses zurückzu­
ziehen oder abzusetzen. Regelrechte Aufführungsverbote, die sich der Propaganda­
minister gesetzlich vorbehalten hatte125, waren offenbar sehr selten. 

123 Verzeichnis der deutschen Literaturpreise [1937], BA, R 55/122, Bl. 142-145; Verzeichnis der 
deutschen Literaturpreise [1939], ebenda, Bl. 320-323; Deutsche Literaturpreise, in: Die Kultur­
verwaltung, Jg. 2 (1938), S. 87f. 

124 Dohnke, „Ik stäk dei Fahn ut". Verhaltensweisen niederdeutscher Schriftsteller im Nationalsozia­
lismus, in: Dohnke/Hopster/Wirrer (Hrsg.), Niederdeutsch, S. 283-341, hier S.324f. 

125 § 5 des Theatergesetzes vom 15.5. 1934, § 14 der Verordnung zur Durchführung des Theaterge­
setzes vom 18.5. 1934, RGBl. I 1934, S. 411-415. 
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Weit stärker als durch das Reichsministerium wurde die Autonomie der Theater 
durch die regionalen und lokalen Instanzen bedroht. Nachdem im Ministerium be­
kannt geworden war, daß in mehreren Fällen „von nicht zuständigen Stellen auf ein­
zelne Theater hinsichtlich der Gestaltung des Spielplans in unzulässiger Weise einge­
wirkt" worden war, „Intendanten eingeschüchtert und unter Druck gesetzt" worden 
waren, erinnerte Goebbels in einem Rundschreiben an die Reichsstatthalter und Län­
derregierungen daran, daß „das Recht, die Aufführung bestimmter Stücke zu unter­
sagen oder zu verlangen, einzig und allein" ihm zustehe. Die „unmittelbare oder mit­
telbare Einwirkung irgendwelcher anderer Stellen" sei „rechtswidrig und verboten". 
„Maßnahmen dieser Art" seien „unzulässig" und würden „ausnahmslos" aufgeho­
ben126. Das Ministerium legte also nicht nur auf eine relativ große Selbständigkeit 
der Intendanten ihm selbst gegenüber Wert, sondern verteidigte auch deren Gestal­
tungskompetenz gegenüber den Gauleitern und den lokalen Dienststellen der Par­
tei, unter Umständen sogar gegenüber den Trägern der Theater127. 

Sehr viel schwieriger stellen sich die Verhältnisse bei den durchwegs von den Ge­
meinden unterhaltenen Volksbüchereien dar. Diese spielten im Konzept der totalen 
Erfassung und ideologischen Durchdringung der Bevölkerung eine wichtige Rolle, 
weil sie sich an ein Massenpublikum wandten und die (potentiellen) Leser auch 
dort erreichen konnten, wo es keine Buchhandlungen gab, in den Kleinstädten und 
Landgemeinden. Dort aber beherrschten traditionell die gut geführten konfessionel­
len Büchereien die Szene, die es durch konkurrenzfähige Volksbüchereien zu neutra­
lisieren galt. Wegen dieser literaturpolitischen Bedeutung der Volksbüchereien übte 
das Reich hier eine viel schärfere Überwachung aus. 

Zentrale Kontroll- und Steuerungsinstanz war dabei die im September 1935 aus 
der „Preußischen Landesstelle für Volksbüchereiwesen" hervorgegangene „Reichs­
stelle für volkstümliches Büchereiwesen" im Reichserziehungsministerium, die sich 
auf Länderebene der - vielfach schon vor 1933 eingerichteten - „Staatlichen Bera­
tungsstellen für öffentliches Büchereiwesen" (Volksbüchereistellen) bediente. Aufga­
be der Reichsstelle und ihrer nachgeordneten Instanzen war es, ein flächendeckendes 
Büchereisystem aufzubauen, kleinere und kleinste Büchereien fachlich anzuleiten 
und mit bibliothekstechnischen Serviceleistungen zu versorgen, die Büchereien von 
unerwünschter Literatur zu säubern und den Bestandsaufbau, bei dem es nicht nur 
um die politische Ausrichtung, sondern auch um die Modernisierung der überwie­
gend veralteten oder zerlesenen Bestände ging, zu lenken und zu kontrollieren. Die 
Aufgabenverteilung erfolgte in der Weise, daß die Großstadtbüchereien von der 
Reichsstelle selbst, die mittelstädtischen, kleinstädtischen und dörflichen Büchereien 
nach den Vorgaben der Reichsstelle von den Landes- und Kreisbüchereistellen be­
treut wurden. 

Für die nationalsozialistische Büchereipolitik der ersten Jahre grundlegend war der 
berühmte „Noch heute!"-Erlaß des Preußischen Kultusministers Bernhard Rust vom 

126 Zit. nach Dussel, Heroisches Theater, S. 90. 
127 Näheres hierzu siehe ebenda, S. 88-100, 227-239, und ders., Provinztheater, S. 93-98. 
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28. Dezember 1933128, der mit geringen Abweichungen von anderen Ländern wie 
Sachsen, Thüringen und Hessen übernommen wurde. Diese Erlasse unterwarfen die 
Büchereien einer rigiden Kontrolle des Reiches bzw. der als „ausgegliederte" Behör­
den in seinem Auftrag tätigen staatlichen Volksbüchereistellen. „Bis auf Widerruf" 
durften Neuanschaffungen nur mit Genehmigung der zuständigen Beratungsstelle 
vorgenommen werden. „Waren die Öffentlichen Büchereien bislang eine Angelegen­
heit der kommunalen Selbstverwaltung und von staatlichen Eingriffen kaum betrof­
fen, so wurden sie nun, ohne daß sich an der Trägerschaft etwas änderte, in eine strik­
te Hierarchie eingebunden, an deren Spitze die Preußische Landesstelle stand, der als 
einem dem Kultusministerium beigeordneten Fachorgan die Führung der regionalen 
Büchereistellen zufiel."129 

Erst die neue „Deutsche Gemeindeordnung" vom 30. Januar 1935 gab den Kom­
munen die Möglichkeit, gegen diese Verhältnisse anzugehen. Nach langwierigen 
Auseinandersetzungen zwischen dem Reichserziehungsminister, dem Reichsinnen­
minister und dem Deutschen Gemeindetag, die von der grundsätzlichen Frage ge­
prägt waren, „wo konkret die Scheidelinie zwischen dem Selbstverwaltungsbereich 
der Gemeinden und den durch die Büchereistellen ausgeübten staatlichen Befugnis­
sen liegen sollte"130, gab der Reichserziehungsminister am 26. Oktober 1937 neue, 
nun reichseinheitlich geltende „Richtlinien für das Volksbüchereiwesen" heraus, die 
die staatlichen Befugnisse erheblich einschränkten. Generell war in den neuen Richt­
linien nicht mehr von „Anweisungen", sondern nur noch von „Anleitung", „Bera­
tung" und „Begutachtung" die Rede, wodurch die Gemeindeautonomie schon be­
grifflich wiederhergestellt wurde. Sachlich wurde die „Unterhaltung einer Volksbü­
cherei von angemessener Leistungsfähigkeit" als „ein wesentlicher Bestandteil der 
Kultur- und Bildungsaufgaben der Gemeinden" festgeschrieben. 

Zwar waren kleine und mittelgroße Büchereien weiterhin in das staatliche Büche­
reistellennetz eingebunden, jedoch hatten sich die Kompetenzverhältnisse zugun­
sten der Büchereien verschoben. Nachdem der Erziehungsminister schon im März 
1936 anerkannt hatte, daß den Büchereistellen nur Beratungs- und Unterstützungs-, 
jedoch keine Anordnungsfunktionen zukamen131, wurden die Büchereistellen in den 
Richtlinien darauf beschränkt, den Büchereien „fachliche Anleitungen" zu geben, 
nicht mehr „Anweisungen", wie es früher geheißen hatte. Dementsprechend waren 
die kleineren Büchereien nicht mehr gehalten, ihre Neuanschaffungen genehmigen 
zu lassen. Die Büchereistellen waren lediglich befugt, die „dem Gemeindeleiter vor­
liegenden Anschaffungsvorschläge" zu begutachten. Allerdings waren den Anschaf­
fungsvorschlägen die von der Reichsstelle im Auftrag des Reichserziehungsministers 
herausgegebenen „Reichslisten" („Reichsliste für Dorfbüchereien", „Reichsliste für 
kleinere städtische Büchereien") nebst den hierzu zugelassenen Ergänzungslisten zu-

128 Die Bücherei. Zeitschrift für deutsche Schrifttumspflege, Jg. 1 (1934), S. l l ff. 
129 Engelbrecht Boese, Das Öffentliche Bibliothekswesen im Dritten Reich, Bad Honnef 1987, S. 102. 
130 Ebenda, S. 109. 
131 Ebenda, S. 111. 
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grunde zu legen, die zugleich Lagerlisten des Leipziger „Einkaufshauses für Bü­
chereien" waren und - obwohl sie nicht mehr verbindlich waren - einen normieren­
den Einfluß auf die Bestände hatten. Auch die Säuberungsbefugnis der Büchereistel­
len wurde deutlich abgeschwächt. Sie konnten jetzt nur noch darauf achten, „daß in 
den Büchereien sich nicht zerlesenes und verschmutztes Schrifttum ansammelt" und 
den „Ersatz veralteter Darstellungen durch geeignete Neuerscheinungen" anregen 
und durch „begründete Hinweise" auf für Büchereizwecke ungeeignetes Schrifttum 
„aufmerksam" machen und seine „Aussonderung" empfehlen. 

Auch in personalpolitischer Hinsicht wurden die Gemeinden wieder in die alten 
Rechte eingesetzt. Wurden die ehren- oder nebenamtlichen Büchereileiter bis dahin 
von den staatlichen Büchereistellen „im Benehmen" mit den Gemeinden ernannt, so 
erfolgte ihre Bestellung jetzt durch die Gemeinden „nach Fühlungnahme mit der 
Staatlichen Volksbüchereistelle". In größeren Gemeinden von 20 000-30 000 Einwoh­
nern aufwärts waren fachkundige, hauptamtliche Büchereileiter zu bestellen. Eine 
Beteiligung der Volksbüchereistellen war nicht vorgesehen. Großstädtische Bücherei­
en, deren beamtete Leiter vielfach im Nebenamt die staatliche Beratungsstelle ihres 
Büchereibezirks führten, standen weiterhin außerhalb des Büchereistellennetzes und 
wurden „in fachlichen Angelegenheiten" von der Reichsstelle „unmittelbar bera­
ten". Sie waren gehalten, sich mit dieser „in Verbindung" zu setzen, „wenn sich in 
Angelegenheiten des Bestandsaufbaues, der pädagogischen Auswertung der Bücher 
und der Katalogarbeit Zweifelsfragen" ergaben und, „um die einheitliche Entwick­
lung des Volksbüchereiwesens zu fördern", „der Reichsstelle vor der Inangriffnah­
me größerer Arbeiten Gelegenheit" zu geben, „sich zu ihnen gutachtlich zu äu­
ßern". An die von der Reichsstelle herausgegebenen Reichslisten waren sie in keiner 
Weise gebunden. Demgemäß waren die Aufgaben und Zuständigkeiten der Reichs­
stelle und der Volksbüchereistellen eng umgrenzt. Sie hatten letztlich nur noch bera­
tende, koordinierende, unterstützende und informatorische Funktionen132. 

Insgesamt wurde durch die „Richtlinien" ein der Vielgliedrigkeit des Büchereisy­
stems auch fachlich entsprechendes Repertoire abgestufter Kompetenzen geschaf­
fen. Am stärksten und wirksamsten war die staatliche Kontrolle bei den Kleinbü­
chereien, weil diese in hohem Maße auf die fachliche Anleitung und die bücherei­
technischen Hilfsdienste der Büchereistellen angewiesen waren, zumal sie nach 
1937, in Abweichung von den „Richtlinien", mehr und mehr im sogenannten Block­
aufbau mit einem zentral zusammengestellten Kernbestand und dem dazugehörigen 
Katalogmaterial beschickt wurden, der durch die Beratungsstellen individuell und 
landschaftsbezogen ergänzt werden konnte133. 

Im Laufe des Krieges kam es durch die materielle und personelle Notlage des Staa­
tes zu einem Verfall der staatlichen Anleitung und Aufsicht, zu einem in die Verhält-

132 RMfWEuV. „Richtlinien für das Volksbüchereiwesen" und Anlage 1, „Arbeitsrichtlinien für die 
Staatlichen Volksbüchereistellen", vom 26.10. 1937, in: Die Bücherei, Jg. 5 (1938), S.39-46. Vgl. 
auch die Darstellung bei Boese, Öffentliches Bibliothekswesen, S. 107-113. 

133 Vgl. ebenda, S.239, 312, 322, 324. 
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nisse von 1933 zurückführenden „Individualisierungsprozeß"134. Die Frage der Au­
tonomie der Volksbüchereien läßt sich wegen der unterschiedlichen Realisierung 
des staatlichen Herrschaftsanspruchs in den verschiedenen Phasen der Entwicklung 
schwer auf einen Nenner bringen. Sieht man von der mit dem Abschluß der Säube­
rungsaktionen 1935/36 zu Ende gehenden rigiden Kontrolle des Reiches ab und ver­
nachlässigt man die chaotischen Zustände in den letzten Kriegsjahren, so kann man 
feststellen, daß die Unabhängigkeit der Büchereien und ihrer kommunalen Träger 
um so größer war, je größer und leistungsfähiger die Standortgemeinde war. 

Beispiele regionaler und lokaler kultureller Aktivitäten 

Das Volksbüchereiwesen ist auch ein gutes Beispiel für die nach 1933 zu beobachten­
de Vermehrung regionaler und lokaler kultureller Dienststellen und Einrichtungen. 
Mit dem Aufbau eines flächendeckenden, noch die kleinste Gemeinde erfassenden 
Netzes funktionstüchtiger, kompetent geleiteter und technisch gut ausgerüsteter 
Standbüchereien erfüllte der nationalsozialistische Staat nahezu alle büchereipoliti­
schen und büchereitechnischen Wunschvorstellungen der Fachleute, die vor 1933 
wegen des mangelnden Interesses und der leeren Kassen von Staat und Kommunen 
nicht realisierbar gewesen waren. Zwar wies die Statistik des Deutschen Reiches für 
1934 ca. 15 500 Büchereien aus, von denen aber nach Ansicht der Büchereiführung 
die Hälfte praktisch nicht existent war und eines völligen Neuaufbaus bedurfte, be­
sonders solche auf dem Lande135. Um die Dimensionen des, vor allem nach 1937, 
„in einem geradezu atemberaubenden Tempo"136 durchgeführten „gigantischen Auf­
bauprogramms"137 richtig einzuschätzen, ist es deshalb notwendig, nicht nur die 
Neugründungen zu berücksichtigen, sondern auch den Neuaufbau darniederliegen­
der Büchereien. 

Nach Einschätzung von Heinz Dähnhardt, Leiter des Volksbücherei-Referats im 
Reichserziehungsministerium, gab es 1933 nur 6231 als akzeptabel anzusehende 
Volksbüchereien. Bis 1940 wurden weitere 7677 Büchereien neu gegründet oder reor­
ganisiert, wobei sich das Tempo von Jahr zu Jahr steigerte. 1933-1936 handelte es 
sich um jeweils 650, 1937 um 1086, 1938 um 2265 und noch im ersten Kriegsjahr 
um 1644 Büchereien, die neu gegründet oder reorganisiert wurden, die weit überwie­
gende Zahl in Kleinstädten und auf dem Lande138. Allein in den Monaten Februar 
und März 1939 wurden in 47 Kleinstädten und ländlichen Gemeinden neue Volksbü­
chereien eingerichtet139. 

134 Ebenda, S. 337. 
135 Ebenda, S. 121 f. 
136 Engelbrecht Boese, Die Bestandspolitik der öffentlichen Büchereien im Dritten Reich, in: Biblio­

theksdienst, Jg. 17 (1983), S.263-282. 
137 Boese, Öffentliches Bibliothekswesen, S. 153. 
138 Ebenda, S. 131 und 311. 
139 Die Kulturverwaltung, Jg. 3 (1939), S. 104. 
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Sicherlich nicht so dramatisch, wohl aber beachtlich war auch die Zunahme der 
öffentlichen Museen. Das Museumsjahrbuch von 1938 verzeichnet gegenüber dem 
Vorjahr eine Zunahme von 100, wobei allerdings nicht ganz klar ist, inwieweit es 
sich dabei um wirkliche Neugründungen oder um bloße Nachträge handelt140. Auf 
eine erhebliche Zahl von Neugründungen, vor allem von Heimatmuseen und ähnli­
cher orts- oder landschaftsbezogener Sammlungen, läßt sich aber aus Einzelbeob­
achtungen schließen. In Baden entstand ab 1938 ein ganzes Netz neuer Heimatmu­
seen, von denen jedes „die Geschichte einer ganzen Landschaft zusammenhängend" 
darstellen sollte. Noch 1938 wurden 13 solcher Museen eröffnet141. 1938 bis 1940 
entstanden neue Heimatmuseen u.a. auch in Melle am Teutoburger Wald, in Ha­
meln, Lauban/Schlesien, Angerberg in Ostpreußen („Masurisches Heimatmuse­
um"), Warendorf (Kreisheimatmuseum), Reutlingen, Vreden/Westfalen, Bischoftei-
nitz142. Bei Coswig wurde 1939 ein Museumsdorf erbaut, „in dem alte heimat- und 
landschaftsgebundene Bauten vereint und damit der Nachwelt erhalten werden" 
sollten143. Die Stadt Viersen gründete ein „Niederrheinisches Volksliedarchiv". Bei 
Cottbus wurde ein Freilichtmuseum für vorgeschichtliche Funde errichtet, die bei 
Erdarbeiten für die Reichsautobahn geborgen worden waren. In Tilsit entstand ein 
Grenzlandmuseum. In Bochum war das größte Bergbaumuseum der Welt im Entste­
hen begriffen. 

Auffällig hoch ist die Zahl neu eingerichteter regionaler und lokaler Kulturbehör­
den, Kulturverbände und kulturwissenschaftlicher Institute. Eine Einrichtung ganz 
neuen Typs waren die städtischen Musikbeauftragten und die Kreismusikbeauftrag­
ten. Gemäß einer Vereinbarung zwischen der Reichsmusikkammer und dem Deut­
schen Gemeindetag waren in allen Städten mit mehr als 5000 Einwohnern zum 
1. August 1936 Musikbeauftragte zu bestellen. Der Musikbeauftragte wurde vom 
Oberbürgermeister bzw. Bürgermeister nach Zustimmung der Reichsmusikkammer 
als gemeindlicher Ehrenbeamter eingesetzt. Seine Aufgabe war es, „unter Aufsicht 
der Gemeindeverwaltung und der Reichsmusikkammer [...] das Musikleben der Ge­
meinde durch Betreuung aller Körperschaften, Vereinigungen, Firmen und Personen, 
die auf dem Gebiet des Konzertwesens tätig" waren, zu „fördern"144. Das Amt wur­
de geschaffen, um den „Neuaufbau" des örtlichen Musiklebens voranzubringen. 
Konkret hatte der Musikbeauftragte mit Hilfe eines von ihm zu berufenden Konzert-

140 Jahrbuch der deutschen Museen und Sammlungen, bearb. von Gerhard Fock, Wolfenbüttel 81938, 

S.W. 
141 Die Kulturverwaltung, Jg. 2 (1938), S. 119. 
142 Diese und alle weiteren, nicht besonders nachgewiesenen Einzelangaben wurden den Rubriken 

„Mitteilungen" und „Ereignisse und Erfolge" der Zeitschrift „Die Kulturverwaltung", Jg. 2 
(1938) bis Jg. 6 (1942) entnommen. 

143 Die Kulturverwaltung, Jg. 3 (1939), S. 84. 
144 Bekanntmachung (des Präsidenten der RMK und des Leiters des Amtes für Konzertwesen) betr. 

Vereinbarung zwischen dem Deutschen Gemeindetag und der Reichsmusikkammer über Bestel­
lung und Aufgabenkreis Städtischer Musikbeauftragter vom 11.2. 1936 (20.4. 1936), in: Schrie-
ber/Metten/Collatz, Recht der RKK, RMK VII, 1 (S. 1 ff.). 
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beirats das städtische Konzertleben zu organisieren und zu koordinieren145. Weil sich 
diese Einrichtung offenbar bewährte, wurden 1938 den Landräten Kreismusikbeauf­
tragte zugeordnet146. 

Nicht nur in den neuen Ostgebieten, sondern auch im „Altreich" wurden neue 
Kulturämter und Kulturverbände geschaffen. Städtische Kulturämter entstanden 
u.a. in Erfurt, Wien, Schneidemühl, Bromberg, Reichenberg und Waidenburg, Ge­
meindekulturverbände u.a. in Sachsen, Württemberg und Hessen, im Kreis Bücke­
burg, in Braunschweig und im Gau Mainfranken. Der Oberpräsident von Hannover 
rief zur Gründung von „Kreisarbeitsgemeinschaften für Heimatpflege" auf. Beim 
„Landesverein für Heimatkunde" in München wurde eine „Landesstelle für Volks­
kunde errichtet". In Brandenburg wurde ein „Provinzialinstitut für brandenburgi­
sche Landes- und Volkskunde" geschaffen. In Breslau entstand eine „Landesstelle 
für schlesische Volkskunde", in Braunschweig eine „Landesstelle für Heimatfor­
schung und Heimatpflege". In Linz bildete sich ein „Verein für Landeskunde und 
Heimatpflege im Gau Oberdonau", der zum Ziele hatte, „die Wesensart des Gaues 
als eines landschaftlich und volklich vielgestaltigen Bauernlandes zu erhalten"147. 

Ausstellungen bodenständiger Maler und Bildhauer sind Legion. Das Kaiser-Wil­
helm-Museum in Krefeld zeigte eine Ausstellung „Niederrheinische Kunst 1939", 
die von der Hauptstelle Kultur des NSDAP-Kreises Krefeld organisiert wurde. Der 
Kunstverein Rosenheim präsentierte die Ausstellung „Der Chiemgau", der Kölni­
sche Kunstverein die Ausstellung „Der deutsche Westen", die Stadt Düsseldorf 
„Nordwestdeutsche Kunst", die Stadt Memel eine „Kunstausstellung ostpreußischer 
Künstler". Lüneburg stellte - jährlich - „Bildende Künstler des Gaues Osthanno­
ver", Königsberg - alle zwei Jahre - „Ostpreußenkunst" aus. Die Stadt Nürnberg 
präsentierte die Werke lebender fränkischer Künstler, das Gaukulturamt in Graz die 
steirische Kunstausstellung „Steiermark, Land und Leute", die Stadt Eberswalde 
eine Ausstellung mit Malerei und Plastik von Künstlern der engeren Heimat. 1938 
ordnete Gauleiter Mutschmann die Durchführung einer „Großen Sächsischen 
Kunstausstellung" an, die dem Schaffen zeitgenössischer sächsischer Künstler gewid­
met war. 

Wohl kaum geringer war die Zahl landschafts- oder lokalspezifischer Veranstal­
tungen auf dem Gebiet der Musik und der Literatur. Die Landesleitung Baden der 
Reichsmusikkammer veranstaltete ein Gauvolksmusikfest in Freiburg, der Parteigau 
Württemberg-Hohenzollern ein Gaumusikfest. Das Pommersche Musikfest in 
Greifswald diente der vorpommerschen Musikpflege. Das jährliche Donaueschinger 
Musikfest war dem oberrheinischen Musikschaffen gewidmet, der jährliche Musik­
tag der Stadt Lüneburg der Wiederbelebung alter Lüneburger Musik. Der Gau 
Köln veranstaltete regelmäßig Konzerte junger Künstler aus dem Gau mit vorrangi-

145 Arbeitsrichtlinien für Städtische Musikbeauftragte, ebenda, RMK VII,3 (S. 4 ff.). 
146 Bekanntmachung (der RMK) über die Einsetzung von Kreismusikbeauftragten vom 1.5. 1938, 

ebenda, RMK VII,4 (S. 8 f.); Kreismusikbeauftragte, in: Die Kulturverwaltung, Jg. 2 (1938), S.24. 
147 Die Kulturverwaltung, Jg. 3 (1939), S.215. 
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ger Berücksichtigung der Arbeiten einheimischer Komponisten. Der Reichsgau 
Steiermark richtete in jedem seiner Kreise „Musikschulen für Jugend und Volk" ein. 

Das Kulturamt der Stadt Wuppertal und die RSK-Landesleitung Düsseldorf führ­
ten Leseabende heimischer Dichter und Schriftsteller durch, ebenso das Leipziger 
Volksbildungswerk in Verbindung mit der dortigen Schriftstellerschaft. Das Grenz­
landmuseum Tilsit zeigte eine Ausstellung „Dichter der Memellandschaft". Westfäli­
sche Buchhändler richteten auf Vorschlag des „Westfälischen Heimatbundes" zu 
Weihnachten „Westfalen-Schaufenster" ein, um das Interesse für das „gute, in der 
Landschaft wurzelnde Buch" zu steigern148. Die „Vereinigung Niederdeutsches 
Hamburg" veranstaltete zusammen mit der RSK-Landesleitung Hamburg vom 13. 
bis 15. Mai 1938 eine „Hamburger Arbeitstagung im Dienste des plattdeutschen Bu­
ches". Auf Initiative des Kreisleiters von Wuppertal, Straßweg, wurde die Zeitschrift 
„Meine Heimat" als Organ für die bergischen Schriftsteller wiederbelebt149. Auf Ver­
anlassung der RSK-Landesleitung Düsseldorf nahm der Reichssender Köln zwei 
neue Sendereihen „Dichter der Heimat" und „Heimaterzählungen aus der Bergi­
schen Landschaft" ins Programm150. Die Landesleitung Baden der RSK gab eine re­
gelmäßig ergänzte „Bedarfs-Mappe" „mit schönen Dichtungen unserer jungen badi­
schen Dichter" zur Ausgestaltung von Feiern, Kameradschafts- und Schulungsaben­
den von NSDAP, DAF, NS-Kulturgemeinde, Kraft durch Freude und Volksbil­
dungswerk, HJ, BDM und NS-Frauenschaft heraus151. Georg Grabenhorst, RSK-
Landesleiter im Gau Südhannover-Braunschweig und Leiter der Fachstelle „Nie­
derdeutsches und Hochdeutsches Schrifttum" im Niedersächsischen Heimatbund, 
gab 1937 einen „Niederdeutschen Almanach" mit 46 unveröffentlichten Arbeiten le­
bender Dichter und bildender Künstler heraus, um „das wertvolle künstlerische 
Schaffen der niederdeutschen Landschaft zu sammeln und geschlossen zur Darstel­
lung zu bringen" und „unter den niederdeutschen Schaffenden eine engere lands­
mannschaftliche Verbindung zu begründen"152. 

Im Bereich des Theaters wurden in großer Zahl neue Bühnen begründet, neue 
Theatergebäude errichtet oder bestehende ausgebaut. Neue Wanderbühnen waren 
die „Mecklenburgische Landesbühne" (1938), die „Alpenländische Gaubühne" als 
Wanderbühne für den Gau Steiermark (1938), die Gaubühne Niederdonau (1938) 
und das „Westmark-Landestheater" in Koblenz, das theaterlose Orte im Wester-
wald, im Hunsrück und in der Eiffel zu bespielen hatte. In Nordmähren wurde ein 
Städtebundtheater für die dortigen Städte gegründet. Neue Theatergebäude entstan­
den u. a. in Bodenbach bei Aussig, Solingen, Oppeln und Kolin. In St. Pölten wurde 
das 1931 geschlossene Stadttheater wiedereröffnet. 

148 Ebenda, S. 28. 
149 Stadt Wuppertal, Nachrichtenstelle, Winterveranstaltungen der Wuppertaler Schriftsteller, BA, 

R 56 V/37, Bl. 117. 
150 Bericht der (RSK-)Landesleitung Düsseldorf über ihre Tätigkeit im Monat Oktober 1937, ebenda, 

Bl. 120. 
151 Akten der RSK-Landesleitung Baden, Badisches Generallandesarchiv Karlsruhe, 235/39817. 
152 Die Kulturverwaltung, Jg. 2 (1938), S.27f. 
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Auf die enorme Zunahme der Kunstpreise wurde bereits hingewiesen. Von einer 
Reihe privater Stiftungen, darunter verschiedene an Universitäten gebundene Preise 
des Hamburger Großkaufmanns Alfred Töpfer153, abgesehen, beruhte diese Zunah­
me fast ausschließlich auf neuen Landes-, Gau- und Städtepreisen. Neue Stiftungen 
waren z.B. ein Kunstpreis der NSDAP im Gau Danzig-Westpreußen (1939), Musik­
preise der Städte Leipzig (1938), Münster (1938), Kassel (1939), Dessau (1939), der 
Robert-Schumann-Musikpreis der Stadt Zwickau (1939) und der Musikpreis des 
Reichsgaues Wartheland (1940), der Mecklenburgische Literaturpreis (1938), ein 
„Niederdeutscher Malerpreis" und ein „Preis für das Kunsthandwerk" in Krefeld 
(1938). 

Schließlich seien noch einige wenige Beispiele für lokale und regionale Aktivitäten 
im Bereich Denkmal- und Heimatpflege, Volkskunst und Brauchtum angeführt. In 
Stettin wurde ein Verein für „Pommersche Brauchkunst" gegründet. Das Heimatmu­
seum von Essen zeigte eine Ausstellung „Niederrheinisches Handwerk", die Stadt 
Bautzen stellte „Oberlausitzer Töpferei und Weberei der Gegenwart" aus, die Stadt 
Wels Kunsthandwerk in Oberdonau. In Oberwiesenthal im Erzgebirge wurde zur 
Pflege der „Volks- und Feierabendkunst" eine Schnitz- und Klöppelschule errich­
tet154, in Lienz, Osttirol, zwecks Wiederbelebung der „alteingesessenen Volkskunst 
der Holzschnitzerei" mit staatlicher Unterstützung eine Schnitzereischule155. Stadt­
verwaltung und Denkmalpflegeverein in Lüneburg führten gemeinsam eine Ausstel­
lung „Baupflegeaufgaben einer niederdeutschen Stadt, gezeigt am Beispiele Alt-Lü­
neburgs" durch. Mainfränkischen Dörfern wurden für besondere Aktivitäten in der 
Dorfverschönerung eine Anerkennungsurkunde des Gauleiters sowie Zuschüsse für 
besondere Leistungen in Aussicht gestellt. 

Diese Beispiele stellen nur die Spitze des sprichwörtlichen Eisberges dar. Mehr ek­
lektisch als systematisch und nur für die Jahre 1938 bis 1942 zusammengetragen so­
wie - quellenbedingt - auf den Bereich des öffentlichen Kulturlebens beschränkt, lie­
ßen sie sich allein an Hand der hier hauptsächlich benutzten Quelle, der erst in der 
NS-Zeit begründeten Zeitschrift „Die Kulturverwaltung". Zeitschrift für gemeindli­
che Kulturpflege", beliebig vermehren. Sie erlauben die schon aus den theoretischen 
Überlegungen über Charakter und Intentionen der neuen kulturpolitischen Zentral­
gewalt ableitbare Feststellung, daß diese keinesfalls zu einer Einschränkung oder 
gar Lähmung partikularer kultureller Bestrebungen geführt hat. Der empirische Be­
fund zeigt im Gegenteil, daß es nach 1933 zu einer sehr beträchtlichen Vermehrung 
solcher Aktivitäten kam. Dafür gibt es mehrere Gründe. Erstens ist darauf hinzuwei­
sen, daß es im Zuge der totalitären Neuformierung von Staat und Gesellschaft zu ei­
nem geradezu hypertrophen Zuwachs an Organisationen, Verbänden und Behörden 
kam, die sich in der Regel auch auf Gau- und Kreisebene etablierten. Beispielhaft sei­
en die Landeskulturwaltungen der RKK, die Landesleitungen ihrer Einzelkammern, 

153 Vgl. hierzu BA, R 56 V/91. 
154 Die Kulturverwaltung, Jg. 3 (1939), S. 167. 
155 Ebenda, S. 82. 
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die Gau- und Kreisämter von KdF und die kulturpolitische Abteilung des Deutschen 
Gemeindetags mit ihren Landes- und Provinzialvertretungen als sachlich zuständige 
Einrichtungen genannt, aber etwa auch die Gliederungen und angeschlossenen Ver­
bände der NSDAP, die sich nach 1933 gemäß dem Muster der Politischen Organisa­
tion überall im Reich verzweigten. Alle diese Dienststellen mußten ihre regionale 
oder lokale Existenz durch regional- oder lokalspezifische Aktivitäten legitimieren. 
Dem Totalitätsprinzip des Nationalsozialismus entsprechend, wurden dabei auch 
Ämter, deren Aufgaben eigentlich auf anderen Gebieten lagen, kulturell aktiv. Zwei­
tens ist die Zunahme partikularer kultureller Aktivitäten auf die - dem Nationalso­
zialismus wie jedem anderen „revolutionärem" Regime eigene - Hyperaktivität und 
auf das Konkurrenzdenken zwischen den einzelnen Gauen und Kreisen zurückzu­
führen. Schließlich ist, drittens, auf die Wirkungskraft der Volkstumsideologie hinzu­
weisen. Sowohl Nationalsozialisten wie NS-nahe und auch nichtnationalsozialisti­
sche Vertreter der landschaftlichen und lokalen Kulturszene konnten aus der Tatsa­
che, daß die völkischen Ideologeme Teil der Staatsideologie geworden waren, den -
freilich trügerischen - Schluß ziehen, daß nach der Ausmerzung der Weimarer 
„Verfallskultur" jetzt auch die Tage der egalitären, alles Spezifische eliminierenden 
Massenkultur gezählt waren, und darauf hoffen, daß die vor 1933 im Niedergang be­
griffenen landschaftlichen Kulturen in der jetzt angebrochenen Zeit eine neue Blüte 
erleben würden, die es durch gesteigerte eigene Aktivitäten zu fördern galt156. 

Der Freiraum regionaler und lokaler kultureller Aktivitäten 

Nun könnte die hier entwickelte Auffassung durch den Einwand entwertet werden, 
daß die Frage des Verhältnisses zwischen Reichsgewalt und Partikulargewalten, zwi­
schen Reichsinteressen und regionalen und lokalen Interessen nur von nebensächli­
cher Bedeutung sei, wenn doch alle Behörden, Organisationen, Verbände und Verei­
ne gleichgeschaltet waren, von Nationalsozialisten geleitet oder wenigstens kontrol­
liert wurden und damit auch weltanschaulich im nationalsozialistischen Sinne ausge­
richtet waren. Dieser Einwand beruhte auf der - allerdings vorurteilsmäßig verfestig­
ten - Annahme, die organisatorische Erfassung und Gleichschaltung der Bevölke­
rung und der kulturellen Einrichtungen habe Deutschland in eine Wüste geistiger 
Uniformität verwandelt. 

Die Fiktionalität einer solchen Annahme läßt sich am Beispiel der Volksbüchereien 
belegen. Obwohl diese zwischen 1933 und 1936 einer rigorosen politischen Säube­
rung unterzogen wurden, obwohl der Neuaufbau der Bestände in den kleinen und 
mittleren Büchereien zentral gesteuert wurde und obwohl die beamteten Leiter der 
Großstadtbüchereien Nationalsozialisten waren, in vieler Hinsicht mit dem Natio­
nalsozialismus übereinstimmten oder sich opportunistisch verhielten, haben sich die 
Volksbüchereien - mit wenigen Ausnahmen (z.B. die Dietrich-Eckart-Bücherei in 

156 Vgl. auch Hopster/Wirrer, Tradition, besonders S. 107ff. und Ditt, Raum und Volkstum, S.207. 
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Berlin-Friedrichshain157) - nicht in nationalsozialistische Kampfbüchereien verwan­
delt. Der notorische Mangel an neuer nationalsozialistischer Literatur, die intellektu­
elle Begrenzung und kulturelle Unfruchtbarkeit der NS-Ideologie, aber auch die un­
abweisbaren informatorischen Bedürfnisse einer modernen, arbeitsteiligen Industrie­
gesellschaft, die ja nur von den zunehmend einflußloser werdenden Agrar-Romanti-
kern um Walther Darre abgelehnt wurde, haben eine solche Entwicklung gar nicht 
zugelassen. Zwar war ein Kernbestand an nationalsozialistischer und verwandter Li­
teratur selbstverständlich überall vorhanden, doch war er von einem zwar „um ent­
scheidende Bestandteile" reduzierten, nichtsdestoweniger noch immer breiten „Li­
teraturspektrum" umgeben, „das auf die Verschiedenartigkeit der Benutzerschich­
ten, mit denen es die Bücherei zu tun hatte, abgestimmt war und sich nicht in seiner 
Propagandafunktion erschöpfte"158. 

Die Spielräume und Handlungsmöglichkeiten, die den Bibliothekaren unter den be­
schriebenen Bedingungen verblieben, waren wesentlich größer, als es den landläufigen 
Vorstellungen vom Wesen der nationalsozialistischen Diktatur und totalitärer Regime 
überhaupt entspricht159. Herrschaftsindifferente Sach- und Fachliteratur, politikfreie 
Unterhaltungsliteratur, besonders Heimat-, Bauern-, Abenteuer- und Jugendromane, 
aber auch die christlich-humanistische Literatur der „Inneren Emigration" und ande­
re nichtnationalsozialistische Belletristik - all das war in großem Umfang in den deut­
schen Volksbüchereien zu finden160. Das bedeutet, daß sich die Bibliothekare nicht in 
erster Linie an dem ihnen zugedachten politischen Erziehungsauftrag orientierten, 
sondern an der bibliothekarischen Tradition festhielten, „einen Querschnitt aus der 
zeitgenössischen Literaturproduktion" bereitzuhalten161 - und die war eben, auch ein­
gedenk des Aderlasses durch Emigration und Zensur, alles andere als bloß nationalso­
zialistisch162. Dem entspricht, daß aus den Münchener Stadtbüchereien nach 1945 
nicht mehr als 20 Prozent der Bestände ausgesondert werden mußten163. 

Ganz ähnlich lagen die Dinge bei den Theatern. Obwohl die Intendanzen mit po­
litisch zuverlässig erscheinenden Persönlichkeiten besetzt wurden und trotz der Tä­
tigkeit des Reichsdramaturgen, kann lediglich von nationalsozialistisch infizierten, 
nicht aber von nationalsozialistischen Spielplänen gesprochen werden. Gemäß den 
exemplarischen Spielplananalysen von Konrad Dussel entfielen 1933/34 33 Prozent 
der Aufführungen auf das „Theater der Rechten", d.h. nationalsozialistische oder 
NS-nahe Stücke, 1,5 Prozent auf die literarische Moderne, 3 Prozent auf die Natura­
listen, 14 Prozent auf die Klassiker, 3 Prozent auf die ernste und 45,5 Prozent auf die 
heitere Gebrauchsdramatik. Selbst in den Revolutionsjahren wurde also die NS-Dra-

157 Vgl. Boese, Öffentliches Bibliothekswesen, S.300 f. 
158 Ebenda, S. 344. 
159 Ebenda, S. 255. 
160 Vgl. die differenzierten Bestandsanalysen bei Boese, ebenda, S. 255-272. Vgl. auch Barbian, Lite­

raturpolitik, S. 325. 
161 Boese, Öffentliches Bibliothekswesen, S.270. 
162 Vgl. unten, S. 263. 
163 Boese, Öffentliches Bibliothekswesen, S.255, Anm. 144. 
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matik deutlich von der Unterhaltungsdramatik und im übrigen auch von der Operet­
te (245 gegen 231 Aufführungen im Untersuchungssample) übertroffen. Von 1934 bis 
1939 verschoben sich die Relationen recht drastisch auf Kosten des Theaters der 
Rechten. Dieses kam durchschnittlich nur noch auf 19 Prozent der Aufführungen, 
während die heitere Gebrauchsdramatik auf 48 Prozent und die Klassiker auf 
21 Prozent anstiegen. In den Kriegsjahren 1939-1944 lagen die Unterhaltungsstücke 
sogar bei 56,5 Prozent, die nationalsozialistischen und verwandten Stücke nur noch 
bei 13 Prozent. Die Jahre 1934-1944 zusammengenommen, ergeben sich folgende 
Werte: Klassiker 19,5 Prozent, Theater der Rechten 16 Prozent und Unterhaltungs­
theater 52,5 Prozent. Im Durchschnitt wurde das rechte Theater, das sich in den vier­
ziger Jahren bei nur noch 10 Prozent einpendelte, erwartungsgemäß nicht nur vom 
Unterhaltungstheater, sondern auch von den anfänglich etwas zurückgeworfenen 
Klassikern (14 Prozent in den Jahren 1933/34 gegenüber 22,5 Prozent in den Jahren 
1919-1932) übertroffen164. Eine aus heutiger Sicht negative Ausnahmestellung nah­
men die Städtischen Bühnen in Düsseldorf ein, die in den Spielzeiten 1933-1939 
durchschnittlich 29,5 Prozent nationalsozialistische oder NS-nahe Stücke spielten. 
Das Publikum war damit nicht einverstanden; im Vergleich mit anderen Theatern 
dieser Größenordnung hatte Düsseldorf mit Abstand die geringsten Besucherzah­
len165. Über die Stadtgrenzen hinaus geschätzt wurde dagegen das Düsseldorfer Mu­
sikleben, das unter der Leitung des Generalmusikdirektors Hugo Balzer die „ganzen 
Jahre hindurch frei von nationalsozialistischem Geist" war166. 

Ähnliche Beobachtungen hat Karl Ditt hinsichtlich der von dem nationalsozialisti­
schen Landeshauptmann Karl Friedrich Kolbow, Parteigenosse seit 1921, und seinem 
nationalkonservativen Kulturdezernenten Ernst Kühl geführten kulturellen Einrich­
tungen des Provinzialverbandes Westfalen gemacht. Der Westfälische Heimatbund 
steuerte „trotz aller Einbeziehung von Nationalsozialisten im Ursprungsbereich sei­
ner konkreten Arbeit weiter den traditionellen [d.h. provinziell-konservativen] 
Kurs" und wich auch, z.B. in Fragen des Landschaftsschutzes, nicht vor Konflikten 
mit Interessengruppen und Behörden zurück167. Das „Provinzialinstitut für westfäli­
sche Landes- und Volkskunde" und seine Kommissionen ließen in ihrer Tätigkeit „im 
großen und ganzen" ebenfalls „keine nationalsozialistische Orientierung erken­
nen"168. Und auch das „Landesmuseum für Kunst und Kulturgeschichte und Kunst­
förderung" bewahrte gegenüber der nationalsozialistischen Kulturpolitik seine Ei­
genständigkeit169. Im „Provinzialmuseum für Naturkunde und Naturschutz" kam es 
zwar zu einer bemerkenswerten Modernisierung der Bestände und der museumsdi­
daktischen Präsentation, jedoch nicht zu einer Umsetzung der NS-Rassenlehre170. 

164 Vgl. Dussel, Provinztheater, S. 80-93, besonders die Tabelle S. 82. 
165 Rischer, Kulturpolitik, S. 52 ff. 
166 Ebenda, S. 62. 
167 Ditt, Raum und Volkstum, S. 229 f. 
168 Ebenda, S.241-290, besonders S. 277 ff., 288, 290. 
169 Ebenda, S. 290-327, besonders S.327. 
170 Ebenda, S. 327-348, besonders S. 348. 
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Sowenig es in der Tätigkeit der staatlichen bzw. staatlich kontrollierten Institutio­
nen zu einer alles Nichtnationalsozialistische eliminierenden ideologischen Durch­
dringung kam, sowenig war dies auch bei den gleichgeschalteten Verbänden und Ver­
einen der Fall. Dabei liegt es auf der Hand, daß hier, je nach Charakter und Funktion 
der Organisation, beträchtliche Unterschiede bestanden. In einer Gliederung der 
NSDAP wie z.B. der SS, wo es eine eindeutige Definition der Aufgaben, eine stren­
ge Hierarchie, ein striktes Reglement und feste Rituale gab, sah das Leben natürlich 
ganz anders aus als etwa in den Vereinen der Laiensänger. Aber selbst in einem von 
der NSDAP betreuten, NS-nahen Verband wie dem NS-Reichskriegerbund (ehe­
mals Kyffhäuserbund) wich das Vereinsleben erheblich von den nationalsozialisti­
schen Idealvorstellungen ab, wie der SD im Februar 1938 feststellte: „Die Organisa­
tion der Kriegerbünde und ihre Zeitschriften werden in starkem Maße seitens reak­
tionärer Kreise für ihre Zwecke ausgenutzt. Vor allem wird versucht, den monarchi­
stischen Gedanken langsam wieder populär zu machen. Führende Persönlichkeiten 
der Vorkriegszeit versuchen auf dieser Basis wieder zu öffentlichem Ansehen zu 
kommen. Durch übermäßige Betonung der Tradition sollen alte, längst als überwun­
den betrachtete Formen wieder belebt werden."171 

In weltanschaulich indifferenten Vereinen und Verbänden hatte die Gleichschal­
tung überwiegend formalen und zeremoniellen Charakter. Der gravierendste Ein­
schnitt war regelmäßig der Ausschluß der „nichtarischen" und der „vaterlands­
feindlichen", d. h. kommunistischen Mitglieder und die Besetzung mindestens eines 
Vorstandspostens mit einem Parteigenossen, so auch im Falle des im „Reichsver­
band Deutscher Gebirgs- und Wandervereine" gleichgeschalteten Pfälzerwaldver-
eins, der auch in der Heimat- und Volkstumsarbeit aktiv war. Was hat sich darüber 
hinaus im Leben dieses Vereines nach 1933 konkret geändert? Natürlich wurde das 
Führerprinzip eingeführt, wobei man nicht davor zurückschreckte, auch den jeweili­
gen Leiter einer Wanderung zum Führer zu erheben, dem unbedingt zu folgen war. 
Zu den fakultativen Wanderungen und Wandertreffen kamen jetzt auf Anordnung 
des Reichswanderführers jährlich 12 Pflichtwanderungen mit einer Mindestwander-
strecke von je 20 km. An die Stelle des traditionellen Grußes „Mit Waldheil" trat 
jetzt der deutsche Gruß oder - öfter - der Doppelgruß „Mit Waldheil und Heil Hit­
ler", und selbstverständlich wurde bei vielen Gelegenheiten die Treue zu Führer und 
Vaterland beschworen. Und natürlich konnte man jetzt nicht mehr wie noch 1928 ein 
Wanderlied von Mendelssohn-Bartholdy anstimmen. 

Aber sonst wurde im Vereinsleben weitergepflegt, was schon vor 1933 gepflegt 
worden war. Man wanderte, erwarb durch Wanderleistungsnachweis das „Goldene 
Wanderabzeichen", legte Wegmarkierungen an und beteiligte sich mit dem Spaten 
im Gepäck am Schutz des Waldes. Man unterhielt, renovierte und baute Wanderhei­
me und Berghütten, man führte wöchentliche Vereins- und Heimatabende durch, 
bei denen Vorträge und musikalische Darbietungen auf dem Programm standen, traf 

171 Zentrale Anweisung, Ausfertigung des SD-Oberabschnitts Fulda-Werra vom 16.2. 1938, IfZ-Ar-
chiv, MA-742. 
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sich regelmäßig zum Stammtisch und beteiligte sich mit wimpeltragenden „Standar­
ten", mit Musik- und Trachtengruppen an Heimatfesten und anderen regionalen 
oder überregionalen Veranstaltungen172. Zwar lassen sich auch auf dieser Ebene Ele­
mente des den Gleichschaltungsprozeß charakterisierenden (zuerst von Franz Neu­
mann beschriebenen) Prozesses der Bürokratisierung und Entprivatisierung des Le­
bens erkennen173, doch vollzog er sich hier auf eine so selbstzweckhafte und äußerli­
che Art, daß die Gleichschaltung aus heutiger Sicht weniger erschreckend als banal 
wirkt. 

Ganz anders müßte sich dies bei der Reichsschrifttumskammer verhalten haben, 
bei der es sich um einen jener bürokratischen Großapparate gehandelt hat, welche 
die dort zwangsweise organisierten Menschen nach Neumann tendenziell aller Pri­
vatheit und Autonomie beraubten. Aber auch hier ist eine differenziertere Betrach­
tung am Platze. Obwohl per Gesetz dazu bestimmt, ein dem nationalsozialistischen 
„Kulturwollen" entsprechendes Schrifttum zu fördern174, wurde die RSK kaum in 
diesem Sinne aktiv; sie beschränkte sich - in Übereinstimmung mit der Schrifttums­
abteilung des Propagandaministeriums - in der Praxis darauf, alles zu bekämpfen, 
was unter rassischen, politischen, sittlichen und moralischen Gesichtspunkten antina­
tionalsozialistisch, regimegegnerisch und regimeabträglich war. Nationalsozialisti­
sche Literatur wurde gewünscht, aber nicht gefordert oder gar erzwungen. Das von 
der Kammer geduldete Schrifttum umfaßte so trotz des Verbots der sogenannten 
Verfallsliteratur noch ein relativ breites Spektrum, das - gegenüber der Weimarer 
Zeit auf der Skala politischer Einstellungen deutlich nach rechts verschoben - von 
der Parteiliteratur und dem NS-nahen Schrifttum über die Fach-, Sach- und Unter­
haltungsliteratur bis hin zu nichtnationalsozialistischer Belletristik reichte175. 

Wer sich als Schriftsteller, Verleger und Buchhändler innerhalb dieses Spektrums 
bewegte, der bekam mit der Kammer keinerlei Schwierigkeiten und konnte fast so le­
ben und arbeiten, als gäbe es sie gar nicht. Bei einer vom Institut für Zeitgeschichte 
1988 unter noch lebenden Schriftstellern der NS-Zeit durchgeführten Fragebogenak­
tion erklärten von 85 Rücksendern mit verwertbaren Angaben nur vier (darunter ein 
ehemaliger RSK-Landesleiter), mit der Kammer in regelmäßigem Kontakt gestanden 
zu haben. Und nur ein Autor, Rolf Italiaander, der Probleme mit seinem Abstam­
mungsnachweis hatte, antwortete, die Kammer sei ihm „während der ganzen Nazi-

172 Dokumente des Pfälzerwald-Vereins 1928-1948, IfZ-Archiv, ED 723/1-2. 
173 Franz Neumann, Behemoth. Struktur und Praxis des Nationalsozialismus 1933-1944 (1942/44), 

hrsg. von Gert Schäfer, Köln 1977, S. 427 ff. 
174 Vgl. die erste Durchführungsverordnung vom 1.11. 1933, § 3, RGBl. I 1933, S. 797-800, und die 

Amtliche Begründung zum RKK-Gesetz vom 26.9. 1933, u.a. in: Handbuch der RSK, S. 6 f. 
175 Diese Einschätzung beruht hauptsächlich auf der Auswertung von mehr als 2000 Mitgliedschafts­

akten der RSK und der Durchsicht der verschiedenen Verbotsverzeichnisse. Zu den Indizierungs-
kriterien siehe Dietrich Aigner, Die Indizierung „schädlichen und unerwünschten Schrifttums" 
im Dritten Reich, in: Archiv für Geschichte des Buchwesens, Bd. l l (1971), Sp.933-1034, hier 
Sp. 983-1006 (Separatdruck). Von literaturwissenschaftlicher Seite wird dieses Urteil bestätigt 
durch Schäfer, Das gespaltene Bewußtsein. 
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Zeit lästig, fast lebensbedrohend" für seine „ganze Familie" gewesen. Dagegen mein­
ten 79 Autoren, also fast 93 Prozent, mit der Kammer „selten", „keinen", „gar kei­
nen", „nicht den geringsten" Kontakt gehabt zu haben176. Mögen diese Antworten 
in einzelnen Fällen auf Erinnerungslücken und Verdrängungsleistungen zurückzu­
führen sein, so belegen sie doch im ganzen, daß die Kammer für die meisten ihrer 
Mitglieder ein „anonymes Büro" (Albrecht Goes) gewesen ist, mit dem man im Nor­
malfall nur durch die jährliche Beitragsveranlagung, gelegentliche Fragebogen­
zusendungen und routinemäßige Glückwünsche des Präsidenten anläßlich runder 
Geburtstage zu tun hatte. Dies wird auch durch das Studium einer genügend großen 
Zahl von Mitgliedschaftsakten der RSK sehr deutlich177. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß das regionale und lokale kulturelle Le­
ben durch zwei politische Parameter bestimmt wurde. Erstens durch eine unscharf 
begrenzte, vermutlich nicht in allen Territorien gleich große Autonomie der kultu­
rell tätigen Institutionen und Individuen, zweitens durch eine unscharf begrenzte, 
vermutlich nicht in allen kulturellen Betätigungsfeldern gleich große Gestaltungsfrei­
heit. In einer mathematischen Figur dargestellt, handelt es sich um zwei randunschar­
fe Schnittmengen, deren Deckungsbereich den Freiraum für landschaftliche und lo­
kale kulturelle Bestrebungen und Tätigkeiten bildet. 

Diesen Freiraum näher zu inspizieren, wäre Aufgabe einer an kulturellen Fragen 
interessierten zeitgeschichtlichen Regional- und Lokalforschung. Diese hätte das kul­
turelle Leben in sinnvoll definierbaren Kulturräumen mit Konzentration auf die le­
benswirklichen Verhältnisse, d. h. methodisch mit überwiegend empirischen Mitteln, 
zu untersuchen. Die Begrenzung solcher Studien auf bestimmte Territorien ist aus 
forschungsökonomischen Gründen unvermeidbar, sie darf aber nicht - wie das vor 
allem in lokalgeschichtlichen Studien der letzten Jahrzehnte vielfach geschehen ist -
dazu verleiten, die politischen, historischen und interregionalen Zusammenhänge 
auszublenden. Wer sich z. B. in einer der Heimat- und Brauchtumspflege gewidme­
ten Studie auf die Provinz Pommern und die Jahre 1933 bis 1945 beschränkte, könn­
te leicht zu dem Fehlschluß gelangen, die Nationalsozialisten hätten die Pflege der 
Volksmusik behindert. Tatsächlich gab es im Deutschen Reich - 1938 - ca. 8000 
Volksmusikkapellen mit rund 100 000 Einzelspielern. Etwa 1/3 der Kapellen war im 
südwestdeutschen Raum angesiedelt, während es in Ostpreußen und Pommern zu­
sammen nur ca. 100 solcher Kapellen gab178. Solche traditionellen landschaftlichen 
Unterschiede festzustellen und danach zu fragen, ob sie durch die nationalsozialisti­
sche Kulturpolitik verändert wurden, wäre Aufgabe interregionaler Untersuchun­
gen zu einzelnen Sektoren des Kulturlebens. Zu wünschen wären also thematisch 
oder räumlich ansetzende Einzelstudien mit diachronischer und synchronischer Per-
spektivierung. 

176 Akten zur Fragebogenaktion, IfZ/Dahm. 
177 BDC, RKK/RSK. 
178 [Karl] von Rumohr, Zur Praxis der ländlichen Kulturpflege, in: Die Kulturverwaltung, Jg. 2 

(1938), Nr. 2, S. 43-46. 
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Diese dürften sich nicht auf die Auswertung statistischer Erhebungen zu Umfang 
und Struktur der regionalen und lokalen kulturellen Produktion und Distribution 
beschränken. Sie hätten vielmehr auch deren Formen und Inhalte zu untersuchen, 
um herauszufinden, in welchem Umfang die kulturellen Veranstaltungen und Gegen­
stände nationalsozialistisch infiziert bzw. in welchem Umfang sie ideologieresistent 
waren oder sogar Raum für geistige Widersetzlichkeit boten - ob sie mehr dem Regi­
me genützt oder mehr den Menschen geholfen haben, in einem durch die Allgegen­
wärtigkeit des Politischen bestimmten Alltag bei sich selbst zu bleiben, eine Sphäre 
der Privatheit und zwischenmenschlicher Unmittelbarkeit zu erhalten, in der Gebor­
genheit des traditionellen sozialen oder konfessionellen Milieus weiterzuleben. Erst 
dadurch würde deutlich werden, wie erfolgreich der Nationalsozialismus die regio­
nalen und lokalen kulturellen Bestrebungen und Aktivitäten für seine Zwecke zu in­
strumentalisieren vermochte. Umgekehrt wäre zu fragen, in welchem Umfang und 
mit welchem Erfolg regionale und lokale kulturelle Eliten - bewußt oder unbewußt 
- den Nationalsozialismus und seinen fanatischen Neuordnungswillen für ihre In­
teressen instrumentalisierten, indem sie eigene Vorstellungen und Ziele zu national­
sozialistischen erklärten und in der Maske nationalsozialistischer Rhetorik vertra­
ten. Ein sachlich weites und methodisch schwieriges Feld, das im Rahmen dieses Bei­
trags nur vermessen werden konnte. 



FRANK BAJOHR 

G A U L E I T E R I N H A M B U R G 

Zur Person und Tätigkeit Karl Kaufmanns 

Bereits unmittelbar nach 1945 entzündeten sich an der Person und Tätigkeit Karl 
Kaufmanns, der von 1929-1945 als NSDAP-Gauleiter und ab 1933 auch als Reichs­
statthalter in Hamburg amtiert hatte, heftig geführte Kontroversen, die das Bild des 
nationalsozialistischen Hamburg bis heute geprägt haben1. 

Die kampflose Übergabe Hamburgs an die Alliierten am 3. Mai 1945, die nach al­
len Erkenntnissen der neueren Forschung von Kaufmann planmäßig vorbereitet 
und bewußt herbeigeführt worden war2, bildete bereits unmittelbar nach 1945 den 
Nährboden für zahlreiche Rechtfertigungslegenden, die zunächst vor allem im Um­
feld der ehemaligen Nationalsozialisten grassierten. So verfaßten die in britischer In­
ternierung einsitzenden politischen Leiter der Hamburger NSDAP eine gemeinsame 
Rechtfertigungsschrift, die in dem Satz gipfelte3: 

„Wir Hamburger Politischen Leiter nehmen für uns in Anspruch, daß die Persön­
lichkeit unseres Gauleiters uns davor bewahrt hat, Handlungen zu begehen, bzw. 
Kenntnis von solchen Plänen und Taten zu erlangen, die im Nürnberger Urteil dem 
Führerkorps als verbrecherisch zur Last gelegt werden." 

1 Dieser Beitrag basiert auf einem Vortrag, den ich am 28.10. 1993 unter dem Titel „Hamburgs 
'Führer'. Karl Kaufmann als Gauleiter und Reichsstatthalter" an der Universität Hamburg gehal­
ten habe. Er ist Teil eines umfangreicheren Forschungsprojekts des Verfassers zum Thema 
„Bürgertum und Nationalsozialismus. Traditionelle Führungsschichten und plebejische Massen­
bewegung in Hamburg 1933-1945". Zu den historischen Kontroversen um die Person Kauf­
manns und die NS-Herrschaft in Hamburg siehe Joist Grolle, Schwierigkeiten mit der Vergan­
genheit. Anfänge der zeitgeschichtlichen Forschung im Hamburg der Nachkriegszeit, in: Zeit­
schrift des Vereins für Hamburgische Geschichte, Bd. 78/1992, S. 1-65; Axel Schildt, Lokalhisto­
rische Erkundungen des Nationalsozialismus - das Beispiel Hamburg, in: Heide Gerstenberger/ 
Dorothea Schmidt (Hrsg.), Normalität oder Normalisierung. Geschichtswerkstätten und Fa­
schismusanalyse, Münster 1987, S. 149-159. Zu Fragen der Gauleiterherrschaft immer noch zen­
tral Peter Hüttenberger, Die Gauleiter. Studie zum Wandel des Machtgefüges in der NSDAP, 
Stuttgart 1969. 

2 Jan Heitmann, Das Ende des Zweiten Weltkriegs in Hamburg. Die kampflose Übergabe der Stadt 
an die britischen Truppen und ihre Vorgeschichte, Frankfurt a. M. 1990; Leif Leifland, Hamburgs 
Kapitulation im Mai 1945: Querverbindungen nach Schweden, in: Zeitschrift des Vereins für 
Hamburgische Geschichte, Bd. 78/1992, S. 235-252. 

3 Bundesarchiv Koblenz (BAK), Z 42/IV/7172, B1.8. 
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Aber auch Repräsentanten der Hamburger Wirtschaft erklärten nach 1945, Ham­
burg habe unter der Herrschaft Kaufmanns eine „Insel relativer Vernunft" in einer 
„grausam verrückten Zeit" gebildet4. Hamburgs erster Nachkriegsbürgermeister Ru­
dolf Petersen versicherte gar in einer eidesstattlichen Erklärung5, „daß in Hamburg 
die Verhältnisse günstiger gelegen haben als in anderen Teilen Deutschlands. (. . .) Es 
mag unentschieden bleiben, ob das relativ gemäßigte Benehmen des Statthalters sein 
Verdienst oder die Folge des starken Einflusses der Lebensauffassung der gesamten 
hamburgischen Bevölkerung gewesen ist. ( . . .) Dieser mäßigende Einfluß der Bevölke­
rung hat sich stets gegenüber allen radikalen von außerhalb nach Hamburg eindringen­
den Elementen durchgesetzt." „Relativ gemäßigt" sollte nach Auffassung Petersens 
vor allem die Verfolgung der Juden in Hamburg verlaufen sein - eine euphemistische 
Legende, die einer empirischen Überprüfung nicht standhält. Dennoch spiegelte sich 
in den Worten Petersens bereits eine Wende in der Diskussion um Hamburgs jüngste 
Vergangenheit wider, in der die Gauleiter-Apologien der frühen Nachkriegszeit zu­
nehmend hinter der Beschwörung hanseatischen Bürgergeistes zurücktraten, der nach 
Auffassung seiner Protagonisten auch in der NS-Zeit positiv wirksam gewesen sei. 

Diese Akzentverschiebung brachte der erste Leiter der Forschungsstelle für die 
Geschichte des Nationalsozialismus, Dr. Heinrich Heffter, auf einen eingängigen Be­
griff, als er 1950 in einem vielbeachteten öffentlichen Vortrag erklärte, daß nicht 
Kaufmann, sondern die Hamburger Tradition als „der historische Held" zu gelten 
habe6. Vehement wandte sich Heffter gegen eine Beschönigung der historischen Rol­
le Kaufmanns und deutete die Geschichte Hamburgs in der NS-Zeit gleichzeitig als 
Triumph freiheitlicher Tradition über den Ungeist der nationalsozialistischen Dikta­
tur. Den Nationalsozialismus begriff er als Hamburg-externes Phänomen und lager­
te ihn als „Fremdherrschaft" aus der Kontinuität hamburgischer Geschichte aus. Da­
mit hatte Heffter die „Kaufmann-Legende" zwar dementiert, aber gleich eine neue, 
weitaus langlebigere formuliert, nämlich die vom liberalen Sonderweg Hamburgs 
im Nationalsozialismus. 

Diese „Hamburg-Legende" unterschlug jedoch nicht nur problematische Traditi­
onsbestände in der politischen Kultur dieser Stadt wie etwa den Antisemitismus7, 
sondern grenzte mit dem Nationalsozialismus auch dessen Opfer aus der Hambur­
ger Geschichte aus. Denn kein freiheitlicher Bürgergeist hatte die Verfolgung und In­
haftierung politischer Gegner verhindert, die Einrichtung von Konzentrationslagern, 
die Massentötung psychisch Kranker oder die systematische Entrechtung, Deportati­
on und Ermordung tausender jüdischer Bürger. 

4 Staatsarchiv Hamburg (StaHH), Familie Ahrens 26, Bd. 2, B1.373 (Aussage Sven von Müller, 
Deutsch-Amerikanische Petroleumgesellschaft). 

5 BAK, 2 42/III 937, Bl. 104, eidesstattliche Erklärung vom 19.7. 1947. 
6 Heinrich Heffter, Hamburg und der Nationalsozialismus. Vortrag am 9. 11. 1950 an der Universi­

tät Hamburg, unveröff. MS. im Archiv der Forschungsstelle für die Geschichte des Nationalso­
zialismus in Hamburg (Archiv Fst.). 

7 Daniela Kasischke, Die antisemitische Bewegung in Hamburg während des Kaiserreiches 1873— 
1918, in: Arno Herzig (Hrsg.), Die Juden in Hamburg 1590 bis 1990, Hamburg 1991, S. 475-485. 
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Obwohl die Person Kaufmanns nach 1945 über lange Zeit im Zentrum öffentlicher 
Debatten gestanden hatte, blieb eine breite empirische Aufarbeitung der nationalso­
zialistischen Herrschaftsstruktur in Hamburg und der historischen Rolle Kauf­
manns aus. Selbst jene Kritiker der liberalen Sonderwegslegende, die in den achtzi­
ger Jahren Hamburg zum nationalsozialistischen „Mustergau"8 erklärten9, brachten 
für den Leiter dieses Gaues kein Forschungsinteresse auf. 

Aus ihrer Sicht handelte es sich nämlich bei Hamburgs führenden Nationalsoziali­
sten lediglich um „Juniorpartner" einer traditionellen bürgerlich-kapitalistischen 
Machtelite. Diese habe „ihre Region zum nazistischen Mustergau aufpoliert, indem 
sie große Teile der Bevölkerung verfolgte und vernichtete"10. 

Eine solche Formulierung, die großen Teilen der Bevölkerung einen undifferen­
zierten Opferstatus zuweist, erscheint nicht nur problematisch, weil sie vielfältige 
Konsensformen zwischen Bevölkerung und Regime vernachlässigt. Sie weist auch 
verblüffende Parallelitäten zur hamburgischen Sonderwegs-Legende auf. Bei genau­
erem Hinsehen nämlich entpuppt sich die These vom nationalsozialistischen Muster­
gau als feindlicher Zwillingsbruder der These vom freiheitlichen Residuum, als eine 
lediglich ins Negative gewendete Seite derselben Medaille. Denn beide Ansätze ver­
anschlagen die Wirkungsmächtigkeit des Nationalsozialismus als gering und gehen 
von einer Kontinuitätsthese aus, die sich im ersten Fall in der Konstanz freiheitli­
chen Bürgersinns, im zweiten in der Konstanz bürgerlich-kapitalistischer Machtver­
hältnisse beweist. 

Die Verbrechen des Nationalsozialismus werden im Rahmen der Mustergau-These 
zwar nicht übergangen, jedoch in eine allgemeine, angebliche Vernichtungbereit­
schaft des Kapitalismus eingereiht, die nach Auffassung Karl Heinz Roths von der 
Zeit der Aufklärung bis in die Gegenwart der Bundesrepublik reichen soll. Damit 
werden jedoch die bedrängenden Besonderheiten des Nationalsozialismus, die ihren 
negativen Höhepunkt im „Zivilisationsbruch" Auschwitz fanden, in einer schwer er­
träglichen Weise eingeebnet. Im Überschwang eingängiger, politisch motivierter 
Kontinuitätsthesen ist die empirische Forschung zu den eigentlichen Kernbereichen 

8 Ursprünglich ein politisch-polemischer Gegenbegriff gegen die These vom liberalen Sonderweg, 
ist er mittlerweile auch in der wissenschaftlichen Diskussion weit verbreitet. Vgl. etwa die Bemer­
kung Ian Kershaws, der Warthegau habe sich unter der Herrschaft des Gauleiters Greiser (hin­
sichtlich der Germanisierungspolitik) zum „Mustergau" entwickelt. Ian Kershaw, Arthur Grei­
ser - ein Motor der „Endlösung", in: Ronald Smelser/Enrico Syring/Rainer Zitelmann (Hrsg.), 
Die braune Elite II, Darmstadt 1993, S. 116-127, Zitat S. 116. Ich plädiere für einen Verzicht auf 
diesen heuristisch unfruchtbaren und empirisch nicht zu füllenden Begriff - schon deshalb, weil 
es angesichts der Vielzahl unterschiedlicher Herrschaftstypen und Herrschaftsverfassungen auf 
Gauebene kein „Muster" gab, das den Maßstab für einen „Mustergau" hätte abgeben können. 

9 Angelika Ebbinghaus/Heidrun Kaupen-Haas/Karl Heinz Roth (Hrsg.), Heilen und Vernichten 
im Mustergau Hamburg, Hamburg 1984. 

10 Karl Heinz Roth, Ein Mustergau gegen die Armen, Leistungsschwachen und „Gemeinschaftsun­
fähigen", in: Ebenda, S. 7-17, Zitat S. 7. Roths Charakterisierung der Hamburger Nationalsoziali­
sten als Juniorpartner einer ansonsten ungebrochen herrschenden „traditionellen Machtelite" ent­
behrt jedes überzeugenden empirischen Belegs. 
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nationalsozialistischer Herrschaft in Hamburg daher bis heute weitgehend auf der 
Strecke geblieben11. Dies gilt vor allem für die Person und Tätigkeit Karl Kauf­
manns, der die fünf wichtigsten politischen Ämter Hamburgs jener Zeit in seiner 
Hand vereinigte: NSDAP-Gauleiter, Reichsstatthalter, „Führer" der hamburgischen 
Landesregierung, Chef der hamburgischen Staats- und Gemeindeverwaltung und 
Reichsverteidigungskommissar im Wehrkreis X. Eine derartige regionale Macht-
und Kompetenzanhäufung, die sich 1942 mit dem Amt eines Reichskommissars für 
die Deutsche Seeschiffahrt noch erweiterte, war insbesondere unter den Gauleitern 
aus dem „Altreich" keineswegs selbstverständlich. Daher verwundert es nicht, daß 
der im Zuge des „Groß-Hamburg-Gesetzes"12 von 1937 neuformierte „Reichsgau" 
Hamburg insbesondere im Hinblick auf die starke Machtstellung des Gauleiters die 
neuen Reichsgauverfassungen der ab 1938 in das Deutsche Reich integrierten Gebie­
te maßgeblich beeinflußte13. 

Freilich konzentriert sich dieser Beitrag nicht ausschließlich auf strukturelle Fra­
gen der Gauleiterherrschaft, die im NS-Staat das Modell einer ebenso primitiven 
wie wirkungsvollen Dezentralisation repräsentierte. Vielmehr richtet er am Beispiel 
Hamburgs den Blick auf drei wichtige, von der Forschung bislang nicht genügend 
beachtete „innere" Herrschaftsprinzipien der Gauleiter, die ihre regionale Machtstel­
lung zementierten: Korruption, Sozialpopulismus und regionaler Lobbyismus. Vor 
allem sie trugen zu jener fast legendären Verankerung der Gauleiter in ihrem „Ho­
heitsgebiet" bei, die ihnen neben ihrer Immediatstellung gegenüber Hitler eine star­
ke Position im nationalsozialistischen Herrschaftssystem sicherte. Diese zentralen 
Kennzeichen des Kaufmann'schen Herrschaftsstils sollen eingebettet werden in den 
persönlichen und politischen Werdegang Kaufmanns, in dem sich schon früh nicht 
nur Grundcharakteristika seiner Person, sondern auch seiner späteren politischen Tä­
tigkeit als Hamburger Gauleiter abbildeten. 

11 Vor allem die Bereiche der NS-Herrschaftsstruktur, der Verwaltungs- und Wirtschaftsgeschichte 
sowie die Tätigkeit des Verfolgungsapparates sind kaum, andere thematische Aspekte hingegen 
ausgesprochen gründlich erforscht, wie etwa die Hamburger Universitätsgeschichte. Siehe auch 
Eckart Krause/Ludwig Huber/Holger Fischer (Hrsg.), Hochschulalltag im „Dritten Reich". Die 
Hamburger Universität 1933-1945, 3 Bde., Berlin/Hamburg 1991; zum Forschungsstand bis 
1989 siehe Christa Hempel-Küter/Eckart Krause, Hamburg und das Erbe des „Dritten Rei­
ches". Versuch einer Bestandsaufnahme, Hamburg 1989. 

12 Am 26.1. 1937 wurden im Zuge des „Groß-Hamburg-Gesetzes" die preußischen Städte Altona, 
Harburg-Wilhelmsburg und Wandsbek nach Hamburg eingemeindet. Vgl. Hartmut Hohlbein/ 
Werner Johe/Hans-Dieter Loose/Georg-Wilhelm Röpke/Hans-Peter Strenge, Vom Vier-Städte-
Gebiet zur Einheitsgemeinde, Hamburg 1988; zur Hamburger Verfassungsentwicklung im Natio­
nalsozialismus vgl. Hans-Peter Ipsen, Von Groß-Hamburg zur Hansestadt Hamburg, Berlin 
1938; ders., Hamburgs Verfassung und Verwaltung. Von Weimar bis Bonn, Hamburg 1956. 

13 Dies gilt etwa für die Verfassung des „Reichsgaues" Wien, die in wesentlichen Teilen auf dem 
Hamburger Modell fußte. Zur Kooperation zwischen Hamburg und Wien siehe StaHH, Senats­
kanzlei-Personalabteilung II 457; zur Entwicklung der neuen „Reichsgaue" siehe Hüttenberger, 
Gauleiter, S. 138-152; Dieter Rebentisch, Führerstaat und Verwaltung im Zweiten Weltkrieg, 
Stuttgart 1989, S. 163-282. 
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1. Eine rechtsradikale Karriere 

Karl Kaufmann wurde am 10. Oktober 1900 als Sohn eines mittelständischen Wä­
schereibesitzers in Krefeld geboren14. Aufgewachsen in Elberfeld, dem heutigen 
Wuppertal, gehörte Kaufmann einer Generation an, für die der Erste Weltkrieg eine 
prägende Erfahrungszäsur bildete. Der persönliche Erfahrungshorizont bürgerlicher 
Jugendlicher aus dieser „Kriegsjugendgeneration" war vor allem bestimmt durch na­
tionalistischen Begeisterungstaumel, Bevölkerungsmobilisierung über traditionelle 
soziale Grenzen hinweg, Not und Entbehrung, schließlich durch eine tiefe Verstö-
rung angesichts der Niederlage und der plötzlichen Umwälzung aller bis dahin ge­
heiligten Werte15. Von Anfang an zeichnete sich der Lebenslauf Kaufmanns durch 
eine große Unstetigkeit aus. So wechselte er mehrfach die Schule, verließ 1917 die 
Oberrealschule Elberfeld, ohne das Abitur abgelegt zu haben, arbeitete dann im 
landwirtschaftlichen Hilfsdienst und meldete sich schließlich freiwillig zur Front. 
Letzteres wohl unter dem maßgeblichen Einfluß seiner Lehrer, die sich - wie er spä­
ter als Gauleiter versicherte - „heißen Herzens bemühten, der ihnen anvertrauten Ju­
gend das große Geschehen der Zeit nahezubringen"16. Zwar wurde Kaufmann noch 
eingezogen, er gelangte jedoch nicht mehr an die Front und erlebte den Tag der deut­
schen Niederlage im Gefühl des Zuspätgekommenen. 

Beruflich reihte sich bei Kaufmann seitdem eine Tätigkeit an die andere: Entlas­
sung aus dem Heeresdienst, ein Semester landwirtschaftliche Winterschule, schließ­
lich eine Lehre im elterlichen Betrieb, den er jedoch nach Auseinandersetzungen 
mit seinem Vater wieder verließ. Über mehrere Jahre hinweg lebte Kaufmann von 
Zahlungen seiner Mutter und dem kargen Ertrag wechselnder Hilfsarbeitertätigkei­
ten. Sein erstes konstantes Gehalt bezog Kaufmann erst 1928, als er für die NSDAP 
in den Preußischen Landtag einzog und Abgeordnetendiäten erhielt - gezahlt von je­
nem Staat, den Kaufmann seit seiner Entstehung erbittert bekämpft hatte. 

Politisch tummelte sich Kaufmann schon seit 1918/19 im parteipolitisch noch un-
geformten rechtsradikalen Milieu. So gehörte er u.a. dem Deutschvölkischen 

14 Die folgenden Angaben zur Person entstammen vor allem dem Ermittlungsverfahren der Staats­
anwaltschaft beim Landgericht Hamburg (im folgenden: StA-LGHH) gegen Kaufmann wegen 
Verbrechens gegen die Menschlichkeit, 14 Js 28/49, Bd.I, B1.12 ff. 

15 Zum Begriff der Kriegsjugendgeneration siehe Ernst Günther Gründel, Die Sendung der Jungen 
Generation. Versuch einer umfassenden revolutionären Sinndeutung der Krise, München 1932; 
zu generationsspezifischen Prägungen von Nationalsozialisten vgl. Michael H.Kater, Generati­
onskonflikt als Entwicklungsfaktor in der NS-Bewegung vor 1933, in: Geschichte und Gesell­
schaft 11 (1985), S. 217-243; Peter Loewenberg, The Psychohistorical Origins of the Nazi Youth 
Cohort, in: The American Historical Review 76/1971, S. 1457-1502; am Beispiel der völkischen 
Studentenbewegung jetzt Ulrich Herbert, „Generation der Sachlichkeit". Die völkische Studen­
tenbewegung der frühen zwanziger Jahre in Deutschland, in: Frank Bajohr/Werner Johe/Uwe 
Lohalm (Hrsg.), Zivilisation und Barbarei. Die widersprüchlichen Potentiale der Moderne, Ham­
burg 1991, S. 115-144. 

16 Hamburger Fremdenblatt, 13.4. 1944. 
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Schutz- und Trutzbund an, der größten rechtsradikalen und antisemitischen Organi­
sation der unmittelbaren Nachkriegszeit, deren Elberfelder Jugendgruppe er seit 
1920/21 leitete17. Aus dieser Gruppe gingen u.a. mehrere Aktivisten des Rechtsterro­
rismus und Mitglieder der „Organisation Consul" hervor, wie Kaufmanns enger 
Freund Hans Hustert, der mit einem Blausäureattentat auf den sozialdemokrati­
schen Politiker Philipp Scheidemann von sich reden machte18. Auch auf Kaufmann 
hatte der gewalttätige Aktivismus seines rechtsradikalen Umfeldes abgefärbt. Be­
strebt, den ihm entgangenen Kriegsruhm nachzuholen, beteiligte sich Kaufmann als 
Freikorpsangehöriger 1920 an der Niederschlagung der sogenannten „Roten Ruhrar­
mee". 1921 kämpfte er im Freikorps Oberschlesien gegen polnische Verbände. Und 
als die Franzosen 1923 ins Ruhrgebiet einmarschierten, trat Kaufmann in die illegale 
Organisation „Heinz" ein, die Sprengstoffanschläge auf Kohlenzüge und Eisenbahn­
brücken verübte und auch vor dem Mord an Besatzungssoldaten und sogenannten 
„französischen Spitzeln" nicht zurückschreckte19. 

Wenn sich im frühen politischen Leben des späteren Gauleiters eine Grundkon­
stante herauskristallisierte, dann ist sie in einer spezifischen Verquickung von Ge­
walt und Weltanschauung zu sehen, die auch die physische Vernichtung des Gegners 
legitimierte. Im Dienste der „richtigen" Weltanschauung und der Durchsetzung ihrer 
Ziele erschien Kaufmann jede Gewaltanwendung legitim. Und welche Weltanschau­
ung die vermeintlich „richtige" war, daran gab es für Kaufmann zum Zeitpunkt des 
„Ruhrkampfes" keinen Zweifel mehr: 1922 hatte er sich mit ehemaligen Freikorpska­
meraden der NSDAP angeschlossen und war bei einem Aufenthalt in München auch 
jenem Mann begegnet, dem er am 28. Oktober 1923 eine devote Ergebenheitsadresse 
zusandte. „Hochverehrter Herr Hitler", heißt es in diesem Schreiben: „Die völkische 
Jugend an Rhein und Ruhr erwartet in ihrer großen Not sehnsüchtig den Tag, an dem 
Sie, hochverehrter Herr Hitler, zum Befreiungskampf vom inneren und äußeren 
Feind aufrufen werden. Unsere Hoffnung ist, daß dieser Tag nicht mehr fern sein 
wird. In Treue fest. Karl Kaufmann."20 Wenige Tage vor dem 9. November 1923 be­
legt dieses Schreiben neben anderen Dokumenten21, daß Kaufmann aktiv an der Pla­
nung und Vorbereitung eines von Bayern ausgehenden Rechtsputsches beteiligt war. 
Die Belohnung für seine „Treue" strich Kaufmann 1925 ein, als der damals 24jäh-

17 National Archives, Washington, D.C., (NA), T-253/15/1465 428f., Aussagen Kaufmanns vom 
8.7. 1922. Vgl. auch Ulrich Klein, „Mekka des deutschen Sozialismus" oder „Kloake der Bewe­
gung"? Der Aufstieg der NSDAP in Wuppertal 1920 bis 1934, in: Klaus Goebel (Hrsg.), Über al­
lem die Partei, Oberhausen 1987, S. 105-149. 

18 Zum Hintergrund vgl. Uwe Lohalm, Völkischer Radikalismus. Die Geschichte des Deutschvölki­
schen Schutz- und Trutz-Bundes 1919-1923, Hamburg 1970, S.229ff. 

19 Siehe den Bericht des Kriminalkommissars Weitzel über die Tätigkeit der Organisation Hauen­
stein im besetzten Gebiet, Elberfeld, 25.5. 1923, in: Heinz Hürten (Bearb.), Das Krisenjahr 
1923. Militär und Innenpolitik 1922-1924, Düsseldorf 1980, S. 34-40. 

20 Schreiben veröffentlicht in: Romerike Berge 37, Heft 2/1987, S. 36. 
21 Siehe beispielsweise das Schreiben Leutnant Gelbergs an Alfred Hoffmann vom 7.9. 1923, in: 

BAK, NS 26/297. Für den Hinweis bin ich Gerd Krüger zu Dank verpflichtet. 
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rige zum neuen Leiter des NSDAP-Gaues Rheinland-Nord ernannt wurde. Als Gau­
geschäftsführer setzte Kaufmann den damals noch weitgehend unbekannten Dr. Jo­
seph Goebbels ein, der um 1925/26 sein bester und wohl einziger Freund war, wie 
Goebbels' Tagebuchaufzeichnungen jener Jahre deutlich machen22. 

1926 verfaßte Goebbels für das Parteiorgan „Nationalsozialistische Briefe" ein 
Porträt Kaufmanns, das mit der historischen Wahrheit wenig zu tun hatte, aber ei­
nen interessanten Einblick in die propagandistische Selbststilisierung der jungen Na­
tionalsozialisten bietet. Über Kaufmann hieß es dort: „Einer von den ganz Jungen. 
Den Krieg machte er fast als Knabe mit. Draußen wurde er zum fanatischen Natio­
nalrebell. Nach dem Kriege als Jüngling durch die harte Schule der Politik. Kein an­
genehmer, bequemer Jasager. Wo er war, da gab's Revolution. Immer drehte es sich 
um eins: Sozialismus. Dafür kämpfte und opferte er. Er ging und wurde gegangen 
von einem Lager zum anderen, immer auf der Suche nach dem einen, das er nicht 
fand. Unduldsam bis zur Härte der Brutalität blieb er nicht an anderer Leute Platz 
stehen. (. . .) Manch einer von den Feinsten hat an seiner Unerbittlichkeit das Ge­
nick zerbrochen. Man hetzte ihn von Anklage zu Anklage, von Haussuchung zu 
Haussuchung. Er blieb hart. ( . . .) Das waren nur klingende Hammerschläge auf die 
Glut seines eisernen Herzens: Landgraf, werde hart!"23 

So wollten die jungen Rechtsradikalen gesehen werden: soldatischer Kämpfer und 
aktivistischer Revolutionär, dabei fanatisch, unerbittlich und vor allem: hart. Dem­
entsprechend bemühte sich Kaufmann, seine eigene Biographie und Person jenen 
Leitbildern anzupassen. Er heftete sich deshalb - um den ersehnten Frontkämpfer­
status vorzutäuschen - Orden und Auszeichnungen an seinen paramilitärischen 
Kampfanzug, die er nie erhalten hatte. Dieser Vorgang trug ihm später sogar ein Par­
teiverfahren wegen sogenannten „Ordensschwindels" ein24. Bei Redeauftritten au­
ßerhalb seines Gaues ließ sich Kaufmann regelmäßig als „Bergarbeiter Kaufmann 
aus Elberfeld"25 ankündigen, um dem angestrebten Image des arbeiterverbundenen 
„Sozialisten" einen glaubwürdigeren Anstrich zu geben. Solche grotesken Verbie-
gungen der eigenen Biographie deuten an, wie sehr bei Kaufmann Selbstdarstellungs­
anspruch und die Realität der Person auseinanderklafften. 

Dieser Eindruck drängt sich noch stärker beim Studium von Goebbels' Tagebuch­
aufzeichnungen über Kaufmann auf. „Innerlich total zerrissen" heißt es da über ihn, 
sowie „unrastig, ungegoren und ungezügelt. Ein typisches Halbgenie ohne Halt und 
Ziel."26 Akribisch notierte Goebbels eine Reihe von Nervenzusammenbrüchen Kauf­
manns, ja sogar einen Selbstmordversuch27. Hinter der äußeren Fassade parteioffiziö-

22 Vgl. etwa die Eintragung vom 18.4. 1925: „Er ist alles für mich und ich alles für ihn." Zit. nach 
Elke Fröhlich (Hrsg.), Die Tagebücher von Joseph Goebbels. Sämtliche Fragmente, Bd. 1, Mün­
chen 1987, S. 104 f. 

23 Joseph Goebbels, Neue Köpfe, in: Nationalsozialistische Briefe, Nr. 18/1925. 
24 Berlin Document Center (BDC), Personalakte Kaufmann /OPG. 
25 So u.a. am 20.4. 1926 in Oldenburg, Versammlungsaufruf, in: BAK, NS 1/340, Bl.34. 
26 Zit. nach Fröhlich (Hrsg.), Tagebücher, Bd. 1, S. 153 (6. 1. 1926). 
27 Ebenda, S. 152 (2.1.1926). 
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ser Stilisierungen präsentierte sich Kaufmann nicht als starke, in sich ruhende, son­
dern als eine ausgesprochen schwach entwickelte Persönlichkeit, die ihren Mangel 
an innerer Selbstsicherheit in heldischen Posen kompensierte und die eigene Person 
geradezu maskenhaft auf bestimmte Leitbilder auszurichten versuchte. Zu solchen 
Leitbildern gehörte neben dem Ideal des harten aktivistischen Kämpfers ein letztlich 
diffuser Gefühlssozialismus. Dieser Gefühlssozialismus wurzelte bei Kaufmann we­
der im gesellschaftlichen Sein noch in wertbezogenen Grundüberzeugungen, son­
dern entsprang vor allem einem generationsspezifischen Lebensgefühl. „Das ganze 
ist eine Frage der Generationen", schrieb Goebbels in seinem Tagebuch. „Alt oder 
jung! Evolution oder Revolution! Sozial oder sozialistisch! Für uns ist die Wahl 
nicht schwer. Karl Kaufmann ist dergleichen wie ich."28 

Mit ihrem Selbstverständnis als „Sozialisten" grenzten sich die jungen Nationalso­
zialisten nicht nur von ihren bürgerlichen Elternhäusern ab, sondern auch von jenem 
kleinbürgerlich-wilhelminischen Honoratiorentypus, der noch Anfang der zwanzi­
ger Jahre in der völkischen Bewegung den Ton angab29. Kaufmanns Gefühlssozialis­
mus, seine antikapitalistische Attitüde, die bei zahlreichen Redeauftritten zum Aus­
druck kam30, verfestigten sich in den Diskussionen der Arbeitsgemeinschaft der 
nord- und westdeutschen Gauleiter der NSDAP31, vor allem aber unter dem Einfluß 
Gregor Strassers, dem er seit 1923 eng verbunden war. Kaufmanns Reden und Auf­
sätze jener Jahre machen jedoch auch deutlich, wie wenig sein „Sozialismus", ja sein 
politisches Denken überhaupt, auf der Akzeptanz unveräußerlicher Grundwerte 
und Menschenrechte aufbaute. So erkannte er zwar beispielsweise das Existenzrecht 
der Gewerkschaftsbewegung an, ordnete jedoch dieses Recht den Interessen der 
„Volksgemeinschaft" unter32. Nicht die verhaßten Ideen von 1789, die freiheitlichen 
und sozialen Grundrechte des Menschen, sondern die Utopie einer zwangsharmoni-
sierten Gemeinschaft bildete den Fluchtpunkt Kaufmann'schen Denkens. 

Dieser fehlende Wertekern in seinen Grundauffassungen ermöglichte es Kaufmann, 
sich ausgesprochen flexibel und pragmatisch den jeweiligen politischen Gegebenhei­
ten anzupassen. Angesichts solcher - trotz aller sozialistischen Phraseologie - pro­
grammatischer Unschärfe äußerte sich Kaufmann nur in der Gegnerdefinition mit ein-

28 Zit. nach ebenda, S. 127 (11.9. 1925); an anderer Stelle definierte Goebbels Sozialismus als „ge­
fühlsmäßigen Zustand der Weltanschauung. Man lebt darin, oder man lebt darin nicht", in: Natio­
nalsozialistische Briefe, Nr.21/1926. 

29 Vgl. die Charakterisierung des Herausgebers der „Völkischen Freiheit" in Elberfeld, Friedrich 
Wiegershaus, durch Goebbels: „Wilhelminisch, dickbäuchig, gedrehter Schnurrbart, riecht aus 
dem Halse", zit. nach Fröhlich (Hrsg.), Tagebücher, Bd.1, S.31 (30.6. 1924). 

30 Vor allem im Preußischen Landtag, wo Kaufmann mehrfach im Namen der NSDAP-Fraktion 
Anträge der KPD unterstützte. Preußischer Landtag, 3.Wahlp. 1928-1932, 6. Sitzung, Bd. I, 
Sp.291; 15.Sitzung, Bd. I, Sp.874f.; 28.Sitzung, Bd. I, Sp.l917f. 

31 Gerhard Schildt, Die Arbeitsgemeinschaft Nord-West. Untersuchungen zur Geschichte der 
NSDAP 1925/26, Phil. Diss., Freiburg 1964; Reinhard Kühnl, Die nationalsozialistische Linke 
1925-1930, Meisenheim am Glan 1966. 

32 Karl Kaufmann, Grundsätzliches zur Gewerkschaftsfrage, in: Nationalsozialistische Briefe, 
Heft 20, April 1928, S.313-316. 
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deutiger Klarheit: Anhänger der Linksparteien und der Weimarer Demokratie, die 

Kaufmann in einer Landtagsrede als „Organisation von Zuhältern"33 beschimpfte, 

vor allem aber jene, die dem rassistischen Paradigma gemäß als Feinde der „deut­

schen Volksgemeinschaft" ausgemacht worden waren, hatten bei einer Machtübernah­

me Kaufmanns und der Nationalsozialisten Repression und Verfolgung zu erwarten. 

2. Machtsicherung durch Terror 

In den Jahren 1928 und 1929 stürzte Kaufmann abrupt auf einen Tiefststand seiner 
politischen Karriere. Heftige Querelen und persönliche Auseinandersetzungen, vor 
allem mit dem späteren ostpreußischen Gauleiter Erich Koch, die auf einem nicht 
zu beschreibenden Niveau geführt wurden34, hatten Kaufmanns Ansehen schwer ge­
schadet und ihn gezwungen, sein Amt als Leiter des Großgaues Ruhr niederzulegen, 
das er seit 1926 innegehabt hatte. Seine Berufung zum NSDAP-Gauleiter im „roten" 
Hamburg am 1. Mai 1929, von Hitler als Bewährungsaufgabe verstanden, konfron­
tierte ihn jedoch mit ähnlichen Problemen. In Hamburg stand er erneut einem eben­
so heillos zerstrittenen wie verschuldeten Gau vor, dessen Versammlungseinnahmen 
lange Zeit vom Gerichtsvollzieher gepfändet wurden35. 

Wenn sich Kaufmann trotz widriger Umstände als Hamburger Gauleiter behaup­
tete und schrittweise eine parteiinterne Hausmacht in Gestalt einer „Gauclique" auf­
bauen konnte36, so zeugte dies vor allem von seinen gewachsenen Fähigkeiten, sich 
im innerparteilichen Intrigenspiel durchsetzen zu können. Dennoch blieb der 
NSDAP-Parteialltag neben den gewalttätigen Auseinandersetzungen besonders mit 
den Hamburger Kommunisten stets durch parteiinterne Dauerquerelen gekennzeich­
net37. Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten in Hamburg im März 1933 
inszenierte Kaufmann daher eine beispiellose Terrorwelle38 nicht nur gegen führende 
Funktionäre der sozialistischen Arbeiterbewegung; auch die innerparteiliche Oppo­
sition bezog er gleich mit ein. Zu den ersten Opfern der vor allem von der SA ausge­
henden Gewaltakte in der nationalsozialistischen Machtergreifungsphase gehörten in 
Hamburg neben Kommunisten und Sozialdemokraten vor allem Juden und Auslän­
der. Kaufmann nahm die Exzesse des SA-Terrors nicht nur passiv hin, er heizte die 
Spirale der Repression und Gewalt vielmehr aktiv an. So ließ er aus berüchtigten 
SA-Schlägern ihm persönlich unterstehende „Fahndungskommandos" zusammen-

33 So am 28.2. 1930, Preußischer Landtag, 3. Wahlp. 1928-1932, 136.Sitzung, Sp. 11690. 
34 Vgl. Hüttenberger, Gauleiter, S. 46 ff.; BDC, Personalakte Kaufmann/OPG. 
35 BAK, NS 22/1052, Kaufmann an Gregor Strasser vom 13.12. 1930. 
36 Vgl. Thomas Krause, Hamburg wird braun. Der Aufstieg der NSDAP von 1921 bis 1933, Ham­

burg 1987. 
37 BAK, NS 22/1052, Schreiben Korn an den Untersuchungs- und Schlichtungsausschuß (Uschla) 

der Reichsleitung vom 4.2. 1931; ebenda, NS 22/435, Schreiben an die NSDAP Reichsleitung 
vom 6. 12. 1932; Archiv Fst., Fasc. 912, Bd. II (Material Krebs), Schreiben der NSDAP-Oppositi­
on vom 27. 9. 1931. 

38 Vgl. Henning Timpke, Dokumente zur Gleichschaltung des Landes Hamburg 1933, Frankfurt 
a.M. 1967, S. 227-266. 
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stellen, die er für ihren Einsatz zur „endgültigen Niederringung des Marxismus in 
Hamburg" persönlich belobigte39. 

Auch die Einrichtung des berüchtigten Konzentrationslagers Fuhlsbüttel, „Kola-
fu" genannt, betrieb Kaufmann Ende 1933 am Polizeisenator vorbei, da ihm die Be­
handlung der politischen Häftlinge im Hamburger KZ Wittmoor als „zu lasch" er­
schien40. Kaufmann vertuschte die unmenschliche Behandlung der Inhaftierten im 
Kolafu, indem er darauf drängte, die Leichen zu Tode geprügelter Häftlinge unter 
Umgehung der rechtlich notwendigen Obduktionen sofort einzuäschern41. Seine 
Haltung zu den Gefangenenmißhandlungen enthüllte sich exemplarisch in einer Sze­
ne, die sich bei einem Besuch Kaufmanns im Kolafu ereignete. Ein zuvor brutal miß­
handelter jüdischer Häftling hatte sich ihm blutüberströmt zu Füßen geworfen und 
flehte ihn um Gnade vor weiteren Mißhandlungen an. Kein Wort der Mäßigung an 
die Adresse der Wachmannschaften kam über Kaufmanns Lippen, statt dessen nur 
ein: „Schafft mir den Kerl aus den Augen!"42 

Die Vorgänge im Kolafu und die Mißhandlung von Ausländern in Hamburg wur­
den selbst auf Reichsebene mit zunehmendem Unbehagen registriert43. Hier sah 
man sich mit einer Welle von Protestschreiben ausländischer Konsulate und Bot­
schaften konfrontiert, weil die SA vor allem im universitätsnahen Grindelviertel re­
gelrechte Ausländerjagden veranstaltet hatte. Als dann noch die Handelsvertretung 
der UdSSR in Hamburg gestürmt und verwüstet und der portugiesische Generalkon­
sul im offenen Wagen mißhandelt wurde - mit der Begründung, er sehe „jüdisch" 
aus —, mußte sich Reichsaußenminister von Neurath sogar persönlich für die Über­
griffe der Hamburger Nationalsozialisten entschuldigen44. 

Auch die Tatsache, daß Kaufmann Nationalsozialisten aus dem Gefängnis befreien 
ließ und persönlich empfing, die 1931 den kommunistischen Bürgerschaftsabgeord­
neten Henning ermordet hatten, und selbst Kapitalverbrechen von Nationalsoziali­
sten wie ein Kavaliersdelikt amnestierte45, fügt sich nahtlos in dieses Gesamtbild 

39 Anerkennungsschreiben Kaufmanns vom 21.7. 1933, in: Ermittlungsverfahren Kaufmann, StA-
LGHH, 14 Js28/49, Bd.II, B1.213. 

40 Vgl. Aussage des ehemaligen Innensenators Richter vom 20.10. 1950, im Ermittlungsverfahren 
gegen Kaufmann, ebenda, Bd. II, B1.277 ff. 

41 Vgl. die Angaben des Oberstaatsanwaltes Rudolf Reuter vom 31.7. 1945, in: BAK, Z 42 IV/7172. 
42 Vgl. die Zeugenaussagen im Ermittlungsverfahren gegen Kaufmann, StA-LGHH, Bd. II, (Ver­

nehmung Arthur Sonntag vom 17. 1. 1949), Bl. 65 ff. 
43 Vgl. Aussagen des Oberstaatsanwalts Reuter vom 31.7. 1945, in: BAK, Z 42 IV/7172; siehe auch 

Lothar Gruchmann, Justiz im Dritten Reich 1933-1940. Anpassung und Unterwerfung in der 
Ära Gürtner, München 1988, S. 374-379; Klaus Bästlein, Vom hanseatischen Richtertum zum na­
tionalsozialistischen Justizverbrechen. Zur Person und Tätigkeit Curt Rothenbergers 1896-1959, 
in: Ders./Helge Grabitz/Wolfgang Scheffler (Red.), „Für Führer, Volk und Vaterland . . . " Ham­
burger Justiz im Nationalsozialismus, Hamburg 1992, S. 98 ff. 

44 Vorgänge in: Archiv Fst., Fasc. 912 (NSDAP, Alte Garde, Gau Hamburg). 
45 Vgl. etwa die Niederschlagung eines Verfahrens durch Kaufmann gegen einen Hamburger SA-

Mann, der einen Nebenbuhler aus Eifersucht erschossen hatte; Landgericht Hamburg, VII a 
2523/33. 
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ein. Hier setzte sich nicht einfach eine Verrohung der politischen Sitten fort, wie sie 
in Deutschland seit dem Ersten Weltkrieg beobachtet werden konnte. Vielmehr senk­
te Kaufmann gewachsene zivilisatorische Hemmschwellen ab, überschritt auch per­
sönlich eine Grenze, die künftig einen „normalen" Machtwechsel undenkbar erschei­
nen ließ, und beförderte eine Entwicklung, die mit der späteren nationalsozialisti­
schen Vernichtungspolitik zumindest in einem mittelbaren Zusammenhang steht. 

Mit gleichen Methoden entledigte sich Kaufmann auch seiner innerparteilichen 
Widersacher. Renitente Ortsgruppenleiter überantwortete er den Folterkommandos 
der Gestapo oder stellte sie kalt. Als Kaufmann von einer Spitzeltätigkeit des Sicher­
heitsdienstes der SS gegen führende Funktionäre der Hamburger NSDAP erfuhr46, 
ließ er den Hamburger SD-Chef Oberg demonstrativ verhaften und foltern. Daß 
Kaufmann damit bewußt einen harschen Konflikt mit Heydrich und Himmler pro­
vozierte, zeugte von dem Selbstbewußtsein, mit dem er mittlerweile als Hamburger 
Gauleiter agierte. Auch die Zentralisierung des Schriftwechsels zwischen den Ham­
burger Gauämtern und der NSDAP-Reichsleitung, der Kaufmanns Schreibtisch zu 
passieren hatte, stärkte die Position des Gauleiters in der Partei, der nicht zuletzt 
auch von der geringen Ausdehnung und Übersichtlichkeit des „Stadtgaues" Ham­
burg profitierte. 

3. Korruption und Nepotismus 

Als wichtigstes Instrument seiner innerparteilichen Herrschaft erwies sich jedoch 
eine ausgedehnte Korruption und ein System der Patronage, wie es bis dahin in der 
Geschichte Hamburgs ohne Beispiel war. Tausenden sogenannter „Alter Kämpfer" 
verschaffte Kaufmann meist über Sonderaktionen des Arbeitsamtes Stellungen in 
der Verwaltung und vor allem den städtischen Betrieben47. Da auch gegenüber der 
Hamburger Wirtschaft staatliche Finanzhilfen unverblümt von der Einstellung „Al­
ter Kämpfer" abhängig gemacht wurden, konnten bis 1934/35 über 10 000 Ham­
burger Nationalsozialisten in Arbeitsstellen eingewiesen werden, während die Zahl 
der sonstigen Arbeitslosen in Hamburg entgegen dem Reichstrend noch lange Zeit 
auf hohem Niveau verharrte. Viele Institutionen und städtische Unternehmen muß­
ten Nationalsozialisten in so großer Zahl aufnehmen, daß sie am Rande des finanziel­
len Ruins schwebten. Diesen von Kaufmann maßgeblich forcierten Arbeitsbeschaf­
fungsaktionen entsprach ein eminenter Druck jener, die sich für ihren Einsatz in der 
„Kampfzeit" nun materiell belohnen wollten und die Machtübernahme der NSDAP 
mit nachgerade eschatologischen Zukunftshoffnungen verbanden. Dabei kam dem 
Umstand besondere Bedeutung zu, daß das Gros der nationalsozialistischen Aktivi­
sten in Hamburg bis in die höchsten Führungsränge hinein aus sozial Gescheiterten 

46 BAK, NS 22/259, Bericht Kaufmanns „über die Spitzeltätigkeit des SS-Sicherheitsdienstes" vom 
21.6. 1933. 

47 StaHH, Senatskommission für die Angelegenheiten der Staatsarbeiter II, 35 Mb 20; ebenda, 
NSDAP, B 137, Band 1-4. 
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oder beruflich wenig Erfolgreichen meist kleinbürgerlicher Herkunft bestand, die 
sich von der sozialen Peripherie der Gesellschaft nun ins Zentrum der Macht ver­
setzt sahen. 

Das Ausmaß an sozialer Deklassierung in den Reihen der Hamburger NSDAP, 
ihr unorganisches, erst in der Endphase der Weimarer Republik abrupt einsetzendes 
Wachstum sowie die Enttäuschung mancher Zukunftserwartungen nach der 
„Machtergreifung" begünstigten schließlich eine Korruption „von unten", die nach 
1933 zu zahlreichen Gerichtsverfahren gegen Funktionäre der Hamburger NSDAP 
und ihrer Nebenorganisationen führte, die aber mit großer Wahrscheinlichkeit nur 
die Spitze eines Eisberges repräsentierten48. Das Gefühl des Zukurzgekommenen 
hatten viele durch einen Griff in die Parteikasse oder die Unterschlagung von Spen­
deneinnahmen kompensiert - zwei Straftatbestände, die mit weitem Abstand die 
Rangliste derartiger Delikte anführten. Ihre Häufung spiegelte nicht zuletzt das un­
geordnete Finanzwesen vor allem in den Nebenorganisationen der NSDAP und den 
Mangel an innerparteilicher Kontrolle wider. Kaufmann setzte gegen dieses System 
ungezügelter Bereicherung Einzelner auch deshalb polizeiliche und juristische Mit­
tel ein, weil es dem Grundsatz widersprach, daß in einer autoritären Führerpartei 
stets von oben nach unten gegeben, aber nicht unten einfach genommen werden 
sollte. Da mit der gezielten Vergabe von Ressourcen wie Arbeitsplätzen, Geld, Be­
trieben, Häusern und Grundstücken auch politische Macht verbunden war, ging 
Kaufmann ab 1935 auch gegen die zahllosen Schwarz- und Sonderfonds der natio­
nalsozialistischen Senatoren vor49. Diese Sonderfonds wurden außerhalb des Staats­
haushaltsplanes bewirtschaftet und speisten sich aus Sondersteuereinnahmen, die 
sich die Senatoren außerhalb des städtischen Finanzhaushaltes selbst erschlossen 
hatten. Im Jahre 1935 erreichten sie einen Gesamtumfang von über 4 Millionen 
RM und dienten neben der persönlichen Bereicherung der Senatoren vor allem der 
finanziellen Unterstützung von Nationalsozialisten. Der Präsident des Hamburgi­
schen Rechnungshofes, der Nationalsozialist Kurt Lange, hatte lange Zeit vergeb­
lich auf die grassierende Korruption in der nationalsozialistischen Landesregierung 
aufmerksam gemacht und wandte sich schließlich am 30.8. 1935 mit einem eindring­
lichen Appell an Kaufmann: „In diesem Zusammenhang muß ich auch daran erin­
nern, daß Herr Senator Ahrens meinem Vertreter s.Zt. bei pflichtgemäßer Prüfung 
der Fonds mit der Bemerkung drohte, er würde im Rechnungshof aufräumen, ,daß 
die Tische flögen'. Es besteht kein Zweifel, daß hier systematisch das Ansehen und 
die Autorität einer Einrichtung zerstört werden, die nach Fortfall der parlamentari-

48 Allein von 1935-1940 kam es zu 115 Gerichtsverfahren gegen Funktionäre der Hamburger 
NSDAP wegen Unterschlagung, Diebstahl etc. Vgl. den 1995 erscheinenden Band von Klaus 
Bästlein/Helge Grabitz/Wolfgang Scheffler/Hubert Rottleuthner (Red.), Von „Gewohnheitsver­
brechern, Volksschädlingen und Asozialen . . . " . 

49 StaHH, Sozialbehörde I, KR 10.13; ebenda, Senatskanzlei-Präsidialabteilung, 1934 A 90, 1935 
A 33; ebenda, Finanzdeputation IV, VuO I B 58, VuO II A 1 a XX B; reichhaltiges Material zur 
NS-Korruption in Hamburg befindet sich auch im Bestand ebenda, Bürgerschaft II, C II d 1, 
Band 1. 
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schen Kontrolle als einzige Prüfungsstelle im autoritären Staate berufen ist, die 
recht- und gesetzmäßige Finanz- und Wirtschaftsgebahrung des Staatslebens zu 
überwachen."50 

Zwar nahm Kaufmann die Initiative des Rechnungshofpräsidenten zum Anlaß, die 
„undurchsichtige Fondswirtschaft" der Senatoren zu beenden. Da er sich seit 1933 
jedoch gleicher Methoden bediente, fand de facto nur eine Zentralisierung der Kor­
ruptionswirtschaft in der Hand Kaufmanns statt. So zweigte Kaufmann gerne aus 
Spendeneinnahmen wie der „Adolf-Hitler-Spende" größere Summen zur persönli­
chen Verfügung ab, da ihm der NSDAP-Reichsschatzmeister Schwarz lediglich eine 
monatliche Dispositionssumme von zunächst 1000 RM eingeräumt hatte51. Im Jahre 
1937 baute er sich schließlich in Gestalt der „Hamburger Stiftung von 1937" ein 
nur von ihm kontrolliertes Finanzsystem außerhalb des städtischen Haushalts auf -
eine Methode, die sich auch bei anderen Gauleitern großer Beliebtheit erfreute52. 
Die „Hamburger Stiftung von 1937" speiste sich aus öffentlichen Mitteln, Spenden 
der Hamburger Wirtschaft, Zwangsabgaben der städtischen Betriebe und vor allem 
sogenannten „Arisierungsspenden" und erreichte ein Finanzvolumen von über 
10 Millionen Reichsmark53. Aus diesen Mitteln finanzierte Kaufmann neben sozia­
len Betreuungsaufgaben vor allem die Parteigliederungen der NSDAP und Dotatio­
nen für führende Parteifunktionäre, die er sich auf diesem Wege persönlich ver­
pflichtete. Große Summen verwandte Kaufmann auch für die „Entschuldung ver­
dienter, alter Parteigenossen", von denen er hunderten im Stile eines wandelnden 
Geldboten größere Barbeträge persönlich übergab. Selbst Repräsentanten der Ham­
burger Wirtschaft ließ Kaufmann aus seinen üppigen Finanzquellen Mittel zukom­
men oder schanzte ihnen über Kontaktpersonen im Reichswirtschaftsministerium 
Reichskredite zu Vorzugskonditionen zu54. Umgekehrt bezog Kaufmann entspre­
chende Spenden aus der Hamburger Wirtschaft und zeigte sich gegen angemessenes 
Entgelt zu vielfältigen Dienstleistungen bereit55. Mit der „Hamburger Stiftung von 
1937" komplettierte sich ein zentralistisches System der Protektion, das von der Zu­
teilung von Arbeitsplätzen und gutdotierten Scheinämtern über umfangreiche Geld­
zahlungen bis zur Verteilung jüdischer Grundstücke, Häuser und Betriebe an ausge­
wählte Günstlinge reichte56. 

50 Schreiben in: Ebenda, Senatskommission für den höheren Verwaltungsdienst, G 2 c HV 1936 IV. 
51 BDC, Personalakte Kaufmann/PK, Schreiben Schwarz an Kaufmann vom 9.2. 1935. 
52 Vgl. Bundesarchiv Potsdam (BAP), Reichsministerium des Innern, Nr. 27213 (Stiftungen der Gau­

leiter). 
53 StaHH, Hamburger Stiftung von 1937, besonders Nr. 1-16, 24. 
54 Beispiele in ebenda, Bürgerschaft II, C II d 1, Band 1. 
55 StaHH, Hamburger Stiftung von 1937, Nr. 5 (Einzahlungen); solche Dienstleistungen bestanden 

beispielsweise in der „Arisierung" sog. halbjüdischer Kinder, vgl. Ermittlungsverfahren Kauf­
mann, StA-LGAA, Band III, B1.320. 

56 Zur Begünstigung von Nationalsozialisten bei der „Arisierung" und zur Rolle Kaufmanns siehe 
StaHH, Senatskanzlei-Präsidialabteilung, 1939 SII 28; ebenda, Deputation für Handel, Schiffahrt 
und Gewerbe II, XXXIII D 5. Zur „Arisierung" in Hamburg bereitet der Verfasser eine Doku­
mentation vor, die voraussichtlich 1995 erscheinen wird. 
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Repression gegenüber persönlichen Gegnern, aber ein ausgreifender sozialer Pater-
nalismus gegenüber dem Gros der Parteigenossenschaft bildeten wesentliche Merk­
male der innerparteilichen Herrschaft Kaufmanns, der parteiintern auch als „Kur­
fürst" bezeichnet wurde und die Hamburger NSDAP zunehmend wie ein Patriarch 
regierte. Der umfassenden Patronage kam nicht zuletzt auch eine Kompensations­
funktion für die relative Einflußlosigkeit der Parteiorganisation zu, die an der staatli­
chen Macht kaum partizipierte. Einige Parteifunktionäre, die den oft herausgestellten 
Grundsatz „Die Partei befiehlt dem Staat" nach 1933 wörtlich nahmen, verwies 
Kaufmann energisch in ihre Schranken und kanalisierte den gesamten Schriftverkehr 
zwischen Partei und Verwaltung zunächst in der Hand eines ihm treu ergebenen Ver­
bindungsreferenten57. 

Von wenigen Ausnahmen abgesehen, blieben die Gauämter der Partei weitgehend 
einflußlos, zumal sie häufig Nationalsozialisten in Personalunion mit einem paralle­
len Staatsamt leiteten und so jede Kontrollfunktion der Partei ad absurdum führten. 
Lediglich einzelne Nebenorganisationen wie die HJ oder die NSV erzielten tiefere 
Einbrüche in den traditionellen staatlichen Verantwortungsbereich. Eine klare Auf­
gabentrennung zwischen Partei und Verwaltung kam jedoch nie zustande. Eine dies­
bezügliche Kommission, die Kaufmann 1938 eingesetzt hatte, vertagte sich schließ­
lich ergebnislos auf die Zeit nach dem „Endsieg"58. 

Für Kaufmann bildete die Partei allerdings ein wichtiges Personalreservoir, aus 
dem er sich regelmäßig bei der Bestellung von Sonderbeauftragten und Sonderbevoll­
mächtigten bediente. Hatten diese vorher eine bestimmte Parteiorganisation geleitet, 
so wurde diese von Kaufmann bisweilen einfach aufgelöst - ein Vorgang, der wie 
kein zweiter die Nachrangigkeit des Parteiamtes gegenüber der Ausübung staatli­
cher Macht unterstreicht59. 

4. Kaufmanns Stellung im nationalsozialistischen Herrschaftsgefüge 

Mit seiner Ernennung zum Hamburger Reichsstatthalter am 16.Mai 1933 nahm 
Kaufmann selbst eine institutionelle Doppelstellung als örtlicher Leiter der NSDAP 
und Beauftragter der Reichsregierung Hitler in Hamburg ein. Als solcher beaufsich­
tigte er die Umsetzung der Reichsregierungspolitik in Hamburg, konnte die Landes­
regierung sowie die Landesbeamten ernennen und entlassen, die Bürgerschaft auflö­
sen sowie die Landesgesetze ausfertigen und verkünden60. Formal war damit ein ver-

57 Vgl. die entsprechenden Anordnungen Kaufmanns in: StaHH, Senatskanzlei-Präsidialabteilung, 
1933 A 141. 

58 Ebenda, Senatskanzlei-Personalabteilung II, 454 (Zuständigkeitsabgrenzung zwischen Verwal­
tung und Partei). 

59 Hamburger Tageblatt, 1.11. 1937: „Durch die Zusammenlegung der Kreise werden eine große 
Zahl bester Kräfte frei, die nun endlich dort eingesetzt werden können, wo die brennendsten Pro­
bleme liegen." 

60 BAK, R43 II/1376, 1392, 1393 i; vgl. auch Hans-Jürgen Sengotta, Der Reichsstatthalter in Lippe 
1933-1939. Reichsrechtliche Bestimmungen und politische Praxis, Detmold 1976. Zur Stellung 
der Gauleiter und Reichsstatthalter im Kriege siehe Dieter Rebentisch, Führerstaat, S. 231-282. 
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fassungsrechtlicher Dualismus zwischen dem Reichsstatthalter und dem sogenannten 
„Regierenden Bürgermeister" Carl Vincent Krogmann entstanden. Faktisch jedoch 
degradierte Kaufmann die Landesregierung zum bloßen Befehlsempfänger61 und 
stutzte die Rolle des Regierenden Bürgermeisters auf die eines repräsentativen bür­
gerlichen Aushängeschildes zurecht, indem er ihm einen getreuen Paladin, den 
Staatssekretär Georg Ahrens, als Aufpasser verordnete. Krogmann, dem selbst enge 
Mitarbeiter bescheinigten, er sei „politisch in der Pubertät steckengeblieben"62, ent­
wickelte sich damit zu einer Randfigur der politischen Szenerie, die auch der Volks­
mund schon bald als „Regierter Bürgermeister" bespöttelte. 

Im Jahre 1936 beendete Kaufmann den verfassungsrechtlichen Dualismus auch 
formal, indem er sich von Hitler zum Chef der hamburgischen Landesregierung er­
nennen ließ63. 1937/38 stufte er Krogmann gar in den Rang eines Ersten Beigeordne­
ten zurück, als sich die Hamburger Verwaltung im Zuge des Groß-Hamburg-Geset-
zes in eine Staats- und eine Gemeindeverwaltung trennte. Diese extreme Zentralisie­
rung der politischen Verantwortung, die Hamburg zu einer Miniaturausgabe des 
„Führerstaates" machte, darf jedoch nicht vorschnell als persönliche Allmacht gedeu­
tet werden. Vielmehr blieb das persönliche Regiment Kaufmanns charakteristischen 
Einschränkungen unterworfen. 

Zum einen drohte sich die Zentralinstanz durch die Anhäufung von Kompetenzen 
selber lahmzulegen. Kaufmanns Dauerklagen über seine völlige Überlastung und sei­
ne Neigung, Schreiben und Denkschriften mit einem Gesamtumfang von über 2 Sei­
ten ungelesen in den Papierkorb wandern zu lassen, kennzeichnen dieses Dilemma 
sehr deutlich64. Im Gewirr der Vorgänge, die im Zentralbüro des Reichsstatthalters 
aufliefen, verlor Kaufmann zumindest phasenweise die Orientierung. Manches blieb 
gleich jahrelang liegen, und einfachste Vorgänge wie die Ausschmückung von Stra­
ßen anläßlich eines „Führerbesuches" gerieten bisweilen zum organisatorischen 
Desaster65. Jede konzeptionelle Gestaltungskraft verbrauchte sich zudem in Kauf­
manns Hang, auch kurioseste Details selbst entscheiden zu wollen. So beschäftigte 
sich Kaufmann etwa eingehend mit der Frage, ob Beamte der Schutzpolizei, die au­
ßerhalb ihres Dienstes in Uniform auftraten, dabei Zigarette, Zigarre oder Pfeife rau­
chen durften66. 

61 Vgl. die Aussage Carl Vincent Krogmanns vom 17. 10. 1950, ein Wunsch Kaufmanns sei „für den 
Senat praktisch Befehl" gewesen, Ermittlungsverfahren Kaufmann, StA-LGHH, Bd. II, B1.208. 

62 So der ehemalige Senatssyndikus Paul Lindemann, Unterredung mit Heinrich Heffter am 1.9. 
1949, in: Archiv Fst., Fasc. 12 (Personalakte Lindemann). 

63 Beauftragung Kaufmanns in: BAK, R43 II/1346, Bl. 11. 
64 StaHH, Innere Verwaltung, A II 3, Runderlaß Kaufmanns vom 7. 11. 1936. 
65 Ebenda, Finanzdeputation IV, VuO II A 1 a XVI 1 a. Kaufmann hatte die Kreisleiter der NSDAP 

mit der Ausschmückung der Straßen beauftragt und ihnen entsprechende Geldmittel zugewiesen, 
ohne davon die Verwaltung zu informieren, die ihrerseits entsprechende Mittel bereitstellte, was 
zu einem heillosen Organisationschaos und einer verschwenderischen Doppelfinanzierung auf 
Kosten des Hamburger Steuerzahlers führte. 

66 Kaufmann erklärte dabei das Pfeiferauchen für „unerwünscht"; ebenda, Innere Verwaltung, 
A II 3, Schreiben Kaufmann an Oberst Klein vom 15.7. 1935. 
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Zum anderen mangelte es einem derart zentralistischen Entscheidungssystem an 
Koordination. Nachdem der Senat als kollektives Leitungsgremium faktisch abge­
dankt hatte und Senatssitzungen kaum noch stattfanden, traf Kaufmann politische 
Entscheidungen meist im Vier-Augen-Gespräch mit dem zuständigen Verwaltungs­
leiter. Aus diesem Mangel an Transparenz und Informationsaustausch resultierte häu­
fig nicht nur ein groteskes, unverbundenes Nebeneinander verschiedenster Institutio­
nen und Ressorts. Es wird drittens auch deutlich, warum dieses System unfähig war, 
nicht nur die Artikulation von Interessen überhaupt zuzulassen, sondern auch einen 
Interessenausgleich herbeizuführen, der sich ja nicht mehr im Parlament oder in Se­
natsberatungen vollziehen konnte, sondern allenfalls in der Person des Gauleiters 
und Reichsstatthalters selbst. 

Dieser ausgeprägten regionalen Machtstellung der Gauleiter stand allerdings ein 
Reichszentralismus entgegen, der vor allem im „Gesetz über den Neuaufbau des 
Deutschen Reiches" vom 30. Januar 1934 zum Ausdruck kam. Das Gesetz hob die 
Souveränität der deutschen Länder und damit auch Hamburgs auf und unterstellte 
die Reichsstatthalter der Dienstaufsicht des Reichsinnenministers. Diese Gleichschal­
tung der Länder mit dem Reich ging in Hamburg sogar weiter als in anderen Län­
dern, weil Hamburg keine Trennung von Landes-, Stadt- und Gemeindeverwaltung 
kannte und damit auch keine Sphäre einer halbwegs reichsunabhängigen kommuna­
len Selbstverwaltung definiert werden konnte67. 

Der völligen „Verreichlichung" Hamburgs wirkten zunächst vor allem informelle 
Absprachen entgegen, die Kaufmann etwa in Fragen des Beamtenernennungsrechtes 
mit den Reichsministerien getroffen hatte68. Erst 1938 entstand mit der Hamburger 
Gemeindeverwaltung ein Entscheidungsbereich, der einer rudimentären kommuna­
len Selbstverwaltung unterlag. Konfliktfälle zwischen Hamburg und den Reichsmini­
sterien entschieden sich jedoch nie nach der informellen oder formellen Zuständig­
keit, sondern ausschließlich danach, welche Seite im polykratischen Machtgefüge 
des Dritten Reiches die stärkeren Fürsprecher hinter sich zu bringen wußte. Auf die­
sem Wege gelang es Kaufmann bisweilen, durch seine Immediatstellung bei Hitler 
und seine engen Beziehungen zu Hermann Göring Entscheidungen der Reichsmini­
sterien zu unterlaufen69. 

Als wirksamster Ausdruck des Reichszentralismus erwiesen sich die zahlreichen, 
bis 1942 auf 28 angewachsenen Reichssonderbehörden70 in Hamburg, die ihre Di­
rektiven von den Reichsministerien empfingen. Ihnen gegenüber besaß Kaufmann 
nur ein allgemeines Aufsichts- und Informationsrecht, aber keine direkte Anwei-

67 Deshalb konnte in Hamburg auch die „Deutsche Gemeindeordnung" vom 30. 1. 1935 nicht ange­
wendet werden. Zu den daraus entstehenden Problemen siehe BAK, R 43 II/1381. 

68 BAK, R43 II/1346, B1.48 f., Rundschreiben Fricks an die Obersten Reichsbehörden betr. 
Beamtenernennungen durch den Hamburger Reichsstatthalter vom 16.3. 1937. 

69 Vgl. etwa den Konflikt um die „Verreichlichung" der Hamburger Seefahrtsschulen, in: StaHH, 
Senatskanzlei-Personalabteilung II, 807. 

70 Zusammenstellung der Sonderbehörden in: StaHH, Staatsverwaltung-Allgemeine Abteilung, 
A I 12. 
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sungsbefugnis. Zu den aus Berlin zentral angeleiteten Reichssonderbehörden zählten 
so wichtige Institutionen wie der Oberfinanzpräsident, das Landesarbeitsamt Nord­
mark bzw. das Arbeitsamt Hamburg, der Reichstreuhänder der Arbeit und das Han­
seatische Oberlandesgericht. Zwar sollten die Reichssonderbehörden nach dem 
Groß-Hamburg-Gesetz von 1937 langfristig in den Hamburger Verwaltungskörper 
eingegliedert werden, doch gelang dies bis 1945 lediglich im Falle des unbedeuten­
den Reichspropagandaamtes71. Aufgrund der abgestoppten und nie realisierten 
Reichsreform blieb die vielproklamierte „Einheit der Verwaltung in der Reichsmit­
telinstanz" Hamburg eine Chimäre, unterblieb jede klare Definition von Zuständig­
keiten und Kompetenzen. 

Alle diese Probleme im Verhältnis Hamburgs zum Reich traten in verschärfter 
Form auch innerhalb Hamburgs und seiner Verwaltung auf. Zwar standen die Jahre 
nach 1933 vor allem in personeller Hinsicht unter dem Signum der Kontinuität ins­
besondere in der höheren Beamtenschaft72, weil eine qualifizierte nationalsozialisti­
sche Funktionselite fast völlig fehlte, doch wirkte sich dieser Umstand in der Praxis 
staatlichen Handelns kaum retardierend oder gar im Sinne eines gegenüber dem Na­
tionalsozialismus „resistenten" politischen Eigengewichts aus. 

Zum einen war die Hamburger Verwaltung in der NS-Zeit einer nahezu perma­
nenten Umgestaltung und Umgliederung unterworfen73. Neben den drei großen 
Umwandlungswellen von 1933, 1937/38 und 1943, die alle Dienststellen gleicher­
maßen betrafen, strukturierte Kaufmann ganze Verwaltungszweige je nach tagespo­
litischer Opportunität um und setzte größere Teile der höheren Beamtenschaft ei­
ner permanenten Rotation aus74. Zum andern etablierte Kaufmann ohne jede 
Rücksicht auf bestehende Kompetenzen neben den klassischen Verwaltungszwei­
gen ein wucherndes System von Sonderbeauftragten, Sonderbevollmächtigten und 
Sonderdienststellen, die massiv in die Kompetenzen der traditionellen Behörden 
eingriffen. So leistete sich Hamburg auf dem Felde der Wirtschaftspolitik u.a. ei­
nen Sonderbeauftragten für Wirtschaftsförderung und Vierjahresplan, einen Wirt­
schaftsbeauftragten des Reichsstatthalters, einen Arisierungsbeauftragten, einen 
Sonderbeauftragten für die Beziehungen Hamburgs zu den Reichswerken Her­
mann Göring, einen Sonderbeauftragten für Westwallarbeiten und viele Dienststel­
len mehr. 

Die Sonderbevollmächtigten rekrutierte Kaufmann stets aus dem Kreis seiner per­
sönlichen Günstlinge, betrachtete er doch Verwaltungsorganisation gemäß dem na-

71 BAK, R 43 II/1346 a, Bl. 56-68. 
72 Zu ähnlichen Tendenzen in anderen Regionen siehe Michael Ruck, Administrative Eliten in De­

mokratie und Diktatur. Beamtenkarrieren in Baden und Württemberg von den zwanziger Jahren 
bis in die Nachkriegszeit, in: Cornelia Rauh-Kühne/ders., Regionale Eliten zwischen Diktatur 
und Demokratie, München 1993, S. 37-69. 

73 Vgl. Hans Peter Ipsen, Hamburgs Verfassung und Verwaltung. Von Weimar bis Bonn, Hamburg 
1956. 

74 Zum Rotationswesen in der höheren Beamtenschaft siehe die Anordnungen Kaufmanns in: 
StaHH, Staatsverwaltung-Allgemeine Abteilung, A I 2. 
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tionalsozialistischen Primat der „Menschenführung"75 in erster Linie als angewandte 
Personalpolitik. Auf diesem Wege bildete sich die Herrschaft einer um Kaufmann 
zentrierten politischen Clique aus, die 1943 ihren Höhepunkt erreichte, als Kauf­
mann ohne jede Rechtsgrundlage für alle Verwaltungsbereiche sogenannte „Gene­
ralkommissare" mit unbeschränkten Machtbefugnissen ernannte76. 

Drittens übte Kaufmann einen gleichsam „populistischen" Druck auf die Hambur­
ger Verwaltung aus, mit der er nicht allzu eng assoziiert werden wollte. Er präsen­
tierte sich der Bevölkerung daher als eine unabhängige Appellationsinstanz, an die 
sich jedermann auch unter Umgehung von Dienstwegen wenden konnte. So hielt 
Kaufmann eine wöchentliche Sprechstunde für die Bevölkerung ab77 und richtete ge­
gen den Widerstand der Verwaltung eine mit persönlichen Vertrauensleuten besetzte 
sogenannte „Prüfungs- und Beratungsstelle" ein, bei der sich die Hamburger über 
Verwaltungsentscheidungen beschweren konnten78. Allein zwischen Januar 1935 
und März 1937 gingen bei der Prüfungs- und Beratungsstelle über 15000 Be­
schwerden ein, derer sich Kaufmann in vielen Einzelfällen auch persönlich annahm. 
Dabei setzte er die Interessen der Beschwerdeführer häufig gegen bestehende Rechts­
grundlagen durch, indem er die Verwaltung zwang, gegen geltendes Recht zu versto­
ßen79. Die Kehrseite hiervon bildete eine schleichende Erosion der normativen 
Grundlagen staatlichen Handelns80. Alle staatlichen Handlungen und Verwaltungs­
akte standen somit unter dem relativierenden Vorbehalt eines „Führerwillens" -
eine Herrschaftspraxis, die durch eine zwar nie vollständige, aber doch stetig voran­
schreitende parasitäre Zersetzung des bürokratischen Normenstaates gekennzeich­
net war. 

Es wäre jedoch verfehlt, diese Herrschaftsstruktur ausschließlich als dysfunktional, 
atavistisch und leistungsschwach zu charakterisieren81, war doch das NS-System al-

75 Zum Begriff der „Menschenführung" siehe Dieter Rebentisch/Karl Teppe (Hrsg.), Verwaltung 
contra Menschenführung im Staat Hitlers, Göttingen 1986. 

76 StaHH, Senatskanzlei-Personalabteilung II, 470, Schreiben des Rechtsamtes vom 6. 10. 1943 betr. 
Rechtsstellung der Generalkommissare. Daß der neuernannte Reichsinnenminister Himmler der­
artige, nicht zuletzt auch den Einfluß der Reichsinstanzen schwächende Anordnungen Kauf­
manns ohne erkennbaren Widerspruch hinnahm, zeugt von Tendenzen eines schleichenden 
Machtzerfalls im Zentrum des nationalsozialistischen Staates. 

77 Hamburger Fremdenblatt, 22.5. 1933: „Der Entschluß des Reichsstatthalters zeugt von seinem 
Bestreben, engste Fühlung mit der Bevölkerung, ihren Wünschen, Sorgen und sonstigen Anlie­
gen zu halten." 

78 StaHH, Senatskanzlei-Personalabteilung II, 508; ebenda, Senatskanzlei-Präsidialabteilung, 1935 
A 8 . 

79 Beispiele in: StaHH, Innere Verwaltung, A II 3. 
80 Vgl. auch Hans Mommsen, Der Nationalsozialismus und die Auflösung des normativen Staatsge-

füges, in: Wolfgang Luthard/Alfons Söllner (Hrsg.), Verfassungsstaat, Souveränität, Pluralismus. 
Otto Kirchheimer zum Gedächtnis, Opladen 1989, S. 67-75. 

81 Dies betont vor allem Hans Mommsen, z.B. in Nationalsozialismus, in: Claus D. Kernig (Hrsg.), 
Sowjetsystem und demokratische Gesellschaft, Bd.4, Freiburg 1971, Sp.695-713; ders., Adolf 
Hitler als „Führer" der Nation (Nationalsozialismus im Unterricht, Studieneinheit l l ) , hrsg. 
vom Deutschen Institut für Fernstudien an der Universität Tübingen, Tübingen 1984. 
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lein in seiner Destruktivität zu schrecklichen Leistungen imstande. Vielmehr besaß 
der Hamburger „Führerstaat" auch dynamisierende Elemente, indem etwa Verwal­
tungshierarchien abgebaut oder Dienstwege und EntScheidungsprozesse verkürzt 
wurden. Leitende Beamte der Hamburger Verwaltung hoben nach 1945 dementspre­
chend hervor, daß Kaufmann „wohltuend schnell und schlank in seinen Entschlüs­
sen"82 gewesen sei. Die partielle Dynamik von EntScheidungsprozessen konnte aller­
dings nicht über die Kurzatmigkeit und Kampagnenhaftigkeit von Kaufmanns Poli­
tikstil hinwegtäuschen, der einem Muster verhaftet blieb, das sich in der Weimarer 
Republik während der hektischen Abfolge von Wahlkämpfen, Aufmärschen und 
Propagandakampagnen ausgebildet hatte. Eine auch nur mittelfristig planende und 
entwickelnde Strukturpolitik war unter diesen Bedingungen nicht möglich. Im 
Wechselspiel von punktueller Intervention und kurzfristiger Mobilisierung aller Res­
sourcen entwickelten Kaufmann und die Nationalsozialisten die infrastrukturellen 
Grundlagen Hamburgs nicht schöpferisch und planvoll, sondern betrieben im Ge­
genteil deren Raubbau vor allem zur Kriegsvorbereitung. Deshalb verwundert es 
nicht, daß Hamburg unter der Herrschaft des Nationalsozialismus faktisch aus dem 
Bestand lebte: Im Wohnungsbau, einst eine sozialdemokratische Domäne, war die 
Hansestadt schon unmittelbar nach 1933 deutlich hinter andere deutsche Großstäd­
te zurückgefallen. Öffentliche Bauten wurden kaum ausgeführt, und selbst notwen­
digste Instandhaltungsmaßnahmen wie etwa die Pflege der Hafenanlagen mußten 
aus Rohstoffmangel unterbleiben. Daher flüchteten sich Kaufmann und die Natio­
nalsozialisten aus der Tristesse des Regierungsalltags zunehmend in utopische Neu­
gestaltungsplanungen Hamburgs83, die jedoch im Kern nur den monumentalisti-
schen Größenwahn Hitlers bezeugten, aber keineswegs den Interessen der Stadt 
dienten. 

5. „Sozialismus der Tat" 

Die Stabilität des NS-Regimes in Hamburg hing jenseits von Fragen der Herrschafts­
organisation auch davon ab, wie die Nationalsozialisten mit zwei Traditionen umge­
hen würden, die vor 1933 die politische Kultur Hamburgs entscheidend geprägt hat­
ten, der Tradition der Arbeiterbewegung und des hanseatischen Bürgertums. Die Ar­
beiterpolitik des Regimes erschöpfte sich deshalb in Hamburg keineswegs in der Re­
pression84. Kaufmann selbst entwickelte eine Reihe sozialpolitischer Initiativen vor 
allem gegenüber der Hafenarbeiterschaft, deren Kernstücke die von ihm konzipierte 

82 So Hans Peter Ipsen in einem Gespräch mit Heinrich Heffter, 19. 8. 1950, in: Archiv Fst., Fasc. 12 
(Personalakte Ipsen). 

83 Michael Bose u.a., „ . . . ein neues Hamburg entsteht . . . " Planen und Bauen von 1933-1945, 
Hamburg 1986. 

84 Zum Sozialpopulismus des Regimes am Beispiel des Saarlandes und des saarpfälzischen Gauleiters 
Bürckel - mit dem Kaufmann eng befreundet war - siehe Klaus-Michael Mallmann/Gerhard Paul, 
Herrschaft und Alltag. Ein Industrierevier im Dritten Reich, Bonn 1991, S. 134 ff.; Gerhard Paul, Jo­
sef Bürckel - Der rote Gauleiter, in: Smelser/Syring/Zitelmann (Hrsg.), Die braune Elite, S. 51-65. 
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„Hilfsstelle Hafen", ein System von Ausgleichszahlungen für unregelmäßig und 
ständig beschäftigte Hafenarbeiter, der „Urlaubstrupp Hafen"85, ein Siedlungswoh­
nungsbau für Hafenarbeiter sowie günstigere Verkehrstarife bildeten86. Darüber hin­
aus verteidigte Kaufmann das hohe Lohnniveau in Hamburg gegenüber Tendenzen 
zur Lohnsenkung, die insbesondere bei der Ansiedlung neuer Betriebe laut wurden, 
entwickelte Initiativen zur Lohnfortzahlung für Arbeiter an Feiertagen87 und förder­
te einzelne Arbeitergruppen wie die städtischen Sielarbeiter88 gezielt durch Lohnver­
besserungen und Urlaubszeitverlängerungen. Aus Mitteln seiner „Hamburger Stif­
tung von 1937" finanzierte Kaufmann eine „Weihnachtsspende des Reichsstatthal­
ters" für Bedürftige und leistete im Krieg spezielle Zuwendungen an Bombenopfer, 
indem er u.a. Patenschaften für Kinder übernahm, die nach Luftangriffen zu Voll­
waisen geworden waren89. 

Dieser „Sozialpopulismus" wies partiell auch brachiale Züge auf, etwa wenn Kauf­
mann drastische Ordnungsstrafen gegen Gastwirte wegen unerlaubter Erhöhung der 
Bierpreise verhängte90 oder Hausbesitzer aufgrund von Wuchermieten vorüberge­
hend als „Volksschädlinge" inhaftiert wurden91. Solche Initiativen Kaufmanns, die al­
lerdings nicht als systematische Sozialpolitik bezeichnet werden können und vor al­
lem auf die propagandistische Verwertbarkeit abzielten, zollten nicht nur den nach 
wie vor virulenten Traditionen der sozialistischen Arbeiterbewegung in Hamburg 
Tribut, sondern offenbarten auch den „Gefühlssozialismus" des Gauleiters, den er 
verbal immer wieder zum Ausdruck brachte, etwa wenn er seinen „heißen Willen 
zum Sozialismus"92 bekundete oder emphatisch ausrief: „Kein Weg ist mir lieber 
und keine Stunde schöner, als wenn ich unter Hamburger Arbeitern stehen kann."93 

Durch seine sozialen Initiativen erwarb sich Kaufmann in der Hamburger Bevöl­
kerung eine gewisse Popularität, die auch in dem weitverbreiteten Spitznamen 
„Kuddel Kaufmann" zum Ausdruck kam94. Sein autoritärer Populismus sollte das 

85 Siehe StaHH, Senatskanzlei-Personalabteilung II, 104. Beim „Urlaubstrupp Hafen", der unter 
dem Patronat Kaufmanns stand, handelte sich um einen freiwilligen Zusammenschluß von Ange­
stellten und Beamten, die in ihrem Urlaub unentgeltlich Hafenarbeiten verrichteten, um Hafenar­
beitern die Teilnahme an KdF-Erholungsreisen zu ermöglichen. 

86 StaHH, Sozialbehörde I AF 82.22, AF 82.31 und AF 82.39. 
87 Vgl. Karl Kaufmann, Der deutsche Arbeiter und Weihnachten, in: Hamburger Tageblatt, 28.11. 

1936. 
88 StaHH, Senatskommission für die Angelegenheiten der Staatsarbeiter II, 35 Mb 28. 
89 Ebenda, Hamburger Stiftung von 1937, 12, Bd. 6-9, 19, 21, 22. 
90 Ebenda, Senatskanzlei-Verwaltungsbeschwerden, 84/2. 
91 Ebenda, Staatsamt 29, Schreiben des Innensenators an den Reichs- und Preußischen Minister des 

Innern vom 24. 10. 1935. 
92 Hamburger Anzeiger, 26.8. 1935. 
93 Hamburger Tageblatt, 29. 12. 1938. 
94 Vgl. das Porträt Kaufmanns in: Das Reich, 15.8. 1943; zur Verwendung des Spitznamens Kuddel, 

selbst im halbamtlichen Schriftverkehr, siehe StaHH, Architekt Gutschow, A 102, Hillebrecht an 
Gutschow: „Sie werden irgendwie aus Hamburg helfen müssen und wenn es Kuddel Kaufmann 
persönlich ist." 



Gauleiter in Hamburg 287 

Image eines unabhängigen, jovial und fürsorglich auftretenden „starken Mannes" 
verfestigen. Freilich konnte dies nicht darüber hinwegtäuschen, daß sich etwa in der 
NS-Sozialpolitik auch in Hamburg der Rechtsanspruch des Einzelnen auf soziale 
Hilfe zunehmend in eine Pflicht des Einzelnen zur Arbeitsleistung für die „Volks­
gemeinschaft" verwandelte und nur noch diejenigen unterstützt wurden, die dem uti­
litaristischen Kalkül der „Nützlichkeit" genügten95. Zudem grenzte das rassistische 
Paradigma der nationalsozialistischen Sozialpolitik ganze Bevölkerungsteile aus den 
sozialen Fürsorgemaßnahmen aus96. „Gleichheit und Brüderlichkeit, wie sie der Mar­
xismus gepredigt hat, gibt es nicht unter den Menschen", hatte Kaufmann schon 1933 
verkündet. Dazu seien sie „rassenmäßig und intellektuell zu verschieden"97. So sehr 
daher die sozialpopulistische NS-Propaganda die Interpretation sozialer Realität be­
einflußte, so wenig konnte sie darüber hinwegtäuschen, daß ein Abbau traditioneller 
Klassen- und Schichtengegensätze in der Realität kaum gelang. Dennoch bekannte 
sich Kaufmann aktiv zu einer propagandistischen Beschönigung der Realität, als er 
im November 1937 vor Vertretern der Hamburger Wirtschaft ausführte: „Wir müs­
sen den Eindruck erwecken bei den Arbeitnehmern, daß ihnen unsere größte Sorge 
gehört", denn - so Kaufmann wörtlich -: „Alles ist Hoffnung, Glaube, Stim­
mung."98 Im Oktober 1940 gestand Kaufmann in einer Rede vor der Hamburger 
Handelskammer ein, daß sein autoritärer Sozialpopulismus von Anfang an auch mit 
dem strategischen Ziel der Kriegsvorbereitung verbunden war: „Wenn ich vor dem 
Kriege auf dieses Kapitel der Betreuung, Erziehung und Führung der deutschen Ar­
beiter so großen Wert gelegt habe, geschah dies in der Erkenntnis, daß der totale 
Krieg in einem Industriestaat nicht nur mit Waffen und Soldaten, sondern vor allen 
Dingen mit Arbeitern geführt wird."99 

Ein solcher Satz offenbarte nicht nur das zynische Kalkül der nationalsozialisti­
schen Arbeiterpolitik, er zielte auch beruhigend auf jene traditionellen Hamburger 
Führungsschichten, die hinter mancher sozialpolitischen Initiative Kaufmanns be­
reits das Schreckgespenst des „braunen Bolschewismus" hervortreten sahen. 

6. Die traditionellen Führungsschichten und der regionale Lobbyismus Kaufmanns 

Das Verhältnis der Hamburger Nationalsozialisten zu den traditionellen, vor allem 
von den Großkaufleuten repräsentierten Eliten, die seitens der Nationalsozialisten 
wechselweise als „Reaktion" oder „liberalistische Kreise" bezeichnet wurden, war 
seit 1933 starken Schwankungen ausgesetzt. So hatte sich im Frühjahr 1933 zunächst 

95 Uwe Lohalm, Der öffentliche Umgang mit der Armut. Zur nationalsozialistischen Fürsorgepoli­
tik in Hamburg, in: Frank Bajohr/Joachim Szodrzynski (Hrsg.), Hamburg in der NS-Zeit. Ergeb­
nisse neuerer Forschungen, Hamburg 1995. 

96 Vgl. ders., Hamburgs öffentliche Fürsorge und die Juden 1933 bis 1939, in: Herzig (Hrsg.), Juden 
in Hamburg, S. 499-514. 

97 Hamburger Nachrichten, 13.6. 1933. 
98 Archiv Fst., Fasc. 12 (Personalakte Kaufmann), Rede Kaufmann am 2. 11. 1937. 
99 Ebenda, Fasc. 32 325, Rede vom 29. 10. 1940. 
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eine illusionsbehaftete Annäherung vollzogen, die in vielen Formen bürgerlicher 
Kollaboration mit dem Nationalsozialismus zum Ausdruck kam. Dabei spielte auf 
bürgerlicher Seite ein virulenter Antikommunismus ebenso eine Rolle wie ein natio­
nales, ja nationalistisches Ressentiment gegen den Versailler Vertrag und seine Fol­
gen, vor allem die Ablieferung der Handelsflotte und den Verlust der Kolonien100. 

Viele, die sich von dem Arrangement mit den Nationalsozialisten eine Restauration 
bürgerlicher Herrschaft versprochen hatten, sahen sich jedoch nach kürzester Zeit 
bitter enttäuscht. In der Kaufmannschaft herrschte schon bald große Unzufrieden­
heit über die dauerhaft schlechte Wirtschaftssituation101. Viele Repräsentanten des 
Bürgertums, die sich einer Zusammenarbeit mit den Nationalsozialisten verweigert 
hatten, setzte Kaufmann nach 1933 kleinlichen Schikanen aus. Das rüde Benehmen 
der Nationalsozialisten, ihre plebejische Orientierung, ihre häufig extreme Jugend­
lichkeit und die Tatsache, daß hier vielfach Personen an die Macht gelangt waren, 
die sich auf ihrem bisherigen Lebensweg als Totalversager entpuppt hatten - all dies 
entsprach keineswegs den althergebrachten Grundsätzen hanseatischer Lebenserfah­
rung und Tüchtigkeit. „Ein Jüngling von 33 Jahren", notierte ein Hamburger Bürger 
fassungslos bei der Amtseinführung Kaufmanns als Reichsstatthalter102. 

Auch die Praxis mechanistischer Gleichschaltung des öffentlichen Lebens traf in 
ihren egalisierenden Wirkungen auf bürgerliche Kritik. Als Residuen des Bürger­
tums waren schon nach kürzester Zeit nur noch Teile der Wirtschaft und des traditio­
nellen gesellschaftlichen Lebens übriggeblieben. Letzteres wurde von Kaufmann 
weitgehend gemieden, der kein Mann des bürgerlichen Salons, sondern des Bierkel­
lers war und in einer alkohol- und kampfliedgeschwängerten Atmosphäre „wie ein 
übermütiger Junge" wirkte103. Auch auf Seiten der Nationalsozialisten hatte sich 
manches plebejische Ressentiment gegenüber den traditionellen Eliten aufgestaut, 
das sich auf Parteiversammlungen in heftigen Ausfällen gegen das „Gesindel aus 
Harvestehude und Uhlenhorst" Luft machte104. So kritisierte der nationalsozialisti­
sche Hamburger Gesandte in Berlin, Peter Ernst Eiffe, 1934 in einem Brief an das 
Reichswirtschaftsministerium das „Hamburgisch-Bremische Familienprinzip" der 
Kaufmannschaft, das kein Nationalsozialist durchdringen könne, es sei denn, man 
werde „Schwiegersohn"105. Er forderte daher, der politischen die „wirtschaftliche Re­
volution" folgen zu lassen und dabei die Vergabe staatlicher Mittel an die Wirtschaft 

100 Vgl. Unterredung Dr. Schottelius mit Peter Ernst Eiffe, dem ehemaligen Hamburger Gesandten 
in Berlin, am 29. 10. 1952, in: Archiv Fst., Fasc. 12 (Personalakte Eiffe). Ab 1933 enthielten die Be­
richte der Hamburger Handelskammer umfangreiche Mitteilungen über „Kolonialfragen". 

101 Archiv Fst., Fasc. 227-11, IHK Hamburg II, Schreiben der Firma Dittmer & Kordes an die Han­
delskammer vom 25.8. 1934. 

102 Tagebuch Cornelius Freiherr von Berenberg-Goßler, 20.5. 1933 (Privatbesitz). 
103 So die Einschätzung des Gauschulungsleiters Gundlach, in: StaHH, Bürgerschaft II, C II d 1, 

Band 1, Aufzeichnung vom 12.4. 1946. 
104 Hamburger Tageblatt, 26.4. 1935. Beide Stadtteile gehörten und gehören zu den bevorzugten 

Wohngebieten des Bürgertums. 
105 StaHH, Staatsamt, 129, Schreiben vom 1.3. 1934. 



Gauleiter in Hamburg 289 

von einem entsprechenden politischen Wohlverhalten abhängig zu machen. Damit 
hatte Eiffe eine Ebene benannt, auf der sich eine Annäherung zwischen der Hambur­
ger Wirtschaft und der nationalsozialistischen Staatsführung vollziehen sollte. Denn 
aufgrund ihrer Strukturschwäche und der einseitigen Stärkung des Binnenmarktes 
in der NS-Zeit war die krisenanfällige Hamburger Wirtschaft in eine weitgehende 
Staatsabhängigkeit geraten, hing sie in einem Ausmaß am staatlichen Tropf wie nie 
zuvor oder danach in ihrer Geschichte. Die Kreditaktionen für die Überseehäuser, 
die Quasi-Verstaatlichung des Außenhandels über Zusatzausfuhrverfahren und zahl­
reiche bürokratische Regelungsmechanismen, die staatlichen Stützungsmaßnahmen 
für die Großschiffahrt, die Abhängigkeit der Werftindustrie von den Aufträgen der 
Kriegsmarine und schließlich die Ausrichtung der Hamburger Wirtschaft auf die 
Kriegsvorbereitung im Rahmen des Vierjahresplanes bezeichnen einzelne Elemente 
dieses Prozesses. 

In einer Zeit, in der die Hamburger Wirtschaft permanenter staatlicher Interventi­
on bedurfte, profilierte sich Kaufmann als staatlicher Sachwalter hamburgischer 
Wirtschaftsinteressen und bezeichnete sich vor der Handelskammer gern als „rei­
sender Kaufmann der Firma Hamburg", nach Erlaß des Groß-Hamburg-Gesetzes 
auch als „Groß-Kaufmann"106. Ab 1934 schaltete sich Kaufmann verstärkt in Belan­
ge der Hamburger Wirtschaft ein und setzte Ende 1934 in einer Krisensitzung zwi­
schen der Hamburger Staats- und Parteiführung und den Reichsministern, die in An­
wesenheit Hitlers stattfand, die Anerkennung Hamburgs als wirtschaftliches Not­
standsgebiet durch107. Darüber hinaus arrangierte Kaufmann über die Hamburger 
Gesandtschaft in Berlin zahlreiche Kontaktgespräche sowie „Herrendiners" zwi­
schen der Hamburger Wirtschaft und den Reichsministerien und betrieb so einen 
ausgedehnten regionalwirtschaftlichen Lobbyismus, der vor allem auf eine Stärkung 
des Außenhandels ausgerichtet war108. 

In wirtschaftspolitischen Fragen suchte und befolgte er regelmäßig den Rat eines 
informellen Beraterkreises aus Repräsentanten der Hamburger Wirtschaft109. Mit ein­
zelnen Hamburger Wirtschaftsführern pflegte Kaufmann daher bald ein enges Duz­
verhältnis, und so konnte er im März 1939 schließlich befriedigt feststellen: „Ich 
habe vor sechs Jahren nicht zu hoffen gewagt, daß nach einer solch kurzen Zeit eine 
so enge, verständnisvolle Zusammenarbeit mit dem überwiegenden Teil der hambur­
gischen Wirtschaft möglich sein könnte."110 

106 Zit. nach Heinrich Hassbargen, Der ehemalige Gauleiter Kaufmann im Spiegel seiner eigenen 
Worte (unveröff. MS. vom 13.8. 1951), in: Archiv Fst., Fasc. 12 (Personalakte Kaufmann). 

107 BAK, R 43 II/1344, Bl. 53 ff. 
108 Archiv Fst., Fasc. 12 (Personalakte Eiffe), Mitteilungen des ehemaligen Hamburger Gesandten in 

Berlin, Peter Ernst Eiffe, vom 24.2. 1950. 
109 Dazu gehörten vor allem der Präses der Hamburger Handelskammer, Joachim de la Camp, der 

Direktor der Dresdner Bank, Anton Hübbe, sowie Emil Helfferich und Louis Leisler-Kiep von 
der HAPAG. 

110 StaHH, Ratsherrenkanzlei 17, Stenographische Berichte über die öffentlichen Ratsherrenberatun­
gen, 9.Beratung vom 30.3. 1939, Zitat Kaufmann S. 146. 
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Ihre besondere moralische Brisanz gewann diese Kooperation in der Phase natio­
nalsozialistischer Expansion ab 1938/39. Schon anläßlich der Angliederung Öster­
reichs an das Deutsche Reich 1938 hatte Kaufmann hinter den Kulissen seinen gan­
zen Einfluß aufgeboten und eine maßgebliche Beteiligung der hamburgischen Wirt­
schaft an der Arisierung des jüdischen Zwischenhandels in Wien durchgesetzt111. 

Ab 1939 hievte er gezielt Gefolgsleute in entscheidende Stellen der nationalsozia­
listischen Besatzungsadministration, um Hamburger Interessen in den besetzten 
Ländern zu fördern. So waren etwa der Gauwirtschaftsberater der Hamburger 
NSDAP, Carlo Otte, als Hauptabteilungsleiter Volkswirtschaft beim Reichskommis­
sar in Norwegen, der ehemalige Präses der Wirtschaftsbehörde, Dr. Gustav Schlotte­
rer, als Leiter der Wirtschaftsabteilung des Ostministeriums und der Hamburger Se­
natsdirektor Dr. Walther Emmerich als Wirtschaftsminister im Generalgouverne­
ment tätig. 

Allein im Generalgouvernement nahmen über 20 Hamburger Großhandelsfirmen 
als sogenannte „Kreisgroßhändler" und „Einsatzfirmen" eine quasi-staatliche Funk­
tion im nationalsozialistischen Besatzungsapparat ein und konnten dabei u.a. jüdi­
sche Firmen und deren Lagerbestände für sich vereinnahmen112. 

Diese „Betätigung" der Hamburger Wirtschaft in den besetzten Gebieten gehört 
zu den am wenigsten aufgearbeiteten Kapiteln Hamburger Geschichte, und Spekula­
tionen über sogenannte „Hamburger Raubzüge" können eine umfassende empirische 
Aufarbeitung nicht ersetzen113. Klarheit besteht allerdings darüber, wie Kaufmann 
eine solche „Betätigung" verstand. So warnte er die Hamburger Wirtschaft in der 
schon erwähnten Rede vom Oktober 1940 vor einer falschen Humanität in der Be­
handlung besetzter Gebiete und vertrat die Auffassung, „daß hier rücksichtslos die 
Interessen des eigenen Landes vorzugehen haben", denn - so Kaufmann weiter: „So 
selbstlos sind Sie nicht und ich auch nicht."114 Dementsprechend requirierte Kauf­
mann als Vertreter eines primitiven Beutestandpunktes in ganz Europa Waren und 
ließ sie nach Hamburg schaffen. Auf diesem Wege gelangten 1942 mehrere tausend 
komplette Wohnungseinrichtungen nach Auschwitz deportierter niederländischer 
Juden in die Hansestadt und wurden über Versteigerer und den Möbelhandel an 
zahlreiche Hamburger Haushalte verkauft115. 

7. Regionale Aspekte des Holocaust 

Über seine Stellung zur Judenverfolgung und zum Holocaust hat Kaufmann nach 

1945 eine Flut von Rechtfertigungslegenden verbreitet, die teilweise sogar in die se-

111 BAP, Reichssicherheitshauptamt, St 3/510, Bl. 11, Rede Kaufmanns vor dem Nationalklub von 
1919 am 6. 5. 1938. 

112 Götz Aly/Susanne Heim, Vordenker der Vernichtung, Hamburg 1991, S.232-237. 
113 Vgl. das gleichnamige Kapitel bei Aly/Heim, Vordenker, S.232-237. 
114 Archiv Fst., Fasc. 32325, B1.40ff. 
115 StaHH, Senatskanzlei-Präsidialabteilung, 1942 S II 538, Schreiben Beigeordneter Martini an 

Kaufmann vom 16.10. 1942. 
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riöse historische Forschung Eingang gefunden haben116. Dabei berief sich Kaufmann 
stets auf seine öffentlichen Stellungnahmen gegen antisemitische Einzelaktionen117, 
die jedoch weder antijüdische Übergriffe in Hamburg verhindert hatten, noch gar 
eine generelle Abneigung Kaufmanns gegenüber dem Antisemitismus bedeuteten. 
Denn zu stark waren seine öffentlichen Reden mit antijüdischen Hetzparolen durch­
setzt118, als daß eine solche Interpretation Bestand haben könnte. Kaufmann schreck­
te nicht einmal davor zurück, gemeinsam mit dem Stürmer-Herausgeber Julius Strei­
cher eine antisemitische Massenkundgebung in Hamburg zu veranstalten, die am 
30. August 1935 in der Hamburger Hanseatenhalle stattfand. Es wurde die größte 
Kundgebung, die je in Hamburg in geschlossenen Räumen stattgefunden hatte, als 
insgesamt 45 000 Hamburger antisemitischen Hetzreden zujubelten, die der Diktion 
des „Stürmer" in nichts nachstanden119. 

Was Kaufmann gegen den Pogromantisemitismus Stellung nehmen ließ, war keine 
Ablehnung des Antisemitismus, sondern ein stimmungspolitisches Kalkül: Der Bür­
ger sollte durch Plünderungen und mobartige Gewaltaktionen nicht in seinem Sekuri-
tätsbedürfnis beeinträchtigt werden. Deshalb strebte Kaufmann statt unkoordinierter 
Einzelaktionen eine - wie er es im Januar 1939 öffentlich formulierte - grundsätzliche 
„Lösung der Judenfrage"120 an. Im September 1941 hielt er offenbar den Zeitpunkt ei­
ner solchen „Lösung" für gekommen. In einem Brief an Hermann Göring bekannte 
Kaufmann: „Im September 1941 war ich nach einem schweren Luftangriff an den Füh­
rer herangetreten mit der Bitte, die Juden evakuieren zu lassen, um zu ermöglichen, 
daß wenigstens zu einem geringen Teil den Bombengeschädigten wieder eine Woh­
nung zugewiesen werden könnte. Der Führer hat unverzüglich meiner Anregung ent­
sprochen und die entsprechenden Befehle zum Abtransport der Juden erteilt."121 

116 Dies gilt etwa für die angebliche Ablehnung eines „wilden Antisemitismus" durch die Arbeitsge­
meinschaft der nord- und westdeutschen Gauleiter, bei der sich Gerhard Schildt, Arbeitsgemein­
schaft Nord-West, S. 103, lediglich auf eine mündliche Mitteilung Kaufmanns stützt. Vgl. auch 
die Bemerkung Hermann Grands, Kaufmann habe den Novemberpogrom 1938 in Hamburg 
„strikt verboten", so daß er „von Kommandos aus den Nachbargauen angezettelt werden" muß­
te; Hermann Graml, Reichskristallnacht. Antisemitismus und Judenverfolgung im Dritten Reich, 
München 1988, S.25. Dergleichen hat zwar Kaufmann in den Nürnberger Prozessen behauptet, 
entspricht jedoch keineswegs der Realität; vgl. etwa die Angaben des Hamburger NSDAP-Kreis­
leiters Drescher, in: BAK, Z 42 IV/1668, Bl. 78 a. 

117 Vgl. den Aufruf Kaufmanns gegen „wilde Plakatkleberei", in: Hamburger Tageblatt, 13.8. 1935. 
118 Vgl. ebenda, 16.8. 1935, 26.8. 1935, 22.2. 1936; dort u.a. Kaufmanns Ausführungen über „jüdi­

sche Moral" und „deutsche Moral". 
119 Wortlaut der Reden in: Ebenda, 31.8. 1935. Nach Meldungen der Hamburger Tageszeitungen 

drängten sich über 30 000 Hamburger in der vollkommen überfüllten Hanseatenhalle zusammen, 
während 15 000 weitere Zuhörer, die keinen Einlaß mehr gefunden hatten, die Rede über Außen­
lautsprecher verfolgten. 

120 Hamburger Fremdenblatt, 7.1. 1939. 
121 Kaufmann an Göring vom 4.9. 1942, in: NA, Miscellaneous German Records Collection, T 84, 

Rolle 7. Das Schreiben Kaufmanns ist erwähnt bei Raul Hilberg, Die Vernichtung der europäi­
schen Juden, durchg. und erw. Ausg., Bd. 2, Frankfurt a. M. 1990, S.498 f., dort aber falsch datiert 
und zitiert (1941 statt 1942, Rolle 2 statt Rolle 7). 
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Hier offenbarte sich nicht nur Kaufmanns zentrale Verantwortung für die Depor­
tation tausender Hamburger Juden, die er zur wohnungspolitischen Verfügungs­
masse herabwürdigte und in den Tod schickte. Mit großer Wahrscheinlichkeit gab 
Kaufmanns Initiative, der Versuche anderer Gauleiter vorausgegangen waren, ihren 
Gau „judenfrei" zu machen122, darüber hinaus den entscheidenden Anstoß zur De­
portation aller Juden aus dem sogenannten Altreich. Am 15. September 1941 hatte 
der alliierte Bombenangriff auf Hamburg stattgefunden123, den Kaufmann zum An­
laß seiner Intervention bei Hitler nahm. Am 18. September 1941 teilte Heinrich 
Himmler dem Gauleiter des Warthelandes Greiser Hitlers Entscheidung mit, „daß 
möglichst bald das Altreich und das Protektorat vom Westen nach dem Osten von 
Juden geleert und befreit werden"124 - sicher kein zufälliges zeitliches Zusammen­
treffen125. 

Die Deportation der Hamburger Juden wurde von der übrigen Bevölkerung ohne 
erkennbare Reaktion hingenommen, lagerte sich aber offensichtlich in einem kollek­
tiven schlechten Gewissen ab, das sich zu einem Zeitpunkt erstmals meldete, als die 
Folgen des nationalsozialistischen Krieges im Juli/August 1943 in Gestalt der 
„Operation Gomorrha" mit aller Gewalt über Hamburg hereinbrachen. Am 
15. August 1943 schrieb der Hamburger Ostasienkaufmann Lothar de la Camp an 
seine Bekannten, „daß das einfache Volk, der Mittelstand und die übrigen Kreise 
von sich aus wiederholt Äußerungen unter vier Augen und selbst auch im größeren 
Kreise machten, die die Angriffe als Vergeltung gegen die Behandlung der Juden 
durch uns bezeichneten"126. 

8. In Erwartung des Endes 

Die weitflächige Zerstörung der Stadt im Zuge der „Operation Gomorrha" im Juli/ 

August 1943 hatte Kaufmann einen Realitätsschock versetzt. Zuvor hatte sich Kauf­

mann vor der Wirklichkeit abzukapseln versucht, indem er sich die SD-Berichte 

122 Noch im August 1941 war Goebbels mit dem Versuch einer sofortigen Deportation der Berliner 
Juden gescheitert und hatte lediglich die Zusage Hitlers erwirkt, „daß ich die Juden aus Berlin un­
mittelbar nach der Beendigung des Ostfeldzuges in den Osten abschieben kann." Tagebucheintra­
gung vom 20.8. 1941, zit. nach Ralf Georg Reuth (Hrsg.), Joseph Goebbels. Tagebücher, Bd. 4, 
München 1992, S.1660f. 

123 Dabei wurden ca. 600 Hamburger obdachlos; vgl. Hans Brunswig, Feuersturm über Hamburg, 
Stuttgart 1978, S. 452. 

124 BAK, NS 19/2655. Vgl. Raul Hilberg, Vernichtung, Bd.2, S.421. 
125 Von daher sind Anordnungen Hitlers - Kaufmann spricht in seinem Brief an Göring von „Be­

fehlen" (wie Anm. 121) - zur Deportation der Juden aus dem „Altreich" mit einiger Wahrschein­
lichkeit in der Zeit vom 16. bis 18.9. 1941 ergangen. Wolfgang Scheffler datiert Hitlers Deportati­
onsentscheidung auf „Mitte September 1941". Vgl. Wolfgang Scheffler, Chelmno, Sobibor, Belzec 
und Majdanek, in: Eberhard Jäckel/Jürgen Rohwer (Hrsg.), Der Mord an den Juden im Zweiten 
Weltkrieg, Stuttgart 1985, S. 148. 

126 Zit. nach Renate Hauschild-Thiessen (Bearb.), Die Hamburger Katastrophe vom Sommer 1943 in 
Augenzeugenberichten, Hamburg 1993, S.230. 
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nicht mehr vorlegen ließ, weil diese seiner Meinung nach „Feindpropaganda" ent­
hielten127. Das mehrtägige Großbombardement und seine Folgen - 35 000 Tote, 
125 000 Verletzte, 900 000 Evakuierte, 255 000 zerstörte Wohnungen - erlaubte eine 
solche Flucht vor der Wirklichkeit nicht mehr. Der Schock vertiefte sich noch da­
durch, daß Kaufmann in der verzweifelten Lage der Stadt von der Staats- und Partei­
führung keine effektive Unterstützung erhielt, bisweilen sogar höhnische Kommen­
tare erntete. „Ich glaube, daß Kaufmann angesichts der zweifellos außerordentlichen 
Lage etwas die Nerven verloren hat," notierte Goebbels in seinem Tagebuch. „Er ist 
wohl für eine so große Katastrophe etwas zu lyrisch und romantisch veranlagt."128 

Als Kaufmann Mitte August 1943 bei einer Besprechung im Führerhauptquartier 
die Zerstörung Hamburgs eindringlich schilderte und auf eine ausreichende Luftab­
wehr zum Schutze der Großstädte drängte, speiste ihn Hitler mit lapidaren Bemer­
kungen über zukünftige Vergeltungswaffen ab. In dieser Situation - so berichtete 
Kaufmann nach 1945 - sei ihm zum ersten Male der Gedanke gekommen, „notfalls 
eigene Wege zu gehen"129. Freilich blieb Kaufmanns Realitätswahrnehmung weiter­
hin durch das propagandistische Gloriolenbild des „Führers" beeinflußt, hatte er 
auch sein persönliches Schicksal zu bedingungslos mit dem Nationalsozialismus ver­
knüpft, als daß er zu wirklicher Unabhängigkeit im Denken und Handeln fähig ge­
wesen wäre. Wie viele andere Gauleiter machte er daher für seine wachsenden Irrita­
tionen über Anordnungen aus dem Führerhauptquartier den Leiter der Parteikanzlei, 
Martin Bormann, verantwortlich, stilisierte ihn zum „bösen Geist des Führers" und 
bot Reichsminister Speer gar an, „den 'Mephisto des Führers' persönlich zu erledi­
gen"130. Dennoch häufen sich seit 1943/44 die Indizien, daß Kaufmann angesichts 
der zu erwartenden Niederlage bestrebt war, sich im Sinne persönlicher Schadensbe­
grenzung auf ein mögliches Ende nationalsozialistischer Herrschaft einzustellen. 

Seine Lageberichte als Reichskommissar für die deutsche Seeschiffahrt kennzeich­
neten die aussichtslose militärische Situation mit ungewöhnlicher Deutlichkeit131. 
Ende Mai 1944 eröffnete ihm Generalfeldmarschall Rommel in einem vertraulichen 
Gespräch, daß er mit seinen schwachen Kräften eine Invasion im Westen nicht dauer­
haft würde aufhalten können. Gesprächsweise erörteten beide daraufhin die Mög­
lichkeit einer Teilkapitulation im Westen, um die schwindenden Kräfte der Wehr­
macht an die Ostfront zu werfen132. Rommels Frage, ob sich Hitler zu einem sol-

127 StaHH, Familie Ahrens 26, Bd. 1, B1.2 (Erklärung Ahrens). 
128 Ralf Georg Reuth (Hrsg.), Joseph Goebbels. Tagebücher, Bd. 5, München 1992, S.1946, Eintra­

gung vom 29.7. 1943. 
129 Vgl. Karl Kaufmann, Bei Hitler in Rastenburg, in: Archiv Fst., Fasc. 11/K 21. 
130 Albert Speer, Erinnerungen, Frankfurt a.M./Berlin 1969, S.470. 
131 BAK, R 3/1585, Bl. 65-68, Kaufmann an Speer vom 26. 5. 1944. 
132 Archiv Fst, Fasc.11/K 21, Erinnerungsschrift Kaufmanns über die Begegnung mit Rommel; die 

Angaben Kaufmanns werden bestätigt durch einen Brief Hans Speidels an Heinrich Heffter vom 
28.9. 1953, mit der Mitteilung Speidels, „daß Generalfeldmarschall Rommel mir unter dem un­
mittelbaren Eindruck der Aussprache mit Herrn Kaufmann mitgeteilt hat, daß Gauleiter Kauf­
mann von der Notwendigkeit überzeugt sei, zur Rettung des Reiches zu einer alsbaldigen Beendi-

http://Fasc.il/K21
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chen Schritt bereit finden könnte, beantwortete Kaufmann angesichts seiner Erfah­
rungen sehr skeptisch. In Anbetracht der alliierten Forderung nach bedingungsloser 
Kapitulation waren solche Gedankenspiele ohnehin eine Illusion, sie zeigen aber, 
daß Kaufmann über Alternativen zum bedingungslosen Kriegskurs Hitlers zumin­
dest nachdachte, ohne daraus freilich entsprechende Konsequenzen zu ziehen. 

Privat richtete sich Kaufmann allerdings seit 1944 auf eine Zeit nach dem Natio­
nalsozialismus ein. Am 1. Oktober 1944 ließ er seine Frau in den Pachtvertrag über 
den Duvenstedter Brook aufnehmen, den er seit 1939 auf Kosten des Steuerzahlers 
zu einem Privatdomizil mit privater Jagd ausgebaut hatte. Hier hortete Kaufmann 
in den letzten Kriegsmonaten große Mengen Lebens- und Genußmittel, die unter 
Verwendung von Devisen im Ausland beschafft wurden, darunter allein über 
1000 Flaschen Wein und Spirituosen133. Angesichts seines politischen und persönli­
chen Verhaltens in den letzten beiden Kriegsjahren wird auch seine Entscheidung 
plausibel, den Alliierten das völlig zerstörte Hamburg am 3. Mai 1945 kampflos zu 
übergeben. Nach einer letzten Unterredung mit Hitler am 3. April 1945, die ange­
sichts unüberbrückbarer Meinungsverschiedenheiten in betont frostiger Atmosphäre 
verlaufen war, hatte Kaufmann zielgerichtet auf eine kampflose Kapitulation Ham­
burgs hingearbeitet, in enger Zusammenarbeit mit Reichsminister Speer sinnlose Zer­
störungsaktionen verhindert und die englische Führung über einen Mitarbeiter der 
deutschen Gesandtschaft in Stockholm bereits Mitte April 1945 über seine Absicht 
zur kampflosen Übergabe Hamburgs informiert. Kaufmann brachte den für viele 
Nationalsozialisten typischen Zynismus nicht auf, durch einen besonders opferrei­
chen Untergang, durch die Totalität einer Niederlage sich die negative Größe der ei­
genen Person noch einmal bestätigen zu lassen. Dies allein bildet die schmale Basis 
der nach 1945 verbreiteten Rechtfertigungslegenden, die freilich die systematische 
Vernichtung von Teilen der Bevölkerung ebenso wie die weitgehende Zerstörung 
Hamburgs als Folge des nationalsozialistischen Krieges geflissentlich ignorieren -
und damit die größten Brüche in der neuzeitlichen Geschichte der Hansestadt, die 
sich auch durch einebnende Kontinuitätsdiskussionen nicht verkleinern lassen. 

9. Zwischen politischem Comeback und Rückkehr in die Bürgerlichkeit 

Nach dem Einmarsch der alliierten Truppen in Hamburg am 3. Mai 1945 wurde 
Kaufmann verhaftet und verblieb bis zu seiner Entlassung aus gesundheitlichen 
Gründen134 im Oktober 1948 interniert. Während seiner Internierungshaft schloß 

gung des Krieges zu kommen, und ihm auch sonst sein Herz ausgeschüttet habe", in: Ebenda. Als ein 
Ergebnis dieses Gespräches versuchte Rommel, Kaufmann als persönlichen Beauftragten für die Re­
aktivierung des zerbombten französischen Transport- und Kanalsystems zu gewinnen - ein Vorha­
ben, das jedoch am Einspruch des Reichsverkehrsministeriums und der Parteikanzlei scheiterte. 

133 StaHH, Finanzbehörde/Liegenschaftsverwaltung 445-900/1 II, Erklärung des Forstwarts Eggers 
vom 13.8. 1947. 

134 Kaufmann war im Juni 1946 als Zeuge der Verteidigung zum Nürnberger Kriegsverbrecherprozeß 
geladen worden. Auf der Fahrt zum Prozeß überschlug sich das Transportfahrzeug. Dabei erlitt 
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sich Kaufmann der „Bruderschaft" an, einer ebenso losen wie im Selbstverständnis 
elitären rechtsradikalen Untergrundorganisation aus ehemaligen NS-Aktivisten, 
Wehrmachts- und SS-Offizieren, die der Ideologie des Strasser-Sozialismus nahe­
stand135. Ein interner Organisationsplan sah vor, daß sich die „Bruderschaft" als 
„Deutscher Orden" mit Kaufmann als „Hochmeister" konstituieren sollte, doch 
scheiterte dieser erste politische Comebackversuch des ehemaligen Gauleiters, als 
die „Bruderschaft" 1950/51 an ihren inneren Gegensätzen zerbrach. 

Einen zweiten Anlauf unternahm Kaufmann als Mitglied des „Naumann-Kreises" 
um den ehemaligen Staatssekretär im Reichspropagandaministerium, Dr. Werner 
Naumann, der sich eine Unterwanderung von BHE, D P und FDP zum Ziele gesetzt 
hatte, um eine „nationale Sammlungsbewegung" zu schaffen136. In diesem Zusam­
menhang führte Kaufmann, der in Hamburg einen „Herrenklub" ehemaliger NS-
Führer um sich versammelt hatte, darunter den Reichsstudentenführer und Gaulei­
ter Dr. Scheel und den Reichsjugendführer Axmann, politische Sondierungsgesprä­
che u. a. mit dem BHE-Bundesvorsitzenden Kraft137 und dem niedersächsischen 
FDP-Landesvorsitzenden Stegner. Mit der Verhaftung des „Naumann-Kreises" und 
damit auch Kaufmanns am 15.1. 1953 endete allerdings auch dieser Versuch, sich im 
Nachkriegsdeutschland politisch zu betätigen. Nachdem ein Ermittlungsverfahren 
der Staatsanwaltschaft beim Landgericht Hamburg gegen Kaufmann wegen Verbre­
chens gegen die Menschlichkeit zwar zur Formulierung einer Anklageschrift, nicht 
aber zur Eröffnung eines Hauptverfahrens geführt hatte, zog sich Kaufmann als 
Privatier in die Bürgerlichkeit zurück. Ende der fünfziger Jahre trat er als Seniorchef 
in ein Versicherungsunternehmen ein, das der ehemalige kommissarische Gauwirt­
schaftsberater der Hamburger NSDAP, Dr. Ot to Wolff, gegründet hatte138. Außer­
dem fungierte Kaufmann als Teilhaber einer chemischen Fabrik. Bis zu seinem Tode 
am 4.12. 1969 lebte Kaufmann unbehelligt und wohlsituiert in Hamburg, ohne daß 
er sich je hätte gerichtlich verantworten müssen. 

Kaufmann schwere Verletzungen, die mehrmonatige Lazarett- und Krankenhausaufenthalte zur 
Folge hatten. Vgl. Ermittlungsverfahren Kaufmann, StA-LGHH, Handakte Bd. I, Bl. 71; zur Aus­
sage Kaufmanns in Nürnberg siehe: Der Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Inter­
nationalen Militärgerichtshof, Bd. XX, S. 32 ff. 

135 Zur Geschichte der „Bruderschaft" siehe u.a. Kurt P.Tauber, Beyond Eagle and Swastika. Ger­
man Nationalism since 1945, Middletown/Connecticut 1967, Bd. 1, S. 122 ff. 

136 Zum Naumann-Kreis siehe u. a. Manfred Jenke, Verschwörung von Rechts? Ein Bericht über den 
Rechtsradikalismus in Deutschland nach 1945, Berlin 1961, S. 161 ff. 

137 Eigene Angabe Krafts im Bonner Generalanzeiger vom 28.2. 1953, zit. nach der Broschüre: Um 
die Verhaftung des „Naumann-Kreises", zusammengestellt vom Vorstand der SPD, März 1953, 
S. 20/21. 

138 Archiv Fst., Fasc. 12 (Personalakte Kaufmann). 
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HEGEMONIE DURCH INTEGRATION? 

Die amerikanische Europapolitik und ihre Herausforderung durch de Gaulle 

Der französische Staatspräsident Charles de Gaulle stellte in den Jahren seiner 
Amtszeit (1958-1969) die Vereinigten Staaten vor eine der größten Herausforderun­
gen ihrer Europapolitik seit 1945. Hatte die IV. Französische Republik bis 1958 
nicht immer ohne Probleme - man denke an die EVG -, aber doch im wesentlichen 
konstruktiv die amerikanische Europakonzeption und ihre Umsetzung in konkrete 
Politik mitgetragen, so liefen die Ambitionen de Gaulles bezüglich einer Führungs­
rolle Frankreichs in Kontinentaleuropa amerikanischen Vorstellungen und Zielen 
diametral entgegen. Insbesondere in den Jahren der Kennedy-Administration 
(1961-1963) prallten in der Europapolitik amerikanisches Grand Design und franzö­
sisches Grand Dessein aufeinander, Kennedys Vision von der amerikanisch domi­
nierten „Atlantischen Gemeinschaft" und de Gaulles Konzept eines „Europa der 
Vaterländer" unter Pariser Führung als „dritte Kraft" zwischen Sowjetunion und 
USA. Mit der Option der Bundesrepublik Deutschland für Frankreich oder die 
USA mußte sich deren europapolitische Konkurrenz entscheiden; denn ohne die 
Bonner Unterstützung würde jedwedes Europakonzept zum Scheitern verurteilt 
sein. 

Vor dem Hintergrund des amerikanisch-französischen Ringens um die Hegemonie 
über Westeuropa versucht die folgende Darstellung einige langfristige Konstanten 
amerikanischer Europapolitik herauszuarbeiten. Sie wird den Blick dabei insbeson­
dere auf die Frage der europäischen Einigung und der deutsch-französischen Bezie­
hungen richten. Sie wird dabei auch fragen, inwiefern bereits die US-Europapolitik 
der zwanziger Jahre hegemoniale Züge trug, womit deutliche Anknüpfungspunkte 
gegeben wären für eine Untersuchung der Marshall-Plan-Phase der amerikanischen 
Politik. Michael Hogan, Charles Maier und Melvyn Leffler haben mit der Korpora-
tismus-These ein Interpretationsmuster angeboten, das die Kontinuität amerikani­
scher Europapolitik seit dem Ersten Weltkrieg deutlich hervortreten läßt1. Prämis­
sen und Grundanliegen der US-Europakonzeption traten nach Marshall-Plan und 

1 Korporatismus oder „korporativen Neokapitalismus" definiert Michael Hogan als: „(.. .) an 
American political economy founded on self-governing economic groups, integrated by institu-
tional coordinators and normal market mechanisms, led by cooperating public and private elites, 
nourished by limited but positive government power, and geared to an economic growth in 
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NATO-Gründung erneut seit 1958/59 klarer zutage, als General de Gaulle den USA 

immer massiver die französischen Interessen entgegensetzte und damit den amerika­

nischen Dominanzanspruch gegenüber Westeuropa in Frage stellte. In diesem Kon­

text wird der Wandel der US-Europapolitik angesichts der französischen Herausfor­

derung zu untersuchen sein2. 

I. 

Bis an die Schwelle der achtziger Jahre wurde die amerikanische Europapolitik der 

Zwischenkriegszeit von zahlreichen Autoren mit dem Signum des Isolationismus 

versehen3. Dieser Befund beruht in vielen Fällen auf einer einseitigen oder gar aus­

schließlichen Konzentration auf den politisch-diplomatischen Prozeß wie beispiels­

weise die amerikanische Haltung gegenüber dem Völkerbund. Doch schon seit den 

fünfziger Jahren sind, beginnend mit dem bahnbrechenden Aufsatz von William Ap-

pleman Williams „The Legend of American Isolationism"4, immer wieder gewichtige 

Argumente gegen die Isolationismusthese vorgetragen worden. Diese kontrastierten 

die politisch-diplomatische Absenz der USA in Europa mit dem Nachweis massiver 

wirtschafts- und finanzpolitischer Präsenz. Vielfach konnte dabei gezeigt werden, 

wie sehr amerikanische Wirtschaftsdiplomatie im Dienste allgemein europapoliti­

scher Ziele stand, daß also auch schon die US-Außenpolitik der zwanziger Jahre, ins-

which all could share. (...) This trend fundamentally altered the shape of American diplomacy, 
which for all practical purposes sought to restructure the world economy along lines similar to 
the corporative order that was emerging in the United States." Michael J.Hogan, The Marshall 
Plan. America, Britain, and the reconstruction of Western Europe, 1947-1952, Cambridge 1987, 
S.3. Vgl. auch ders., Revival and Reform: America's Twentieth-Century Search for a New Econo­
mic Order Abroad, in: Diplomatic History 8 (1984), S.287-310; Charles S. Maier, The Two Post­
war Eras and the Conditions for Stability in Twentieth-Century Western Europe, in: American 
Historical Review 86 (1981), S. 327-352; Melvyn P.Leffler, Political Isolationism, Economic Ex-
pansionism, or Diplomatic Realism: American Policy Toward Western Europe 1921-1933, in: 
Perspectives in American History 8 (1974), S. 413—461; Thomas J. McCormick, Drift or Mastery? 
A Corporatist Synthesis for American Diplomatie History, in: Reviews in American History 10 
(1982), S. 318—330. Natürlich ist die Korporatismusthese nicht unwidersprochen geblieben. Eine 
prononcierte Kritik hat vorgetragen John L. Gaddis, The Corporatist Synthesis: A Skeptical 
View, in: Diplomatie History 10 (1986), S. 357-362; vgl. dazu jedoch die Replik Michael 
J. Hogans, Corporatism. A Positive Appraisal, in: Ebenda, S. 363-372. 

2 Eine ausführliche Untersuchung der amerikanischen Politik gegenüber den deutsch-französischen 
Beziehungen in den fünfziger und sechziger Jahren hat der Autor unter dem Titel „Die gaullisti­
sche Herausforderung", München 1995, vorgelegt. 

3 Siehe hierzu Gerald K. Haines/J. Samuel Walker (Hrsg.), American Foreign Relations: A Histo-
riographical Review, Westport 1981; John Braeman, Power and Diplomacy: The 1920's Reap-
praised, in: Review of Politics 44 (1982), S. 342-369; ders., American Foreign Policy in the Age 
of Normalcy: Three Historiographical Traditions, in: Amerikastudien 26 (1981), S. 125-158. 

4 William A.Williams, The Legend of Isolationism in the 1920's, in: Science and Society 18 (1954), 
S. 1-20. 
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besondere während der republikanischen „Ascendancy", internationalistische Züge 
trug. Vor diesem Hintergrund verliert die schroffe Gegenüberstellung von amerika­
nischem Isolationismus nach dem Ersten und amerikanischem Internationalismus 
nach dem Zweiten Weltkrieg an Plausibilität, das Argument von der Diskontinuität 
der US-Außenpolitik in den beiden Nachkriegsepochen an Überzeugungskraft. 

Ein Blick auf die Europapolitik der USA nach 1919 ist hilfreich. Der Internationa­
lismus Woodrow Wilsons war Folge des wirtschaftlichen Aufstiegs der USA seit dem 
Ende des 19. Jahrhunderts. Zwar waren die USA am Ende des „Großen Krieges" be­
reits die größte Gläubigernation der Erde und führend in der Industrieproduktion, 
doch verlangte die Fortsetzung dieser Entwicklung vor allem eine erhebliche Aus­
weitung des Handels und die Schaffung von Märkten in Übersee. „Open-Door" -Po­
litik und Freihandel wurden vor diesem Hintergrund zu zentralen Zielen der USA, 
und Wilsons 14 Punkte spiegeln dies exakt wider. Seit 1900 und verstärkt seit dem 
Ersten Weltkrieg strebte Washington danach, eine stabile weltwirtschaftliche Ord­
nung zu errichten, in der die US-Industrieproduktion weiter wachsen, der Außen­
handel blühen konnte5. Wenn die USA darum daran interessiert waren, Europa 
nach dem Krieg möglichst rasch zu stabilisieren, so resultierte dies primär aus der 
Überzeugung, daß in einem Zustand von Weltfrieden und internationaler wirtschaft­
licher und finanzieller Stabilität die globale Nachfrage steigen würde und mit ihr die 
amerikanischen Exporte6. Diese Argumente verhalfen ökonomischen und finanziel­
len Faktoren zu einer bis dahin ungekannten Bedeutung in der amerikanischen Au­
ßenpolitik, was auch die Umwandlung des Washingtoner Handelsministeriums von 
einer Behörde zur Koordinierung des Handels zwischen den US-Bundesstaaten zu 
einem Außenhandels- oder Außenwirtschaftsministerium belegt7. Amerikanische 
Politiker fanden schnell Begründungen für den Primat der Ökonomie. Senator Wil­
liam Borah, ein Gegner der amerikanischen Teilnahme an den Pariser Friedenskonfe­
renzen und am Völkerbund, plädierte: „Neither leagues, nor pacts, nor international 
courts can maintain peace when economic justice is absent."8 Doch so viele Begrün­
dungen auch gefunden wurden für die starke Betonung der Wirtschaft - u. a. auch de­
ren wissenschaftliche Berechenbarkeit und Steuerbarkeit - , Kern der Ökonomisie-
rung der US-Außenpolitik blieb das nationale Eigeninteresse. In bezug auf Europa 
wurde dies besonders deutlich: „Unless something is done to stabilize economic con-
ditions in Europe this country is going to suffer", formulierte Senator McNary 
19229. 

Obwohl die USA mit zum Teil nicht unerheblichem wirtschaftlichem und finan­
ziellem Druck auf die Reintegration Deutschlands in die europäische Staatengemein­
schaft hinwirkten - beispielsweise in den Dawes- und den Young-Plan-Verhandlun-

5 Vgl. Leffler, Political Isolationism, S.414. 
6 Vgl. ebenda, S. 420. 
7 Vgl. Williams, Legend, S.15. 
8 Zit. nach Leffler, Political Isolationism, S.418. 
9 Commercial and Financial Chronicle 115 (30. 12. 1922), S.2847; zit. nach ebenda, S.422. 
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gen zur Regelung der Reparationsfrage - , blieb es unter den republikanischen Präsi­
denten Harding, Coolidge und Hoover ein Imperativ der US-Außenpolitik, die Sta­
bilisierung Europas mit entsprechender ökonomischer leverage zwar zu initiieren 
oder zu forcieren, den eigentlichen politischen Ausgleich zwischen den europäi­
schen Mächten jedoch diesen selbst zu überlassen. Zwar verfügte Washington zwei­
fellos über die Machtmittel, um eine europäische Ordnung unter Einschluß Deutsch­
lands vor allem durch Druck auf Frankreich zu erzwingen. Doch eine den Europäern 
von außen aufoktroyierte Ordnung mußte, so die amerikanische Einschätzung, von 
Anfang an instabil bleiben; sie hätte die Gegensätze zwischen den verfeindeten euro­
päischen Mächten allenfalls übertünchen, nicht aber dauerhaft beseitigen können. 
Überlegungen dieser Art hielten Washington davon ab, auf dem alten Kontinent po­
litisch, vor allem sicherheitspolitisch aktiv zu werden. Sie bewogen die Amerikaner 
vielmehr dazu, es den Europäern selbst zu überlassen, ihre Differenzen zu überwin­
den. Der Ausgleich vitaler Interessen der europäischen Mächte konnte in den zwan­
ziger Jahren nicht von außen erfolgen; dazu war Europa insgesamt noch zu stark, 
die Tradition des autonomen Nationalstaats noch zu dominierend und die Mächte 
subjektiv noch zu überzeugt von ihrem Großmachtstatus. Erst 1945 ging mit der 
Niederlage Deutschlands und der fast letalen Schwächung Großbritanniens und 
Frankreichs auch das Ende des alten Europa einher. Es war - jenseits der kommuni­
stischen Bedrohung - diese Situation, die nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
den USA eine wesentlich aktivere und noch stärker an eigenen Interessen orientierte 
Europapolitik abnötigte und ermöglichte. Dennoch bleibt festzuhalten - und darauf 
wird noch einzugehen sein - , daß auch die amerikanische Europapolitik nach 1945, 
trotz der Andersartigkeit ihrer Rahmenbedingungen und ihres Instrumentariums, 
die Ziele der zwanziger Jahre, nämlich Freihandel, Absatzmärkte und damit Wirt­
schaftswachstum und Wohlstand in den Vereinigten Staaten, kontinuierlich weiter­
verfolgte. Anders als 20 Jahre zuvor wurde nun freilich der Staat selbst Hauptträger 
dieser korporatistisch geprägten Außenpolitik, während er nach dem Ersten Welt­
krieg der Privatwirtschaft und halbstaatlichen Institutionen das Handeln überlassen 
hatte. Gerade weil in der Zwischenkriegszeit der amerikanische Staat als europapoli­
tischer Akteur weitgehend fehlte und das amerikanische Engagement auf die Stabili­
sierung Europas auf ökonomischem Wege zielte, sollte die US-Außenpolitik dieser 
Jahre eher als semi-internationalistisch gekennzeichnet werden10. Aber semi-interna-
tionalistisch heißt eben auch semi-isolationistisch, und insofern wären Urteile, die 
mit den undifferenzierten Etiketten „Internationalismus" oder „Isolationismus" ar­
beiten, doch zu relativieren. 

Dieser Befund widerspricht nicht der Behauptung Melvyn Lefflers, wonach die 
Vereinigten Staaten zwischen 1919 und 1933 ständig in die Bemühungen involviert 
gewesen seien, Europa wiederaufzubauen und zu stabilisieren: „Economic imperati­
ves, humanitarian instincts, and ideological impulses compelled American officials 

10 Vgl. Thomas J. McCormick, America's Half-Century. United States Foreign Policy in the Cold 
War, Baltimore 1989, S.25. 
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to take an active interest in European affairs."11 Doch da in Europa nach Einschät­
zung der US-Regierung vitale amerikanische Interessen, vor allem Sicherheitsinteres­
sen, nicht auf dem Spiel standen, kam es damals auch nicht zu einem sicherheitspoli­
tischen Engagement oder konkreten militärisch-strategischen Verpflichtungen wie 
beispielsweise der von Paris jahrelang angestrebten amerikanischen Sicherheitsgaran­
tie für Frankreich. Washington war sich im klaren darüber, daß es mit einer solchen 
Garantie in Anbetracht der französischen Politik gegenüber dem Deutschen Reich 
nur den europäischen Status quo zementiert hätte. Diesen aber hielt man jenseits 
des Atlantik für extrem instabil und amerikanischen Interessen abträglich12. 

Eine stabile europäische Ordnung konnte sich nach Washingtoner Urteil nur ent­
wickeln auf der Basis der Überwindung des deutsch-französischen Gegensatzes, wel­
chen die USA als die Hauptursache der europäischen Spannungen ansahen. Dem 
amerikanischen Verständnis von einem dauerhaften deutsch-französischen Interes­
senausgleich widersprach freilich von Anfang an der Versailler Vertrag, und die ame­
rikanischen Gegner des Vertragswerks wurden nicht müde, auf seine destabilisieren­
de und neue Spannungs- und Konfliktpotentiale schaffende Wirkung zu verwei­
sen13. Die amerikanische Politik des „peaceful change" trug deutlich revisionistische 
Züge und schuf deswegen für etwa ein Jahrzehnt eine nicht zu unterschätzende 
deutsch-amerikanische Interessenüberschneidung. Deutschland hatte den Krieg ver­
loren, war nahezu entmilitarisiert und ökonomisch massiv geschwächt worden. 
Nun den am Boden liegenden Staat durch extensive Gebietsabtretungen und hohen 
Reparationsdruck weiter zu demütigen, erschien den USA kontraproduktiv, weil es 
insbesondere dem amerikanischen Interesse an rascher wirtschaftlicher Stabilisie­
rung und Wiederbelebung des europäischen Kontinents widersprach. In der Repara­
tionsfrage mußte sich das deutsch-französische Verhältnis regulieren, und wenn die 
USA in den zwanziger Jahren irgendwo massiv in das europäische Geschehen ein­
griffen, dann geschah das, um befriedigende und haltbare Übereinkommen in die­
sem zentralen Bereich zu erzielen14. Jede Analyse griffe zu kurz, wollte sie in der 
US-Reparationspolitik allein den Ausfluß der Interessen der amerikanischen Gläubi­
gerbanken sehen. Mit der Reparationsfrage untrennbar verbunden war das deutsch­
französische Verhältnis, und dessen konstruktive Stabilisierung wiederum war ein 
Ceterum censeo der US-Europapolitik. Wenn Washington auch jenseits der Reparati-

11 Melvyn P. Leffler, The Elusive Quest. America's Pursuit of European Stability and French Securi-
ty, 1919-1933, Chapel Hill 1979, S.362. 

12 Vgl. ders., Political Isolationism, S.437f. 
13 Vgl. hierzu beispielsweise Frank Costigliola, Awkward Dominion. American Political, Economic, 

and Cultural Relations with Europe, 1919-1933, Ithaca, N.Y., 1984, v.a. S.25-110. 
14 Vgl. hierzu die über 20 Jahre alte, doch noch immer zentrale Arbeit von Werner Link, Die ameri­

kanische Stabilisierungspolitik in Deutschland 1921-32, Düsseldorf 1970, die nicht nur prägnant 
Konzeptionen und Ziele amerikanischer Europa- und Deutschlandpolitik der Zwischenkriegs­
zeit herausarbeitet, sondern auch stringent die ökonomischen Grundlegungen einer Außenpoli­
tik entwickelt und damit die Bahnen klassischer Diplomatiegeschichte innovativ und mit großer 
Überzeugungskraft verläßt. 
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onsfrage nicht direkt und konkret zur Überwindung des deutsch-französischen Ge­
gensatzes beitrug und auch nicht sein politisches Gewicht einseitig für Paris oder 
Berlin in die Waagschale warf, förderte es doch den Abschluß regionaler Sicherheits­
pakte, um so beispielsweise den französischen Sicherheitsbedürfnissen entgegenzu­
kommen. In diesem Kontext ist die Rolle der amerikanischen Außenpolitik im Um­
feld von Locarno keineswegs gering zu veranschlagen. Auch wenn 1925 Washington 
offenbar Frankreich stützte, war der Sicherheitspakt weit entfernt von einer amerika­
nischen Garantie der französischen Sicherheit, die die USA angesichts der Unbere­
chenbarkeit der französischen Europa- und Deutschlandpolitik nicht geben woll­
ten15. Demgegenüber hatte die Weimarer Republik jenseits des Atlantiks mächtige 
Advokaten, die wieder und wieder mit der zentralen Rolle Deutschlands für die eu­
ropäische und die Weltwirtschaft argumentierten: „Through the highly industrial de-
velopments of Europe prior to the war, Germany had become the axis, and the reha-
bilitation of Europe and its continued prosperity is most dependent upon that of 
Germany. Unless Germany is at work and prosperous, France can not be so, and 
the prosperity of the entire world depends upon the capacity of industrial Europe 
to produce and purchase."16 Bis in die Weltwirtschaftskrise hinein blieben amerikani­
sche Politiker in Regierung und Kongreß beeinflußt von der Existenz eines offen­
sichtlich demokratischen, friedliebenden und verständigungsbereiten Deutschland 
auf der einen Seite und eines extrem nationalistischen, manchmal fast kriegstreiberi­
schen Frankreich auf der anderen. Washington verstand es, den Prozeß der europäi­
schen Stabilisierung behutsam und indirekt voranzutreiben, was insbesondere an 
der Verbesserung des deutsch-französischen Verhältnisses in der Ära Stresemann 
deutlich wurde. Dennoch bewirkten der Primat der Ökonomie und die korporati-
stisch geprägte Außenpolitik, daß in Washington der Wiederaufbau Deutschlands 
und dessen Wiedereingliederung in die Weltwirtschaft vor dem Führungsanspruch 
und den extremen Sicherheitsinteressen Frankreichs Priorität besaßen17. 

Die Weltwirtschaftskrise allerdings versetzte der amerikanischen Politik einen 
Schlag. Der Zusammenbruch der New Yorker Börse und die Bankenkrise von 1931 
bewirkten die Auflösung des Konsenses zwischen Wirtschaft und Staat, welcher die 
US-Europapolitik der zwanziger Jahre determiniert hatte. Als 1931 das Bankhaus 
Morgan Deutschland zusätzliche Kredite verweigerte, wurde es von Außenminister 
Hughes beschuldigt, auf diese Art und Weise Frankreich zu stärken und damit die 
amerikanische Politik zu untergraben18. In der noch immer von der Großen Depres­
sion gekennzeichneten Situation des Jahres 1933 sah der demokratische Präsident 
Franklin D. Roosevelt keine Möglichkeit, an der internationalistischen Orientierung 
der US-Wirtschaft und damit am europäischen Wiederaufbau mit amerikanischer 

15 Vgl. Leffler, Political Isolationism, S.426. 
16 So Norman Davis, Undersecretary of State der Wilson-Administration, in einem Schreiben an Au­

ßenminister Hughes vom 12.3. 1921, zit. nach Link, Amerikanische Stabilisierungspolitik, S.56. 
17 Vgl. Hogan, Revival and Reform, S.293. 
18 Williams, Legend, S. 18. 
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Unterstützung festzuhalten. Statt auf die Wiedererrichtung des schwer geschädigten 
weltwirtschaftlichen Systems konzentrierte die erste Administration Roosevelt ihre 
Kräfte auf die Genesung der amerikanischen Wirtschaft19. Die amerikanischen An­
strengungen zur Stabilisierung Europas mit ökonomischen und finanziellen Mitteln 
kamen damit tragischerweise in dem Moment zum Erliegen, als eine Entwicklung 
in Europa einsetzte, an deren Ende vitale amerikanische Interessen und die nationale 
Sicherheit bedroht sein sollten wie nie zuvor. Erst als Roosevelt im Oktober 1933 der 
innenpolitischen Reform und der Genesung der US-Wirtschaft Vorrang vor außen­
politischen und außenwirtschaftlichen Erfordernissen einräumte, also erst mit dem 
New Deal, begann eine kurze Phase von amerikanischem Isolationismus, der diese 
Bezeichnung auch verdient. Von langer Dauer sollte sie nicht sein: Hitler-Deutsch­
land und Japan zwangen die USA zurück in die Weltpolitik und damit zu einer er­
neuten Definition ihrer welt- und europapolitischen Ziele. 

II. 

Die Forschung betrachtet mit gutem Recht und nahezu einhellig die USA als Hegemo-
nialmacht der westlichen Welt seit 194520. Wenn sie aber gleichzeitig, wie gezeigt, die 
These vom amerikanischen Isolationismus der zwanziger und frühen dreißiger Jahre 
verwirft oder zumindest relativiert, erhebt sich die Frage, ob man nicht auch schon 
für die Zwischenkriegszeit, insbesondere die Jahre zwischen 1919 und 1933, von ame­
rikanischer Hegemonie oder zumindest hegemonialen Ambitionen sprechen kann21. 

Ökonomistische Hegemonietheorien haben mit einem solchen Befund keine 
Schwierigkeiten. Sie operieren mit der wirtschaftlichen Position der USA als der 
seit dem Ersten Weltkrieg führenden Gläubigernation der Welt wie der des domi­
nierenden Industrie- und Handelsstaats. Waren die Vereinigten Staaten deswegen 
aber schon, fragt Knud Krakau mit Recht, Hegemon über Europa22? Waren die 

19 Siehe hierzu McCormick, America's Half-Century, S. 28-30; vgl. auch Leffler, Political Isola-
tionism, S.457. 

20 Diese Übereinstimmung findet ihren Niederschlag auch in zahlreichen Publikationen, die sich mit 
der Zukunft der amerikanischen Hegemonie beschäftigen. Die Spitze des Eisbergs bilden gewis­
sermaßen David P. Calleo, Beyond American Hegemony. The Future of the Western Alliance, 
New York 1987; Paul Kennedy, The Rise and Fall of the Great Powers. Economic Change and 
Military Conflict from 1500 to 2000, New York 1987; Joseph S.Nye, Bound to Lead. The Chang­
ing Nature of American Power, New York 1990. 

21 Hegemonie kann in unserem Zusammenhang, Triepel folgend, zunächst definiert werden als 
„FührungsVerhältnis zwischen einem Staat und einem oder mehreren anderen Staaten". Diese 
Führung ist, so Triepel, anzusetzen „in der Mitte zwischen bloßem Einflusse und Herrschaft 
(...) mit Neigung zuweilen nach oben, zuweilen nach unten". Vgl. Heinrich Triepel, Die Hege­
monie. Ein Buch von führenden Staaten, Stuttgart 1943, S. 125 und 140. 

22 Knud Krakau, Die Entwicklung der politischen Hegemonie der USA über Europa seit dem Er­
sten Weltkrieg, Berlin 1992 (John F.Kennedy-Institut für Nordamerikastudien, Working Paper 
46/1992), S.4. 
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14 Punkte Wilsons mit dem Ziel eines wirtschaftlich und politisch offenen, liberalen 
Weltsystems Ausdruck amerikanischen Hegemonialstrebens? Die amerikanische Eu­
ropapolitik der zwanziger und frühen dreißiger Jahre verfolgte im Kern wirtschaftli­
che Interessen, und sie bediente sich dazu ökonomischer Mittel. Doch dies ist zu­
nächst Interessen- und noch keine Hegemonialpolitik. Wirtschaftsmacht muß über­
setzt werden in politische und auch militärische Macht und damit den Hegemon 
auch mit einem Potential zur Durchsetzung seiner Hegemonie sowie einer breiten 
Palette von Sanktionsmöglichkeiten ausstatten. Im umfassenden Sinne erstrebten die 
USA in der Zwischenkriegszeit keine Hegemonie gegenüber Europa. Zwar bemühte 
sich eine von privatwirtschaftlichen Interessen stark beeinflußte Außenpolitik um ein 
liberales transatlantisches Handelssystem sowie um Stabilisierung Europas und Rein­
tegration Deutschlands; die USA wandten Europa nicht den Rücken zu. Doch in den 
zentralen politischen Fragen hielten sie Distanz und übten weder politischen, ge­
schweige denn militärischen Druck aus, um europäische Probleme im amerikani­
schen Sinne zu lösen. Zu keinem Zeitpunkt verfügten die USA in der in Frage kom­
menden Periode über Streitkräfte, die in Europa als Drohpotential oder Druckmittel 
hätten eingesetzt werden können. Militärisch blieben die USA während der zwanzi­
ger und dreißiger Jahre strikt auf die westliche Hemisphäre fixiert23. Jenseits - und 
selbst dies nur mit Einschränkungen - der Abwehr eines weiteren revolutionären 
Vordringens des sowjetischen Bolschewismus gab es zwischen den USA und den 
Staaten Europas kaum gemeinsame politische Ziele. Hegemonie aber setzt immer 
eine zumindest partielle Interessenidentität zwischen allen Akteuren eines hegemo-
nialen Systems voraus; neben den Gründen für die Ausübung bestehen auch Gründe 
für die Akzeptanz hegemonialer Herrschaft. Ein solcher hegemoniestiftender Kon­
sens ist für die Zwischenkriegszeit nicht nachweisbar. Vor allem der schier unüber-
windbare deutsch-französische Gegensatz und, wie oben angedeutet, das Denken in 
der Kategorie „autonomer Nationalstaat" in allen europäischen Kanzleien, d. h. das 
völlige Fehlen von Vertragsrechtsideen zur Begründung „europäischer" Zusammen­
hänge, standen einem solchen Konsens im Wege und waren zudem von zentraler Be­
deutung für die weitestgehende Abwesenheit der USA von der politischen Bühne 
Europas. Washington versuchte nicht, politische Regelungen in Europa herbeizufüh­
ren - sei es durch Mediation, sei es durch die Parteinahme bei der Austragung von 
Konflikten -, um eine amerikanische politische Vorherrschaft zu etablieren. Das 
US-Interesse an europäischer Stabilität gründete in der ökonomischen Sphäre und 
zielte auf Wachstum von Wirtschaft und Handel. Diese wirtschaftlichen Interessen 
wurden deutlich vorgetragen und verfolgt; sie konstituierten jedoch noch keine He­
gemonie. Bester Beleg hierfür ist die Abwendung der amerikanischen Wirtschaft 
von Europa im Gefolge der Weltwirtschaftskrise und verstärkt seit 1933. Hätten die 
USA umfassende hegemoniale Interessen verfolgt, hätten sie sich gerade dann in Eu­
ropa stärker und weitergehend engagieren müssen. Das Gegenteil war der Fall: Der 
temporäre Rückzug auf die „Festung Amerika" demonstrierte den Primat ökonomi-

23 Vgl. ebenda, S. 9. 
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scher Interessen, die Abwesenheit eines politischen Willens und Anspruchs auf He­
gemonie24. 

Die wirtschaftliche Macht der USA barg jedoch zweifelsohne das Potential zur 
Ausübung hegemonialer Herrschaft, und ein grundstürzender Wandel der Situation 
in Europa würde - verbunden mit der Entwicklung hegemonialen Willens - dieses 
Potential aktivieren können. Der Zweite Weltkrieg hatte katalytische Funktion für 
die Entstehung amerikanischer Hegemonie. Er sorgte für den Machtwillen der Eli­
ten und die Akzeptanz solchen Strebens in der Bevölkerung25. „World War II (...) 
was the means by which the United States asserted and assumed hegemony in the 
world system. Became the system's Workshop and banker; its umpire and cop; its 
preacher and its teacher."26 Schon beim Übergang des Präsidentenamts von Roose-
velt an Harry Truman waren die Grundzüge der neuen Weltordnung, auf die die 
USA seit 1940 hingearbeitet hatten, deutlich sichtbar. Der Schriftsteller Gore Vidal 
schreibt in seinem Roman „Washington, D.C.": „The elegant, ravaged old President 
(...) continued to pursue, even as he was dying, the high business of reassembling 
the fragments of broken empires into a new pattern with himself at center, proud 
creator of the new imperium. Now, though he was gone, the work remained. The 
United States was master of the earth. No England, no France, no Germany, no Ja­
pan (...) left to dispute the Republic's will. Only the mysterious Soviet would sur-
vive to act as other balance in the scale of power."27 

III. 

Noch bevor der Zweite Weltkrieg beendet war, entwarfen die USA ihr Konzept einer 
neuen Weltordnung, der „einen Welt" unter amerikanischer Führung. Nun galt es, 
die Fehler und politischen Defizite zu vermeiden, die, so glaubte man in Washing­
ton, nach dem Ersten Weltkrieg zunächst zur Weltwirtschaftskrise, zur Renationali-
sierung der Wirtschaft im Zeichen von Autarkiebestrebungen und im Ergebnis 
schließlich, zusammen mit Hitler-Deutschlands Weltmachtstreben, zur Katastrophe 
des Zweiten Weltkriegs geführt hatten. Ungleich stärker als in den zwanziger und 
dreißiger Jahren beteiligte sich jetzt der amerikanische Staat selbst an der (Wieder-) 
Errichtung eines freien Welthandelssystems und beschränkte sich nicht mehr auf die 
mittelbare Förderung privatkapitalistischer Wirtschaftsinteressen. Dieses amerikani­
sche Engagement fand seinen Ausdruck in der Gründung der Institutionen von Bret-

24 Vgl. hierzu bereits die kritischen zeitgenössischen Überlegungen von Reinhold Niebuhr, Awk-
-ward Imperialists, in: Atlantic Monthly (Mai 1930), S. 670-675. 

25 Vgl. McCormick, America's Half-Century, S.33. 
26 Thomas J. McCormick, „Every System Needs a Center Sometimes." An Essay on Hegemony and 

Modern American Foreign Policy, in: Lloyd C. Gardner (Hrsg.), Redefining the Past. Essays in 
Diplomatic History in Honor of William Appleman Williams, Corvallis 1986, S. 195-220, hier 
S.204. 

27 Gore Vidal, Washington, D.C., Boston 1967, S.242f.; zit. nach McCormick, Every System, S.205. 
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ton Woods (1944) und des GATT (1947). Weltbank, Weltwährungsfonds und andere 
Organisationen, überwölbt von den Vereinten Nationen, sollten zum einen eine libe­
rale, offene und nicht diskriminierende Weltwirtschaftsordnung im allgemeinen ga­
rantieren, zum anderen jedoch die führende Rolle der USA darin festschreiben. 
Denn unbestritten waren die Vereinigten Staaten als einzige Macht wirtschaftlich 
nicht nur nicht geschwächt aus dem Krieg hervorgegangen, sondern gestärkt, und an­
ders als nach 1918 waren die USA nun entschlossen, ihre Stärke zur Durchsetzung 
amerikanischer Interessen einzusetzen und insbesondere einen Rückfall Europas in 
die Krisen und Probleme der Zwischenkriegszeit zu verhindern. 

Dem amerikanischen Führungs-, ja Hegemonialwillen korrespondierte jetzt auch 
eine weitgehende Bereitschaft der europäischen Staaten, die amerikanische Vorherr­
schaft zu akzeptieren. Die Schwäche des alten Kontinents, insgesamt und in seinen 
Einzelstaaten, bei Siegern und Besiegten gleichermaßen, bedeutete die politische 
Chance zur Errichtung der Hegemonie der USA. Denn nicht nur die Washingtoner 
Führung hatte ihre Lehren aus der Zwischenkriegszeit gezogen, auch in den europäi­
schen Hauptstädten, zumal in London und Paris, erkannte man, daß ein Rückfall in 
das Denken in Kategorien des autonomen Nationalstaats und in traditionelle Natio­
nalismen - politisch wie wirtschaftlich - in keiner Weise zum Wiederaufbau Euro­
pas beitragen würde. Jenseits dieser Überlegungen freilich steigerten zwei konkrete 
machtpolitische Faktoren die Bereitschaft der westeuropäischen Staaten zur Anleh­
nung an bzw. Unterordnung unter die USA: erstens die Politik der Sowjetunion, ins­
besondere in Osteuropa; zweitens, noch in der Stunde der Niederlage Deutschlands, 
die Furcht vor einem Wiederaufleben der deutschen Gefahr. 

In der Bewertung der sowjetischen Politik trafen sich amerikanische und euro­
päische Einschätzungen. War die Owe-World-Konzeption Roosevelts, trotz skepti­
scher Stimmen und ernüchternder Indizien, noch von einer Fortdauer der strange al-

liance ausgegangen, so machten die Entwicklungen in Mittel- und Osteuropa seit 
1944 deutlich, daß die Sowjetunion eine Integration in das amerikanisch dominierte 
Weltsystem verweigerte und statt dessen versuchte, ihre Macht und damit ihre Si­
cherheit durch die Errichtung eines Satellitenorbits jenseits ihrer ohnehin schon 
nach Westen verschobenen Westgrenze zu konsolidieren. Der fundamentale ideologi­
sche Gegensatz zwischen Sowjetunion und USA erfuhr damit konkrete Ausformun­
gen auf dem Gebiet der Wirtschaftsordnung sowie in der faktischen machtpolitischen 
Konkurrenz der beiden Staaten vor allem in Europa und zentral in Deutschland. Die 
amerikanisch-westeuropäische Interessenkongruenz bezogen auf den Wiederaufbau 
der europäischen Wirtschaft und die Begegnung mit der sowjetischen Herausforde­
rung führte in der zweiten Hälfte der vierziger Jahre zur Etablierung der amerikani­
schen Hegemonie über Westeuropa. Die westeuropäischen Staaten akzeptierten die­
se aufgrund einer einfachen Kosten-Nutzen-Analyse. Im Austausch gegen Autono­
miebeschränkungen würden sie größere Sicherheit und materiellen Wohlstand ge­
winnen28. Es wurde zum Spezifikum der amerikanischen Hegemonie über Westeuro-

28 Vgl. McCormick, America's Half-Century, S.48. 
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pa nach 1945, daß die US-Dominanz exakt den Interessen der westeuropäischen 
Staaten entsprach. Geir Lundestad hat in diesem Zusammenhang von „Empire by in-
vitation" gesprochen, Charles Maier von „consensual hegemony", und selbst in den 
Memoiren de Gaulles findet sich der Begriff der „schützenden Hegemonie"29. 

Kann man hinsichtlich der Bewertung der sowjetischen Politik von einem ameri­
kanisch-europäischen Gleichklang sprechen, so existierten bezüglich des Faktors 
Deutschland zum Teil erhebliche Einschätzungsunterschiede zwischen den USA 
und den westeuropäischen Staaten, allen voran Frankreich. Für die USA war, wie in 
den zwanziger Jahren, die Wiedereingliederung Deutschlands in die Völkergemein­
schaft und noch mehr in die internationale Wirtschaftsordnung Voraussetzung für 
eine ökonomische und politische Stabilisierung Europas. Doch es ging nicht mehr 
um Stabilisierung Europas allein, sondern um dessen Integration. Denn in amerikani­
schen Augen konnte nur ein einiges Europa den materiellen Wohlstand erzeugen, der 
notwendig war, um die freiheitlich-demokratischen Staats- und Gesellschaftsordnun­
gen der Einzelstaaten zu garantieren, konnte nur ein einiges Europa zusammen mit 
den USA die Sowjetunion eindämmen. Das dreifache Interesse an europäischer Eini­
gung, primär wirtschaftlich, später auch, doch das war von Anfang an mitgedacht, 
militärisch und politisch, ging in Washington einher mit der Überzeugung von der 
Notwendigkeit einer deutschen oder zumindest westdeutschen Beteiligung an dem 
europäischen Integrationsprozeß. Ohne Deutschland würde die europäische Eini­
gung in amerikanischen Augen Fragment bleiben und keine ihrer langfristigen Funk­
tionen innerhalb des amerikanischen Hegemonialsystems erfüllen können. Doch wie 
waren die sich in diesem zentralen Punkt widersprechenden amerikanischen und 
westeuropäischen Interessen und Zielvorstellungen miteinander zu verbinden? Wie 
ganz konkret - und genau wie in der Zwischenkriegszeit - konnte man westeuropäi­
sche Ängste vor einem Wiedererstarken Deutschlands mit dem amerikanischen Stre­
ben nach Stabilisierung Westeuropas unter Einschluß Deutschlands miteinander ver­
einbaren? Die Schwäche Europas, die Probleme seines Wiederaufbaus, die sich 
1946/47 mit der sog. Dollarlücke dramatisch zuspitzten, gaben der Hegemonial-
macht USA die Möglichkeit, den europäisch-amerikanischen Interessenkonflikt in 
bezug auf Deutschland zu ihren Gunsten zu entscheiden und darüber hinaus gleich­
zeitig die amerikanische Europapolitik weiter im Sinne der langfristigen Ziele Wa­
shingtons voranzutreiben. Aus dem Dilemma zwischen französisch-westeuropäi­
schen Sicherheitsbedürfnissen gegenüber Deutschland und dem Interesse der USA 
an Stabilisierung und Stärkung Europas durch Reintegration Deutschlands entstand 
eines der revolutionärsten30, innovativsten und gleichzeitig wirkungsvollsten Instru-

29 Geir Lundestad, Empire by Invitation? The United States and Western Europe, 1945-1952, in: 
SHAFR Newsletter 15 (1984), S. 1-21; Charles S. Maier, The Politics of Productivity: Founda-
tions of American International Economic Policy after World War II, in: International Organiza­
tion 31 (1977), S. 607-633, v.a. S.630; Charles de Gaulle, Memoiren der Hoffnung. Die Wiederge­
burt 1958-1962, Wien/München/Zürich 1971, S.237. 

30 McCormick, Every System, S. 206. 
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mente amerikanischer Europapolitik nach 1945: der Marshall-Plan31. Diese Initiative, 
in deren Rahmen die Vereinigten Staaten in den Jahren 1948 bis 1952 den Staaten 
Westeuropas insgesamt 14 Milliarden Dollar, hauptsächlich in Form von Warenliefe­
rungen, zur Verfügung stellten, diente drei miteinander verflochtenen Interessen­
komplexen der USA: Er stabilisierte die westeuropäischen Nachkriegsökonomien in 
einem Moment der Krise, stärkte damit Westeuropa insgesamt als den wichtigsten 
amerikanischen Handelspartner und richtete Handel und Industrie in Westeuropa 
eindeutig auf die westliche Hemisphäre aus; er trug, zweitens, durch die Überwin­
dung der wirtschaftlichen Krise zur Festigung der freiheitlich-demokratischen politi­
schen Ordnungen in den einzelnen westeuropäischen Staaten, die entstehende Bun­
desrepublik Deutschland eingeschlossen, bei und immunisierte diese Staaten damit, 
drittens, gegen sowjetische Expansions- und Durchdringungsversuche32. Ideologisch 
überwölbt wurde der Marshall-Plan durch die am 12. März 1947 verkündete Tru-
man-Doktrin. Der Marshall-Plan war, wie Gunther Mai gezeigt hat, nicht Meilen­
stein auf dem amerikanischen Weg zu N A T O und dauerhafter militärischer Präsenz 
in Europa, sondern er sollte vielmehr die Notwendigkeit des Militärpakts beseiti­
gen, indem die Europäer ökonomisch und sozial in die Lage versetzt wurden, sich 
militärisch selbst zu verteidigen33. Noch 1948 favorisierte das State Department die 
Integration Europas als „Dritte Kraft": „( . . . ) not merely the extension of US in-
fluence but a real European Organization strong enough to say ,no' both to the So-
viet Union and to the United States, if our actions should seem so to require."34 

Der Begriff der „Dritten Kraft", der nach 1958 in der Verwendung durch de Gaulle 
eine anti-amerikanische Konnotation erhalten sollte, verdeckte Ende der vierziger 
Jahre freilich die weitgehende europäisch-amerikanische Interessenidentität, die nicht 
ein Europa zwischen den Blöcken verlangte, sondern allenfalls ein zweites, westeuro­
päisches Kraftzentrum innerhalb des westlich-atlantischen Rahmens. Ein solches eu­
ropäisches Kraftzentrum, das den USA auch Entlastung von ihren hegemonialen Bür­
den zu bringen versprach, konnte indes nur entstehen, wenn auch Deutschland oder 
wenigstens seine westlichen Zonen mit dem industriellen Herz an Rhein und Ruhr 
am europäischen Wiederaufbau teilhaben konnten. Washington wußte nicht nur um 
die Gefahr eines wirtschaftlich schwachen und politisch instabilen Staates im Zen­
trum Europas und damit im Brennpunkt des Kalten Krieges, sondern man erachtete 

31 Der sog. Dodge-Plan, in gewisser Weise der Marshall-Plan für Japan, hat erst seit etwas mehr als 
zehn Jahren stärkeres Interesse vor allem amerikanischer Wissenschaftler gefunden. Vgl. beispiels­
weise William S. Borden, The Pacific Alliance: United States Foreign Economic Policy and Japa­
nese Trade Recovery, 1947-1955, Madison 1984; Michael Schaller, The American Occupation of 
Japan. The Origins of the Cold War in Asia, New York 1985. 

32 Vgl. Charles S. Maier, Die konzeptuellen Grundlagen des Marshall-Plans, in: Othmar N. Haberl/ 
Lutz Niethammer (Hrsg.), Der Marshall-Plan und die europäische Linke, Frankfurt a.M. 1986, 
S. 47-58, v.a. S. 47 und 53 f. 

33 Vgl. Gunther Mai, Dominanz oder Kooperation im Bündnis? Die Sicherheitspolitik der USA und 
der Verteidigungsbeitrag Europas 1945-1956, in: HZ 246 (1988), S. 327-364, hier S.334 f. 

34 Foreign Relations of the United States (FRUS), 1948, Bd. III, S. 11 f. 
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auch, wie in den zwanziger Jahren, den Wiederaufbau Deutschlands als unabdingbar 
für die Revitalisierung und Stabilisierung (West-)Europas: „The restoration of Euro-
pe involved the restoration of Germany. Without a revival of Germany's production 
there can be no revival of Europe's economy."35 Weil dieses Ziel des Marshall-Plans, 
wie bereits erwähnt, mit alten und neuen Sicherheitsinteressen Frankreichs kollidier­
te, machten die USA die Gewährung der Marshall-Plan-Hilfe abhängig von Schritten 
zur europäischen Integration. Voraussetzung für die US-Wirtschaftshilfe war eine en­
gere wirtschaftliche Kooperation in Westeuropa. Am 16. Juli 1947 konstituierte sich 
das Committee of European Economic Cooperation (CEEC), aus dem bald die 
OEEC hervorging. Zusammen mit der amerikanischen Economic Cooperation Ad­
ministration (ECA) unter Paul Hoffman wickelte die OEEC nicht nur das Europäi­
sche Wiederaufbauprogramm (ERP) ab, sondern bemühte sich auch um den Abbau 
von Handelshindernissen, die Etablierung eines multilateralen Welthandelssystems 
und eine Harmonisierung des westlichen Währungs- und Zahlungssystems. 

Die europäische Integration gehörte von Anfang an zu den Kernelementen des 
Marshall-Plans. Sie bot der amerikanischen Führung eine Methode, all ihre Ziele in 
bezug auf Europa gleichzeitig zu verfolgen. Die europäische Einigung würde die eu­
ropäischen Demokratien gegen die Herausforderung des Kommunismus stärken; sie 
würde die Produktivität und die Stabilität der europäischen Wirtschaft erhöhen, ame­
rikanische Exportmärkte vergrößern sowie ein wichtiger Schritt sein zur Errichtung 
eines liberalen Welthandelssystems; und sie würde schließlich dazu beitragen - und 
hier wurden am deutlichsten die Lehren aus der Zwischenkriegszeit gezogen - , die 
deutsch-französischen Spannungen zu überwinden und Deutschlands Wiederauf­
stieg mit den wirtschaftlichen und den Sicherheitsinteressen seiner Nachbarn zu ver­
söhnen36. Ihre Hegemonialposition erlaubte es den USA nach 1945, mit dem Mar­
shall-Plan in Europa einen „kreativen Frieden" (Michael Hogan) anzuvisieren und 
durchzusetzen, der vor allem durch die Förderung der europäischen Integration ei­
nen Rückfall in die Krisen der zwanziger Jahre verhinderte. 

Sollte es den USA freilich nicht gelingen, eine dauerhafte Überwindung des 
deutsch-französischen Gegensatzes herbeizuführen, dann stand zwangsläufig der Er­
folg des gesamten Integrationskonzepts auf dem Spiel. Dies galt umso mehr deswe­
gen, weil Großbritannien sich auf Grund seiner Commonwealth-Bindungen und 
der special relationship weigerte, die Führungsrolle im europäischen Einigungspro­
zeß zu übernehmen, und sich Washington deshalb auf Paris statt auf London stüt­
zen mußte, um sein Europakonzept zu realisieren. Die ihm von Washington zuge-

35 George C. Marshall, zit. nach McCormick, America's Half-Century, S. 80. 
36 Vgl. Michael J. Hogan, The Search for a „Creative Peace". The United States, European Unity 

and the Origins of the Marshall Plan, in: Diplomatic History 6 (1982), S. 267-285, hier S.284 f. 
Siehe hierzu auch Armin Rappaport, The United States and European Integration: The First Pha­
se, in: Diplomatic History 5 (1981), S. 121-149; vgl. auch die wichtigen französischen Beiträge von 
Gerard Bossuat, La France, l'aide américaine et la construction européenne 1944—1954, 2 Bde., 
Paris 1992; ders., L'Europe occidentale à l'heure américaine. Le plan Marshall et l'unité euro-
péene, 1945-1952, Brüssel 1992. 
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wiesene Rolle des europäischen Föderators söhnte Frankreich vergleichsweise rasch 
mit dem deutschen Wiederaufstieg aus. Das zeigte das von den USA erfolgreich un­
terstützte Projekt der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS)37. 
Die Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) stand konzeptionell in der Kon­
tinuität dieser Politik38. Ihr Scheitern in der französischen Nationalversammlung be­
deutete deshalb, trotz der dann erfolgreich umgesetzten NATO-Alternative, einen 
Rückschlag für die amerikanische Politik39. Gerade weil aber Frankreich sich im 
NATO-Bündnis nun auf einen mit der Bundesrepublik gleichrangigen Status, noch 
dazu unter nunmehr direkter amerikanischer Führung, zurückgeworfen sah, gehörte 
Paris seit 1955 zu den treibenden Kräften der Relance européenne, die 1957 zum Ab­
schluß der Römischen Verträge führte. Die Aussicht auf die kontinentaleuropäische 
Führungsrolle, welche die EGKS Frankreich in Aussicht gestellt, die NATO-Lö-
sung von 1954/55 ihm jedoch verweigert hatte, lag in der Fortführung der westeuro­
päischen Integration, der sich auch Bonn, wenn auch aus ganz anderen Motiven, de-
zidiert anschloß. Washington nahm die Weiterführung des Konzepts der frühen fünf­
ziger Jahre positiv auf, auch aus ökonomischen Gründen, ohne zunächst die anti­
amerikanischen Züge der Relance klar zu erkennen. Noch Mitte der fünfziger Jahre 
stützte Washington den weiteren Ausbau der europäischen Integration ganz im Sin­
ne der Grundüberlegungen des Marshall-Plans, weil europäische Einigung und atlan­
tische Allianz als politische Konzepte sich nicht zu widersprechen, sondern, im Ge­
genteil, zu ergänzen schienen. Dabei sah Washington, wie schon 1947, klar die Pro­
blematik, die ein sich weiter integrierendes, stärker und selbstbewußter werdendes 
Europa mittel- und langfristig für die hegemonialen Interessen der USA darstellen 
könnte. Wirtschaftlich bedeutete natürlich die fortschreitende Integration das Risiko 
einer „Festung Europa"; politisch bestand die Gefahr, daß ein starkes Europa sich 
dem amerikanischen Führungsanspruch zu entziehen versuchen und damit die Ein­
heit der westlichen Welt unterlaufen könnte. Dennoch hielten die Vereinigten Staa­
ten - nach sorgfältiger Kosten-Nutzen-Analyse40 - an ihrer europapolitischen 

37 Hierzu John Gillingham, Coal, Steel, and the Rebirth of Europe, 1945-1955. The Germans and 
French from Ruhr Conflict to Economic Community, Cambridge 1991, v.a. S. 97-177. 

38 Vgl. hierzu vor allem: Anfänge westdeutscher Sicherheitspolitik: 1945-1956, hrsg. vom Militärge­
schichtlichen Forschungsamt, Bd. 2, Die EVG-Phase, München 1990. 

39 Vgl. Gunther Mai, Osthandel und Westintegration 1947-1957. Europa, die USA und die Entste­
hung einer hegemonialen Partnerschaft, in: Ludolf Herbst u.a. (Hrsg.), Vom Marshall-Plan zur 
EWG. Die Eingliederung der Bundesrepublik Deutschland in die westliche Welt, München 
1990, S. 203-225, hier S.222. 

40 Eine Reihe von Grundsatzpapieren aus dem State Department oder dem Nationalen Sicherheits­
rat zeigt die Kontinuität der europapolitischen Konzeption der USA für die Jahre 1955-1958: 
Vgl. National Archives, Washington, D.C. (NA), RG 59, Lot 66 D 70 (Policy Planning Staff), 
Box 64, Folder Europe 2, Memorandum Tyler (State Department, Western European Desk) an 
Fuller (Policy Planning Staff), 11.4. 1955; ebenda, Box 73, Folder Foreign Policy, Fuller (Policy 
Planning Staff), Concepts and Principles of Long-term US Foreign Policy, 16. 10. 1956; NA, RG 
59, Lot 66 D 487, Box 75, Folder Europe 1, Memorandum for the National Security Council, 
subject: European Economic Integration, 23.11. 1956; Dwight D.Eisenhower Presidential Libra-
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Grundüberzeugung fest. Enge deutsch-französische Beziehungen blieben für die 
USA Voraussetzung und zentraler Bestandteil der europäischen Integration. Einer 
Integration freilich, die am Ende nicht eine „Europäisierung" Europas und dessen 
Loslösung aus dem transatlantischen Verbund mit den USA anstrebte, nicht das 
Ziel einer „Dritten Kraft Europa" zwischen den beiden Supermächten verfolgte, son­
dern durch Erhöhung des europäischen Kräftepotentials innerhalb der westlichen 
Gemeinschaft diese Gemeinschaft insgesamt zu stärken und umso mehr auf die 
USA auszurichten suchte. Gleichzeitig sollte das solchermaßen integrierte Europa 
die amerikanische Bündnisvormacht entlasten, ohne dabei freilich deren Hegemo-
nialposition in Frage zu stellen oder zu schwächen. Im Kern war es den USA darum 
zu tun, einen geringeren ökonomischen Preis für ihre Hegemonie zu bezahlen, dabei 
aber den Aufstieg potentieller Hegemonialrivalen zu verhindern. Weil die Bundesre­
publik Deutschland als europäischer Hegemon ausschied, blieben als mögliche Kon­
kurrenten nur Großbritannien und Frankreich übrig. Während Großbritannien in 
der special relationship seit 1945 und verstärkt nach 1956 Teilhabe an der amerikani­
schen Hegemonie suchte, auch um seinen relativen Niedergang abzufedern41, fand 
sich das Frankreich der IV. Republik mit einem Mittelmachtstatus ab, der allerdings 
in der französischen Rolle als Motor und Führer der Sechserintegration und in der 
Statusdifferenz gegenüber der aufsteigenden Mittelmacht Bundesrepublik zwei be­
sondere Charakteristika hatte. 

Diesen zwar hervorgehobenen, aber dennoch sekundären Rang war Charles de 
Gaulle nicht zu akzeptieren bereit. Weil er Frankreichs Rolle in der Führung eines 
Kontinentaleuropa sah, das frei war von amerikanischem Einfluß, erhielten unter 
ihm Begriffe wie „Europäisierung Europas" oder „Dritte Kraft Europa" eine neue 
Bedeutung42. Für de Gaulle hatte auch die europäische Integration anderen Zielen 
zu dienen. Sie hatte das weltpolitische Gewicht Europas gegenüber Sowjetunion 
und USA zu erhöhen, und sie hatte Frankreich auch die politische und ökonomi­
sche Basis seiner Großmachtpolitik an die Hand zu geben. Anderenfalls verlor sie 
in den Augen des Generals ihren Nutzen. 

ry, Abilene/Kansas (DDEL), White House Office, NSC, Policy Papers Subseries, Box 22, Folder 
NSC 5721/1 - US Policy on France, 19.10. 1957; DDEL, White House Office, OSANSA, NSC 
Series, Policy Papers Subseries, Box 23, Folder NSC 5727 - US Policy Toward Germany, 13.12. 
1957; DDEL, White House Office, OSANSA, NSC Series, Briefing Notes Subseries, Box 8, Fol­
der Europe, US Policy toward, 1953-1959: Reassessment of US Policy Toward Europe, 18.4. 
1958. 

41 Vgl. hierzu beispielsweise David Reynolds, Britannia Overruled. British Policy and World Power 
in the Twentieth Century, London/New York 1991, v.a. S. 173-237. 

42 Zur Europakonzeption und zur Europapolitik de Gaulles vgl. ausführlicher Hans-Dieter Lucas, 
Europa vom Atlantik bis zum Ural? Europapolitik und Europadenken im Frankreich der Ära 
de Gaulle (1958-1969), Bonn/Berlin 1992; zur Kontinuität der Europapolitik de Gaulles seit den 
40er Jahren vgl. Wilfried Loth, De Gaulle und Europa. Eine Revision, in: HZ 253 (1991), S.629-
660. 
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IV. 

Als sich die Rückkehr de Gaulles an die Macht abzeichnete, setzten in Washington fie­
berhafte Überlegungen hinsichtlich der Zukunft der französisch-amerikanischen Be­
ziehungen und der europäischen Integration ein. Obwohl man darüber spekulierte, 
daß der General die politische Bühne möglicherweise schon nach relativ kurzer Zeit 
wieder verlassen könnte, schien es nicht ausgeschlossen, daß der europäische Integrati­
onsprozeß während der Amtszeit de Gaulles zum Stillstand kommen könnte43. Ange­
sichts der notorisch anti-amerikanischen Haltung des Generals müsse sich Washing­
ton, was die Unterstützung der europäischen Einigung angehe, nun noch stärker zu­
rückhalten als vorher und alle Initiativen den Europäern überlassen44. Allenfalls per­
sönliche Diplomatie - hier dachte man an die Beziehungen zwischen den Generalen 
Eisenhower und de Gaulle aus dem Zweiten Weltkrieg - könnten die USA einset­
zen45. An der grundsätzlichen Befürwortung der europäischen Integration durch die 
Vereinigten Staaten änderte sich jedoch nichts. Ganz im Gegenteil: „De Gaulle's Co­
ming to power does not change, but perhaps reinforce, basic reasons why United Sta­
tes has supported integration movements. (...) France's real position is as a leader of 
a united Europe, which can be a basis of strength within the Atlantic alliance, not in 
spending her limited resources in an attempt to maintain a worldwide ,Great Power' 
position. (...) The idea of organic unity through common institutions was designed 
to deal with the danger of nationalistic challenge or an attempt to ,reverse alliances' in 
either Germany or France. The challenge comes sooner than we hoped, but it must 
now be met."46 Allerdings müsse Washington, stärker als bisher, seine Unterstützung 
der europäischen Integration höchst sensibel und indirekt über die fünf europäischen 
Partner Frankreichs betreiben: „Any evidence of strong and overt US support of this 
concept would only tend to confirm de Gaulle's suspicions that this is an American 
idea imposed on Western Europe."47 Vor dem Hintergrund dieser Einschätzungen 
mußte in der Begegnung mit der Herausforderung de Gaulle der Bundesrepublik eine 
Schlüsselrolle zuwachsen, denn zum einen waren enge deutsch-französische Bezie­
hungen Voraussetzung für jede Form europäischer Integration, zum anderen konnte 
Washington davon ausgehen, in der Bundesrepublik einen loyalen Partner auch bei 
der Vertretung amerikanischer Interessen gegenüber Paris zu haben. Daß Washington 

43 Vgl. NA, RG 59, Lot 61 D 30, Office of Western European Affairs, Records Relating to France, 
Box 2, Memorandum Eibricks (European Desk) an Dulles, Policy Considerations toward a de 
Gaulle Government, 27.5. 1958. 

44 Vgl. ebenda. 
45 Ebenda. 
46 NA, RG 59, Lot 61 D 30, Office of Western European Affairs, Records Relating to France, Box 2, 

Memorandum on Implications of De Gaulle's Come to Power for European Integration and 
United States Policy, 27.5. 1958. 

47 Vgl. ebenda, sowie auch NA, RG 59, Lot 61 D 30, Office of Western European Affairs, Records 
Relating to France, Box 1, French Situation, Brentano Talks, 5.6. 1958. 
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Bundesaußenminister von Brentano bei seinem USA-Besuch Anfang Juni 1958 bezüg­
lich der Zukunft des deutsch-französischen Verhältnisses optimistisch stimmte, sollte 
also nicht nur die verunsicherten Deutschen48 beruhigen, sondern reflektierte auch 
das amerikanische Interesse an engen Beziehungen zwischen Bonn und Paris. 

Ein Frankreich-Besuch von US-Außenminister Dulles im Juli 1958 führte in Wa­
shington nochmals zu einer Zusammenfassung der amerikanischen europa- und frank­
reichpolitischen Interessen und zur Festlegung der konkreten politischen Marschroute 
der USA. Einmal mehr verband sich dabei in der Begründung des amerikanischen In­
teresses an der europäischen Einigung das Argument von der Stärkung des Westens 
durch Stärkung Westeuropas mit dem von der Einbindung der Deutschen. Mochte de 
Gaulle Vorbehalte anbringen an dem Argument von der Stärkung des Westens, dem 
Verweis auf die deutsche Gefahr, so glaubte man in Washington, werde er sich kaum 
verschließen49. Auf der einen Seite sollte also der Faktor Deutschland angesichts der 
Amerikaskepsis de Gaulles eine zumindest partielle französisch-amerikanische Inter­
essenidentität definieren helfen; auf der anderen sollte er dem General den entschei­
denden Grund liefern, an der europäischen Integration und am Ausbau der deutsch­
französischen Beziehungen festzuhalten. Im französisch-amerikanischen Verhältnis 
gewann das deutsche Argument seit 1958 - stärker als vorher - sowohl strategische 
als auch taktische Bedeutung. Wie sehr Washington an guten deutsch-französischen 
Beziehungen auch unter de Gaulle interessiert war, verdeutlicht der amerikanische An­
teil am Zustandekommen der ersten Begegnung zwischen de Gaulle und Bundeskanz­
ler Adenauer am 13. September 1958 in Colombey-les-deux-Eglises. Adenauer, den die 
politischen Veränderungen in Frankreich zutiefst beunruhigten, war zwar an einem ra­
schen Zusammentreffen mit dem neuen französischen Regierungschef interessiert, zö­
gerte aber, die Initiative zu einem Besuch in Frankreich zu ergreifen, und führte dafür 
protokollarische Gründe ins Feld. In einem Vier-Augen-Gespräch in Bonn entkräfte­
te Dulles diese und drängte den Kanzler zu einem baldigen Treffen50. Die amerikani­
schen Analysen und die konkrete amerikanische Politik belegen, daß man sich in Wa­
shington im Frühsommer 1958 über die Tragweite des Wandels in Frankreich und die 

48 Vgl. hierzu beispielsweise: Günter Buchstab, Zwischen „Zauber und Donner". Die CDU/CSU 
und de Gaulle, in: Wilfried Loth/Robert Picht (Hrsg.), De Gaulle, Deutschland und Europa, Op­
laden 1991, S. 95-107, hier S.95f. Zum deutschen Presseecho auf die Regierungsübernahme de 
Gaulles vgl. Paul Noack, Il est venu et reparti comme un étranger: Charles de Gaulle vu par les 
Allemands de l'Ouest entre 1958 et 1970, in: Institut Charles de Gaulle (Hrsg.), De Gaulle en 
son siècle. Actes des Journées internationales tenues à l'Unesco, Paris, 19-24 novembre 1990, 
6 Bde., Paris 1992, hier: Bd. 5, S. 394-403, v. a. S. 394 f. 

49 NA, RG 59, Lot 61 D 30, Office of Western European Affairs, Records Relating to France, Box 1, 
Secretary's Trip to Paris, July 3-6, 1958, European Integration (Position Paper), 26. 6. 1958. 

50 Dulles berichtete über sein Treffen mit Adenauer nach Washington: „I did not think that the 
Chancellor need feel that his own stature would in any wise be diminished if he went to see Ge­
neral de Gaulle. I thought there was a general disposition in world opinion to be critical of de 
Gaulle because of the great importance he attached to matters of protocol but that the Chancel­
lor was considered to be above these things and, therefore, to be a truly great statesman." NA, 
RG 59, 611.62 A/7-2658, Memorandum Dulles on private talks with Adenauer, 26.7. 1958. 
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damit verbundenen politischen Probleme im klaren war. Zu keinem Zeitpunkt jedoch 
war die Beurteilung de Gaulles und seiner Rückkehr an die Macht ausschließlich nega­
tiv oder pessimistisch. Ohne sich über die Schwierigkeiten im Umgang mit dem Gene­
ral und in der Reaktion auf seine Politik hinwegzutäuschen, erkannte man in Washing­
ton auch die positiven Auswirkungen der Entwicklung in Frankreich. Den politischen 
Interessen der USA in der Auseinandersetzung mit der Sowjetunion konnte ein starkes 
Frankreich, wie es de Gaulle anstrebte, nur dienen: „We have great sympathy for de 
Gaulle's aims (...) not only because of our deep friendship for France, but also be-
cause reforms are essential if France is to maintain her position as a leader in creating 
greater strength and unity in Europe and the Atlantic Community."51 

Die Begegnung zwischen Adenauer und de Gaulle in Colombey war eine Wei­
chenstellung im deutsch-französischen Verhältnis. Sie hatte Auswirkungen über die 
Beziehungen Bonn - Paris hinaus auf den europäischen Integrationsprozeß und die 
Entwicklung der transatlantischen Beziehungen. Nicht nur ließ die sofort spürbare 
gegenseitige Sympathie der beiden Staatsmänner Adenauers Unbehagen rasch 
schwinden, die Gespräche förderten auch in drei wichtigen Fragen - Ost- und 
Deutschlandpolitik, Europa und NATO - politische Affinität zutage52. De Gaulle 
freilich hatte nicht mit offenen Karten gespielt; bei allem Konsens wollte er die Bun­
desrepublik auch für seine Zwecke instrumentalisieren und ihr keineswegs den Status 
einer ebenbürtigen europäischen Macht zubilligen. Dies bewies sein Memorandum 
vom 17. September 1958, in dem er den USA und Großbritannien vorschlug, inner­
halb der NATO ein weltpolitisches Dreierdirektorium zu etablieren53. Während 
sich Großbritannien dem französischen Vorstoß gegenüber aufgeschlossen zeigte54, 
war die amerikanische Reaktion von Anfang an zurückhaltend. Eisenhower und 
Dulles wußten um die psychologischen Auswirkungen eines solchen Dreierdirek­
toriums insbesondere auf die Bundesrepublik, und die Antwort des amerikanischen 
Präsidenten an de Gaulle war darum auch distanziert und abweisend55. Auf der 

-

51 NA, RG 59, Lot 61 D 30, Office of Western European Affairs, Records Relating to France, Box 1, 
Secretary's Trip to Paris, July 3-6, 1958, European Integration (Position Paper), 26.6. 1958. 

52 Zum Treffen von Colombey vgl. u.a. Hans-Peter Schwarz, Adenauer. Der Staatsmann 1952-1967, 
Stuttgart 1991, S. 439-467; Pierre Maillard, De Gaulle und Deutschland. Der unvollendete Traum, 
Bonn/Berlin 1991, S. 181-211. 

53 Memorandum der französischen Regierung vom 17.9. 1958 an die britische und amerikanische 
Regierung, abgedruckt in: Maillard, De Gaulle und Deutschland, S.386. Zur Entstehung des fran­
zösischen Memorandums vgl. auch Maurice Vaisse, Aux origines du mémorandum de septembre 
1958, in: Relations internationales 58 (1989), S. 253-258. 

54 Vgl. Schwarz, Adenauer. Der Staatsmann, S.459 f. 
55 In Eisenhowers Antwortschreiben vom 20. 10. 1958 hieß es: „We cannot afford to adopt any Sy­

stem which would give to our other allies, or other free world countries, the impression that ba-
sic decisions affecting their own vital interests are being made without their participation. As re-
gards NATO itself, I must in all frankness say that I see very serious problems, both within and 
outside NATO, in any effort to amend the North Atlantic Treaty so as to extend its coverage be-
yond the areas presently covered." DDEL, Ann Whitman File, International Series, Box 12, Fol-
der De Gaulle, June 1958-October 1958 (3), Brief Eisenhowers an de Gaulle, 20. 10. 1958. 



Hegemonie durch Integration? 315 

ren Seite konfrontierte die französische Initiative Washington mit einem von nun an 
zentralen Dilemma seiner Europapolitik: Es konnte auf eine französische Forderung 
oder Initiative nicht eingehen, ohne Keile in die europäische und transatlantische Ge­
meinschaft insbesondere mit der Bundesrepublik zu treiben. Es konnte aber auf der 
anderen Seite das französische Vorgehen auch nicht ignorieren oder gar komplett zu­
rückweisen, eben weil ein solchermaßen brüskiertes Frankreich möglicherweise der 
den USA so wichtigen europäischen Integration seine Unterstützung und Beteili­
gung verweigert hätte56. Als de Gaulle erkennen mußte, daß Washington der franzö­
sischen Initiative nicht folgen würde - die von Washington angebotenen informellen 
Botschafterbesprechungen reichten ihm nicht aus - , bemühte er sich um Schadensbe­
grenzung in Bonn57, denn nach der amerikanischen Absage war für Paris der Gleich­
klang mit der Bundesrepublik noch wichtiger geworden. Am Tag nach dem deutsch­
französischen Gipfel in Bad Kreuznach ging in den westlichen Hauptstädten 
Chruschtschows Berlin-Ultimatum ein. Damit standen nicht nur die deutsch-franzö­
sischen Beziehungen selbst vor einer ersten Bewährungsprobe, sondern auch für die 
amerikanische Europapolitik hatte die Berlin-Krise zentrale Bedeutung. 

De Gaulle bot die Krise eine dreifache politische Chance: Die Verhandlungen zwi­
schen den drei Westmächten zur Koordinierung der westlichen Reaktion auf die so­
wjetische Bedrohung etablierten gleichsam durch die Hintertür das von de Gaulle 
im September 1958 vorgeschlagene Dreierdirektorium. Der Einbeziehung der Bun­
desrepublik in die westlichen EntScheidungsprozesse stimmte der General nur punk­
tuell zu und hielt statt dessen konsequent am Three-Powers-First- Prinzip fest. Zum 
zweiten, eng damit zusammenhängend, bot die Krise um Berlin den Franzosen die 
Gelegenheit, ihren Status als Siegermacht des Zweiten Weltkriegs zu unterstreichen 
und damit gleichzeitig die Höherrangigkeit insbesondere gegenüber der Bundesrepu­
blik zu betonen. Zum dritten jedoch bildete die Berlin-Krise den weltpolitischen 
Hintergrund für ein deutsch-französisches Quid pro quo mit Auswirkungen auf die 
Politik der europäischen Integration. Schon in der Phase der Relance européenne 

hatte Großbritannien deutlich gemacht, sich am supranationalen Einigungsprozeß, 
der dann zu den Römischen Verträgen führte, nicht beteiligen zu wollen. Statt des­
sen entstand in London das Konzept einer europäischen Freihandelszone zur Asso­
ziierung Englands an den entstehenden Gemeinsamen Markt. Dieses Konzept fand 
auch die Unterstützung der USA, ja für eine Weile glaubte Washington sogar, daß 
nach der Regierungsübernahme de Gaulies die Zukunft der europäischen Einigung 
eher im Ausbau des multilateralen FTA-Konzepts liegen würde als im supranationa­
len Ansatz der Römischen Verträge58. Die französische Politik jedoch hielt fest am 

56 NA, RG 59, Lot 61 D 30, Office of Western European Affairs, Records Relating to France, Box 2, 
Department of State, Elbrick (European Desk) an Secretary, 16. 10. 1958. 

57 Vgl. hierzu Schwarz, Adenauer. Der Staatsmann, S. 462. 
58 Vgl. beispielsweise NA, RG 59, Lot 61 D 30, Office of Western European Affairs, Records Re­

lating to France, Box 2, Elbrick (European Desk) an Dulles, Policy Considerations toward a de 
Gaulle Government, 27.5. 1958. 
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Europa der Sechs und sprach sich sowohl gegen einen britischen EWG-Beitritt aus 
wie auch gegen die zu diesem Zeitpunkt wahrscheinlichere Assoziierung zwischen 
EWG und der britisch geführten FTA. Bundeskanzler Adenauer, der sich in Colom-
bey bezüglich des sogenannten Brücken-Konzepts, der Assoziierung von EWG und 
FTA, noch nicht festgelegt hatte, sah sich im Winter 1958/59 gezwungen, aus 
deutschlandpolitischen Motiven auf die französische Linie einzuschwenken. In die­
ser Situation erwies sich für London der nachgiebige Kurs in der Berlin- und 
Deutschlandpolitik als kontraproduktiv. Die britische Politik forcierte den deutsch­
französischen Schulterschluß nicht nur in der Deutschland- und Berlinfrage, son­
dern eben auch was die Ablehnung der Freihandelszone betraf. Indes ist auch die 
These nicht von der Hand zu weisen, daß Adenauer den Konflikt zwischen London 
und Paris in der FTA-Frage akzeptierte aus dem Interesse heraus, damit die Formie­
rung eines britisch-französisch-amerikanischen Dreierdirektoriums zumindest zu er­
schweren59. 

Für Washington waren Freihandelszone und britische EWG-Assoziierung niemals 
Ziele gewesen, denen die supranationale europäische Integration nachgeordnet war. 
Im Gesamtkonzept der US-Europapolitik erfüllten dies beiden Elemente eher eine 
ergänzende denn konstitutive Funktion. Deutlich wurde diese Prioritätensetzung in 
der amerikanischen Reaktion auf europapolitische Meinungsunterschiede zwischen 
Adenauer und seinem Wirtschaftsminister Ludwig Erhard. Während Erhard schon 
vor dem Herbst 1958 wiederholt und dezidiert das französische Klein-Europa-Kon-
zept als protektionistisch und den Interessen der Handelsnation Bundesrepublik ab­
träglich kritisiert und statt dessen mit weltwirtschaftlichen und freihändlerischen Ar­
gumenten die Freihandelszone und die EWG-Assoziierung Großbritanniens befür­
wortet hatte, war Adenauer aus primär politischen Erwägungen Advokat der Fort­
setzung des supranationalen Integrationsprozesses60. Dies galt erneut und verstärkt, 
wie gezeigt, für die Zeit nach dem Beginn der Berlin-Krise. Zwar setzten sich die 
USA immer wieder für weltweiten Freihandel und ein multilaterales Handelssystem 
ein. Im Zweifel jedoch und in der konkreten Situation der Berlin-Krise wurden nun 
auch in Washington die ökonomischen Argumente den politisch-strategischen unter­
geordnet. Erhard, der wenige Jahre später der Washingtoner Wunschkandidat für die 
Adenauer-Nachfolge sein sollte, wurde 1959 ob seiner Konzentration auf wirtschaft­
liche Ziele und der damit einhergehenden Vernachlässigung politischer Erfordernisse 
von US-Seite sehr skeptisch beurteilt61. War er der Mann, der die grundlegenden eu­
ropapolitischen Interessen der USA erkannt hatte und sie gegebenenfalls in der Bun-

59 Vgl. Hans-Peter Schwarz, Die Ära Adenauer. Epochenwechsel 1957-1963, Stuttgart/Wiesbaden 
1983,S.102f. 

60 Zu Erhards Europapolitik vor und während seiner Kanzlerschaft überaus kritisch: Ulrich Lap-
penküper, „Ich bin doch wirklich ein guter Europäer". Ludwig Erhards Europapolitik 1949-
1966, in: Francia 18/3 (1991), S. 85-120. 

61 DDEL, White House Office, Office of the Staff Secretary, International Series, Box 6, Folder 
Germany - Vol. I (3), Memorandum for the President, subject: Request for Appointment for Mi­
nister Erhard, 1.6. 1959. 
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desrepublik mit zu realisieren helfen würde? In allen Äußerungen Erhards zu EWG 
und FTA fehle der Bezug zu den grundlegenden Zielen der europäischen Integrati­
on. Weder werde die sowjetische Bedrohung erwähnt und die Notwendigkeit, Euro­
pas Verteidigungsposition zu stärken; noch betrachte er die Sechsergemeinschaft als 
Instrument zur Entwicklung und zum Ausbau der deutsch-französischen Freund­
schaft; noch erkenne er die Bedeutung der Integration der Bundesrepublik in den 
Westen angesichts möglicher politischer Entwicklungen in Deutschland in der Zu­
kunft oder auch im Zusammenhang mit dem Problem der europäischen Sicherheit62. 
Vor diesem Hintergrund wird klar, warum im Frühsommer 1959, während der Bon­
ner Präsidentschaftskrise, für Washington keinerlei Anlaß bestand, sich für einen 
Bundeskanzler Erhard einzusetzen, sondern in dessen Konkurrenz mit Franz Etzel 
strikte Neutralität zu bewahren. Dies war nicht nur diplomatische Zurückhaltung 
und Resultat einer Politik strikter Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten 
der Bundesrepublik, sondern mindestens ebenso sehr Konsequenz der europapoliti­
schen Grundpositionen der Eisenhower-Administration. 

Das Ende der diplomatischen Betriebsamkeit im Umfeld der Genfer Außenmini­
sterkonferenz gab der amerikanischen Botschaft in Bonn die Gelegenheit zu einer 
ausführlichen Beurteilung der deutsch-französischen Beziehungen 16 Monate nach 
der Regierungsübernahme de Gaulles. Diese Analyse reflektierte nicht nur einmal 
mehr die Einbettung des bilateralen deutsch-französischen Verhältnisses in den wei­
teren Kontext der europäischen Integration - „Within the framework of European 
economic integration and the Atlantic Community, the basis for Franco-German re-
conciliation was sound."63 - , sondern entwickelte gleichzeitig auch Überlegungen 
hinsichtlich potentieller politischer Probleme, welche sich angesichts der Politik de 
Gaulles aus der deutsch-französischen Allianz für den Westen insgesamt und die 
USA insbesondere ergeben könnten. So optimistisch das amerikanische Urteil im 
September 1959 war, so sehr deutete sich in dem Dokument bereits die konfliktbela-
dene europapolitische Agenda der frühen sechziger Jahre an. Mußten nicht die politi­
schen Ambitionen de Gaulles früher oder später mit den Interessen der USA kolli­
dieren? Potentielle Reibungspunkte gab es genug - und alle tauchten sie in der Lage­
analyse auf: die Politik der Europäisierung Europas, die Frage nach der Rolle Groß­
britanniens in Europa, die Zukunft der NATO, die wirtschaftliche Zweiteilung 
Westeuropas in EWG und EFTA64 und vor allem der französische Führungsan­
spruch über Kontinentaleuropa. Washington würde zwar die französische Politik 
nicht verändern, im Zweifelsfall jedoch auf die politische Unterstützung durch 
Bonn bauen können: „Any strong United States efforts to oppose or to contain 
French ambitions which disrupt the N A T O Alliance would probably receive sup-

62 NA, RG 59, 762 A.13/9-1059, US-Botschaft Bonn (Tasca, Minister for Economic Affairs) an De­
partment of State, subject: Ludwig Erhard - A Profile, 10.9. 1959. 

63 NA, RG 59, 651.62 A/9-1859, US-Botschaft Bonn an Department of State, subject: Franco-Ger­
man Relations: A Current Assessment, 18.9. 1959. 

64 Die EFTA war am 4.1. 1960 in Stockholm gegründet worden. Sie trat am 3.5. 1960 in Kraft. 
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port from the Federal Republic if she were pressed for such support."65 Trotz dieser 
Zuversicht ging aus dem Papier der Bonner US-Botschaft klar hervor, daß, wie 
schon 1958 erwartet, die amerikanische Frankreichpolitik aufgrund des politischen 
Kurses de Gaulles vor schwierigen Herausforderungen stand. 

Doch wie sollten die USA mit dieser Entwicklung umgehen? In welcher Art und 
Weise berührte die französische Politik langfristige außenpolitische Interessen der 
Vereinigten Staaten? Betroffen war hier beispielsweise der Fortgang der europäi­
schen Integration. Der supranationale Integrationsansatz der Römischen Verträge 
zielte mittelfristig auch auf die Etablierung supranationaler politischer Strukturen. 
Dem widersprach die Europakonzeption de Gaulles, deren Zentrum die nationale 
Souveränität der einzelnen Staaten bildete. Früher oder später mußte es hier zu ei­
nem Zielkonflikt kommen. Das NSC-Grundsatzpapier NSC 5910/1 „ U.S. Policy on 

France" vom 4. November 1959 plädierte klar für eine Fortsetzung der supranationa­
len Integration66. Sollte Paris dieses Gleis jedoch verlassen, dann gebot das übergrei­
fende amerikanische Interesse an der Aufrechterhaltung und Stärkung des westli­
chen Zusammenhalts gegebenenfalls ein Einschwenken auf neue Formen der 
europäischen Kooperation. Eine solche Situation würde Washington jedoch vor eine 
schwierige Entscheidung stellen: „Because of France's importance to the Western al-
liance, it is imperative that we be as responsive as possible to French views. How-
ever, the crux of the problems lies in the extent to which we can actually meet de 
Gaulle's proposals without sacrificing more important interests in other realms."67 

Beides, gute deutsch-französische Beziehungen und die Fortführung der europäi­
schen Einigung im Geiste der Römischen Verträge zählten ebenfalls zu den prinzi­
piellen Imperativen der amerikanischen Politik, die sich allerdings, so NSC 5910/1, 
im eigenen Interesse konkreter Vorstöße zu enthalten und sich auf die Unterstüt­
zung europäischer Initiativen zu beschränken habe68. Washington erkannte, daß es 
das mühsam errichtete Gebäude der europäischen Integration gefährden würde, 
wenn diese als Ziel und Ergebnis amerikanischer Politik erschiene. Dieses Caveat ih­
rer Europapolitik hatten die USA schon vor 1958 konstatiert. Die gaullistische Poli­
tik verlieh dieser taktischen Überlegung zentrale strategische Bedeutung. 

War bis 1959 in amerikanischen Analysen von einer Abkehr der französischen Eu­
ropapolitik vom Konzept der Supranationalität nur als Möglichkeit die Rede, so 
brachte das Jahr 1960 die tatsächliche Initiative de Gaulles in diese Richtung. Der 
amerikanisch-französische europapolitische Richtungsstreit nahm nun Konturen an. 
Zunächst, Ende Juni 1960 in Rambouillet, nur gegenüber Bundeskanzler Adenauer, 
später, im September, auch gegenüber den übrigen EWG-Regierungschefs präsentier­
te de Gaulle sein Europakonzept, das mit dem bisherigen, auch von den USA unter­
stützten, nichts mehr gemein hatte. Die Vorschläge des französischen Präsidenten zur 

65 NA, RG 59, 651.62A/9-1859, S.9. 
66 Vgl. NA, RG 273, NSC 5910/1, U.S. Policy on France, 4. l l . 1959, S. 12. 
67 Ebenda, S. 10. 
68 Ebenda, S. 15. 
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Errichtung einer Europäischen Politischen Union (EPU) richteten sich massiv gegen 
die europapolitischen Maximen der USA, die, wie gezeigt, eindeutig die supranatio­
nale Integration in den drei Europäischen Gemeinschaften befürworteten. Mit dem 
EPU-Vorstoß wurde eine Entwicklung in Gang gebracht, die über die Fouchet-Plä-
ne 1961/62 bis zum deutsch-französischen Vertrag 1963 führte. Washington nahm 
die Vorschläge de Gaulles sehr ernst. Es war signifikant, daß Präsident Eisenhower 
sich kurz vor einem Bonn-Besuch des französischen Ministerpräsidenten Debré und 
seines Außenministers Couve de Murville brieflich an den deutschen Bundeskanzler 
wandte, nicht nur, um diesem nochmals die amerikanische europapolitische Position 
darzulegen, sondern auch, um über Bonn Einfluß auf Paris zu nehmen, das sich in 
diesen Monaten den USA gegenüber immer mehr verschloß. Aus dem potentiellen 
europapolitischen Konflikt zwischen Paris und Washington war im Laufe des Jahres 
1960 ein realer geworden69. 

Die Auseinandersetzung, die sich zwischen den USA und Frankreich anbahnte, 
bezog sich freilich nicht nur auf die europäische Integration. Die Frage der künfti­
gen Strukturen der NATO speisten ihn mit weiterem Zündstoff. De Gaulles Streben 
nach der kontinentaleuropäischen Führungsrolle ließ die französische Kritik an der 
Dominanz der USA im westlichen Bündnis und der Unterordnung europäischer In­
teressen immer deutlicher werden. Nachdem Washington den französischen Vor­
schlag eines Dreierdirektoriums in der NATO abgelehnt hatte, auch um den wichti­
gen Bündnispartner Bundesrepublik nicht zu diskriminieren, suchte de Gaulle im Al­
leingang seinen Zielen näherzukommen. Die Explosion der ersten französischen 
Atombombe am 13. Februar 1960 in der Sahara unterstrich den französischen An­
spruch auf Gleichrangigkeit mit den Atommächten USA und Großbritannien, 
gleichzeitig jedoch auch die Statusdifferenz zwischen Frankreich und der Bundesre­
publik Deutschland. Die Explosion von Reggane gehörte zu den Voraussetzungen 
für die französischen europapolitischen Initiativen des Sommers 1960, weil sie den 
Führungsanspruch Frankreichs in der EPU unterstrich. Nicht nur für Paris war frei­
lich die nukleare Frage ein zentraler außen- und bündnispolitischer Aspekt. Schon 
seit Mitte der fünfziger Jahre gab es diesseits und jenseits des Atlantiks Überlegun­
gen, die Konsultation in der NATO zu intensivieren. Als seit dem Sputnik-Schock 
von 1957 mit dem Anwachsen des nuklearstrategischen Potentials der Sowjetunion 
europäische Zweifel an der nuklearen Garantie der USA laut wurden, die Möglich­
keit eines auf Europa begrenzten Krieges nicht mehr ausgeschlossen wurde, da mehr­
ten sich die europäischen Stimmen, welche nicht nur ein höheres Maß an politischer 

69 Vgl. NA, RG 273: National Security Council, Operations Coordinating Board Report on U.S. 
Policy on France (NSC 5910/1), 9. l l . 1960: „De Gaulle's objective is closer consultation and Co­
operation among the Six, but without supranational aspects. He objects particularly to any as-
sumption of a political role by the Brussels and Luxembourg Communities and apparently 
would wish to see them deal only with technical economic matters. The U.S., on the other 
hand, has pointed out that it is interested in seeing that the objectives of the Rome Treaties are 
pursued and are not diverted by transferring the political vitality and potential of the Communi­
ty framework to a separate and less dynamic institutional structure." 
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Konsultation forderten, sondern darüber hinaus Teilhabe und Mitsprache im nuklea­
ren Bereich70. Spätestens seit 1960 war der bündnispolitische Konfliktstoff absehbar, 
der sich aus den europäischen Partizipationsforderungen und den amerikanischen 
Bemühungen um Zentralisierung nuklearer Entscheidungen ergeben mußte. So stau­
te sich in den amerikanisch-europäischen und speziell den amerikanisch-französi­
schen Beziehungen am Ende der fünfziger Jahre im Bereich der Integrations-, der 
Bündnis- und Sicherheits- sowie der Handelspolitik ein beträchtliches Konfliktpo­
tential auf, das bereits alle Elemente der späteren Auseinandersetzungen zwischen 
Frankreich und den USA enthielt. Daß es nicht schon 1960 zu ernsteren Streitigkei­
ten kam, lag auch an der eingeschränkten Handlungsfähigkeit der Eisenhower-Admi­
nistration im Zeichen des Präsidentschaftswahlkampfs. Es ist jedoch bezeichnend, 
daß eines der letzten politischen Grundsatzpapiere der republikanischen Regierung 
- NSC 6017, „NATO in the 1960s" - eine Reihe von amerikanischen politischen Zie­
len formulierte, die sich nur wenige Monate später auf der außenpolitischen Agenda 
der Kennedy-Administration wiederfanden. Dazu gehörte der Ausbau der NATO 
über ihre sicherheitspolitische Funktion hinaus zu einer Atlantischen Gemeinschaft, 
der weitere Abbau von Handelsschranken und die Lösung der Frage nuklearer Parti­
zipation71. Der Übergang von Eisenhower zu Kennedy war alles in allem weniger ab­
rupt als häufig behauptet. Insbesondere fand ein europapolitischer Richtungswechsel 
nicht statt, konnte nicht stattfinden, weil sich die politische Agenda der neuen Admi­
nistration von der des letzten Jahres der alten nicht unterschied. 

V. 

Mit einem Vorsprung von nur knapp 100 000 Stimmen wurde am 8. November 1960 
der 43-jährige demokratische Senator aus Massachusetts John F.Kennedy zum 
35. Präsidenten der USA gewählt. Blickt man über das Kabinett hinaus auf den Kreis 
seiner außenpolitischen Berater, so kann man gerade auf dem Gebiet der Europa-
und Deutschlandpolitik zwei unterschiedliche Richtungen ausmachen. Truman-De-
mokraten wie Dean Acheson, Robert Lovett, David Bruce oder John McCloy stan­
den klar in der Kontinuität amerikanischer Europa- und Deutschlandpolitik nach 
1945/47. Für sie hatten die Aufrechterhaltung enger Verbindungen zu den Staaten 
Westeuropas, darunter insbesondere zur Bundesrepublik, die Vertiefung der Wirt­
schaftsbeziehungen und die Fortführung der nordatlantischen Verteidigungsallianz 
zum Schutz Westeuropas oberste politische Priorität. Ihrem Interesse an der weltpo­
litischen Stärkung Westeuropas entsprach auch ihr fortwährendes Engagement für 
die europäische Integration, für die sie nach wie vor den USA die Rolle des Födera-
tors zuwiesen. Hinter diesem Engagement standen neben fundamentalen, wen- und 

70 Hierzu jüngst Christoph Hoppe, Zwischen Teilhabe und Mitsprache: Die Nuklearfrage in der Al­
lianzpolitik Deutschlands 1959-1966, Baden-Baden 1993, v.a. S. 31-44. 

71 NA, RG 273, NSC 6017, NATO in the 1960s, 8. 11. 1960. 
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geschichtsorientierten Überzeugungen auch klare ökonomische und strategische Ko­
sten-Nutzen-Erwägungen, die allesamt auf die Erhaltung einer hegemonialen trans­
atlantischen Partnerschaft zielten. Für die liberal-progressiven Demokraten, vielfach 
den Ivy-League- Universitäten der amerikanischen Ostküste entstammend, war 
demgegenüber Europa nur ein Fokus unter mehreren anderen in der US-Außenpoli­
tik. Viele von ihnen betrachteten den europäischen Wiederaufbau, die Eingliederung 
der Bundesrepublik in die westliche Gemeinschaft und die europäische Integration 
als einen in den fünfziger Jahren mit dem NATO-Beitritt der Bundesrepublik und 
den Römischen Verträgen abgeschlossenen Prozeß und identifizierten für die sechzi­
ger Jahre neue, nach ihrem Dafürhalten wichtigere außenpolitische Herausforderun­
gen. Männer wie Chester Bowles, Adlai Stevenson oder John Kenneth Galbraith 
setzten sich ein für ein stärkeres Engagement der USA in der „Dritten Welt", für ei­
nen Ausbau der Entwicklungshilfe und für ein deutliches Bekenntnis Washingtons 
zur Dekolonialisierung. Daneben, doch stark beeinflußt durch die Überzeugung 
von der globalen, vor allem entwicklungspolitischen Verantwortung der Supermäch­
te, befürworteten sie den weltweiten Dialog und die Entspannung mit der Sowjetuni­
on, die nicht mehr nur als globaler Gegner der USA, sondern auch als potentieller 
globaler Partner betrachtet wurde. In der Europapolitik, die ja bis dato auch stark 
von der kommunistischen Bedrohung und der aggressiven Außenpolitik Moskaus 
geprägt worden war, sollten die beiden Denkschulen aufeinandertreffen. Konkret 
stand dabei die grundsätzliche Frage im Mittelpunkt, ob Washington in einen welt­
weiten politischen Dialog mit Moskau eintreten sollte, gegebenenfalls auch unter 
Hintanstellung europapolitischer Ziele und unter Inkaufnahme von Differenzen mit 
den europäischen Verbündeten72. 

Der neue Präsident selbst hatte sich vor 1960 nur selten zu außenpolitischen Fra­
gen geäußert. Über ein klares außenpolitisches Profil, mit dem man ihn einer der bei­
den Denkschulen hätte zuordnen können, verfügte er nicht. 1957 hatte er sich in ei­
nem Aufsatz für die Zeitschrift „Foreign Affairs" auch mit der Europapolitik be­
schäftigt. Kennedy behandelte die europäische Integration mit Sympathie und gene­
reller Zustimmung, warnte allerdings davor, die Kristallisation neuer europäischer 
Machtstrukturen als uneingeschränkt im amerikanischen Interesse liegend zu bewer­
ten. Die europäische Integration sei nicht darauf gerichtet, den alten Kontinent voll­
ends nach amerikanischem Vorbild und unter amerikanischer Obhut zu gestalten. 
Sie ziele im Gegenteil auch darauf ab, Distanz und größere Unabhängigkeit Europas 
von den USA zu schaffen. Der Verfasser resümierte: „It is time for the United States 
as well as Great Britain to realize that activation of the European Common Market 
and its companion agreements may well set in motion forces running counter to 

72 Diese „unterschiedliche[n] Ansätze innerhalb der amerikanischen Regierung", vor allem in ihren 
Auswirkungen für die Deutschlandpolitik, macht Adrian Schertz zum roten Faden seiner Studie 
über die Deutschlandpolitik Kennedys und Johnsons; Adrian W. Schertz, Die Deutschlandpolitik 
Kennedys und Johnsons. Unterschiedliche Ansätze innerhalb der amerikanischen Regierung, 
Köln/Weimar/Wien 1992. 
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our present pattern of alliances and relationships with Europe."73 Wie die Eisen-
hower-Administration zog allerdings auch Kennedy trotz der von ihm beschriebe­
nen potentiellen Gefahren nicht den politischen Schluß, die amerikanische Ermuti­
gung und Förderung der europäischen Integration zu beenden. Auch für ihn lag of­
fensichtlich die Fortsetzung des Einigungsprozesses im wohlverstandenen langfristi­
gen amerikanischen Interesse. Indes, die ökonomischen Probleme der USA, die Revi­
sion der amerikanischen Militärstrategie und die Ansätze einer neuen Politik gegen­
über der Sowjetunion sollten das transatlantische Verhältnis schon bald schwer bela­
sten und nicht ohne Auswirkungen auf die Politik Washingtons hinsichtlich der eu­
ropäischen Integration und der deutsch-französischen Beziehungen bleiben. Die po­
tentiellen Problembereiche hatte bereits im Dezember 1960 ein Briefing Paper für 
den gewählten Präsidenten skizziert. In der Europapolitik erkannten Kennedys Bera­
ter in de Gaulle das wichtigste politische Problem: „The most crucial political prob-
lem facing us in our relationship with our European allies is that of how to handle 
de Gaulle. It appears unlikely that he can either be appeased, or beaten down by 
frontal attack. The best strategy would seem to be to rebuild our relations with the 
British, Italians and others and bring the Germans around to cooperating with us in 
restricting de Gaulle's freedom to disrupt the Western coalition."74 Doch während 
die Frage de Gaulle und auch die nach der Zukunft der N A T O nicht unmittelbare 
politische Maßnahmen erforderlich zu machen schienen, verlangte die ökonomische 
Situation ein rasches und wirksames Handeln. 

Die Eisenhower-Administration hatte der neuen Regierung eine alles andere als 
ausgeglichene Zahlungsbilanz hinterlassen75. Der starke Anstieg des amerikanischen 
Zahlungsbilanzdefizits, bedingt unter anderem durch sinkende Exporte und zuneh­
mende Importe, führte 1958/59 erstmals zu einem Transfer größerer Mengen ameri­
kanischen Goldes auf ausländische Konten, verbunden mit einem weiteren Anstei­
gen der ausländischen Dollarguthaben. 1960 nahmen zwar die Exporte wieder erheb­
lich zu, doch flossen gleichzeitig große Dollarsummen insbesondere nach Europa, 
wo die boomende Wirtschaft für ein gutes Investitionsklima sorgte und kurzfristige 
Zinssätze günstiger waren als in den USA. Befürchtungen bezüglich der Entwick-

73 John F.Kennedy, A Democrat Looks at Foreign Policy, in: Foreign Affairs 36 (1957), S.44-53, 
hier S. 49. 

74 John F. Kennedy Presidential Library, Boston (JFKL), Gilpatric Papers, Box 8, Report of Senator 
Kennedy's National Security Policy Committee, December 1960, o.D. 

75 Vgl. den Rechenschaftsbericht des Präsidenten der Vereinigten Staaten, Dwight D. Eisenhower, 
über seine Amtszeit 1953-1961, Botschaft über die Lage der Nation (State of Union Message) an 
den amerikanischen Kongreß vom 12.1. 1961, abgedruckt in: Europa Archiv (EA) 3/1961, 
S.D 74-87, bes. S.D 87. Während sich in den Jahren 1951 bis 1957 das amerikanische Zahlungsbi­
lanzdefizit auf durchschnittlich etwa 1 Mrd. Dollar pro Jahr belief, stieg dieses Defizit 1958 auf 
3,5 Mrd. Dollar, 1959 auf 3,8 Mrd. Dollar. Im Vergleich hierzu wuchsen die Dollarguthaben ande­
rer Staaten von 8,4 Mrd. Dollar 1950 auf fast 15 Mrd. Dollar 1957. Weil jedoch diese ausländi­
schen Dollarguthaben entweder als solche stehen blieben oder allenfalls auf Dollar lautende For­
derungen waren, bewirkte das amerikanische Dollardefizit zunächst keinen größeren Dollarab­
fluß aus den USA. 
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lung des Dollarwerts verstärkten diesen Trend und verursachten zudem einen weite­
ren Abfluß amerikanischer Goldreserven76. 1960 belief sich das US-Zahlungsbilanz­
defizit auf 3,9 Mrd. Dollar. Insbesondere erwies sich der Dollarabfluß aus den USA 
in Form von Dienstleistungen und vor allem Verteidigungsausgaben und Stationie­
rungskosten in Europa, letztere in Höhe von etwa 3 Mrd. Dollar pro Jahr77, als eine 
auf Dauer zu starke Belastung der US-Währung. Noch in den letzten Wochen seiner 
Amtszeit hatte Präsident Eisenhower Maßnahmen zur Verbesserung der Zahlungsbi­
lanz eingeleitet. Die Frage der Zahlungsbilanz nahm nun auch unter Kennedy einen 
Platz an der Spitze der europapolitischen Agenda ein. Sie war für die neue Admini­
stration nie nur eine Frage amerikanischer Außenwirtschaftspolitik oder eine bilate­
rale Angelegenheit zwischen Washington und Bonn oder Paris, sondern sie war Be­
standteil, ja Ausgangspunkt und Determinante des europapolitischen Konzepts und 
Handelns der demokratischen Administration. Im wachsenden Zahlungsbilanzdefi­
zit, dem steigenden Dollarabfluß nach Europa (und auch nach Japan) sowie dem sin­
kenden weltweiten, vor allem aber europäischen Vertrauen in den Dollar als Weltre­
servewährung erkannten Kennedys wirtschafts- und finanzpolitische Berater schon 
vor dem 20. Januar 1961 eine Gefährdung der amerikanischen Hegemonie über Euro­
pa und den Beginn eines wirtschaftlichen wie politischen Niedergangs der USA78. 

Hinter der Problematik des Zahlungsbilanzdefizits stand freilich ein schwieriges 
politisches Dilemma: Wollten die USA das Defizit reduzieren, auch um weiterhin 
weltweit als wirtschaftliche und finanzielle Führungsmacht anerkannt zu werden, 
mußten sie in erster Linie ihre Militärausgaben und Stationierungskosten einschrän­
ken. Genau diese aber hatten ganz wesentlich zum Aufbau und Ausbau der amerika­
nischen Hegemonialposition insbesondere in Europa beigetragen und sicherten deren 
Fortdauer79. Die „imperiale Last" auf den Schultern Amerikas ließ sich Anfang der 
sechziger Jahre angesichts der etablierten und fixierten Führungsrolle der USA, aber 
auch angesichts ökonomischer Notwendigkeiten nicht mehr vermindern, ohne daß 
uno actu die globale Rolle Amerikas und seine Wirtschaft Schaden genommen hät­
ten80. Aus Hegemoniewillen war Hegemoniezwang geworden - und der kostete sei­
nen Preis. 

76 Siehe hierzu: Programm zum Ausgleich der amerikanischen Zahlungsbilanz, Botschaft des Präsi­
denten der Vereinigten Staaten, John F.Kennedy, an den amerikanischen Kongreß vom 6.2. 
1961, abgedruckt in: EA 8/1961, S.D 217-226, bes. S.D 218f. 

77 Vgl. ebenda, S.D 226. 
78 Zit. nach William S.Borden, Defending Hegemony: American Foreign Economic Policy, in: Tho­

mas G. Paterson (Hrsg.), Kennedy's Quest for Victory. American Foreign Policy, 1961-1963, 
New York 1989, S.57-85, hier S.63. Vgl. auch Walt W. Rostow, The Diffusion of Power. An Es­
say in Recent History, New York 1972, S. 136-147. 

79 Vgl. Frank Costigliola, The Pursuit of Atlantic Community: Nuclear Arms, Dollars, and Berlin, 
in: Paterson, Kennedy's Quest, S. 24-56, hier S. 26. 

80 Den Begriff der „imperial burden" prägte der Kennedy-Kritiker David Calleo in seinem Buch 
The Imperious Economy, Cambridge, Mass., 1982; vgl. auch ders./Benjamin Rowland, America 
and the World Political Economy, Bloomington 1973. 
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Am 10./11. Februar 1961 hatte in Paris eine Konferenz der Regierungschefs der 
EWG-Staaten stattgefunden, die nicht nur den Ausbau der wirtschaftlichen Bindun­
gen zwischen den Sechs begrüßte und sich zu einer Verstärkung des Handels auch 
mit Großbritannien und den übrigen EFTA-Ländern bekannte, sondern die darüber 
hinaus ihrem Willen Ausdruck verlieh, „geeignete Mittel und Wege zu finden, um 
eine engere politische Zusammenarbeit zu organisieren"81. In Paris wurden die von 
de Gaulle erstmals 1960 in Rambouillet ventilierten Pläne zur Schaffung eines durch 
Regierungskonferenzen geführten „Europas der Vaterländer" einer Studienkommis­
sion unter der Leitung des französischen Diplomaten Christian Fouchet übergeben. 
Doch Washington wußte, daß die Europapolitik des französischen Präsidenten un­
ter dem Deckmäntelchen des Ausbaus der europäischen Integration letzten Endes 
auf die Europäisierung Europas unter Pariser Führung zielte und darum eine eindeu­
tig gegen die USA gerichtete Wendung hatte. Um so wichtiger war es, gerade gegen­
über dem europäischen Schlüsselstaat Bundesrepublik Deutschland die amerikani­
sche Position deutlich zu machen. Ein Besuch von Bundesaußenminister von Brenta­
no in Washington nur wenige Tage nach dem EWG-Gipfel gab dazu die Gelegenheit. 
Die internen amerikanischen Arbeitspapiere lassen erkennen, daß Washington nach 
wie vor die europäische Integration begrüßte, immer allerdings als Instrument zur 
Stärkung von N A T O und einer bisher nur vage definierten Atlantischen Gemein­
schaft82. Die Befürwortung der Initiative de Gaulles zur Stärkung der Einheit Euro­
pas und damit auch der NATO konnte indes die Skepsis hinsichtlich des französi­
schen Verstoßes nicht verbergen, insbesondere falls die Sechs nun planten, vom bis­
herigen Weg der Föderalisierung Europas abzuweichen: „We would of course look 
with some concern upon the divorce of any political mechanism ultimately establish-
ed from the economic integration movement and the Community framework."83 

Washington wußte, wie rasch mangels eines ausreichenden Gegengewichts eine 
nicht mehr supranationale Europäische Gemeinschaft französischer Dominanz an­
heimfallen würde und damit immer weniger als zweite Säule einer amerikanisch ge­
führten Atlantischen Gemeinschaft in Betracht käme. Die Frage nach der Gestalt die­
ser Atlantischen Gemeinschaft rückte in den ersten Monaten der Kennedy-Admini­
stration immer stärker in den Mittelpunkt der US-Außenpolitik. Deutlich wird dies 
beispielsweise im sogenannten Acheson Report, einem umfangreichen Grundsatzpa­
pier mit dem Titel „A Review of North Atlantic Problems for the Future", das für 
die Errichtung eines „Atlantic Commonwealth" plädierte84. Acheson betrachtete -
ganz in der Kontinuität der amerikanischen Außenpolitik der späten vierziger und 
frühen fünfziger Jahre, die er als Außenminister Trumans maßgeblich mitgestaltet 

81 Kommunique über die Konferenz der Regierungschefs der EWG-Staaten in Paris vom 11.2. 1961, 
abgedruckt in: EA 5/1961, S.D 128f. 

82 JFKL, POF, Countries, Box 117, Folder Germany - Security, 1/61-6/61, Talks with German 
Foreign Secretary von Brentano, Talking Points Paper, Europe of the Six, 16.2. 1961. 

83 Ebenda. 
84 JFKL, NSF, Box 220, A Review of North Atlantic Problems for the Future, März 1961. 
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hatte - ein wichtiges Ziel der USA als erreicht: „Franco-German solidarity has now 
become a basic tenet of both de Gaulle's and Adenauer's policy too."85 Den Zielen 
der amerikanischen Nachkriegspolitik entsprach auch seine weitere Analyse: „An in-
tegrated European Community promises a strengthened Europe, with which the 
U. S. could work more closely than with separate weaker nations. Such a strengthen­
ed Europe is needed to meet the continued growth of Soviet power, against which 
the essentially national and loosely coordinated efforts of the past will no longer suf-
fice."86 

Die Gipfelbegegnung zwischen dem amerikanischen und dem französischen Präsi­
denten Ende Mai 1961 war für die außenpolitischen Instanzen in Washington, an­
knüpfend an entsprechende Papiere der Vorgängeradministration, Anlaß für eine 
Analyse der bilateralen Beziehungen wie der amerikanischen Europapolitik allge­
mein, aber auch, über eine Lagebeschreibung hinausgehend, für eine Definition von 
politischen Zielen. Ein Grundsatzpapier unterschied zunächst zwischen kurz- und 
langfristigen amerikanischen Zielen. Die kurzfristigen spiegelten den politischen Op­
timismus, aber auch das Selbstbewußtsein der neuen US-Regierung wider: „Short 
term objectives are: (1) to project into Europe the image of new and vigorous Ameri­
can leadership. (2) to leave the impression that the overwhelming importance of the 
common purpose and accomplishments of France and the U. S. far outweigh the rela-
tively minor differences between the two countries."87 Langfristig hingegen ging es 
den USA darum, Frankreichs Stärke wiederum der Allianz und der „gemeinsamen 
Sache" zuzuführen.88 Daß amerikanische Frankreich- oder Europapolitik immer 
gleichzeitig auch Deutschlandpolitik war, hatte sich auch unter Kennedy nicht verän­
dert. Dies wurde besonders deutlich an der amerikanischen Haltung gegenüber dem 
französischen Nuklearprogramm. Hier müsse es das Ziel der USA sein: „to so con-
duct ourselves regarding France's nuclear program as to prevent proliferation, espe-
cially across the Rhine."89 Deutlicher als in den Jahren zuvor wird hier ein entschei­
dender Grund sichtbar, warum sich Washington so massiv weigerte, die französi­
schen Nuklearambitionen zu unterstützen. Der Errichtung einer französischen 
Atommacht mußten nach Einschätzung der USA entsprechende deutsche Bestrebun­
gen auf dem Fuß folgen90. Und an einer nationalen deutschen Atombewaffnung 
konnte Washington angesichts der ungelösten deutschen Frage und angesichts des 
amerikanischen politischen Imperativs der Einbindung der Bundesrepublik in die 
westliche Gemeinschaft keinerlei Interesse haben. Allenfalls an einem Partizipations­
modell im Rahmen der N A T O und damit unter amerikanischer Kontrolle, wie es seit 

85 Ebenda, S. 24. 
86 Ebenda. 
87 NA, RG 218, JCS Files, France 1961, 9164/9700, Box 175, President's Visit to De Gaulle, Paris, 

May 31-June 2, 1961, Scope Paper, 15.5. 1961. 
88 Ebenda. 
89 Ebenda. 
90 Vgl. hierzu JFKL, NSF, Countries, Box 70-71, Folder France - General, 3/16/61-4/21/61, Memo­

randum, subject: A New Approach to France, 21.4. 1961. 
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1959/60 dies- und jenseits des Atlantiks verstärkt diskutiert worden war. Die ver­
schiedenen Entwürfe nuklearer Partizipation mündeten 1962 in das MLF-Konzept, 
die sicherheitspolitisch-strategische Säule von Kennedys Grand Design. 

1961 in Paris war es eines der wichtigsten amerikanischen Anliegen, den Fortgang 
der europäischen Integration, freilich ohne anti-amerikanische Wendung, zu si­
chern. Mit dem britischen und insbesondere dem deutschen Argument glaubte man 
in Washington de Gaulles Unterstützung für eine Fortführung des supranationalen 
Integrationsprozesses gewinnen zu können91. Washington wußte, daß ohne Frank­
reich die europäische Integration Fragment und bedeutungslos sein würde und daß 
sich damit eben nicht nur für Frankreich, sondern auch für die USA das deutsche 
Problem erneut stellen würde. Die partielle deutschlandbezogene amerikanisch-fran­
zösische Interessenidentität war nicht zu übersehen: „( . . . ) de Gaulle's support for 
European integration is likewise best means to avoid resurgent German nationa-
lism."92 Das Schlagwort „Europäisierung Europas" beherrschte die Gespräche zwi­
schen Kennedy und de Gaulle über die europäische Integration93. Ganz im Sinne 
der amerikanischen Politik der späten fünfziger Jahre unterstrich Kennedy: „( . . . ) 
while the Common Market would create economic problems for the United States, 
( . . . ) it would greatly strengthen Europe, politically as well as economically, and 
that for this reason its advantages, even to America, far outweighed its draw-
backs."94 Deutlich machte Kennedy allerdings auch, daß für die USA der Beitritt 
Großbritanniens zur EWG, eben um Europa politisch und ökonomisch zu stärken, 
eine wichtige politische Priorität sei. So zeichneten sich bereits im Frühsommer 
1961 die groben Konturen der europapolitischen Kontroverse zwischen Washington 
und Paris und dann auch Bonn der Jahre 1962 und danach ab. In ihrem Zentrum 
standen, wie gezeigt, das von Washington und London favorisierte Konzept einer 
Atlantischen Gemeinschaft mit einem politisch, wirtschaftlich und militärisch rela­
tiv starken, doch unter fortdauernder amerikanischer Dominanz stehenden europäi­
schen Pfeiler einerseits und das von de Gaulle verfolgte Ziel der Europäisierung Eu­
ropas, das die Errichtung einer staatenbündisch organisierten „Dritten Kraft Euro­
pa" vorsah. 

Für eine gewisse Zeit stellte die Berlin-Krise die Geschlossenheit der westlichen 
Allianz wieder her, in deren Zentrum die erneute Anerkennung der amerikanischen 
Führung stand. Bonn und auch Paris wurde in den Monaten der Krise klar, wie eng 
die amerikanische Dominanz gegenüber Europa und der amerikanische Schutz für 

91 NA, RG 218, JCS Files, France 1961, 9164/9700, Box 175, President's Visit to de Gaulle, Scope 
Paper, 15. 5. 1961: „(...) it would be wise to point out our belief that the U. K.'s future is in Euro­
pe - and we have indicated so to Macmillan - and that burgeoning German strength could go the 
narrow, nationalistic path again if the European goal is lost." 

92 JFKL, POF, Countries, Box 116 A, Folder France - Security 1961 (A), President's Visit to De 
Gaulle, Paris, May 31-June 2, 1961, Talking Points (Summary of Scope Paper), 27.5. 1961. 

93 Zu den Pariser Gesprächen vgl. ausführlich Arthur M.Schlesinger, A Thousand Days: John 
F. Kennedy in the White House, Boston 1965, S. 293-300. 

94 Ebenda, S.299. 
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Europa - klassischer Beleg für ein hegemoniales Verhältnis - miteinander verflochten 
waren und wie deutlich auch Washington ein Junktim zwischen dem einen und dem 
anderen herstellte. Auf der anderen Seite jedoch übertrugen sich die europa- und 
bündnispolitischen Differenzen insbesondere zwischen den USA und Frankreich 
auch auf die Berlin-Politik. Sie traten zutage bei der Suche des Westens nach geeigne­
ten Reaktionen auf das östliche Vorgehen in Berlin und bei dem von Washington -
und auch London - ausgehenden Bemühen um eine Lösung der Berlin-Frage im spe­
ziellen und eine ost-westliche Entspannung im allgemeinen. Es war das Dilemma der 
Bundesrepublik, daß sie auf amerikanischen Schutz - nicht nur in West-Berlin - an­
gewiesen war und auch darum die Allianz mit den Vereinigten Staaten erhalten muß­
te, gleichzeitig aber in der Deutschland- und Ostpolitik wie auch in Fragen der Ab­
rüstung eine andere Linie vertrat als die USA. Dieser Gegensatz trug zur Intensivie­
rung des deutsch-französischen Verhältnisses bei, der aber keine volle Identität der 
politischen Interessen zugrunde lag, sondern erkennbar auch das Bestreben de Gaul­
­es, für seine gegen Amerika gerichtete Politik einen Bundesgenossen zu finden. Der 
französische Staatspräsident verstand es geschickt, sich die Ängste, Sorgen und Vor­
behalte der Bundesrepublik gegenüber der amerikanischen Politik für seine politi­
schen Ziele nutzbar zu machen. 

Auch amerikanischen Beobachtern war klar, daß eine Verschlechterung des 
deutsch-amerikanischen Verhältnisses die Bundesrepublik dazu motivieren könnte, 
die französische Option - nicht nur vorübergehend - aufzugreifen. Doch trotz solch 
mahnender Stimmen - eines Henry Kissinger beispielsweise95 - blieb das deutsch­
amerikanische Verhältnis gespannt, ja verschlechterte sich im Frühjahr 1962 zuneh­
mend. Paris indes unterstützte die deutsche Haltung in der Berlin- und Deutsch­
land-Frage und lancierte just auf dem Höhepunkt des deutsch-amerikanischen Kon­
flikts eine Einladung an Adenauer zu einem Staatsbesuch nach Frankreich. Diese 
traf auf einen über die USA enttäuschten und verbitterten Bundeskanzler, dessen Re­
aktion auf die amerikanische Politik de Gaulle nur willkommen sein konnte: „Unter 
Umständen müßten wir bereit sein, mit den Amerikanern einige Jahre in Spannung 
zu leben. Wir müßten mehr auf das deutsch-französische und das europäische Pferd 
setzen."96 In Washington kursierten Gerüchte über eine entstehende deutsch-franzö­
sische Achse. Kennedys Kommentar dazu gegenüber dem französischen Kulturmini­
ster Andre Malraux war deutlich: „If there was to be such an axis, the President 
would be glad to let it try to handle the Berlin affair."97 Intern sprach der Präsident 

95 Kissinger argumentierte: „Progress in our NATO planning depends also to a considerable extent 
on the ability to keep the present psychological State in Germany. Any deterioration in this re-
spect might induce the Germans to pick up their French Option." Vgl. JFKL, NSF, Meetings and 
Memoranda, Box 320-321, Folder Staff Memoranda, Henry Kissinger, 2/13/62-2/28/62, Memo­
randum, Henry Kissinger, Summary of Conversations in Germany about Negotiations, 21.2.1962. 

96 Zit. nach Horst Osterheld, „Ich gehe nicht leichten Herzens . . . " . Adenauers letzte Kanzlerjahre 
- ein dokumentarischer Bericht, Mainz 1986, S. 111, 9.5. 1962. 

97 JFKL, NSF, Countries, Box 71A, Folder France - General, 5/10/62-5/11/62, Meeting in the Ca-
binet Room, Kennedy, Alphand, Malraux, Lebel, Bundy, 11. 5. 1962. 



328 Eckart Conze 

eine noch andere Sprache, der man anmerkt, daß er die Grundfesten der US-Europa­
politik gefährdet sah: „If Europe were ever to be organized so as to leave us outside, 
from the point of view of these great issues of policy and defense, it would become 
most difficult for us to sustain our present guarantee against Soviet aggression. We 
shall not hesitate to make this point to the Germans if they show signs of accepting 
any idea of a Bonn-Paris axis. General de Gaulle really cannot have both our mili-
tary presence and our diplomatic absence."98 Doch Drohungen allein reichten nicht 
aus, um die französische Europa- und NATO-Politik zu konterkarieren, die Allianz 
zusammenzuhalten, ohne ihre Führung abzugeben, die Integration Europas zu un­
terstützen, ohne damit gegen langfristige amerikanische Eigeninteressen zu handeln, 
und sich die Bundesrepublik als loyalen Bündnispartner zu erhalten, ohne die Ansät­
ze einer west-östlichen Entspannungspolitik aufzugeben. Die Schaffung eines politi­
schen Gesamtkonzepts aus diesen so verschiedenen, zum Teil gegenläufig erscheinen­
den Zielsetzungen stand im Mittelpunkt der amerikanischen Außenpolitik insbeson­
dere des Jahres 1962. Die Bündelung all dieser heterogenen außenpolitischen Interes­
sen der USA mündete in Kennedys „Grand Design of Atlantic Partnership". 

Das Grand Design, ein Begriff, den in unserem Kontext der amerikanische Publi­
zist Joseph Kraft prägte", war der Versuch der Kennedy-Regierung, die amerika­
nisch-westeuropäischen politischen, wirtschaftlichen und militärischen Beziehungen 
in einem Gesamtkonzept zu integrieren. Dabei ging es Washington nicht nur dar­
um, der auf Europa zielenden Politik de Gaulles entgegenzuwirken, sondern auch 
langfristig der wirtschaftlichen und politischen Herausforderung des Gemeinsamen 
Marktes zu begegnen. Vor diesem Hintergrund verfolgte das Grand Design folgen­
de, eng miteinander verbundene Nahziele: den EWG-Beitritt Großbritanniens, die 
Erhöhung amerikanischer Exporte durch Verminderung transatlantischer Zoll­
schranken, eine stärkere Beteiligung der Europäer an den westlichen Verteidigungs­
lasten und die Kanalisierung der europäischen Nuklearambitionen und -programme 
in einer multilateralen, amerikanisch kontrollierten Atomstreitmacht, der MLF100. 
Keines dieser Ziele war für sich genommen neu. Einzelne Punkte waren, wie ge-

98 Ebenda, 5/16/62-5/18/62: Memorandum for William H. Brubeck, Executive Secretary, Depart­
ment of State, 18.5. 1962. 

99 Joseph Kraft, The Grand Design: From Common Market to Atlantic Partnership, New York 
1962; vgl. auch Schlesinger, A Thousand Days, S. 702. Im europapolitischen Kontext wurde der 
Begriff „Grand Design" bereits 1957 verwandt, als der britische Staatsminister im Foreign Of­
fice, David Ormsby-Gore, in der Kennedy-Zeit Londons Botschafter in den USA, die Zusam­
menlegung aller parlamentarischen oder Vertreterversammlungen westeuropäischer oder trans­
atlantischer Organisationen vorschlug, um die Entwicklung einer atlantischen Gemeinschaft zu 
fördern. Vgl. hierzu M.Margaret Ball, N.A.T.O. and the European Union Movement, London 
1959, S. 409-412. 1960 sah eine „Grand Design" betitelte Denkschrift des britischen Premiermini­
sters Macmillan vor: „to call attention to the need to organize the great forces of the Free World -
U. S. A., Britain and Europe - economically, politically and militarily in a coherent effort to with-
stand the Communist tide all over the World." Vgl. Harold Macmillan, Memoirs (Bd. 5: Pointing 
the Way, 1959-1961), London 1972, S. 323-326. 

100 Vgl. Costigliola, The Pursuit of Atlantic Community, S. 27. 
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zeigt, bereits auf der europapolitischen Agenda der Administration Eisenhower auf­
getaucht, andere fügten sich von ihrer Intention her in die langfristige europapoliti­
sche Konzeption der USA seit der Zeit des Marshall-Plans. Neu war indessen die 
Bündelung all dieser Interessen in einem kohärenten und umfassenden politischen 
Programm, das die Schaffung einer Atlantischen Gemeinschaft anstrebte, eine kon­
kret definierte Partnerschaft „zwischen der neuen, gegenwärtig in Europa entstehen­
den Union und der alten amerikanischen Union", wie sie John F. Kennedy in seiner 
Rede zum 4. Juli 1962 postulierte, in der er auch die Bereitschaft der USA zu einer 
„Erklärung der gegenseitigen Abhängigkeit" („Declaration of Interdependence") an­
bot101. 

Wirtschafts- und handelspolitisch war das Grand Design um den Trade Expansion 

Act (TEA) zentriert, den der amerikanische Kongreß im Herbst 1962 verabschiedete. 
1962 lief der noch aus der Roosevelt-Zeit stammende Reciprocal Trade Agreements 

Act, seinerzeit Indiz für die Abkehr Washingtons vom ökonomischen Multilateralis­
mus, aus, der dem Präsidenten das Recht zu bilateralen Zoll- und Handelsabkom­
men gab. Bereits 1960 hatte ein wirtschaftspolitisches Beratergremium des Presi-

dent-Elect Kennedy gefordert, das alte Gesetzeswerk durch ein den aktuellen Erfor­
dernissen angemessenes Handelsausweitungsprogramm zu ersetzen. Für die Kenne­
dy-Administration sprachen vor allem zwei Gründe für ein solches Programm: 
Zum einen stand der TEA völlig in der Kontinuität der prinzipiellen amerikanischen 
Freihandelspolitik und war der Versuch, den in Europa entstehenden Gemeinsamen 
Markt mit seinem gemeinsamen Außenzoll (Common External Tariff- CXT) in ein 
weltweites Freihandelssystem einzubinden. Zum anderen jedoch machte das stetig 
weiter wachsende US-Zahlungsbilanzdefizit die Erhöhung amerikanischer Exporte, 
insbesondere nach Europa, zur ökonomischen Notwendigkeit. Dem Präsidenten 
war klar, daß die USA ohne höhere Exportüberschüsse ihren weltweiten, vor allem 
militärischen Verpflichtungen bald nicht mehr würden nachkommen können: „If we 
cannot keep up our export surplus, we shall not have the dollar exchange with 
which to meet our overseas military commitments. ( . . .) We must either do a good 
job of selling abroad or pull back."102 

Über die ökonomische Dimension hinaus zielte der TEA auf den Beitritt Großbri­
tanniens zur EWG, ja setzte diesen voraus103. Während das Gesetz dem Präsidenten 
generell die Möglichkeit einräumte, auf der Grundlage der Gegenseitigkeit Zollsen-

101 Rede des amerikanischen Präsidenten, John F. Kennedy, anläßlich der Unabhängigkeitsfeier am 
4. Juli 1962 in Philadelphia, abgedruckt in: EA 14/1962, S.D 373-376, hier S.376. 

102 Zit. nach Frank Costigliola, The Failed Design: Kennedy, de Gaulle, and the Struggle for Europe, 
in: Diplomatic History 8 (1984), S. 227-251, hier S.229. 

103 Vgl. hierzu George M. Taber, John F.Kennedy and a Uniting Europe: The Politics of Partnership, 
Brügge 1969, S.61. Obwohl über 20 Jahre alt, kann Tabers Studie noch immer als eine der weni­
gen Arbeiten gelten, die sich mit der Frage nach der Politik der Kennedy-Administration hin­
sichtlich der europäischen Integration beschäftigten. Auch wenn Taber nur auf publizierte Quel­
len zurückgreift, halten seine Befunde und Einschätzungen größtenteils der Prüfung im Lichte 
neuer Quellen und Dokumente stand. 
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kungen von bis zu 50 Prozent vorzunehmen, enthielt es darüber hinaus „eine Son­
dervollmacht, die sich auf Verhandlungen mit der EWG erstreckt, um die Zölle für 
diejenigen Warengruppen zu senken oder abzuschaffen, bei denen der Anteil der 
Vereinigten Staaten und der EWG am Welthandel (. . .) 80 Prozent oder darüber be­
trug"104. Mit Ausnahme von Düsenflugzeugen und Margarine erreichte jedoch der 
Anteil von EWG und USA am Welthandel bei einer Vielzahl von Produkten nur 
dann 80 Prozent, wenn man Großbritannien bereits der EWG zurechnete105. Wa­
shington förderte, ja forcierte die britische EWG-Mitgliedschaft, weil London inner­
halb der Europäischen Gemeinschaften das Gewicht der freihandelsorientierten Staa­
ten erhöhen und damit Tendenzen zur Errichtung eines nach außen abgeschlossenen 
Binnenhandelsblocks entgegenwirken würde. Über diese ökonomischen Erwägun­
gen hinaus sprach jedoch in Washingtoner Sicht auch ein gewichtiger politischer 
Grund für eine baldige englische Beteiligung am Prozeß der sich 1961/62 offenbar 
erneut dynamisierenden europäischen Integration. In den Worten Arthur Schlesin­
gers: „London could offset the eccentricities of policy in Paris and Bonn."106 George 
Ball betonte: „An enduring European edifice could never be built merely on a Fran-
co-German rapprochement."107 Hinter diesen Aussagen stand das amerikanische In­
teresse, via London nicht nur den europäischen Einigungsprozeß weiter im eigenen 
Sinne steuernd zu begleiten, sondern auch die französische Europapolitik zu konter-
karieren, die in allen Politikfeldern die amerikanische Dominanz in Europa in Frage 
stellte und statt dessen auf ein unter französischer Führung stehendes Kontinentaleu­
ropa hinarbeitete. Dieser Ambition de Gaulles konnte freilich nur dann Erfolg be­
schieden sein, wenn es ihm gelang, die Bundesrepublik auf die französische Seite zu 
ziehen. Dafür allerdings war die Situation im Jahre 1962 denkbar günstig. Der deut­
schen Enttäuschung über die USA, kulminierend in der tiefen Vertrauenskrise des 
April 1962, folgte der „Sommer der deutsch-französischen Freundschaft" (Hans-Pe­
ter Schwarz). Die Staatsbesuche Adenauers in Frankreich und de Gaulles in Deutsch­
land setzten nicht nur symbolische Zeichen der deutsch-französischen Aussöhnung, 
sondern verschafften dem französischen Präsidenten in der Bundesrepublik eine Po­
pularität, von der die bilaterale Politik zehren konnte. Als nämlich im Sommer 1962 
alle Versuche zur Wiederbelebung des EPU-Projekts scheiterten, war Adenauer be­
reit, mit de Gaulle den Weg einer institutionalisierten bilateralen deutsch-französi­
schen Zusammenarbeit zu gehen108. Von den Staatsbesuchen des Sommers 1962 führ­
te eine Linie direkt zum deutsch-französischen Vertrag im Januar 1963. Die USA wa-

104 Botschaft des amerikanischen Präsidenten, John F. Kennedy, an den amerikanischen Kongreß vom 
25. 1. 1962 zum Außenhandelsprogramm, abgedruckt in: EA 7/1962, S.D 189-200, hier S.D 197. 

105 In einem Zeitzeugengespräch gab Außenminister Dean Rusk später zu Protokoll, der TEA sei 
eindeutig unter Vorwegnahme des britischen EWG-Beitritts konzipiert worden; vgl. JFKL, Oral 
History (OH) Dean Rusk, S. 192. 

106 Schlesinger, A Thousand Days, S. 705. 
107 George Ball, The Past Has Another Pattern, New York 1982, S.210. 
108 Vgl. hierzu Georges-Henri Soutou, Le general de Gaulle et le plan Fouchet, in: Institut Charles de 

Gaulle (Hrsg.), De Gaulle en son siècle, Bd. 5, S. 126-143, hier S. 139. 
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ren über den Gedanken eines solchen Vertrages informiert, und sie billigten dieses 
Vorgehen109. 

Die Entwicklung des deutsch-französischen Verhältnisses stieß in Washington, 
ganz in der Logik der langfristigen amerikanischen Europapolitik, zunächst auf 
eine positive, von Selbstsicherheit gekennzeichnete Bewertung. Dieser lag die Ein­
schätzung zugrunde, daß die Bundesrepublik wegen ihrer sicherheitspolitischen Ab­
hängigkeit die Allianz mit den USA nicht auf das Spiel setzen würde. So sehr der 
Bundeskanzler Advokat enger deutsch-französischer Beziehungen sei, so wenig 
werde er diesen Vorrang vor der deutsch-amerikanischen Partnerschaft einräu­
men110. Gegenüber Kennedy unterstrich Außenminister Rusk diese Bewertung der 
deutsch-französischen Beziehungen: „As long as we are not confronted with a clos-
ed French-German system (and there is at present no reason to assume that we are) 
we should welcome this development because intimate French-German relations are 
a sine qua non for greater European Integration. General de Gaulle's spectacular 
visit to Germany has certainly been a great and lasting contribution to French-Ger­
man reconciliation."111 Noch deutlicher wurde Sicherheitsberater Bundy, diesmal 
allerdings gegenüber dem Bundeskanzler: „Während der nächsten 15 Jahre wird 
ohnehin keines dieser drei Länder (Großbritannien, Frankreich oder die Bundes­
republik; E.C.) die Führungsmacht in Europa sein, sondern das werden die USA 

s e i n . " 1 1 2 

Woher rührte, angesichts der tiefen Enttäuschung Adenauers über die Politik Wa­
shingtons und angesichts der gegen die USA gerichteten Politik de Gaulles, diese Zu­
versicht Washingtons? Das Argument der Abhängigkeit der Bundesrepublik von den 
USA wurde bereits erwähnt. Doch darüber hinaus hielt Washington noch einen an­
deren Trumpf in der Hand, den es im Ringen um die Bundesrepublik gegen de Gaul­
le ausspielen zu können glaubte: die nukleare Karte, das Konzept der MLF. Nach der 
Kuba-Krise, aus der die USA gestärkt hervorgingen, rückte die MLF ins Zentrum 
der amerikanischen Europapolitik. Auch diese Initiative verfolgte letztlich keinen an­
deren Zweck als einerseits die Aufrechterhaltung der amerikanischen Hegemonie ge­
genüber einem sich weiter einigenden und stärker werdenden Westeuropa, anderer­
seits die Kanalisierung eventueller westdeutscher nuklearer Ambitionen und damit 
die feste Einbindung der Bundesrepublik in das atlantische, amerikanisch dominier­
te Lager. Das MLF-Konzept lief freilich der französischen Politik diametral entge­
gen. Statt zur weltpolitischen Autonomie Europas beizutragen, verstärkte es in den 
Augen de Gaulies, der die amerikanischen Intentionen illusionslos interpretierte, die 

109 Zur Vorgeschichte des Elysée-Vertrags vgl. Hans-Peter Schwarz, Le président de Gaulle, le chan-
celier fédérale Adenauer et la genese du traité de l'Elysée, in: Institut Charles de Gaulle (Hrsg.), 
De Gaulle en son siècle, Bd. 5, S. 364—373. 

110 Vgl. JFKL, NSF, Countries, Box 75-81, Folder Germany - General, 8/3/62, Department of State, 
Research Memorandum, West Germany: Political and Economic Perspectives, 3.8. 1962. 

111 JFKL, NSF, Countries, Box 71 A, Folder France - General, De Murville Talks, 10/9/62, Memo­
randum for the President, 8.10. 1962 (Hervorhebung im Original). 

112 Osterheld, „Ich gehe nicht leichten Herzens", S. 148 (Tagebucheintrag vom 2. 10. 1962). 
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Abhängigkeit der europäischen Staaten von den USA, die Schwäche Europas in der 
amerikanisch-sowjetischen Bipolarität. 

Nach den britisch-amerikanischen Nuklearvereinbarungen von Nassau im De­
zember 1962, deren europapolitisches Schadenspotential die USA klar erkannten, be­
eilte sich Washington, Frankreich ein der Abmachung mit London entsprechendes 
Angebot zu machen, und verließ damit sogar seine bisherige Linie, der Force de Frap-

pe keine Unterstützung zuteil werden zu lassen113. Dennoch war de Gaulles Ableh­
nung vorherzusehen. Dahinter stand freilich ein viel schwerwiegenderes Argument: 
„Any arrangement which envisaged close linkage U. K.-Europe-U. S. would result 
in all involved becoming americanized. Couve not opposed U. S. but wants Europe 
maintain own individuality."114 Gegenüber Paris hatte Washington geschickt die bila­
terale Karte zu spielen versucht, auch um den Eindruck der Gleichrangigkeit Groß­
britanniens und Frankreichs zu erwecken. Gegenüber Bonn brachten die USA An­
fang Januar das multilaterale MLF-Konzept ins Spiel115. Der doppelte Vorschlag -
MLF und Exekutivmechanismus - spiegelte die Bedeutung wider, die Washington 
der nuklearen Frage sowie der Frage des Status der Bundesrepublik innerhalb des 
Westens beimaß, wenn es um die Zustimmung Bonns zur amerikanischen Europapo­
litik ging. Die Rechnung der amerikanischen Führung schien zunächst aufzugehen; 
die euphorische Zustimmung Adenauers zu den von Ball unterbreiteten Vorschlä­
gen am 14. Januar 1963 mußte in den USA als ein politischer Erfolg gewertet wer­
den116. Doch am gleichen Tag fuhr der französische Staatspräsident dem amerikani­
schen Präsidenten in die europapolitische Parade. De Gaulle lehnte auf einer seiner 
inszenierten Pressekonferenzen nicht nur öffentlich den Nassau-Vorschlag Kenne­
dys ab, sondern auch die EWG-Mitgliedschaft Großbritanniens. Statt dessen beton­
te er die nukleare Unabhängigkeit Frankreichs und die Bedeutung der deutsch-fran­
zösischen Beziehungen als Kern der Einigung Europas117. Wohl arrangiert koinzi-
dierte de Gaulles Pressekonferenz mit Kennedys Bericht zur Lage der Nation, in 
dem der US-Präsident nochmals den Konnex zwischen TEA und britischem EWG-
Beitritt unterstrichen hatte118. Der 14. Januar 1963 bedeutete für die USA eine euro-

113 Vgl. dazu den Entwurf eines weiteren Briefs an de Gaulle, den der US-Botschafter in Paris, Boh­
len, Kennedy wenige Tage nach dem ursprünglichen Angebot vom 21.12. 1962 vorlegte; JFKL, 
POF, Countries, Box 116, Folder France - General, 1/63, From Ambassador Bohlen, o.D. 

114 So Couve de Murville gegenüber dem amerikanischen Botschaftsrat in Paris, Cecil Lyon; JFKL, 
NSF, Countries, Box 71 A, Folder France - General, 12/18/62-12/26/62, Lyon (Paris) an Secreta-
ry of State, 24. 12. 1962. Vgl. auch Hervé Alphand, L'étonnement d'etre. Journal 1939-1973, Paris 
1977, S.389 (Tagebucheintrag vom 22.12. 1962). 

115 Vgl. JFKL, POF, Countries, Box 117, Folder Germany - Security, 1/63-3/63, Schreiben Kenne­
dys an Adenauer, 12. 1. 1963. Zur Geschichte der MLF ausführlich: Helga Haftendorn, Kernwaf­
fen und die Glaubwürdigkeit der Allianz: Die NATO-Krise von 1966/67, Baden-Baden 1994, 
S. 112 ff. 

116 Vgl. Schertz, Die Deutschlandpolitik Kennedys und Johnsons, S. 192f. 
117 Pressekonferenz des französischen Staatspräsidenten, Charles de Gaulle, vom 14. 1. 1963, in Aus­

zügen abgedruckt in: EA 4/1963, S. D 87-94. 
118 Vgl. Costigliola, The Failed Design, S.250. 
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papolitische Zäsur. Mit dem französischen Veto, dem bald die Einstellung der EWG-
Beitritts Verhandlungen mit London folgen sollte, war dem TEA, der wirtschaftspoli­
tischen Säule des Grand Design, der Boden entzogen. Auch im sicherheitspolitischen 
Bereich war Washington erfolglos geblieben. Das Beharren de Gaulles auf nuklearer 
Unabhängigkeit durchkreuzte das amerikanische Bemühen um nukleare Zentralisie­
rung und Kontrolle in den integrierten, US-dominierten Strukturen der NATO. 
Was schließlich die von de Gaulle avisierte Institutionalisierung der deutsch-franzö­
sischen Zusammenarbeit betraf, so mußte eine solche Entwicklung letztlich das ge­
samte Konzept der Atlantic Community, die eigentliche Absicht des Grand Design, 
in Frage stellen. Der Abschluß des Elysée-Vertrags, des „Vertrags zwischen der Fran­
zösischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland über die deutsch-französi­
sche Zusammenarbeit", bestätigte das Scheitern des visionären Grand Design in sei­
nen zentralen Punkten. 

Entscheidend für die Überwindung der Krise der amerikanischen Europapolitik, 
welche de Gaulles Veto und der deutsch-französische Vertrag zweifellos bedeuteten, 
war zu einem guten Teil die maßvolle Reaktion Washingtons auf die Entwicklung in 
Europa. Eine Lageanalyse Kennedys vor dem Nationalen Sicherheitsrat am 22. Ja­
nuar 1963, dem Tag der Unterzeichnung des Elysée-Vertrags, strahlte nicht nur Gelas­
senheit aus, sondern konnte dem Vertrag sogar positive Aspekte abgewinnen: „Ha-
ving been turned down by the U. S. and U. K. on the directorate (de Gaulles Direk­
toriumsvorschlag von 1958; E.C.), de Gaulle turned to Germany. This helps to keep 
Germany from looking to the Russians."119 Gegenüber seinem Berater Arthur Schle­
singer äußerte der Präsident: „From a strictly economic viewpoint, we have known 
all along that British membership in the Common Market would be bad for us, so 
we are now better off. On the political side, our chief object was to tie Germany 
more firmly into the structure of Western Europe. Now de Gaulle is doing that in 
his own way."120 Zwar hätte ein britischer EWG-Beitritt Europa gestärkt, und die 
USA hätten diese Stärkung Europas auch gegen ihre wirtschaftlichen Eigeninteressen 
befürwortet. Doch der Realpolitiker Kennedy fügte hinzu: „Wenn Frankreich Groß­
britannien ausschließt, ist das zwar auch ein Rückschlag für uns, ein noch viel größe­
rer Rückschlag aber für das Vereinigte Königreich."121 Im übrigen werde, so Kenne­
dy, Washington auf bündnispolitischem Gebiet seinen Führungsanspruch weiter ver­
folgen und sich dabei vor allem der MLF-Initiative bedienen122. Auf wirtschaftlichem 
Gebiet seien die Europäer nicht mehr so sehr auf die amerikanische Unterstützung an­
gewiesen wie in früheren Jahren. Dies mache sie, so Kennedy, amerikanischem Ein­
fluß weniger zugänglich123. Die Analyse des Präsidenten läßt erkennen, daß die visio-

119 JFKL, NSF, Meetings and Memos, Box 314, Folder NSC Meetings, No.508, 1/22/63, Remarks of 
President Kennedy to the National Security Council Meeting of January 22, 1963. 

120 Schlesinger, A Thousand Days, S. 727. 
121 JFKL, NSF, Meetings and Memos, Box 314, Folder NSC Meetings, No.508, 1/22/63, Remarks of 

President Kennedy to the National Security Council Meeting of January 22, 1963. 
122 Ebenda. 
123 Ebenda. 
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näre Zielsetzung amerikanischer Europapolitik im Zeichen des Grand Design nun ei­
nem realistischeren Ansatz wich. Einen radikalen europapolitischen Kurswechsel 
gab es nicht. Dafür hatten sich die europapolitischen Interessen der USA und die Wa­
shington zur Verfügung stehenden beschränkten Machtmittel zu wenig verändert. 
Dieser Situation entsprach die Bewertung des Elysée-Vertrags durch das Weiße 
Haus, die von der Prämisse ausging, daß mit diesem Vertrag das Ziel der von den 
USA seit Kriegsende betriebenen deutsch-französischen Aussöhnungspolitik erreicht 
sei124. Allein, Frankreich dürfe mit dem Vertrag nun nicht Zwietracht in der westli­
chen Allianz säen: „We value our close relations with France, as with other leading na-
tions of the Free World. But neither we nor any other nation in NATO can afford to 
have our friendship used in a way that affects the legitimate interests of others. It re-
mains to be seen whether this new arrangement will limit the ability of Germany to 
follow her own policy of close Cooperation with other friends."125. Die zentrale Rolle 
der Bundesrepublik, die sich hier andeutete, bestimmte die Europapolitik Kennedys 
in den letzten Monaten seiner Amtszeit. Dabei waren die Wochen nach dem Elysée-
Vertrag in Washington eine Zeit europapolitischen Nachdenkens, die nicht nur nach 
geeigneten unmittelbaren Reaktionen auf die aktuelle Situation suchte, sondern auch 
das amerikanisch-europäische Beziehungsgeflecht konzeptionell beleuchtete. Anfang 
Februar bat Präsident Kennedy den amerikanischen Botschafter in London, David 
Bruce, einen Mann mit langjähriger Europa- und - als ehemaliger Botschafter in 
Bonn - Deutschlanderfahrung, um eine Analyse der amerikanischen Europapolitik 
und die Entwicklung von europapolitischen Optionen für Washington126. 

Der Bruce-Report vom 9. Februar 1963 fügt sich ein in die Reihe zentraler europa­
politischer Grundsatzaussagen amerikanischer Regierungen seit 1945. Dies wird 
deutlich beim Blick auf die von Bruce vorgenommene Zieldefinition der Europapoli­
tik der USA. Seit dem Marshall-Plan habe diese zum einen das Ziel verfolgt, Europa 
ökonomisch und militärisch zu stärken und so gegen die kommunistische Gefahr zu 
immunisieren. Zum zweiten habe die Mobilisierung der europäischen Kräfte die Po­
sition des Westens insgesamt in der Auseinandersetzung mit der Sowjetunion stärken 
sollen. Dabei sei sich Washington bewußt gewesen, daß ein integriertes Europa die­
sem Erfordernis effektiver Rechnung tragen würde als ein Europa einzelner Staa­
ten127. Zum dritten jedoch verwies Bruce auf die deutsche Dimension der europäi­
schen Einigung und unterstrich noch 1963, ganz in der Kontinuität der amerikani­
schen Nachkriegspolitik, ein zentrales Motiv der Unterstützung der europäischen In-

124 Vgl. JFKL, POF, Countries, Box 117, Folder Germany - General, 1/63-6/63, The White House, 
Possible Comment on Franco-German Treaty, 23. 1. 1963. 

125 Ebenda. 
126 Vgl. JFKL, POF, Special Correspondence, Box 28, Folder Bruce, David, Draft Instructions from 

the President to Ambassador Bruce, 4.2. 1963. 
127 JFKL, NSF, Meetings and Memoranda, Box 314, Folder NSC Meetings, 1963, No.510, 4/2/63, 

US Policy in Europe, 9.2. 1963 (Bruce-Report), S.2. Dort heißt es: „The US needs European re-
sources to promote the defense, security, and trade of the free world. And it remains true that 
only a united Europe is likely to generate adequate resources." 
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tegration: „European unity was also judged, from the early days of the Marshall Plan 
and NATO, the most effective framework within which to contain and provide a 
creative outlet for a West Germany which might be tempted to seek reunification 
with East Germany through bilateral arrangements with Moscow, or otherwise 
prove a disruptive element in the world power-balance."128 Aus all diesen Gründen 
blieb für Botschafter Bruce die europäische Integration auch 1963 fundamentales 
amerikanisches Interesse129. Aus diesen drei Imperativen und angesichts der Bedeu­
tung Europas für die Vereinigten Staaten ergab sich die zentrale Forderung des 
Memorandums: „( . . . ) we must have a voice and play a stabilizing role in European 
affairs."130 Kontinuität der konzeptionellen amerikanischen Europapolitik meinte 
allerdings nicht Fortsetzung des bisherigen konkreten europapolitischen Kurses. 
Denn diesem habe de Gaulle drei Hindernisse in den Weg gelegt: die Ablehnung 
des britischen EWG-Beitritts, die französische Weigerung, den Prozeß supranationa­
ler Integration fortzusetzen, und seine Vorstellungen einer europäischen Ordnung 
und der transatlantischen Beziehungen131. Um dieser Politik zu begegnen, müsse 
Washington Europa stärker als bisher als gleichberechtigten Partner behandeln und 
den bisherigen Zustand von amerikanischer Dominanz und europäischer Abhängig­
keit beenden132. Diesem Ziel könne insbesondere das MLF-Konzept dienstbar ge­
macht werden, das den Europäern nicht nur größere Nuklearpartizipation zugeste­
hen werde, sondern auch Ausgangspunkt sein könne für ein höheres Maß an politi­
scher Konsultation133. Darüber hinaus müsse Washington weiterhin alles tun, um 
den europäischen Einigungsprozeß zu fördern134. Was war das Ziel der amerikani­
schen Bemühungen? „The broad strategy outlined above is designed to frustrate de 
Gaulle's efforts to convince the Europeans that immediate Atlantic Cooperation and 
progress towards European unity are mutually antithetical. This is the heart of his 
case to Europe."135 Diese pragmatische Einschätzung bedeutete das Ende der visionä­
ren Ideen des Grand Design, in dem vielfach hehre Gedanken - wie der der Atlantic 

Community - konkrete politische Notwendigkeiten zur Fortentwicklung der euro­
päisch-amerikanischen Beziehungen überlagert hatten. Die Tatsache, daß de Gaulle 
dem Grand Design sein Grand Dessein der französischen Europapolitik gegenüber­
stellte, führte in Washington zurück auf den Weg behutsamer Unterstützung der eu­
ropäischen Integration bei gleichzeitigen konkreten Maßnahmen zur Entkräftung 
der Kritik des französischen Präsidenten an der amerikanischen Hegemonialpolitik. 
Das amerikanische Dominanzinteresse war geblieben, auf seine transatlantische Füh­
rungsrolle konnte Washington nicht verzichten. Bloß trug das Konzept des Bruce-

128 Ebenda, S. 1. 
129 Ebenda, S. 2. 
130 Ebenda, S. 3. 
131 Ebenda. 
132 Ebenda, S.4. 
133 Ebenda, S. 5. 
134 Ebenda. 
135 Ebenda, S. 6. 
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Report der gewachsenen Stärke und dem zunehmenden Selbstbewußtsein Westeuro­
pas und seiner Staaten differenzierter Rechnung als das Grand Design. 

Zwar war die europapolitische Herausforderung der USA 1962/63 eindeutig von 
Frankreich ausgegangen, doch ohne den Schulterschluß mit der Bundesrepublik muß­
te die französische Politik scheitern. Aus diesem Grund empfahl der Bruce-Report 

weder Maßnahmen gegen Frankreich noch einen übereilten Versuch zu einem franzö­
sisch-amerikanischen Ausgleich136. Statt dessen identifizierte Bruce den geeigneten 
Ansatzpunkt für die amerikanische Politik in Bonn, denn für den Erfolg de Gaulles 
hatte die Bundesrepublik zentrale Bedeutung. Statt am Rhein Druck auszuüben, um 
die Ratifizierung des deutsch-französischen Vertrags zu verhindern, sollte Washing­
ton ihm durch behutsames Einwirken auf Bonn seine anti-amerikanische Spitze neh­
men: „We should not make an attempt to prevent ratification of the Franco-German 
treaty. We should, on the other hand, make absolutely clear to Adenauer, his govern-
ment, and Parliament that the stability of U. S.-German relations requires unambig-
uous German commitment, in words and deeds to: 1. NATO; 2. the multilateral 
force - rather than to national or Franco-German nuclear programs; and 3. British ac-
cession to the Common Market. Discreet support should be extended for a Bundestag 
Resolution to this effect, to accompany passage of the Treaty."137 In der Tat zeichnete 
sich hier die Linie der amerikanischen Politik in den Monaten nach dem Januar 1963 
ab. Angesichts der Haltung de Gaulles blieb Washington zur Durchsetzung seiner eu­
ropapolitischen Interessen bis auf weiteres nur der Weg an Frankreich vorbei, der Weg 
insbesondere über Bonn, denn allein dort bestand die Chance, das anti-amerikanische 
Konzept des französischen Präsidenten aus den Angeln zu heben. Noch stärker als in 
den Jahren zuvor wurde die Bundesrepublik Deutschland 1963 Fokus und Haupt­
adressat der amerikanischen Europapolitik, deren Grundlage nun der am 14. März 
1963 auch vom Nationalen Sicherheitsrat gebilligte Bruce-Report war. 

Betrachtet man die Entwicklung des Jahres 1963, so schien die Rechnung des 
Bruce-Reports aufzugehen. Washingtons Europapolitik konzentrierte sich wie kaum 
jemals zuvor auf die Bundesrepublik. Als Ergebnis sanften amerikanischen Drucks, 
in der Folge vieler Gespräche zwischen amerikanischen und deutschen Politikern so­
wie parallel zu den MLF-Verhandlungen der Merchant-Mission138 ratifizierte der 
Deutsche Bundestag im Frühjahr 1963 den deutsch-französischen Vertrag - mit sei­
ner Präambel. In dieser bekannte sich die Bundesrepublik zur europäisch-amerikani­
schen Freundschaft, zur Nordatlantischen Allianz, zur Fortsetzung der supranatio­
nalen europäischen Integration unter Einbeziehung Großbritanniens und zum Ab­
bau von europäisch-amerikanischen Handelsschranken139. Washington hatte es ver-

136 Ebenda, S. 7. 
137 Ebenda, S. 9 (Hervorhebung im Original). 
138 Vgl. hierzu Hoppe, Zwischen Teilhabe und Mitsprache, S. 121-139. 
139 Vgl. Gesetz vom 15.6. 1963 zu der Gemeinsamen Erklärung und zu dem Vertrag vom 22.1. 1963 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik über die deutsch­
französische Zusammenarbeit, abgedruckt in: EA 14/1963, S.D 347f. 
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standen, die Entstehung eines „geschlossenen deutsch-französischen Systems" 
(Rusk) zu verhindern und statt dessen dem Elysée-Vertrag die Funktion eines wichti­
gen Elements innerhalb der transatlantischen Beziehungen gegeben, die das Abkom­
men in französischen Augen wertlos machen mußte. Statt die europäische Rolle und 
Dominanz der USA zu konterkarieren, unterstrich die Präambel diese. Die europa­
politischen Ambitionen de Gaulles waren damit durchkreuzt, und die Abkühlung 
der deutsch-französischen Beziehungen im Sommer 1963 konnte insofern nicht über­
raschen. 

Mit dem Staatsbesuch John F.Kennedys in Deutschland im Juni 1963 machten die 
USA weiterhin verlorengegangenes europapolitisches Terrain wett. Bereits im Janu­
ar hatte Kennedy eine offene Einladung des Bundeskanzlers zu einem Arbeitsbe­
such nach Bonn angenommen140. Mit der Umwandlung dieser Visite in einen Staats­
besuch sowie der Art und Weise seiner Durchführung schlug der amerikanische Prä­
sident den französischen mit dessen eigenen Waffen. Hatte sich de Gaulle 1962 zur 
Vorbereitung des deutsch-französischen Bilateralismus des Instruments symbolträch­
tiger Staatsbesuche bedient, so war Kennedys Aufenthalt in Deutschland ein Jahr 
später nichts anderes als die Anwendung dieses Politikmittels für amerikanische 
Zwecke. Nicht nur hinterließ der junge Präsident in der deutschen Bevölkerung den 
Eindruck dynamischer, kraftvoller amerikanischer Führung, sondern er stellte - ins­
besondere in Berlin141 - das emotionale Band zwischen Deutschen und Amerika­
nern wieder her, das seit dem Mauerbau Schaden genommen hatte. De Gaulle hatte 
es 1962 versäumt, dem geteilten Berlin einen Besuch abzustatten. Kennedy aber er­
kannte, was der Franzose bewußt oder unbewußt ignoriert hatte: wie offen und 
brennend noch immer die Wunden waren, die die Teilung, augenfällig in Berlin, den 
Deutschen geschlagen hatte. Kennedys Rede in der Frankfurter Paulskirche vom 
25. Juni 1963 kann europapolitisch als revidierte Form der „Declaration of Interde-

pendence" vom 4. Juli 1962 in Philadelphia betrachtet werden. Sie entwickelte nicht 
mehr ein visionäres Grand Design, sondern formulierte europapolitische Ziele der 
USA im Sinne einer pragmatischen und interessenorientierten Atlantischen Partner­
schaft. Die drei Elemente des Grand Design - Politik, Wirtschaft und Verteidigung 
- tauchten wieder auf. Kennedy rief zur Stärkung der NATO, zur Liberalisierung 
des Handels, zur Hilfe bei der Bewältigung des Zahlungsbilanzproblems der USA 
und zur Fortsetzung des europäischen Einigungsprozesses auf, welcher auch weiter­
hin die amerikanische Unterstützung finden werde142. Die Frankfurter Rede Kenne­
dys führte die Fäden der amerikanischen Europapolitik erneut zusammen. Washing-

140 Am 18.1. 1963 ergangen, reagierte Kennedy auf Adenauers Einladung bereits am 19. 1. 1963 posi­
tiv; vgl. JFKL, Kennedy-Adenauer-Korrespondenz (deutsch), nicht eingeordnet, Schreiben Ade­
nauers an Kennedy, 18. 1. 1963; sowie ebenda, Schreiben Kennedys an Adenauer, 19. 1. 1963. 

141 Vgl. hierzu Maillard, De Gaulle und Deutschland, S. 226 f.; Diethelm Prowe, „Ich bin ein Berli­
ner". Kennedy, die Mauer und die „verteidigte Insel" West-Berlin im ausgehenden Kalten Krieg 
im Spiegel amerikanischer Akten, in: Berlin in Geschichte und Gegenwart 1989, S. 143-167. 

142 Vgl. Rede des amerikanischen Präsidenten, John F. Kennedy, in der Frankfurter Paulskirche am 
25.6. 1963, abgedruckt in: EA 14/1963, S.D 352-359. 
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ton leitete, den Empfehlungen des Bruce-Reports folgend, eine neue Phase seiner Eu­
ropapolitik ein, die keineswegs auf den amerikanischen Führungsanspruch verzichte­
te, ihn aber pragmatischer und die europäischen Interessen stärker ins Kalkül ziehend 
zu verfolgen suchte. Der Rückschlag des Januar 1963 war überwunden, de Gaulle mit 
der Präambel zum Elysée-Vertrag und mit dem Deutschlandbesuch Kennedys in sei­
ne Grenzen verwiesen. 

Dem Triumph Kennedys in Deutschland war im Frühjahr 1963, in den Wochen, 
in denen auch die Präambel zum Elysée-Vertrag Gestalt annahm, ein weiterer Er­
folg der USA vorausgegangen. Und wie mit der Präambel erzielte Washington ei­
nen allgemeinen europapolitischen Punktgewinn durch eine Entwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland: Am 23. April 1963 nominierte die CDU/CSU-Bun­
destagsfraktion Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard zum Kandidaten für die 
Nachfolge Konrad Adenauers im Kanzleramt. Noch 1959, als er in den Wochen 
der Präsidentschaftskrise erstmals als Adenauer-Nachfolger diskutiert wurde, hatte 
Washington Erhard eher skeptisch beurteilt, seine außenpolitische Qualifikation in 
Zweifel gezogen und sein Bekenntnis zu einer weiteren, freihandelsorientierten eu­
ropäischen Integration unter Einschluß Großbritanniens kritisiert. Nun, vier Jahre 
später, stellte sich die Situation für Washington anders dar. Angesichts einer 
europäischen Ordnung, wie sie de Gaulle intendierte und Adenauer zumindest ak­
zeptierte, gewann Ludwig Erhards Kandidatur für die USA zentrale europapoliti­
sche Bedeutung. Erhard und mit ihm das sich in Bonn eben herausbildende Lager 
der „Atlantiker" innerhalb der Union vertrat im Bereich der transatlantischen Be­
ziehungen und der Europapolitik just jene Positionen, die bereits der Bruce-Report 

skizziert hatte und die auch Eingang gefunden hatten in die Präambel zum 
deutsch-französischen Vertrag. Erhard, Bundesaußenminister Gerhard Schröder 
und Bundesverteidigungsminister Kai-Uwe von Hassel standen 1963 für die europa­
politische Konzeption der Kennedy-Administration, oder besser: Die Herausforde­
rung de Gaulies hatte zu einer Modifizierung der amerikanischen Europapolitik ge­
führt, welche nun - anders als 1959 - innerhalb der Union in Ludwig Erhard den 
geeignetsten deutschen Partner erkannte. Und gerade weil dieser sich 1963 als inner­
parteilicher Gegner Adenauers präsentierte, konnte er mit der Unterstützung Wa­
shingtons rechnen. 

Das Jahr 1963 war so, nach dem Einschnitt im Januar, ein europapolitisch erfolg­
reiches Jahr für die USA. Ganz im Sinne des Bruce-Reports wurde dieser Erfolg in 
der Europapolitik primär in der Bundesrepublik bzw. in den deutsch-amerikani­
schen Beziehungen erzielt. Das deutsch-französische Verhältnis wurde nicht öffent­
lich demontiert, sondern es kühlte sich im Laufe des Jahres langsam ab. Freilich hat­
ten die USA ihren Anteil daran. Im Herbst 1963 war nach dem Schock des Jahresan­
fangs das Selbstbewußtsein der US-Führung insbesondere durch die Rückkehr der 
Bundesrepublik in den amerikanisch-atlantischen Schoß wieder so weit gewachsen, 
daß die USA eine direkte Auseinandersetzung mit Frankreich wiederum für mög­
lich hielten. Im September 1963 schienen Washington die Perspektiven der amerika­
nischen Europapolitik so positiv, daß ein selbstbewußter Kennedy General de Gaul-
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le für das Frühjahr 1964 zu einem Besuch in die USA einladen konnte143. Doch zu 

dem Gipfel der Präsidenten sollte es nicht mehr kommen: Am 22. November 1963 

wurde John F. Kennedy ermordet. 

VI. 

Die amerikanische Dominanz über Westeuropa war seit 1947 konzeptionell verbun­
den mit der europäischen Integration. Diese und in ihrem Kern die deutsch-französi­
sche Freundschaft sollten Europa stabilisieren und kräftigen, einen Rückfall in das 
Nationalstaatsdenken der Jahrzehnte vor 1945 verhindern und gleichzeitig die Staa­
ten Westeuropas geschlossen auf die Hegemonialmacht USA orientieren. In der Ziel­
setzung der Hegemonie durch Integration verbanden sich europapolitische Interes­
sen der USA, wie sie sich schon in den Zwischenkriegsjahren in der Wirtschafts­
und Handelspolitik herausgebildet hatten, mit neuen machtpolitischen und strategi­
schen Imperativen vor dem Hintergrund des Kalten Krieges. Ein integriertes und 
starkes Westeuropa sollte die bipolaren Strukturen des Weltsystems nach 1945 nicht 
sprengen, sondern vielmehr innerhalb dieser Strukturen das westliche Lager unter 
Führung der Vereinigten Staaten stärken. Die Errichtung und Festigung der amerika­
nischen Hegemonie durch die Unterstützung des europäischen Wiederaufbaus und, 
damit einhergehend, der europäischen Integration kosteten die USA einen hohen 
Preis, insbesondere weil die amerikanische Führungsrolle an die militärische Prä­
senz in Europa gekoppelt war. Freilich erwarteten die USA von einem erstarkenden 
Europa eine Beteiligung an den Kosten dieser Präsenz, zumindest so lange, wie die 
Europäer die amerikanische Dominanz, die schützende amerikanische Hegemonie, 
als in ihrem eigenen Interesse liegend verstanden. 

Die Entwicklungen der Jahre 1958 bis 1963 zeigen, wie stark das Konzept der He­
gemonie durch Integration auf europäisch-amerikanischer Interessenidentität, auf der 
europäischen Akzeptanz des bipolaren Supermachtkondominiums und eben auch auf 
der relativen Schwäche Westeuropas beruhte. Sie zeigen auch, daß die Stärkung 
Westeuropas durch die Integration widersprüchliche Folgen hatte: Sie konnte einer­
seits mittel- und langfristig dazu beitragen, die amerikanischen Aufwendungen für 
Europa zu reduzieren, indem sie Westeuropa als zusätzliches Kraftzentrum des We­
stens zu errichten half; sie konnte aber andererseits auch zu einer Herausforderung 
der amerikanischen Hegemonie führen. Letzteres mußte insbesondere in dem Mo­
ment der Fall sein, in dem wachsende europäische Stärke und ein gestiegenes Selbst­
bewußtsein mit europäisch-amerikanischen Divergenzen, beispielsweise in Fragen 
der Ost-West-Politik, zusammenfielen. Zwischen 1958 und 1963 stieß die klare und 
direkte amerikanische Hegemonie gegenüber Westeuropa an ihre Grenzen. Die Poli­
tik de Gaulles war nicht die Ursache dieser Entwicklung, sondern allenfalls ihr Kata-

143 Vgl. JFKL, POF, Countries, Box 116 A, Folder France - Security, 1962-1963, Department of State 
an Rusk (Paris), 25.9. 1963. 
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lysator. Die französische Politik setzte Prozesse in Gang, die dem ambivalenten Kon­
zept der Hegemonie durch Integration von Anfang an innewohnten. Die amerikani­
sche Hegemonie über Westeuropa endete jedoch nicht mit dem Jahre 1963, zumal 
zum einen grundlegende ökonomische Interessen der USA - in der Kontinuität der 
zwanziger Jahre - unverändert blieben und zum anderen - trotz Detente - der Ost-
West-Konflikt als Systemkonflikt andauerte. Was sich seit etwa 1963 veränderte, wa­
ren die Methoden und Instrumentarien der amerikanischen Europapolitik. Diese 
zielte dennoch bis an die Schwelle der neunziger Jahre auf Hegemonie, auch wenn 
es sich nun um abgefederte, subtile, indirekte, ja konsensorientiertere Hegemonie 
handelte. 
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Der Konflikt Ulbricht-Wollweber und die Neuausrichtung des 

Staatssicherheitsdienstes der D D R 1957 

Die Auseinandersetzungen des Jahres 1957 zwischen Ulbricht und dem Minister für 
Staatssicherheit Ernst Wollweber haben in mehrfacher Hinsicht Schlüsselbedeutung für 
die Geschichte der SED-Herrschaft. Sie sind Ausdruck des Übergangs von der kurzen 
„Tauwetterperiode", die Anfang 1956 nach dem XX. Parteitag der KPdSU und der 
3. Parteikonferenz der SED eingesetzt hatte1, zu einer neuerlichen Verhärtung der Herr­
schaftsstrukturen. Sie gehen außerdem einher mit der umfassenden Übernahme der Anlei­
tungsfunktion der SED gegenüber dem MfS, die in der Vergangenheit zu einem wesentli­
chen Teil von den sowjetischen Beratern wahrgenommen worden war, und mit einer 
grundlegenden Neubestimmung und Neuordnung der Arbeit des Staatssicherheitsdien­
stes. Schließlich zeigen sich in den Auseinandersetzungen Bedingungen und Rituale eines 
der entscheidenden Machtkämpfe innerhalb der Führungselite des SED-Regimes. Jüngere 
Veröffentlichungen haben schon Einblicke in dieses Geschehen eröffnet, besonders ein 
1990 publiziertes autobiographisches Fragment von Wollweber aus dem Jahre 19642. Die­
ses zeichnet in erster Linie ein Persönlichkeitsbild Ulbrichts und hebt den Aspekt der 
Machtauseinandersetzung zwischen den beiden Kontrahenten hervor. Die nunmehr in 
den Archivbeständen der SED und des MfS aufgefundenen Quellen unterstreichen den 
Wert dieses Dokuments, beleuchten aber ungleich stärker die politisch-strukturelle Di­
mension der Vorgänge im Kontext der SED-Herrschaftsgeschichte. 

Im Januar 1957 erließ Ernst Wollweber in Form von drei Befehlen eine Meldeordnung 
für sein Ministerium. Die am 4. Januar erlassenen Befehle 7/57 und 8/57 regelten das 
Meldewesen innerhalb des Staatssicherheitsdienstes und gegenüber dem Ministerium des 
Innern3. 10 Tage später erging der Befehl 11/57 (Dokument 1) über Meldungen des MfS 
an die Staats- und Parteiführung. Im Kern besagten die darin enthaltenen Regelungen, 

1 Vgl. Josef Gabert/Lutz Prieß (Hrsg.), SED und Stalinismus. Dokumente aus dem Jahre 1956, Ber­
lin 1990, sowie Dierk Hoffmann/Karl-Heinz Schmidt/Peter Skyba (Hrsg.), Die DDR vor dem 
Mauerbau. Dokumente zur Geschichte des anderen deutschen Staates 1949-1961, München 
1993, S. 233-276. 

2 Ernst Wollweber, Aus Erinnerungen. Ein Porträt Walter Ulbrichts, dokumentiert von Wilfriede 
Otto, in: Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung 32 (1990), S. 350-378. Hierauf basieren 
auch die entsprechenden Passagen in: Jan von Flocken/Michael F.Scholz, Ernst Wollweber. Sabo­
teur, Minister, Unperson, Berlin 1994, S. 168-198. 

3 Der Bundesbeauftragte für die Stasi-Unterlagen (künftig: BStU), Zentralarchiv (künftig: ZA), Do­
kumentenstelle (künftig: DSt) 100170. 
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daß Informationen an den Vorsitzenden des Ministerrates, den 1. Sekretär des Zentralko­

mitees und an die Mitglieder der Sicherheitskommission4 des ZK über den Minister per­

sönlich zu erfolgen hätten und er über Meldungen seiner Stellvertreter an Mitglieder des 

Politbüros oder Sekretäre des ZK detailliert zu informieren sei. Wie Wollweber im Kol­

legium seines Ministeriums5 am 29. Dezember 1956 freimütig bekannte, hatte die Umge­

hung seiner Person bei der Berichterstattung seines 1. Stellvertreters, Erich Mielke, ge­

genüber Ulbricht im Fall Harich6 und in mindestens einem weiteren Fall den Anlaß für 

diese Regelung gegeben7. Wollweber stellte sich auf den Standpunkt, daß er über alle 

wichtigen Vorkommnisse, insbesondere jene, die an die Parteiführung berichtet würden, 

informiert sein müsse, denn - das habe Ulbricht ausdrücklich erklärt - nicht seine Stell­

vertreter, sondern ausschließlich er selbst sei dem Poli tbüro für die Arbeit der Staats­

sicherheit verantwortlich8 . 

Es ist unübersehbar, daß es Mielke in der zweiten Jahreshälfte 1956 gelungen war, nicht 

zuletzt aufgrund des prekären gesundheitlichen Zustandes von Wollweber9 , eine Macht-

4 Die Sicherheitskommission wurde dem Beschluß des Politbüros vom 8.9. 1953 zufolge als 
„Kommission für Sicherheitsfragen" gegründet. Protokoll der Sitzung des Politbüros vom 8.9. 
1953 sowie Anlage 8, in: Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im 
Bundesarchiv (künftig: SAPMO-BA), ZPA, J IV 2/2/322, B1.6 und 90 f. Das erste im Militäri­
schen Zwischenarchiv des Bundesarchivs in Potsdam (künftig: BA, MZA P) überlieferte Proto­
koll einer Sitzung der Sicherheitskommission stammt vom 6.7. 1954 (VA-01/39543). Mitglieder 
der Sicherheitskommission waren 1957 Walter Ulbricht, Otto Grotewohl, Karl Maron, Hermann 
Matern, Karl Schirdewan, Willi Stoph, Ernst Wollweber und als Sekretär Erich Honecker. Die 
Funktionen der Sicherheitskommission gingen mit Bildung des Nationalen Verteidigungsrates 
im Jahre 1960 an diesen über. Beschluß des Politbüros vom 8. 12. 1959, in: BStU, ZA, Sekretariat 
des Ministers (künftig: SdM) 408, Bl.354f., hier 355. 

5 Kollegien waren Beratungsgremien leitender Mitarbeiter, die auf der Grundlage eines Minister­
ratsbeschlusses vom 17.7. 1952 in Ministerien und Staatssekretariaten gebildet wurden. Das Kol­
legium des MfS setzte sich Anfang 1957 aus dem Minister, seinen Stellvertretern und dem 1. Se­
kretär der Kreisleitung der SED im MfS zusammen. Vgl. Geschäftsordnung für das Kollegium 
beim Staatssekretär des Staatssekretariats für Staatssicherheit vom 6.7. 1954 (auch nach der Wie-
deranhebung zum Ministerium am 24.11. 1955 entsprechend bis zum 30.9. 1957 gültig), in: 
BStU, ZA, SdM 1574, Bl.3-6. 

6 Wolfgang Harich, stellvertretender Cheflektor im Aufbau-Verlag, entwarf 1956 ein Programm 
zur Reformierung von SED und DDR. Er wurde am 29. 11. 1956 verhaftet und im März 1957 we­
gen „Bildung einer konspirativen staatsfeindlichen Gruppe" zu 10 Jahren Zuchthaus verurteilt. 
Ebenfalls verhaftet und als Mitglieder der Gruppe verurteilt wurden u. a. Walter Janka, der Leiter 
des Aufbau-Verlages, und Gustav Just, Redakteur des „Sonntag". Vgl. Gustav Just, Zeuge in eige­
ner Sache, Frankfurt a.M. 1990; Walter Janka, Spuren eines Lebens, Berlin 1991, S. 408-429; ders., 
Die Unterwerfung, München/Wien 1994, sowie Wolfgang Harich, Keine Schwierigkeiten mit der 
Wahrheit. Zur nationalkommunistischen Opposition 1956 in der DDR, Berlin 1993. 

7 Protokoll der Kollegiumssitzung und Ergänzung zum Protokoll, in: BStU, ZA, SdM 1551, 
Bl. 134-148, hier 143ff. und 147 f. Der sehr direkte Draht in der Sache „Harich" ergibt sich auch 
aus dem Schreiben Mielkes an Ulbricht vom 17. 12. 1956, in: BStU, ZA, SdM 1480, Bl. 12f. 

8 BStU, ZA, SdM 1551, B1.145. 
9 Ende Mai 1956 erlitt Wollweber einen Herzinfarkt, war bis September im Krankenhaus und wur­

de anschließend zur Erholung nach Polen in das Städtchen Kurdowa im Glatzer Bergland ge­
schickt. Als sich die Umwälzungen anbahnten, die zur Wahl Gomulkas zum 1. Sekretär der Polni­
schen Arbeiterpartei am 19. Oktober 1956 führten, weilte Wollweber, wohl auf Einladung seiner 
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position aufzubauen, die eine Beeinträchtigung der Autorität des Ministers darstellte. 
Ulbricht, der in Wollweber noch nie einen gefügigen Vasallen gehabt hatte, war an die­
sem Machtzuwachs Mielkes nicht unbeteiligt. Zwischen Wollweber und Ulbricht kam es 
zum Jahresende 1956 wiederholt zu Kontroversen in entscheidenden Fragen, so bei der 
Einschätzung der Oktober-Ereignisse in Polen, der politischen Unruhe in der Studenten­
schaft der Humboldt-Universität und bezüglich der taktischen Vorgehensweise im Falle 
Harich. In allen Fällen scheint Wollweber eine Position der Zurückhaltung und des küh­
len Taktierens vertreten zu haben, während Ulbricht ein schnelles und hartes Zuschlagen 
befürwortet hatte10. Angesichts dieser Vorgeschichte mußte sich Wollweber darüber im 
klaren sein, daß sein Befehl 11/57 von Ulbricht als Kampfansage aufgefaßt werden wür­
de. Um sich abzusichern, legte er ihn daher seinen sowjetischen Beratern zur Stellungnah­
me vor. Nach Auskunft von Wollweber lautete ihre Antwort, sachlich sei er berechtigt, 
aber er könne falsch ausgelegt werden. Die „Freunde" verzichteten jedoch auf einen Ein­
spruch11. 

Erich Honecker, als Sekretär der Sicherheitskommission des ZK in der Parteiführung 
für das Ministerium für Staatssicherheit zuständig, erkannte die Brisanz dieser neuen Be­
stimmung sofort und übersandte das Dokument mit dem Bemerken an Ulbricht: „Mei­
nes Erachtens ist der Befehl unhaltbar und sollte geändert werden"12. Nach einer relativ 
langen Frist von 14 Tagen, die wohl in erster Linie darauf zurückzuführen ist, daß Ul­
bricht vor weiteren Schritten noch das 30. Plenum des Zentralkomitees (30.1.-1.2. 1957) 
hinter sich bringen wollte, rief er am 6. Februar den Minister für Staatssicherheit und die 
Mitglieder seines Kollegiums13 zu sich und geißelte den Befehl 11/57 als den Versuch 
Wollwebers, sich über Partei und Regierung zu stellen - ein im Kontext kommunisti­
schen Herrschaftsverständnisses extrem schwerwiegender Vorwurf. Anschließend nutzte 
er die Gelegenheit, der Staatssicherheit grundlegende Mängel bei der Informationstätig­
keit, der Konspiration, der Bekämpfung von „feindlichen Stützpunkten" und Unter­
grundgruppen, der Eindämmung „feindlicher Einflüsse" in der chemischen Industrie 
und der Arbeit mit „Geheimen Mitarbeitern" und „Geheimen Informatoren"14 vorzu­
werfen. Ein Dokument, das den Inhalt dieser „Abmahnung" unmittelbar wiedergibt, 
konnte nicht gefunden werden, doch sind die Ausführungen Ulbrichts aus dem Bericht 
Wollwebers vor dem Kollegium des MfS zu ersehen (Dokument 2). 

polnischen Amtskollegen, in Warschau. Erst am 22. Oktober kehrte er nach Berlin zurück. Vgl. 
Wollweber, Erinnerungen, S. 362-365; v. Flocken/Scholz, Wollweber, S. 169-173. 

10 Wollweber, Erinnerungen, S. 362-367. 
11 Ebenda, S. 368 f. 
12 Honecker an Ulbricht vom 22. 1. 1957, in: BStU, ZA, SdM 1480, B1.61. 
13 Es ist nicht ganz klar, ob wirklich alle Kollegiumsmitglieder bei der Aussprache bei Ulbricht an­

wesend waren. 
14 Als (Geheime) „Informatoren" und „Geheime Mitarbeiter" wurden in den fünfziger Jahren die 

inoffiziellen Mitarbeiter im MfS bezeichnet. „Geheime Mitarbeiter" bildeten eine besondere Ka­
tegorie der inoffiziellen Mitarbeiter, die wegen ihrer guten Verbindungen zu Personen, deren Tä­
tigkeit die Staatssicherheit als „feindlich" einschätzte, besonders wichtige Informationen beschaf­
fen konnten. Richtlinie 21 des Staatssekretärs Mielke vom 20.11. 1952 über die Suche, Anwer­
bung und Arbeit mit Informatoren, geheimen Mitarbeitern und Personen, die konspirative Woh­
nungen unterhalten, in: BStU, ZA, DSt 101097, S.2, publiziert in: Die Inoffiziellen Mitarbeiter. 
Richtlinien, Befehle, Direktiven, hrsg. vom BStU, Abteilung Bildung und Forschung, Berlin 
1992, S. 13-55. 
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Ulbrichts Generalangriff zielte darauf, Wollweber als Minister zu demontieren und eine 
grundsätzliche Richtungsänderung in der Arbeit der Staatssicherheit, hin zu einer offensi­
veren Bekämpfung politisch-ideologischer Abweichung, zu erreichen. Schon auf dem 
29. Plenum des ZK am 12. November 1956, das die Veränderung der politischen Großwet­
terlage nach den blutigen Ereignissen in Ungarn deutlich werden ließ, äußerte Ulbricht, 
nach dem XX. Parteitag seien „manche Genossen der Staatssicherheit so vorsichtig ge­
worden, daß sie nicht mehr die Kraft" gehabt hätten, gegen bestimmte Feinde des Staates 
energisch vorzugehen15. Kurze Zeit später beanstandete er auf einer Funktionärskonfe­
renz der SED, daß dem MfS die Schaffung eines „feindlichen Zentrums" durch Studen­
ten der Humboldt-Universität Berlin und die „ungesunden" und „feindlichen Diskussio­
nen" unter leitenden Wirtschaftsfunktionären im Bezirk Halle entgangen seien16. 

Auf dem 30. Plenum des Zentralkomitees der SED wurden die ungarischen und polni­
schen Ereignisse sowie die verschiedenen „abweichlerischen" Diskussionen des Jahres 
1956 in intellektuellen Kreisen der DDR17 in den Kontext einer „Aufweichungstaktik 
des Imperialismus" eingeordnet18. Für die Staatssicherheit bedeutete dies, daß sie sich 
auf die diagnostizierten neuen Methoden des „Klassenfeindes" zur „ideologischen Zerset­
zung" durch „revisionistische, opportunistische und liberalistische Anschauungen" einzu­
stellen hatte19. Hinzu kam die Aufforderung an die Adresse des MfS, wieder härter zuzu­
schlagen. Ulbricht betonte, daß nach der 3. Parteikonferenz der SED „in Verbindung mit 
der Milderung der Spannungen und der Konzentrierung der Abwehr auf die auswärtigen 
feindlichen Agenturen die Wachsamkeit nachgelassen" habe. Die Staatssicherheit habe 
„lange Zeit überhaupt niemanden mehr verhaftet". Solche Erscheinungen seien „nicht 
normal" und der Gegner habe das auszunutzen versucht; er sei „frech geworden"20. Die­
se Grundlinie der Kritik des SED-Chefs zeigte sich jetzt auch wieder im Vorstoß gegen 
Wollweber, war aber vermischt mit anderen Kritikpunkten, die sich auf offensichtliche 
und zwischen den Kontrahenten weitgehend unstrittige Defizite in der Arbeit des MfS 
bezogen, von denen Ulbricht über den Sektor Staatssicherheit in der Abteilung Sicher-

15 Stenographisches Protokoll des 29. Plenums des ZK, 12.-14.11. 1956, in: SAPMO-BA, ZPA, IV 
2/1/166, Bl. 147. 

16 Die Behauptungen waren aus der Luft gegriffen und wurden von Erich Mielke „im persönlichen 
Gespräch" zurückgewiesen. Vgl. Protokoll des 1. Sekretärs der Kreisleitung der SED im MfS, Al­
fred Schönherr, über die Bemerkungen Ulbrichts auf der Konferenz der 1. Kreissekretäre der SED 
am 22. 11. 1956, in: BStU, ZA, SdM 1200, Bl. 170. 

17 Neben Diskussionen im Umfeld des Aufbau-Verlags und der Redaktion des „Sonntag" vor allem 
die Thesen von Kurt Vieweg, Fritz Behrens und Arne Benary, aber auch die Diskussionen und 
Proteste an der Humboldt-Universität zu Berlin und anderen Hochschulen. Vgl. Analyse der 
Feindtätigkeit innerhalb der wissenschaftlichen und künstlerischen Intelligenz, ohne Datum 
(1958), in: BStU, ZA, DSt 102107. Als Zusammenfassung zu diesem Themenkomplex immer 
noch nützlich: Martin Jänicke, Der dritte Weg. Die antistalinistische Opposition gegen Ulbricht, 
Köln 1964, S. 104-160. 

18 Vgl. Stenographisches Protokoll des 30.Plenums des ZK, 30.1.-1.2. 1957, Bericht des Politbüros 
vorgetragen von Erich Honecker, in: SAPMO-BA, ZPA, IV 2/1/170, Bl.6-53, hier 30-40; Refe­
rat von Walter Ulbricht, in: Ebenda, Bl. 54-85, hier 77-85. 

19 Vgl. Richtlinie der SED-Kreisleitung im MfS zur Auswertung des 30. Plenums des ZK in den 
Grundorganisationen vom 14.2. 1957, in: BStU, ZA, Kreisleitung der SED 364, Bl. 1001-1003. 

20 Stenographisches Protokoll des 30.Plenums des ZK, 30.1.-1.2. 1957, Schlußwort Walter Ul­
brichts, in: SAPMO-BA, ZPA, IV 2/1/171, Bl. 85-107, hier 101. 
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heitsfragen des ZK aus dem Apparat des MfS oder aus dem Kreis der Kollegiumsmitglie­
der Kenntnis erhalten hatte21. 

In der Auseinandersetzung um den Befehl 11/57 erhielt Wollweber von keinem der an­
wesenden Stellvertreter auch nur die geringste Schützenhilfe. Dies ist jedoch nicht ledig­
lich als politischer Opportunismus vor dem Hintergrund der sich abzeichnenden Kräfte­
konstellation im Politbüro zu werten, die es Ulbricht - nach der Durststrecke des Jahres 
1956 - erlaubte, wieder zunehmend unangefochten zu agieren. Die Haltung der Stellver­
treter entsprach auch ihrer eigenen Interessenlage, denn durch den Befehl wäre ihre Stel­
lung geschwächt worden22. Das erklärt möglicherweise auch, warum ausgerechnet der 
Vertreter der Parteiorganisation im MfS, Alfred Schönherr23, als einziges Kollegiumsmit­
glied die Berechtigung des Befehls zunächst verteidigte24. Sein Status blieb durch ihn näm­
lich unberührt. 

Wollweber war nicht bereit, einfach zu Kreuze zu kriechen. Als Erich Mielke und Otto 
Walter25 dem Kollegium eine Beschlußvorlage zur Aufhebung des Befehls unterbreiteten, 
die - in Anlehnung an die Position Ulbrichts - die Formulierung enthielt, der Befehl wi­
derspreche „den Prinzipien über das Verhältnis der Organe der Staatssicherheit zur Par­
tei", verweigerte er seine Zustimmung. Wollweber setzte, obwohl auch Bruno Beater26 

und Markus Wolf7 in die gleiche Kerbe schlugen, eine Formulierung durch, die es ihm 
ermöglichte, den Befehl für ungültig zu erklären, ohne Ulbrichts Verdikt zu unterschrei­
ben. Denn dies wäre dem Eingeständnis einer Verfehlung gleichgekommen, der der Ge­
ruch des Hochverrats gegen die führende Rolle der Partei anhaftete (Dokument 3). 

Laut Wollwebers Erinnerungen kam es etwa zur gleichen Zeit bei einer Unterredung 
zwischen dem sowjetischen Botschafter Puschkin und Ulbricht, zu der auch der Chefbe­
rater des MfS hinzugezogen wurde, zu einer heftigen Auseinandersetzung, weil sich die-

21 Daß sich das MfS mit diesen Problemen schon befaßt hatte, erwähnen Markus Wolf und Wollwe­
ber auf der Kollegiumssitzung am 12.2. 1957 (Dokument 5). 

22 Schon zuvor war eine Mehrheit von ihnen gegen die Meldeordnung gewesen; nur Hermann Gart-
mann, bis zur Ausgliederung von Grenz-, Bereitschafts- und Transportpolizei (Bahnpolizei) aus 
dem MfS am 15.2. 1957 Stellvertreter des Ministers für militärische Angelegenheiten, und Martin 
Weikert, Leiter der Verwaltung Groß-Berlin, sprachen sich dafür aus. Vgl. Protokoll der Kolle­
giumssitzung am 29.12. 1956, in: BStU, ZA, SdM 1551, Bl. 134-146, hier 143-146. 

23 Alfred Schönherr (1909-1986), 12.3. 1956-19.5. 1957 1. Sekretär der Kreisleitung der SED im 
MfS, 20.5.-30.11. 1957 Leiter der Arbeitsgruppe Anleitung und Kontrolle, 1.12. 1957-3.3. 1958 
Stellvertreter Operativ der Bezirksverwaltung Frankfurt/Oder. 

24 Vgl. Dokument 2; außerdem Wollweber, Erinnerungen, S.369. Generalmajor Weikert, der die 
Meldeordnung im Dezember befürwortet hatte, fehlte bei den entscheidenden Kollegiumssitzun­
gen am 7. und 8.2. 1957, möglicherweise war er auch bei dem vorausgehenden Gespräch mit Ul­
bricht nicht dabei gewesen. Weikert führte zwar noch den Titel eines „Stellvertreters", leitete 
aber seit Mai 1956 keinen aus mehreren sogenannten „Linien" bestehenden Stellvertreterbereich 
mehr, sondern die Verwaltung Groß-Berlin. 

25 Otto Walter (1902-1983), Juli 1953-9.2. 1957 Stellvertreter des Staatssekretärs bzw. Ministers, 
9.2.-31.10. 1957 2. Stellvertreter des Ministers, 1.11. 1957-1.1. 1964 1. Stellvertreter des Ministers. 

26 Bruno Beater (1914-1982), 1955-1964 Stellvertreter des Ministers, 1964-1982 1. Stellvertreter des 
Ministers. 

27 Markus Wolf (*1923), 1953-1986 Stellvertreter des Staatssekretärs bzw. Ministers und Leiter der 
Hauptverwaltung A (Spionage, äußere Spionageabwehr, „aktive Maßnahmen" im Operationsge­
biet). 
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ser offenbar ebenfalls weigerte, die Deutung des 1. Sekretärs der SED zu akzeptieren28. 
Bei dem Chefberater handelte es sich mit großer Wahrscheinlichkeit um den Obersten 
des KGB, Wassilii Iljitsch Bulda, der ab Oktober 1956 als sowjetischer Vertreter regel­
mäßig an Kollegiumssitzungen des MfS teilnahm. Nach dem Eklat erschien er im Kolle­
gium nur noch in Begleitung von anderen sowjetischen Beratern29, ab April überhaupt 
nicht mehr, und am 27. Juni 1957 wurde er verabschiedet und kehrte nach Moskau zu­
rück30. 

Mit dem Beschluß des Politbüros vom 9. Februar 1957 (Dokument 4) wurde das Mini­
sterium für Staatssicherheit enger an die SED angebunden. Erst jetzt kam es zu der for­
mellen Festlegung, daß die Anleitung der Staatssicherheit durch die schon mehr als drei 
Jahre bestehende Sicherheitskommission zu erfolgen habe. Das Statut des Staatssekretari­
ats für Staatssicherheit vom 15. Oktober 1953 besagte zwar, daß die „Beschlüsse und Di­
rektiven des ZK bzw. des Politbüros" Grundlage seiner Arbeit seien31. Auch steht außer 
Frage, daß die Sicherheitskommission früher schon Anleitungsfunktionen gegenüber 
dem Staatssicherheitsdienst wahrgenommen hatte32. Doch ist unübersehbar, daß die so­
wjetischen Berater bisher eine dominante Rolle im MfS gespielt hatten. 

In diesem Zusammenhang sind Äußerungen von Ulbricht von Bedeutung, die Woll­
weber in seinen Erinnerungen wiedergibt: Unmittelbar nach der schon erwähnten Aus­
einandersetzung in der Sache Harich Anfang Dezember 1956 warf Ulbricht im Ge­
spräch mit Wollweber die Frage auf, wer denn eigentlich die Staatssicherheit anleite. Die­
se Frage sei zwar im Moment nicht aktuell, müsse aber bald in einer Weise geklärt wer­
den, daß der Eindruck vermieden werde - so der Wortlaut der Aufzeichnungen Wollwe­
bers - , „als wären wir gegen die sehr wertvolle Beratung der sowjetischen Freunde im 
Apparat der Staatssicherheit"33. Der Politbürobeschluß vom 9. Februar kann somit -
mit der gebotenen Vorsicht - auch als Ausdruck der Verminderung des unmittelbaren 
Einflusses der „Freunde" auf das MfS gewertet werden. Ein Indiz hierfür ist die Bemer­
kung Wollwebers im Kollegium am 12. Februar, daß früher „zahlreiche Berater die trei­
bende Kraft bei der Lösung der Aufgaben" gewesen seien, jetzt aber der Stab der Berater 
kleiner geworden sei und die Aufgaben daher selbständiger erfüllt werden müßten (Do­
kument 5). 

28 Wollweber, Erinnerungen, S. 369 f. 
29 Es handelte sich hierbei um Oberst Chatschik Oganessian bzw. Oberst Patrakejew; vgl. Proto­

kolle der Kollegiumssitzungen 1957, in: BStU, ZA, SdM 1552. V.Flocken/Scholz, Wollweber, 
S. 152, bezeichnen Oganessian (ohne Beleg) als Stellvertreter des ranghöchsten sowjetischen Bera­
ters des MfS und Residenten des KGB in Ost-Berlin, Generalmajor Alexander Korotkow. 

30 Wollweber, Erinnerungen, S. 369 f.; Protokoll der Kollegiumssitzung am 24.6. 1957, in: BStU, ZA, 
SdM 1552, Bl. 185-199, hier 198. Der 1915 geborene Bulda, seit 1953 Berater im MfS, wurde trotz 
dieser Vorgeschichte wegen seiner Verdienste für das MfS vor seiner Verabschiedung durch Polit­
bürobeschluß mit dem Vaterländischen Verdienstorden in Silber ausgezeichnet; Anlage 2 zum 
Protokoll der Sitzung des Politbüros am 15. 6. 1957, in: SAPMO-BA, ZPA, J IV 2/2/545, Bl. 7f. 

31 BStU, ZA, SdM 1574, Bl. 1 f. 
32 Dies geht aus den Protokollen der Sicherheitskommission 1954-56 (BA, MZA P, VA-01/39543-

39554) und aus entsprechenden Materialien aus der Ablage des Ministers für Staatssicherheit her­
vor (BStU, ZA, SdM 407). 

33 Wollweber, Erinnerungen, S.366. Der Satz ist dort syntaktisch falsch; er wurde hier dem Sinn 
nach umgestellt. 
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Wollweber war offenbar, obwohl es ihm gegenüber im KGB auch Vorbehalte gegeben 
haben dürfte34, von den sowjetischen Beratern zu einem gewissen Grad als Garant ihres 
Einflusses angesehen worden. Sein Chefberater soll ihn in dieser Phase des Konflikts auf­
gefordert haben, doch jeden Tag ins Ministerium zu kommen, auch wenn er aufgrund sei­
nes Gesundheitszustandes nicht viel ausrichten könne35. Außerdem befand sich Wollwe­
ber mit der von Ulbricht vehement kritisierten, starken Ausrichtung des MfS auf die Ar­
beit in den Westen36 nach eigenen Angaben im Einklang mit der Position der Berater37, 
was im Lichte der globalen Interessenlage der UdSSR durchaus nachzuvollziehen ist38. 
Geheimdienstliche Aktivitäten in West-Berlin und der Bundesrepublik standen, ange­
sichts der sowjetischen Perzeption einer militärischen Bedrohung durch den Westen, bis­
lang naturgemäß stärker im Zentrum der Aufmerksamkeit der „Freunde" als etwa die Be­
kämpfung von „revisionistischen" Debattierzirkeln in intellektuellen Kreisen39. Diese 
stellten die DDR oder die sozialistische Entwicklung nicht als solche in Frage, sondern 
forderten entweder die nach der 3. Parteikonferenz erwartete Entstalinisierung ein oder 
vertraten reformerische Vorstellungen in Teilbereichen von Staat und Gesellschaft40. Hier­
bei kollidierten sie mit Ulbrichts harter politisch-ideologischer Linie, überschritten aber 
nicht unbedingt den Spielraum, den die Sowjetunion damals bereit war, in ihrem Macht­
bereich zu gewähren, wie das polnische Beispiel zeigt. 

Die vom Politbüro am 9. Februar „empfohlene" exemplarische Überprüfung der Be­
zirksverwaltungen der Staatssicherheit in Magdeburg und Potsdam wurde vom 18. Fe­
bruar bis zum 2. März unter der Leitung des gerade zum zweiten Stellvertreter des Mini­
sters gekürten Generalmajor Otto Walter von einer hochrangig zusammengesetzten 
„Brigade" durchgeführt, die sich aus drei Leitungskadern des MfS und einem Funktionär 

34 Vgl. v. Flocken/Scholz, Wollweber, S. 149ff. Das Mißtrauen bezog sich hiernach vor allem auf 
Wollwebers Lebensgefährtin Clara Vater, die Ende der dreißiger Jahre als Kommunistin im 
GULAG gewesen und anschließend von der UdSSR an das Dritte Reich ausgeliefert worden 
war. Außerdem scheint es auch sachliche Meinungsverschiedenheiten mit den sowjetischen Bera-
tern Korotkow und Oganessian gegeben zu haben (ebenda, S. 151 und 159). Trotzdem ist der Ein­
schätzung von v. Flocken/Scholz, daß die Deutschland-Abteilung des KGB Wollweber „mit tie­
fem Mißtrauen" beobachtete (ebenda, S. 149f.), nicht zuzustimmen. Es bleibt sonst unerklärlich, 
warum Wollweber 1953 zum Stasi-Chef berufen wurde und sich so lange halten konnte, ohne 
das Vertrauen von Ulbricht zu besitzen. 

35 Wollweber, Erinnerungen, S. 364 f. 
36 Zur Ausrichtung der Arbeit des MfS auf den Westen vgl. Wollwebers Grundsatzreferat in der 

Dienstbesprechung am 5.8. 1955, in: BStU, ZA, SdM 1921, Bl. 43-77. Die entscheidende Passage 
lautet: „Die Chefs der Bezirksverwaltungen müssen sich in Zukunft mindestens die Hälfte ihrer 
Zeit mit der Verstärkung der Aufklärungsarbeit in den politischen Zentren und der Verstärkung 
der Arbeit zum Eindringen in die feindlichen Agentenzentralen im Westen beschäftigen. Bei den 
Bezirksverwaltungen sage ich ausdrücklich, die Chefs 50% das Gesicht dem Westen zu." In: 
Ebenda, Bl. 57. 

37 So jedenfalls die Darstellung Wollwebers, in: Wollweber, Erinnerungen, S.372. 
38 Grundlegend hierzu: Dietrich Geyer (Hrsg.), Sowjetunion. Außenpolitik 1955-1973, Köln 1976. 
39 Vgl. z.B. das Referat Wollwebers über die Aufgabenstellung des MfS auf der Grundlage der Be­

schlüsse der Sicherheitskommission und Besprechungen mit leitenden Funktionären des sowjeti­
schen, polnischen und tschechoslowakischen Staatssicherheitsdienstes. Protokoll der Dienstbe­
sprechung am 22.3. 1955, in: BStU, ZA, SdM 1921, Bl. 104-111. 

40 Analyse der Feindtätigkeit innerhalb der wissenschaftlichen und künstlerischen Intelligenz, ohne 
Datum (1958), in: BStU, ZA, DSt 102107. 
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der Sicherheitsabteilung des ZK zusammensetzte4 1 . Auftragsgemäß bezog sich die Über­

prüfung hauptsächlich auf das Informationswesen, die „operativen Maßnahmen zur Zer­

schlagung der feindlichen Stützpunkte", den Kampf gegen das Os tbüro der SPD4 2 und 

die „Sicherung der volkseigenen Großbetriebe vor dem Einfluß westdeutscher Konzer-

ne"4 3 . 

Selbstverständlich zeitigten die Überprüfungen in ihrer Grundr ichtung die Ergebnisse, 

die Ulbricht in seiner Kritik schon vorgegeben hatte44. So hielt das Kollegium in seiner 

Beschlußvorlage als wesentliches Ergebnis fest, daß bestehende feindliche Stützpunkte in 

der D D R „nicht rechtzeitig aufgedeckt und liquidiert" würden, weil „das Informatoren­

netz nicht entsprechend zusammengesetzt" sei45. Doch t rotz der vorausgegangenen Fun­

damentalkritik von Ulbricht an der Leitung des MfS stellte das Kollegium ebenfalls fest, 

daß die ausgegebenen Befehle, Direktiven, Richtlinien und Anweisungen im wesentli­

chen richtig seien. Die Mängel bestünden in der Durchführung; in den Bezirksverwaltun­

gen und Kreisdienststellen werde nicht immer danach gearbeitet46. U n d O t t o Walter be­

tonte im Kollegium, daß eine „Aufweichung" derjenigen Mitarbeiter, die sich mit der Er­

stellung von Informationen beschäftigten, nicht feststellbar gewesen sei47, obwohl Ul ­

bricht gerade auf diesen Punkt so insistiert hatte und der Überprüfungsbericht der „Bri­

gade" sogar eine entsprechende Passage enthielt48. 

Diese Widersprüche hinderten die Sicherheitskommission des ZK aber nicht daran, in 

einem auf den 8. April datierten Beschluß pauschal zu konstatieren, daß die Überprüfung 

41 Es handelte sich um den stellvertretenden Leiter der Hauptabteilung II (Spionageabwehr), Robert 
Mühlpforte, den stellvertretenden Leiter der Hauptabteilung III (Sicherung der Volkswirtschaft), 
Herbert Weidauer, den Leiter der Hauptabteilung V (Überwachung des Staatsapparates und Be­
kämpfung der „Untergrundtätigkeit"), Fritz Schröder, und Fritz Renckwitz, einen Mitarbeiter 
der Abteilung Sicherheitsfragen des ZK der SED. Vgl. BStU, ZA, SdM 1552, Bl. 83. 

42 Das Ostbüro der SPD wurde 1946 als Betreuungsstelle für sozialdemokratische Flüchtlinge aus 
der sowjetischen Besatzungszone gegründet; später war es Sammelstelle für Nachrichten aus der 
DDR und stellte Propagandamaterial für die Verteilung in der DDR her. Das Ostbüro arbeitete 
auch mit konspirativen Methoden. Vgl. Wolfgang Buschfort, Das Ostbüro der SPD. Von der 
Gründung bis zur Berlin-Krise, München 1991. 

43 Protokoll der Kollegiumssitzung am 15.3. 1957, in: BStU, ZA, SdM 1552, Bl. 82-102, hier 83. 
44 Bericht vom 15.3. 1957 über den Brigadeeinsatz des Ministeriums für Staatssicherheit Berlin zur 

Überprüfung einiger Hauptfragen der operativen Arbeit in den Bezirksverwaltungen Potsdam 
und Magdeburg in der Zeit vom 18.2.-2.3. 1957, in: SAPMO-BA, ZPA, IV 2/12/115, Bl. 139-
157. Außerdem 1. Fassung des Berichts vom 14.3. 1957, in: Ebenda, Bl. 229-246. 

45 Beschlußvorlage des Kollegiums für die Verbesserung der Arbeit des Ministeriums für Staatssi­
cherheit, ohne Datum, in: SAPMO-BA, ZPA, IV 2/12/119, Bl. 32-44, hier 32. 

46 Ebenda. 
47 Protokoll der Kollegiumssitzung vom 15.3. 1957, in: BStU, ZA, SdM 1552, Bl.83. 
48 Vgl. Dokument 2; außerdem Wollweber, Erinnerungen, S.369. Hier ist der Sachverhalt allerdings 

so dargestellt, als habe Ulbricht vor allem Angst vor der ideologischen „Aufweichung" der Mit­
glieder von Politbüro und Sekretariat des ZK gehabt, die diese Berichte empfingen. Im Bericht 
über den Brigadeeinsatz vom 15.3. 1957 (vgl. Anm.44) heißt es über die Mitarbeiterinnen der In­
formationsgruppen der beiden Bezirksverwaltungen u.a.: „Außerdem haben sie weder politische 
noch operative Erfahrungen. Daraus geht hervor, daß diese Genossinnen nicht über die notwendi­
gen Qualitäten verfügen und darüber hinaus bei der ständigen Masse aller negativen Meldungen, 
mit denen sie sich befassen, durch dieselben sehr leicht beeinflußt werden können." In: 
SAPMO-BA, ZPA, IV 2/12/115, Bl. 145. 
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„ernsthafte Mängel und Fehler in der Arbeit des Ministeriums für Staatssicherheit" aufge­
deckt und damit die Kritik des Politbüros und des 1. Sekretärs des Zentralkomitees bestä­
tigt habe. Die Tätigkeit konterrevolutionärer Kreise in der DDR sei von den Organen des 
MfS nicht genügend beachtet und „die neuen Methoden der imperialistischen Kräfte zur 
Verstärkung ihrer feindlichen Tätigkeit" nicht richtig erkannt worden. Um Abhilfe zu 
schaffen, verpflichtete die Sicherheitskommission das MfS vor allem dazu, ein System 
der „Anleitung und Kontrolle" zu etablieren, das die „volle Verantwortung der Bezirks­
verwaltungen und Kreisdienststellen" in ihrem territorialen Verantwortungsbereich ge­
währleiste, und die Arbeit mit den „Informatoren" zu verbessern. Der Parteiorganisation 
der SED im Ministerium für Staatssicherheit schärfte die Sicherheitskommission ein, 
künftig alle Mitarbeiter „im Geiste des grenzenlosen Vertrauens zur Partei zu erziehen" 
sowie „einen energischen Kampf für die Durchführung der Beschlüsse der Partei und Re­
gierung und gegen alle Tendenzen der Aufweichung" in den eigenen Reihen zu führen49. 

Um dem Apparat der Staatssicherheit diese politische Wegweisung nahezubringen, ließ 
die Sicherheitskommission für den 26. April im MfS eine Dienstkonferenz der leitenden 
Kader anberaumen. Als Hauptthema stand die „Untergrundtätigkeit der feindlichen 
Agenturen" auf der Tagesordnung. Das Politbüro beschloß, Ulbricht, Honecker, Stoph 
und Maron zu dieser Konferenz zu entsenden, um die Bedeutung der Veranstaltung zu 
unterstreichen50. Auch die sowjetischen Berater scheinen anwesend gewesen zu sein51. 
Wollweber hielt das Hauptreferat, das die Lehren aus der Kritik der Parteiführung darzu­
legen hatte und daher zwangsläufig über weite Strecken den Charakter einer Selbstkritik 
trug52. Mielke hingegen behauptete, daß er schon auf der Dienstkonferenz am 21. August 
1956 - der Minister war damals aus Krankheitsgründen nicht dabei gewesen - die richti­
ge Linie ausgegeben und sich gegen Wollwebers Losung „Alles nach dem Westen" ausge­
sprochen habe53. Gleichzeitig glänzte er mit detaillierten Analysen zur operativen Tätig­
keit und profilierte sich durch linientreue und kämpferische Äußerungen54. Ulbricht, der 
gegen Ende der Dienstkonferenz sprach, kritisierte ebenfalls die „Arbeit nach dem We­
sten". Seine Rede ließ erkennen, welche Veränderungen auf die Staatssicherheit zukom­
men würden: intensivere politisch-ideologische Schulung und allgemeine Bildung, besse-

49 Beschluß der Sicherheitskommission vom 8.4. 1957 zur Verbesserung und Änderung der Arbeit 
des Ministeriums für Staatssicherheit, Anlage 1 zum Protokoll der Sitzung der Sicherheitskom­
mission am 3.4. 1957, in: BA, MZA P, VA-01/39557, Bl.4-6. 

50 Protokoll der Politbürositzung am 23.4. 1957, in: SAPMO-BA, ZPA, J IV 2/2/538, Bl.7. Willi 
Stoph war Mitglied des Politbüros und Minister für Nationale Verteidigung, Karl Maron Mit­
glied des ZK und Minister des Innern. Beide waren auch Mitglieder der Sicherheitskommission. 

51 „Gleichzeitig nehmen auch die 26 Berater daran teil", heißt es im Protokoll der Kollegiumssit­
zung des MfS am 16.4. 1957, in: BStU, ZA, SdM 1552, Bl.128-137, hier 131. 

52 Manuskript der Rede Wollwebers auf der Dienstkonferenz am 26.4. 1957, in: BStU, ZA, ZAIG 
5604, Bl. 153-214. 

53 Das ist nicht völlig korrekt. Mielke sagte laut überliefertem Referatstext: „Wir fordern, daß 
Schluß gemacht wird mit dem allgemeinen Anwerben nach dem Westen. Jede 
B[ezirks]V[erwaltung] soll berichten, wo hat sie geworben von den Objekten [sic], die sie von 
uns zugeteilt erhielt. [...] Lieber einmal mehr eine Absprache, als alles blindlings nach dem We­
sten schicken unter der Losung ,alles nach dem Westen'." In: BStU, ZA, ZAIG 4845, Bl. 17f. Zu 
Wollwebers „Losung" siehe Anm.36. 

54 Manuskript der Rede Mielkes auf der Dienstkonferenz am 26.4. 1957, in: BStU, ZA, ZAIG 5604, 
Bl.216-238. 
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re Verbindung von Informationstätigkeit und operativer Tätigkeit, stärkere Präsenz in 
Großbetrieben und Verwaltungen, Steigerung der Eigenverantwortung der territorialen 
Gliederungen des Apparats und Stärkung der Parteiorganisation55. 

Die Dienstkonferenz vom 26. April 1957 markiert eine entscheidende Etappe in der 
Geschichte des Staatssicherheitsdienstes der DDR. Sie läutete als kollektives Ritual der 
„Kritik und Selbstkritik" eine Phase ein, in der das MfS wieder auf eine stärkere innere 
Repression ausgerichtet wurde, allerdings unter neuen Bedingungen und mit feineren 
Mitteln als vor 1956. Der Vorstoß Ulbrichts ist daher keineswegs nur im Kontext des 
Machtkampfes mit Wollweber zu sehen, sondern muß als Initiative zur Effektivierung 
dieses zentralen Machterhaltungsapparates und zu seiner Anpassung an eine veränderte 
politische und gesellschaftliche Situation gedeutet werden. Nach einer harschen Kritik 
an der Leitung des MfS wegen der mangelnden Rezeption der Beschlüsse des 30. Ple­
nums betonte Ulbricht, daß man die „Demokratisierung nicht von der Sicherung der 
Staatsmacht" trennen dürfe, denn das hieße, „den Gegner eindringen zu lassen". Er sag­
te: „Wenn wir den örtlichen Organen mehr Rechte geben, wenn wir die Rolle der Volks­
vertretung höher heben, die werktätigen Massen mehr heranziehen zur Mitarbeit, den Bü­
rokratismus bekämpfen, dann müssen wir zur gleichen Zeit auch Sicherungsmaßnahmen 
treffen, damit nicht der Gegner Spalten findet, um von diesen Spalten aus die Arbeiter-
und-Bauern-Macht zu stören und zu zerstören."56 Hier gab Ulbricht eine Maxime aus, 
die später noch größere Bedeutung erlangen sollte als damals absehbar: Politische Locke­
rungen bedurften in der DDR immer der Flankierung durch eine noch intensivere und ef­
fizientere konspirative Herrschaftssicherung. Unter diesem Aspekt ist es als „Leistung" 
Ulbrichts anzusehen, daß es ihm 1957 gelang, im Staatssicherheitsdienst einen Prozeß in 
Gang zu setzen, der einerseits die Effektivierung des Apparats und gleichzeitig eine stär­
kere Ausrichtung des MfS auf die politisch-ideologische Absicherung des SED-Regimes 
bedeutete. 

Die auf die Dienstkonferenz folgenden Wochen waren durch Bemühungen zur Umset­
zung der politischen Vorgaben in Regelungen zur operativen Tätigkeit geprägt. Auf der 
Tagesordnung der Kollegiumssitzung am 7. Mai 1957 standen die Erarbeitung von Di­
rektiven zur Bekämpfung des Untergrundes und der Feindtätigkeit unter der Jugend, die 
Erstellung neuer Richtlinien für den Informationsdienst und die Arbeit der Kontrollin­
spektion des MfS sowie die Überarbeitung der Richtlinie 21 zur Arbeit mit Informatoren 
und Geheimen Mitarbeitern57. Zu einer grundlegenden Neuordnung dieser Tätigkeitsbe­
reiche kam es zum Teil allerdings erst sehr viel später, als das Kollegium hier in seinem de­

55 Rede Ulbrichts auf der Dienstkonferenz am 26.4. 1957, in: SAPMO-BA, ZPA, NL 182/523, 
Bl. 1-20; in Auszügen abgedruckt bei Hoffmann/Schmidt/Skyba, Die DDR vor dem Mauerbau, 
S. 290-294. Eine Variante dieses Textes in: BStU, ZA, SdM 2366, Bl. 42-55. 

56 Rede Ulbrichts auf der Dienstkonferenz am 26.4. 1957, in: SAPMO-BA, ZPA, NL 182/523, 
Bl. 1-20, hier 2 f. Ulbricht hatte diese Meinung grundsätzlich schon vor den ungarischen Ereignis­
sen vertreten. So zog er auf einer Parteiaktivtagung im MfS aus dem XX. Parteitag folgende Lehre: 
„Also, wenn wo anders geredet wird [...] oder Maßnahmen ergriffen werden, daß man also den 
Eindruck bekommt, Staatssicherheit ist gar nicht so notwendig [...], wie das also aus manchen 
Berichten aus anderen Ländern erscheint, wir sind nicht der Meinung, wir sind umgekehrter Mei­
nung. Staatssicherheit ist bei uns jetzt noch notwendiger als bisher." In: BStU, ZA, SdM 2366, 
Bl. 20-34, hier 34. 

57 Protokoll der Kollegiumssitzung am 7.5. 1957, in: BStU, ZA, SdM 1552, Bl. 139-153, hier 141. 
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monstrativen Übereifer anvisierte58. Wichtiger waren im Moment zwei andere Verände­
rungen, die der 1. Sekretär der SED als besonders dringlich hervorgehoben hatte: „Ent­
sprechend den Ausführungen des Genossen Ulbricht auf der zentralen Dienstkonferenz" 
beschloß das Kollegium in der gleichen Sitzung, Dienstanweisungen zur Arbeit in 
„Schwerpunktobjekten", also Großbetrieben und wichtigen Einrichtungen, und zur 
„Erhöhung der Verantwortung und Vollmachten" der Bezirksverwaltungen und Kreis­
dienststellen auszuarbeiten59. 

In relativ kurzer Zeit kam es zum Erlaß von zwei Regelwerken, die für die organisato­
rische Entwicklung des MfS und seines Verhältnisses zur SED von zentraler Bedeutung 
waren. Mit der Dienstanweisung 16/57 „zur Verbesserung der operativen Arbeit in den 
Betrieben, Ministerien und Hauptverwaltungen, Universitäten, Hochschulen und wissen­
schaftlichen Instituten sowie in den Objekten der Landwirtschaft"60 wurden Bestimmun­
gen erlassen, die auf eine Ausweitung und Effektivierung des Netzes inoffizieller Mitar­
beiter in den genannten Bereichen sowie die Stärkung auch der offiziellen Verbindungen 
der Staatssicherheit zur Parteileitung und den staatlichen Leitern des jeweiligen „Objek­
tes" zielten. In den zwei Ulbricht besonders am Herz liegenden Chemiegroßbetrieben 
Buna und Leuna61 sah die Dienstanweisung die Bildung von eigenen, der Bezirksverwal­
tung Halle direkt unterstellten Objektdienststellen und in 60 weiteren wichtigen Betrie­
ben die Einrichtung von Operativgruppen des MfS vor. 

Besondere Bedeutung haben die Regelungen der Dienstanweisung 16/57 auch im Hin­
blick auf das Verhältnis zwischen SED und Staatssicherheit. Nach dem derzeitigen Er­
kenntnisstand wurde hier erstmals dieses Verhältnis vor Ort detailliert definiert. Danach 
hatten die von der Parteileitung des „Objekts" gegebene Einschätzung seiner politischen 
und wirtschaftlichen Lage und ihre konkreten operativen Hinweise dem Mitarbeiter des 
MfS „zur Organisierung seiner operativen Arbeit" zu dienen. Dem 1. Sekretär der Partei­
leitung des jeweiligen „Objektes" waren von seiten des MfS-Mitarbeiters „alle Hinweise 
zu geben, die für die politische Arbeit im Objekt und für die Einschätzung der Lage des 
Objektes von Bedeutung" sein konnten. Dort, wo Objektdienststellen oder Operativ-

58 Sofort umgesetzt wurde die Neubestimmung der Arbeit der ehemaligen Kontrollinspektion: Be­
fehl 225/57 des Ministers vom 3. 7. 1957 zur Schaffung der Arbeitsgruppe Anleitung und Kontrol­
le, in: BStU, ZA, DSt 100198. Die Ausarbeitung einer neuen, wesentlich differenzierteren IM-
Richtlinie dauerte bis Oktober 1958: Richtlinie 1/58 des Ministers vom 1.10. 1958 für die Arbeit 
mit inoffiziellen Mitarbeitern im Gebiet der DDR, in: Die Inoffiziellen Mitarbeiter. Richtlinien, 
Befehle, Direktiven, hrsg. vom BStU, Abt. Bildung und Forschung, Berlin 1992, S. 93-128. Eine 
umfassende Neuregelung der Informationstätigkeit erfolgte erst mit dem Befehl 584/60 des Mini­
sters vom 7.12. 1960 zur Verbesserung der Informationsarbeit des MfS, in: BStU, ZA, DSt 
100299. Eine erste zentrale Vorgabe für die Bekämpfung der „Feindtätigkeit unter der Jugend" 
kam gar erst 1963 zustande: Arbeitshinweise des Ministers vom 4.7. 1963 zur politisch-operati­
ven Bekämpfung der politisch-ideologischen Diversion und Untergrundtätigkeit unter jugendli­
chen Personenkreisen der DDR, in: BStU, ZA, DSt 100483. 

59 Protokoll der Kollegiumssitzung vom 7.5. 1957, in: BStU, ZA, SdM 1552, Bl. 139-153, hier 141 f. 
60 Dienstanweisung 16/57 des Ministers vom 30.5. 1957 (künftig: Dienstanweisung 16/57), in: BStU, 

ZA, DSt 100996. 
61 Ulbricht sah hier insbesondere die „Konzernverbindungen" zu den anderen ehemaligen IG-Far­

ben-Tochterunternehmen im Westen als Bedrohung an. Referat auf der Dienstkonferenz des 
MfS am 26.4. 1957, in: SAPMO-BA, ZPA, NL 182/523, Bl.1-20, hier 11 f. Vgl. Hoffmann/ 
Schmidt/Skyba, Die DDR vor dem Mauerbau, S. 292 f. 
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gruppen eingerichtet wurden, erhielt der 1. Sekretär der Betriebsparteileitung der SED so­
gar die politische Federführung bei der Arbeitsplanung der Staatssicherheit62. 

Eine Stärkung der Rolle der Partei brachte auch die wenig später erlassene Dienstan­
weisung 17/57 „über die Erhöhung der Verantwortung und die Erweiterung der Voll­
machten der Chefs der Bezirksverwaltungen und der Kreisdienststellenleiter"63. Die 
Übertragung der „vollen Verantwortung" im Sinne des „Einzelleistungsprinzips"64 an 
die Leiter der territorialen Gliederungen des MfS war nämlich gepaart mit der Bestim­
mung, daß sie ihre Arbeit nicht nur gemäß „den Beschlüssen der Partei, den Gesetzen 
und Verordnungen der Regierung, den Befehlen und Dienstanweisungen des Ministers 
oder seiner Stellvertreter", sondern auch „entsprechend den Weisungen" des 1. Sekretärs 
der örtlichen Bezirksleitung bzw. Kreisleitung durchzuführen hätten. Außerdem mußten 
die Arbeitspläne der Bezirksverwaltungen und Kreisdienststellen mit dem jeweiligen 
1. Sekretär abgesprochen werden65. 

Die territoriale Dezentralisierung der Leitungsverantwortung im MfS führte zu einer 
stärkeren Verzahnung mit den Parteiinstanzen und somit - zumindest auf dem Papier -
zu einer stärkeren Betonung der führenden Rolle der Partei. Sie bedeutete die Schwä­
chung der Zentrale des MfS, zumal sie einherging mit dem Abfluß von fähigen Mitarbei­
tern in die Bezirke, den das Kollegium konsequenterweise parallel zur Ausarbeitung der 
Dienstanweisung 17/57 beschloß66. Für Wollweber bedeutete dieser Umbau einen zusätz­
lichen Machtverlust, da die Anleitung der Bezirksverwaltungen - vorher wie auch in spä­
terer Zeit eines der selbstverständlichen Rechte des Ministers - vom Politbüro ausdrück­
lich seinem 2. Stellvertreter Otto Walter übertragen worden war (Dokument 4). Wie 
schwach die Machtstellung Wollwebers im Frühsommer 1957 war, zeigt die Tatsache, 
daß er sich in der Kollegiumssitzung am 24. Juni sogar bereit erklärte, sein wichtigstes Lei­
tungsinstrument, die Kontrollinspektion67, ebenfalls in die Hand von Walter zu geben68. 

Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang, daß Oberst Patrakejew, der in diesem 
Zeitabschnitt der MfS-Leitung zugeordnete sowjetische Berater, der Dienstanweisung 

62 Wörtlich heißt es diesbezüglich: „Die Aufgaben der Mitarbeiter der Staatssicherheit werden fest­
gelegt entsprechend der von dem 1. Sekretär der Parteileitung gegebenen Einschätzung der politi­
schen und wirtschaftlichen Lage des Objektes und der von der Parteileitung gegebenen politi­
schen Aufgabenstellung. Über die Erfüllung des Arbeitsplanes ist dem 1. Sekretär zu berichten." 
Dienstanweisung 16/57, S. 6 f. 

63 Dienstanweisung 17/57 des Ministers vom 18.6. 1957 (künftig: Dienstanweisung 17/57), in: BStU, 
ZA, DSt 100989. 

64 Nach dem Einzelleitungsprinzip trug der jeweilige Leiter die persönliche Verantwortung für die 
Erfüllung der Aufgaben in seinem Arbeitsbereich. Er war seinen Mitarbeitern gegenüber wei­
sungsberechtigt und verpflichtet, ihre Arbeit anzuleiten und zu kontrollieren. 

65 Dienstanweisung 17/57, S.2. 
66 Vgl. Protokolle der Kollegiumssitzungen am 14.5, 1957, in: BStU, ZA, SdM 1552, Bl. 144-153, 

hier 152, am 4.6. 1957, in: Ebenda, Bl. 166-174, hier 169f., sowie am 27.6. 1957, in: Ebenda, 
Bl. 201-207, hier 206 f. 

67 Nach der Dienstanweisung 17/56 des Ministers vom 4.8. 1956 (in Vertretung gezeichnet durch 
Mielke) hatte die Kontrollinspektion u. a. folgende Aufgaben: Kontrolle der Beachtung von Be­
fehlen, Dienstanweisungen, Richtlinien und anderen Anweisungen, Kontrolle der Kontrollbriga­
den der Bezirksverwaltungen, Untersuchung bestimmter Einzelfragen im Auftrag des Ministers 
oder seiner Stellvertreter, in: BStU, ZA, DSt 100976. 

68 BStU, ZA, SdM 1552, Bl. 185-199, hier 195. 
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17/57 zum Schluß die Zustimmung versagen wollte, obwohl er an den vorbereitenden Be­
ratungen teilgenommen hatte. Er schlug vor, keine dienstliche Bestimmung zu erlassen, 
sondern lediglich ein - dienstrechtlich unverbindlicheres - Schreiben zu versenden. Erst 
eine Intervention beim ranghöchsten der für das MfS zuständigen Berater und Residen­
ten des KGB in Ost-Berlin69, Generalmajor Alexander Korotkow, machte den Weg für 
den Erlaß der Dienstanweisung frei70. Welche Absichten hinter diesem Verhalten stan­
den, ist schwer zu sagen. Ob Patrakejew Wollweber stützen oder ob er den eigenen 
Machtverlust, der mit der größeren Eigenständigkeit der Bezirksverwaltungen zwangsläu­
fig eintreten mußte71, abwenden wollte, kann auf der Basis der vorliegenden Quellen nur 
eine offene Frage bleiben. 

Bevor Wollweber Anfang Juli 1957 in einen neuerlichen Erholungsurlaub gehen mußte, 
war er schon weitgehend entmachtet. Er hatte den Kampf an zwei Fronten, gegen Ul­
bricht und seinen Adlatus Honecker auf der einen sowie gegen seine Stellvertreter Bruno 
Beater, Otto Walter und insbesondere Erich Mielke auf der anderen Seite, verloren. Wel­
che Auswirkungen sein von Beater weitergetragener verbaler Ausbruch (Dokument 5) 
auf die Entschlossenheit Ulbrichts, ihn systematisch kaltzustellen, gehabt haben mag, 
kann nur schwer abgeschätzt werden. Wahrscheinlich war Wollwebers Sturz vom 1. Se­
kretär ohnehin schon beabsichtigt, dennoch dürfte es für Ulbricht ein zusätzliches Alarm­
signal gewesen sein, daß der Minister zwei Stellvertretern gegenüber lautstark das auto­
kratische Regiment des 1. Sekretärs der SED angeprangert und dabei den XX. Parteitag 
der KPdSU bemüht hatte. Ein Staatssicherheitschef, der über den 17.-Juni-Komplex räso­
nierte und den angesichts um sich greifender „Aufweichungstendenzen" die Beweisfüh­
rung beschäftigte, daß die „Tragödie" mit der Staatssicherheit in den sozialistischen Län­
dern „keine Gesetzmäßigkeit" sei, war gerade in dieser aus Ulbrichts Sicht heiklen Phase 
der Herrschaftssicherung fehl am Platze. Zusätzlich scheint auch die Befürchtung Ul­
brichts eine Rolle gespielt zu haben, daß sein Rivale im Politbüro, Karl Schirdewan, in 
seinem Jugendfreund Wollweber für den Fall eines offenen Machtkampfes eine gute Stüt­
ze gefunden hätte. Eine regelrechte „Verschwörung" zwischen Schirdewan und Wollwe­
ber ist aber für diese Zeit nicht nachweisbar, im Lichte der Quellen sogar unwahrschein­
lich. Zu Gesprächen, die man in diese Richtung deuten könnte, ist es offenbar erst No­
vember 1957 gekommen, als Wollweber nicht mehr Minister war72. 

Es ist nicht möglich, in diesem Rahmen eine fundierte Bewertung von Persönlichkeit 
und Rolle Ernst Wollwebers zu geben. Wollwebers Amtszeit als Minister für Staatssicher­
heit war wahrhaftig nicht von Nachsicht gegenüber „Feinden" und „Verrätern" gekenn­
zeichnet, sondern durch geheimpolizeiliche Willkür und harte Repression73. Trotzdem 
ist deutlich, daß Wollweber - anders als sein 1. Stellvertreter Mielke - zuweilen auch 
Skrupel hatte. Das mag unter anderem auf den Einfluß seiner Lebensgefährtin Clara Va­
ter zurückgehen, die die Stalinschen Säuberungen in der Sowjetunion am eigenen Leibe 

65 So bezeichnet von v. Flocken/Scholz, Wollweber, S. 150. 
70 Otto Walter an Wollweber vom 8.6. 1957, in: BStU, ZA, SdM 1909, B1.179. 
71 Den Bezirksverwaltungen waren eigene sowjetische Berater zugeordnet, die wahrscheinlich nicht 

Patrakejew, sondern Korotkow unterstellt waren. 
72 Zur gemeinsamen Zeit von Wollweber und Schirdewan in der schlesischen KPD siehe v. Flocken/ 

Scholz, Wollweber, S. 44 f. Zum Verhältnis der beiden außerdem Karl Schirdewan, Aufstand gegen 
Ulbricht, Berlin 1994, S.92f., 128-131, und Wollweber, Erinnerungen, S. 373-376. 

73 Vgl. v. Flocken/Scholz, Wollweber, S. 142-164. 
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erfahren hatte74. Immerhin ist bemerkenswert, daß Wollweber schon 1954 gegenüber dem 
ZK eine Haftüberprüfung bei früheren Parteimitgliedern und ehemaligen Angehörigen 
der Volkspolizei anregte, die in der Vergangenheit „außerordentlich harte Strafen [...] 
für verhältnismäßig geringfügige Vergehen oder Verbrechen" erhalten hätten75. 

Erich Mielke war sicherlich skrupelloser und opportunistischer. Als der Stern Wollwe­
bers zu sinken begann, wurde sein Ehrgeiz übermächtig, ihm als Minister nachzufolgen. 
Bezeichnend ist, daß er Honecker am Tag vor der entscheidenden Dienstkonferenz des 
MfS eine Zusammenstellung eigener Äußerungen und Maßnahmen schickte, die bewei­
sen sollte, daß die Kritik Ulbrichts an der Staatssicherheit zwar den Minister, nicht aber 
ihn treffe, da er die angesprochenen operativen Notwendigkeiten erkannt und teilweise 
auch schon berücksichtigt habe. Zudem habe er in der Krankheitsphase des Ministers für 
eine intensive „Auswertung" der Parteivorgaben im MfS gesorgt, was Wollweber nach 
seiner Rückkehr im Falle des 29. und 30. Plenums schuldig geblieben sei76. 

Warum Ulbricht ein Rücktrittsgesuch Wollwebers im Juni 1957 nicht einfach angenom­
men hat, sondern ihn in den Erholungsurlaub gehen ließ, um ihn unmittelbar darauf auf 
dem 32. Plenum des ZK an den Pranger zu stellen (Dokument 7), ist noch ungeklärt. Mög­
licherweise gab es bei einigen Mitgliedern des Politbüros und den „Freunden" noch Wi­
derstände gegen seine Entlassung77. Am 8. Oktober 1957 war es soweit: Das Politbüro 
entsprach „dem Wunsch des Genossen Wollweber, ihn krankheitshalber zu pensionie­
ren", und ernannte Erich Mielke zu seinem Nachfolger78. Damit war die von Ulbricht in­
itiierte Weichenstellung durch den Wechsel an der Spitze des MfS auch personell besiegelt. 

Die Vorgänge von 1957 hatten große Bedeutung für die weitere Entwicklung der 
Staatssicherheit. Eine entscheidende Rolle spielte dabei die von Ulbricht ins Zentrum sei­
ner Argumentation gerückte Diagnose „neuer Feindmethoden" der ideologischen „Auf­
weichung und Zersetzung", die Ende der fünfziger Jahren zum Schlüsselbegriff der „po­
litisch-ideologischen Diversion" gerann79 und in dieser Form Perzeption und Tätigkeit 
des Staatssicherheitsdienstes bis zu seinem Ende bestimmte. Politisch abweichendes Den­
ken und Handeln wurden grundsätzlich in den Kontext „imperialistischer Feindtätigkeit" 
eingeordnet und waren somit Hauptgegenstand konspirativer „Abwehr". 

74 Ebenda, S.129, 150f., 178. 
75 Wollweber an Anton Plenikowski, Abteilungsleiter Staatliche Verwaltung des ZK, vom 26.7. 

1954, in: BStU, ZA, SdM 1200, B1. 303 f. 
76 Mielke an Honecker vom 25.4. 1957 mit Anlage, in: BStU, ZA, SdM 1896, Bl. 706-713. 
77 Vgl. Wollweber, Erinnerungen, S. 371 ff. 
78 Protokoll der Sitzung des Politbüros am 8. 10. 1957, in: SAPMO-BA, ZPA, J IV 2/2/562, Bl. 3. 
79 Nach derzeitigen Erkenntnissen taucht der Begriff „ideologische Diversion" in Unterlagen des 

MfS erstmals auf im Protokoll der Sitzung des Kollegiums am 20.2. 1958. Unter dem Tagesord­
nungspunkt „Berichterstattung über die 35. Tagung des ZK" wird folgende Definition gegeben: 
„Die ideologische Diversion ist die Methode des Feindes zur Zersetzung der Partei, um ihre füh­
rende Rolle beim Aufbau des Sozialismus zu beseitigen, zur Aufweichung der DDR und des gan­
zen sozialistischen Lagers." In: BStU, ZA, SdM 1554, Bl. 63. Auf dem V. Parteitag der SED im Juli 
1958 sprach Mielke von „einem großen Plan der Aufweichung und ideologischen Diversion gegen 
die Länder des Sozialismus." In: Protokoll der Verhandlungen des V.Parteitages der SED, Berlin 
1959, S.551. Spätestens 1960 bürgerte sich der Ausdruck „politisch-ideologische Diversion" ein. 
Ein einschlägiges Schreiben Bruno Beaters an die Leiter der Bezirksverwaltungen vom 21.11. 
1960 nennt folgende Erscheinungen der politisch-ideologischen Diversion: „Sozialdemokratis­
mus, Opportunismus, Revisionismus". In: BStU, ZA, DSt 101156. 
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Konsequenz dieser Ausrichtung war ein mit dem Beginn der Ära Mielke einsetzendes 
zügelloses Wachstum des Apparates. In den beiden letzten Amtsjahren Wollwebers war 
der Staatssicherheitsdienst sogar erstmals seit seiner Gründung etwas geschrumpft. 1957 
bestand er aus 14442 hauptamtlichen Mitarbeitern. Im Jahre 1958 erhöhte sich die Mitar­
beiterzahl wieder um fast neun Prozent und wuchs dann kontinuierlich weiter80: 1971 
hatte sich der Kaderbestand verdreifacht und bis Mitte der achtziger Jahre dann noch­
mals auf über 90 000 Mitarbeiter verdoppelt81. Gemäß der von Ulbricht 1957 ausgegebe­
nen Maxime, daß „Entspannung" mit noch größeren Anstrengungen der Herrschaftssi­
cherung einhergehen müsse, betrieb Mielke gerade in Phasen der innen- und außenpoliti­
schen Lockerung systematisch die Ausweitung und Qualifizierung seines Apparates und 
erreichte damit die zunehmende geheimdienstliche Durchdringung immer zahlreicherer 
„Schwerpunktbereiche". Die „Gestaltung einer effektiven politisch-operativen Arbeit in 
allen gesellschaftlichen Bereichen der DDR zum vorbeugenden Verhindern, Zurückdrän­
gen [und] Überwinden von Auswirkungen der politisch-ideologischen Diversion"82 - und 
damit in letzter Konsequenz die geheimdienstliche Omnipräsenz - blieb für das MfS po­
litische Zielvorgabe bis zum Ende der DDR. 

Dokument 1 

14. Januar 1957 

Befehl Nr. 11/57 des Ministers für Staatssicherheit?83 

Um zu garantieren, daß Partei- und Staatsführung nur gründliche Informationen erhalten, 

befehle ich: 

Meldungen an den Vorsitzenden des Ministerrates, den 1. Sekretär des Zentralkomitees, 
an die Mitglieder der Sicherheitskommission84 des ZK werden durch mich persönlich 
weitergegeben, in Abwesenheit erfolgt die Weitergabe durch meinen 1. Stellvertreter. 

Die Stellvertreter sind berechtigt, auf ihrer Linie85 Meldungen an die Mitglieder des 
Politbüros und Sekretäre des ZK weiterzuleiten. Erfolgen diese Meldungen mündlich, so 
ist durch den betreffenden Stellvertreter ein schriftlicher Vermerk für mich anzufertigen, 
aus dem ersichtlich ist, wer wann über was von wem informiert wurde. 

80 Zur Kaderentwicklung 1957-1961 (ohne Grenz-, Bereitschafts- und Transportpolizei, die bis Fe­
bruar 1957 auch zum MfS gehörten): 14442 (1957), 15686 (1958), 16613 (1959), 18029 (1960), 
19130 (1961). Zahlenmaterial in: BStU, ZA, Hauptabteilung Kader und Schulung, Abteilung Pla­
nung, unerschlossener Bestand, Bündel 8 (3). 

81 Ebenda, Bündel ohne Nummer; vgl. auch die veröffentlichten Zahlen der Jahre 1974-1983 bei: 
David Gill/Ulrich Schröter, Das Ministerium für Staatssicherheit. Anatomie des Mielke-Imperi-
ums, Berlin 1991, S. 34. 

82 Die politisch-ideologische Diversion gegen die DDR, Lehrbuch, hrsg. von der Juristischen Hoch­
schule (des MfS), Potsdam 1988, S.269. 

83 Mit Stempel „Geheime Verschlußsache" und Vermerk „GVS 67/57", in: BStU, ZA, DSt 100172. 
84 Siehe Anm.4. 
85 Linie: Den Hauptabteilungen und selbständigen Abteilungen in der Zentrale des MfS waren Ab­

teilungen und selbständige Referate mit dem gleichen Aufgabengebiet in den Bezirksverwaltun­
gen nachgeordnet. Den Stellvertretern unterstanden jeweils direkt mehrere solcher Linien. 



356 Roger Engelmann und Silke Schumann 

Die Stellvertreter können einen Hauptabteilungsleiter bzw. Leiter einer selbständigen 

Abteilung8 6 beauftragen, an Sekretäre bzw. Abteilungsleiter beim Z K Meldungen über be­

stimmte Vorkommnisse zu machen. Die Hauptabteilungsleiter bzw. Leiter der selbständi­

gen Abteilungen haben entsprechende schriftliche Vermerke anzufertigen, die dem zu­

ständigen Stellvertreter vorzulegen sind. 

Dieser Befehl tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. Alle entgegenstehenden Befehle, 

Anordnungen und Anweisungen sind damit aufgehoben. 

F.d .R. 

(Bein)87 Wollweber 

Oberst leutnant 

Dokument 2 

7. Februar 1957 

Sitzung des Kollegiums88 des Ministeriums für Staatssicherheit89 

Der Genosse Minister Wollweber faßte die hauptsächlichsten Punkte der Ausführungen 

des Genossen Walter Ulbricht über die Mängel und Schwächen der Arbeit der Staatssi­

cherheit zusammen. 

Von den Genossen 

Generalmajor Wolf0, 

Generalmajor Walter91, 

Generalmajor Last92, 

Generall[eu]tn[ant] Mielke, 

Obers t Beater93, 

Oberst 

86 Selbständige Abteilung: nicht Bestandteil einer Hauptabteilung, sondern dem Minister bzw. ei­
nem seiner Stellvertreter direkt unterstellt. 

87 Handschriftlich unterzeichnet. Richard Bein (*6.6. 1920), 1955-1957 Leiter der Abteilung Allge­
meines bzw. der ihr nachfolgenden Organisationseinheit „Büro der Leitung". Das Büro der Lei­
tung hatte damals mehrere Aufgaben, unter anderem die eines zentralen Sekretariats und einer 
Rechtsstelle des MfS. 

88 Siehe Anm.5. 
89 Tagesordnung: Diskussion über die am Vortag durchgeführte Besprechung beim Genossen Walter 

Ulbricht; Teilnehmer: Ernst Wollweber, Erich Mielke, Otto Last, Otto Walter, Markus Wolf, Bru­
no Beater, Alfred Schönherr; entschuldigt Martin Weikert; Beginn: 17.00 Uhr, Ende: 21.00 Uhr; 
mit Vermerken „Persönlich! Streng geheim!" und „4/57", in: BStU, ZA, SdM 1552, Bl.27-38. 
Parallele Überlieferung in: BStU, ZA, SdM 1900, Bl. 298-309. 

90 Siehe Anm. 27. 
91 Siehe Anm.25. 
92 Otto Last (1906-1990), 1.9. 1951-30.10. 1957 Stellvertreter des Staatssekretärs bzw. Ministers, 

1.11. 1957-25.4. 1960 Leiter der Objektverwaltung Wismut. 
93 Siehe Anm. 26. 
94 Siehe Anm. 23. 



Der Ausbau des Überwachungsstaates 357 

wurden dann noch zusätzliche Bemerkungen zu obigem Hauptpunkt gemacht, so daß aus 
den Ausführungen des Genossen Walter Ulbricht folgende Schwerpunkte gemeinsam er­
arbeitet wurden: 
1. Am 4. Januar95 1957 wurde vom Minister der Befehl erlassen, womit geregelt werden 

soll, wer was AN wen meldet. 
Dieser Befehl hat einen fehlerhaften Inhalt und stellt einen Versuch dar, sich über Partei 
und Regierung zu stellen. 

2. Auch in konspirativer Hinsicht stellt dieser Befehl eine Verletzung der Konspiration 
dar. 
W[alter] U[lbricht] mißt dieser Verletzung gegen die Konspiration aber weniger Bedeu­
tung bei, sondern bemängelt in der Hauptsache die Punkte 1 und 2. Nach diesen Punk­
ten wird verhindert, daß die Stellvertreter selbständig bei wichtigen Vorkommnissen 
sofort dem96 ZK berichten können. Nur dem Minister und in Abwesenheit seinem 
1. Stellvertreter ist es vorbehalten, dem97 ZK Meldung zu erstatten. Dadurch wird eine 
Lage geschaffen, die, wenn das ZK genau so verfahren würde (hier bemerkte W[alter] 
U[lbricht], daß er absichtlich überspitzt, wenn er das Beispiel wählt) und die Meldun­
gen an die Staatssicherheit nur über den 1. Sekretär erfolgten, dann würde eine kontinu­
ierliche Zusammenarbeit völlig gestört sein. 

3. Die Art der Zusammenstellung des Informationsdienstes98 und die dazu notwendige 
Arbeit stellt eine Schwäche dar und nicht nur eine Schwäche, sondern sogar eine Schä­
digung der Partei. Damit würde die Hetze des Feindes legal verbreitet, und die damit 
beschäftigten Mitarbeiter müßten, wenn sie das monatelang' durchführen, schwankend 
werden. Von diesen Mitarbeitern würde auch eine Unsicherheit in die eigenen Reihen 
der Staatssicherheit getragen werden. 
Die Information ist primitiv und würde den neuen Erfordernisse[n] des Kampfes nicht 
gerecht werden. In diesem Zusammenhang führte der Gen[osse] W[alter] U[lbricht] das 
Beispiel der Meldung über Nuschke99 an, womit er die Form kritisierte. 
Im Apparat der Staatssicherheit würde z. Zt. die Auffassung vorherrschen, daß alles mit 
Meldungen und Informationen erledigt werden könne, wodurch der Kampf und die 
operative Arbeit ständig zurückgehen muß. 

95 Gemeint ist der Befehl 11/57 (Dokument 1). 
96 Handschriftliche Einfügung: ,,1. Sekr[etär] d[es]". 
97 Handschriftliche Einfügung: „dem l.Sekr[etär] des". 
98 Informationsdienst: Im Staatssekretariat bzw. Ministerium für Staatssicherheit zusammengestellte 

Berichte über Stimmungen und Probleme in Industrie, Handel und Landwirtschaft sowie über 
besondere Ereignisse, die in kompilierter und überarbeiteter Form schließlich an die Parteifüh­
rung gingen. Befehl 279/53 des Staatsekretärs vom 7.8. 1953 zur Bildung von Informationsgrup­
pen im Staatssekretariat für Staatssicherheit und den Bezirksverwaltungen (künftig: Befehl 279/ 
53), in: BStU, ZA, DSt 100072; Dienstanweisung 2/55 des Staatssekretärs vom 12. 1. 1955 betr. In­
formationsdienst, in: BStU, ZA, DSt 100937. 

99 Otto Nuschke (1883-1957), 1949-1957 Stellvertretender Ministerpräsident, 1948-1957 Vorsitzen­
der der CDU der DDR. Die Meldung des MfS, auf die sich Ulbricht bezieht, stammt vom 31.1. 
1957. Möglicherweise führt der 1. Sekretär sie deshalb an, weil sie eine Kritik Nuschkes am Polit­
büro wiedergibt: „Nuschke äußerte sich in diesem Zusammenhang, daß die entsprechenden Stel­
len, besonders das Polit.-Büro, wieder einmal voreilig gehandelt hätten, ohne sich vorher von 
.Fachleuten' beraten zu lassen." Information aus dem Arbeitsbereich Be. Nr. 57/57, betr. Dr. 
Otto Nuschke, in: BStU, ZA, AOP 1194/57, Bl. 70. 
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Bei dem jetzigen Zustand im Hinblick der Schwächen in der Informationssammlung, 
Zusammenstellung, des vielen Schreibens usw. hat es der Gegner leicht und braucht 
nur eine Sekretärin, um alle Geheimnisse zu erfahren. 
Es ist eine Aufstellung zu erarbeiten, aus der hervorgehen muß, wer sich mit dem Zu­
sammenstellen von Informationen befaßt, um zu überprüfen, inwieweit die hieran be­
teiligten Mitarbeiter noch fest geblieben sind oder ausgewechselt werden müssen. 

4. In der Konspiration und Geheimhaltung bestehen große Mängel. 
5. Die Sicherung der Deutschen Demokratischen Republik entsprechend des verstärkten 

Kampfes der Feinde und der Umstellung der feindlichen Methoden ist nicht in Ord­
nung. Das ist nicht mit Meldungen zu bekämpfen, sondern mit entsprechend verstärk­
ten Methoden der Staatssicherheit. 
Während die Arbeit gegen Gehlen100 und die Geheimdienste im allgemeinen gut geht, 
werden die Stützpunkte und Untergrundgruppen in der DDR, wie z. B. Berlin, Leip­
zig, Dresden, Weimar usw. nicht aufgedeckt. 
Die „Taktik des Aufweichens" ist nicht früh genug erkannt worden. 
Auch hat die „Entspannung" in einer Weise in der Staatssicherheit Platz ergriffen, die 
man nicht mehr verantworten kann. 
W[alter] U[lbricht] befürchtet nicht, daß der Prozeß Harich nicht in Ordnung geht. 
Das ist aufgedeckt und wird auch bearbeitet, wobei der Staatssicherheit hier auch der 
Zufall zu Hilfe kam. Vielmehr ist er besorgt um die Untergrundbewegungen, die sich 
in der DDR noch in verschiedenen Kreisen entwickeln und von der Staatssicherheit 
nicht gesehen werden. Dabei führte er de[n] Fall Bloch101 in Leipzig an. Von dem 
Gen[ossen] Honecker wurde ihm noch zugerufen, daß es schon wieder eine neue Platt-

, form in der Humboldt-Universität102 gibt. Der Gen[osse] Honecker erklärte, da[ß] des­
halb auch im Politbüro beschlossen wurde, daß die Sicherheitsabteilung103 selbst einiges 
überprüft, da sie von der Staatssicherheit keine Hinweise erhält104. 

6. In diesem Zusammenhang sprach W[alter] U[lbricht] seine Besorgnis auch über den 
Zustand und die feindlichen Einflüsse in der chemischen Industrie aus, dem [sic] man 

100 Der Name Reinhard Gehlens (1902-1979) wird hier synonym für den Bundesnachrichtendienst 
(BND) gebraucht, den er seit seiner offiziellen Gründung 1956 leitete. Vorgänger des BND war 
die von Gehlen im Auftrag der USA aufgebaute „Organisation Gehlen". 

101 Ernst Bloch (1885-1977), Professor, 1949-1957 Direktor des Instituts für Philosophie an der Uni­
versität Leipzig. Zum „Fall Bloch" siehe Hans-Uwe Feige, Ketzer und Kampfgenosse - der Leip­
ziger Ordinarius für Philosophie Ernst Bloch, in: Deutschland Archiv 25 (1992), S. 697-717, und 
Guntolf Herzberg, Ernst Bloch in Leipzig: Der operative Vorgang „Wild", in: Zeitschrift für Ge­
schichtswissenschaft 42 (1994), Heft 8, S.677-693, sowie Michael Franzke (Hrsg.), Die ideologi­
sche Offensive. Ernst Bloch, SED und Universität, Leipzig, o.J. 

102 Möglicherweise spielt Honecker auf die Tatsache an, daß ein Professor der Humboldt-Universität 
während einer Vorlesung im Februar 1957 geäußert hatte, man müsse den westlichen Radiosender 
RIAS hören, um sich mit den Parolen des Gegners auseinanderzusetzen. Analyse der Feindtätig­
keit innerhalb der wissenschaftlichen u[nd] künstlerischen Intelligenz, ohne Datum (1958), 
S.75f., in: BStU, ZA, DSt 102107. 

103 Gemeint: Abteilung Sicherheitsfragen des Zentralkomitees der SED. 
104 Die einschlägigen Politbüro-, Sicherheitskommissions- und Sekretariatsprotokolle enthalten kei­

nen Tagesordnungspunkt, unter dem eine Überprüfung der Humboldt-Universität hätte veran­
laßt werden können. 
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in der nächsten Zeit Herr werden muß. Dabei erkannte er an die erfolgreiche Tätigkeit 
im Hinblick auf die Bearbeitung der Intelligenz im allgemeinen. 

7. Verändert muß werden der G[eheime] M[itarbeiter]- und G[eheime] I[nformatoren]-
Apparat105. 
Viele G[eheime] M[itarbeiter] und G[eheime] I[nformatoren] sind schon dekonspiriert. 
Dadurch ist verschiedenen gegnerischen Personen die Möglichkeit gegeben, über einen 
dekonspirierten G[eheimen] I[nformator] in der DDR Mitteilungen über die Staats­
sicherheit an das ZK heranzubringen, die desinformieren können. Sehr viele G[eheime] 
I[nformatoren], die zu sehr nach der Stimmung ausgefragt werden, besonders in den 
Kreisgebieten, müssen ja nach jahrelanger Tätigkeit für die Staatssicherheit zersetzt 
sein, weil sie vor lauter schlechter Stimmung schon selbst nicht mehr klar sehen können. 
Die Informationsquellen müssen qualifizierter erarbeitet werden. In der Hauptsache 
muß sich das Sammeln von Informationen im Hinblick auf Provokationen, Streikabsich­
ten, Studentenunruhen und vor allem auf die Stimmung und Pläne beim Gegner konzen­
trieren. Dabei sollten die ungarischen Vorkommnisse bei den Mitarbeitern der Staats­
sicherheit eine Lehre sein. 

Nach den festgelegten Hauptpunkten gab der Genosse Minister die weitere Richtung der 
Diskussion an. Er schlug vor, daß die einzelnen Stellvertreter ihre Auffassung zu dem Stand­
punkt des Genossen W[alter] U[lbricht] darlegen sollten, um dann zu einer endgültige[n] 
Einschätzung und Festlegung der notwendigen Maßnahmen zu kommen. Hierzu erklärte 
der Gen[osse] Minister, daß er selbst eine andere Meinung zu dem Befehl hat und nochmals 
offen ausspricht, daß de[r] Inhalt des Befehls richtig ist. Für die Ausarbeitung des Befehl[s] 
waren bestimmte Ursachen vorhanden und um die Aufgaben, für die der Minister verant­
wortlich ist, erfüllen zu können, machte sich diese Regelung im Befehl notwendig. 

Ich habe nicht die Absicht, diesen Befehl zurückzuziehen, abe[r] mir ist auch klar, daß 
die Ausführungen des Genossen W[alter] U[lbricht] mit sich bringen, daß dieser Befehl 
in der Praxis hinfällig geworden ist. Die vorgesehene Änderung, die ich mit diesem Be­
fehl erreichen wollte, kann nicht eintreten. 

Im Prinzip stimmt das, was der Gen[osse] W[alter] U[lbricht] über die Schwächen in 
der Arbeit gesagt hat. Man muß aber auch die positiven Seiten bei der Arbeit der Staatssi­
cherheit sehen, wozu offen festgestellt werden kann, daß in der kritischen Zeit der Verän­
derung in Polen und der Konterrevolution in Ungarn die DDR fest den feindlichen Ver­
suchen entgegengetreten ist und daß die Tätigkeit und die Maßnahmen der Staatssicher­
heit dabei nicht unwesentlich beigetragen haben. 

Wenn die „Aufweichung" in vielen anderen Stellen sehr stark in Erscheinung trat, kann 
man das von den Organen für Staatssicherheit nicht sagen, trotzdem nicht ungefährliche 
Reden gegen die Staatssicherheit gehalten wurden. 

Trotz der liberalen Haltung der Justiz106 wurde der Kampf gegen die Feinde von Seiten 
der Staatssicherheit weitergeführt. 

Trotz all dem aber kann man sich nicht darüber hinwegtäuschen, um die Sicherung der 
DDR entsprechend den neuesten Bedingungen weiter zu verbessern, die Schwächen, die 
der Staatssicherheit anhaften, schnell zu beseitigen. 

105 Siehe Anm. 14. 
106 Vgl. Stenographisches Protokoll des 30.Plenums des ZK, 30.1.-1.2. 1957, Bericht des Politbüros, 

vorgetragen von Erich Honecker, in: SAPMO-BA, ZPA, IV 2/1/170, Bl.6-53, hier 41, sowie Ul­
brichts Schlußwort, in: Ebenda, IV 2/1/171, Bl. 85-107, hier 101 f. 
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Politisch hat der Gen[osse] W[alter] U[lbricht] in seiner Charakteristik, besonders der 
Informationsabteilung107 innerhalb der Staatssicherheit recht, aber praktisch ist das etwas 
überspitzt. 

Eine Stelle, die Informationen erarbeitet, wird auch weiterhin gebraucht. Informiert 
muß das ZK und die Regierung weiter werden. Die Form des Zusammentragens sowohl 
wie des Schreibens und der Einschätzung sowie auch die Verteilung mu[ß] gründlich 
überdacht und präzisiert werden. 

Was der Gen[osse] W[alter] U[lbricht] über die Dekonspiration gesagt hat, ist zwar in 
der Tat nicht so grob, wie er es darstellt, aber doc[h] änderungsbedürftig. 

Die Information ist mehr zur Grundlage der durchzuführenden operativen Maßnah­
men zu machen. Sie muß die Schwerpunkte aufzeigen, die Bewegungen des Gegners er­
kennen lassen und Vorkommnisse in der DDR richtig einschätzen. 

Die Umstellung in dieser Richtung darf nicht nach sich ziehen, daß jetzt die Mitarbeiter 
diese Sache ausnutzen, um der Pflich[t] zur Informierung auszuweichen. Sie muß nach 
sich ziehen die Suche nach neuen qualifizierteren G[eheimen] I[nformatoren]. 

Man darf den Ernst der gestrigen Besprechung (6.2.57) nicht unterschätzen, muß wirk­
lich alles daraus entnehmen, was der Arbeit hilft und fördert. 

Der Genosse Wolf schlug vor, nicht über alles zu sprechen, sondern nur über das Wich­
tigste. Er bemängelte, daß in der Vergangenheit nicht genügend Rückschlüsse gezogen 
wurden, die Arbeit kritisch - wissenschaftlicher zu beurteilen, um schneller Veränderun­
gen der Methoden in der Abwehr und Aufklärung herbeizuführen. 

Hierzu führte er einige Beispiele der Ergebnisse von Dienstbesprechungen in den Be­
zirken, denen er beiwohnte, an, wobei herauskam, daß die Sucht des Schreibens von allge­
meinen Informationen sehr groß ist. Die gesamte Arbeit, den Feind zu finden und zu 
schlagen, ist nicht genug ausgerichtet, denn die Vorkommnisse werden nur registriert 
und die Täter nicht gefunden. 

Ebenfalls hat die Objekt-Bearbeitung große Schwächen; man bearbeitet die in einem 
Objekt Beschäftigten nicht genügend in ihren Wohnorten, es fehlt die Kontrolle von Lo­
kalen in den Wohngebieten und anderen Zusammenkünften. 

Wenn jetzt andere Informationen, nämlich die, die die operative Arbeit betreffen, ge­
fordert werden, wird es sich in Zukunft zeigen, daß die vorhandenen G[eheimen] 
I[nformatoren] dazu überhaupt nicht in der Lage sind. 

Der Informationsdienst muß völlig umgestellt werden. 
Der Ge[nosse] Wolf erklärte, daß er auf der Linie der Hauptverwaltung A in der Erzie­

hung der Mitarbeiter immer darauf Wert gelegt hat, sich auf die Abwehr feindlicher 
Handlungen zu konzentrieren und die Aufklärung dazu zu benutzen. 

Er führte an, daß er in Fragen des „kleinen Krieges"108 die Leitung informiert hat, daß 
auch operative Maßnahmen zur Aufklärung solcher gefährlicher Pläne eingeleitet wor­
den sind, und man soll nicht glauben, daß die Leitung Opfer einer eigenen falschen Ein-

107 Die Informationsgruppen wurden durch den bereits erwähnten Befehl 279/53 des Staatssekretärs 
am 7.8. 1953 gegründet. Das Staatssekretariat für Staatssicherheit zog damit die Konsequenz aus 
der mangelhaften Berichterstattung unmittelbar vor den Ereignissen des 17. Juni 1953. 

108 Kleiner Krieg: begrenzter Krieg als Bedrohungsperzeption von SED und MfS. Vgl. Protokoll der 
Kollegiumssitzung am 28. 1. 1958 und Anlage 1, Veränderungen im Protokoll der Kollegiumssit­
zung vom 28.1. 58, in: BStU, ZA, SdM 1900, Bl. 20-51 und 53 f., hier 47 und 54. 
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Stellung geworden ist, sondern daß die Leitung schon im Prinzip richtig gesehen hat, da­
bei aber doch Mängel und Fehler unterlaufen sind. 

Er erklärte dann noch, daß er für die Zurückziehung des Befehls ist und daß er eben­
falls die Ausführungen des Gen[ossen] W[alter] U[lbricht] so aufgefaßt hat, daß der Be­
fehl das richtige Verhältnis zur Partei und Staatssicherheit behindere109. 

Der Genösse Walter sprach sich präzis gegen den Befehl aus und schlug dem 
Gen[ossen] Minister vor, den Befehl für ungültig zu erklären. 

Er bat den Gen[ossen] Minister, selbst zum Gen[ossen] W[alter] U[lbricht] zu gehen 
und ihm den gemeinsamen Beschluß des Kollegiums, den Befehl zurückzuziehen, münd­
lich mitzuteilen. Falls das nicht, dann dem Gen[ossen] W[alter] U[lbricht] den Beschluß 
schriftlich zu übermitteln. 

Er führte weiter aus, daß auch während der Krankheit des Gen[ossen] Minister110 doch 
die Verhältnisse von den anderen Kollegiumsmitgliedern richtig eingeschätzt wurden, die 
auch alle Konsequenzen aus der kritischen Lage erkannten. Es ist auch richtig, wie der 
Gen[osse] Minister schon ausführte, daß die DDR standhaft in den Tagen der ungari­
schen Ereignissen [sic] war. In diesem Zusammenhang muß aber auch gesagt werden, 
daß uns die Partei nicht eine Minute im Stich gelassen hat, daß sie uns das Rückgrat ge­
stärkt hat, besonders die Gen[ossen] W[alter] U[lbricht] und O[tto] G[rotewohl]111. 

Es hat sich aber gezeigt, daß besonders die Leiter der Bezirksverwaltungen eine zu lose 
Verbindung zu der Leitung des Ministeriums haben. Es ist auch richtig, wie der Gen[osse] 
Honeck[er] bei der Besprechung dazwischen warf, daß die Leiter der Bezirksverwaltun­
gen den Minister belügen. 

Das zeigt, daß wir in einigen Dingen nicht genügend energisch sind. 
Zur Frage der Information muß beachtet werden, was der Genosse W[alter] U[lbricht] 

sagte, daß der Kreis der Wissenden zu groß ist und daß auch in der ungenügenden Auf-

109 Wolf bat am 2.3. 1957 schriftlich darum, seinen Beitrag im Protokoll anders zu fassen. In einem 
Formulierungsvorschlag stellte er zunächst seine Zustimmung zu den Äußerungen Ulbrichts stär­
ker als in der entsprechenden Passage des Protokolls heraus: „Er sehe in den Ausführungen des 
Genossen Ulbricht eine Bestätigung für die schon früher festgestellte Notwendigkeit, die Metho­
den der operativen Arbeit einer kritischen Überprüfung zu unterziehen, um sie rasch und effektiv 
zu verändern." Andererseits verwahrte er sich vor allem für seine eigene Person, aber auch im 
Hinblick auf das Kollegium, entschieden gegen die Kritik Ulbrichts: So behauptete er etwa, er 
habe schon früher darauf hingewiesen, daß der Möglichkeit der Einschleusung feindlicher Grup­
pen in die DDR zu wenig Aufmerksamkeit gewidmet werde. Auch sei, soweit er das anhand der 
Arbeit seiner eigenen Linie, der Hauptverwaltung A, beurteilen könne, bei der Erziehung der 
Mitarbeiter immer Wert darauf gelegt worden, in den Mittelpunkt der operativen Arbeit die Auf­
deckung feindlicher Tätigkeit zu stellen. Im Sommer 1956 sei etwa ausführlich über die Probleme 
des „kleinen Krieges" und der „Aufweichtaktik" gesprochen worden. „Man könne also nicht sa­
gen, daß die Leitung Opfer einer eigenen falschen Einschätzung geworden ist, was nicht aus­
schließt, daß es in der Arbeit sehr große und ernste Mängel und Fehler gibt." Sein abschließendes 
Votum für die Zurückziehung des Befehls blieb inhaltlich unverändert. Bemerkungen zu dem 
Kollegiumsprotokoll vom 7.2. 1957, in: BStU, ZA, SdM 1552, B1.40 f. Mit seiner Zeitangabe 
„Sommer 1956" bezieht sich Wolf auf einen Zeitraum, in dem Wollweber mehrere Monate we-

110 Vgl. Anm.9. 
111 Otto Grotewohl (1894-1964), 1949-1960 Ministerpräsident, 1946-1964 Mitglied des Zentralse­

kretariats bzw. Politbüros der SED, 1954-1960 Mitglied der Sicherheitskommission der SED. 
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spürung von Untergrundbewegungen, besonders in den genannten Städten, die Kritik be­
rechtigt war. 

Auf die Frage des Gen[ossen] Minister, was die Gründe des Vorschlages zur Zurückzie­
hung des Befehls sind, antwortete der Gen[osse] Walter nochmals präzis und legte dabei 
seine Ansichten über die zwingenden Gründe zur Aufhebung des Befehls dar. 

Auch der Genosse Last sprach sich für die Zurückziehung des Befehls aus und erläuter­
te ebenfalls nochmals die Gründe dazu. In der Hauptsache erwähnte er, daß die schon ge­
nannten Punkte im Befehl auf den Gen[ossen] W[alter] U[lbricht] so wirkten, als wenn 
wir uns über die Partei stellen wollen. Wir haben das übersehen und sich112 [sic] verpflich­
tet, das jetzt zu berücksichtigen. 

Er führte nochmal [sic] an, wie auch bei der Beratung zur Annahme des Befehls alle 
Kollegiumsmitglieder sich einmütig, bis auf die Genossen Gartmann113 und Weikert114, 
dagegen aussprachen, da die Stellvertreter auch hierbei übergangen werden sollen und 
daß dieses Übergehen in der Vergangenheit, ganz besonders auf die Leiter der Bezirksver­
waltungen, schädliche Auswirkungen hatte115. Sie haben die Anweisungen der Stellvertre­
ter in nicht genügende[m] Maße respektiert und es wurde der Anschein erweckt, daß sich 
die Leitung selbst nicht einig ist. 

Es gibt konkrete Beispiele, wie auch die Leiter der Bez[irks]-Verwaltungen vor schwie­
rigen Entscheidungen zurückgewichen sind und im Falle des Oberst Knoppe116, Magde­
burg, sogar festzustellen war, wie er seine Pflicht, über wichtige Vorkommnisse zu infor­
mieren, sträflichst vernachlässigte. 

Zur Frage der Information erklärte der Genosse Last, daß diese sehr oft auf Kosten der 
operativen Arbeit durchgeführt wurde, daß die Aufgaben im operativen Sinne gelitten ha­
ben, da[ß] die Informationen oft gar nicht mehr an die operativen Abteilungen gegangen 
sind, sondern hier oben zusammenliefen und dann oft abgelegt wurden, ohne richtig aus­
gewertet zu sein. 

In der Frage der Informatorenwerbung hat sich gezeigt, daß in vielen Bezirksverwal­
tungen in den letzten Monaten viel mehr Informatoren abgelegt als geworben wurden. 
Das zeigt, daß die Leitung sich nicht genügend nach unten durchsetzt. Das ist eine große 
Schwäche und muß in der nächsten Zeit beseitigt werden. 

Hier spielt die Frage der Rechenschaftslegung der Bezirkschefs117 eine große Rolle und 
die Frage der Bestrafung bei verantwortungslosem Verhalten und Unterlassungen. 

112 „sich" handschriftlich unterstrichen. 
113 Hermann Gartmann (1906-1972), 1952-1957 Stellvertreter für militärische Angelegenheiten des 

Staatssekretärs bzw. Ministers für Staatssicherheit. Ihm unterstanden die Grenz-, Bereitschafts­
und Transportpolizei (Bahnpolizei). Nachdem diese Verbände am 15. Februar 1957 in das Mini­
sterium des Innern ausgegliedert worden waren, wurde Gartmann am 31.5. 1957 ebenfalls dort 
hinversetzt. 

114 Martin Weikert (*1914), 1.1. 1953-31.10. 1957 Stellvertreter des Staatssekretärs bzw. Ministers, 
gleichzeitig seit etwa Mai 1956 Leiter der Verwaltung Groß-Berlin, 1.11. 1957-31. 10. 1982 Leiter 
der Bezirksverwaltung Erfurt. 

115 Last bezieht sich hier auf die Sitzung des Kollegiums am 29. 12. 1956. Protokoll sowie Ergänzung 
zum Protokoll in: BStU, ZA, SdM 1551, Bl. 134-146 und 147f., hier 143-145 und 147f. Allerdings 
vermittelt das Protokoll den Eindruck, als hätten zu dieser Sitzung nur die Entwürfe für die spä­
teren Befehle 7/57 und 8/57 vorgelegen, nicht aber derjenige für den späteren Befehl 11/57. 

116 Reinhold Knoppe (1908-1983), 1953-1962 Leiter der Bezirksverwaltung Magdeburg des MfS. 
117 Gemeint: Die Leiter der Bezirksverwaltungen des MfS. 
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Genosse Minister liest, um den Kollegiumsmitgliedern nachzuweisen, einige Stellen der 
Dienstordnung vor und weist damit nach, daß die Leiter der Bezirksverwaltungen nach 
der Dienstordnung den Stellvertretern nach Linie verantwortlich sind118. 

Der Genosse Mielke wendet sich gegen die Behauptung des Ministers, daß dem Mini­
ster wichtige Meldungen vorenthalten worden sind und erklärt, daß er diese Meldungen 
dem Genossen W[alter] U[lbricht] deshalb sofort gegeben hat, weil er an den 
Gen[ossen] Minister nicht herankam, aber dann sofort nachträglich den Gen[ossen] Mini­
ster in Kenntnis setzte. 

Zum Befehl erklärte er, daß es nicht richtig ist, solche Befehle herauszugeben, ohne ge­
naue Abstimmung über die einzelnen Formulierungen im Kollegium erreicht zu haben. 

Es wäre eine schlechte Sache, daß die Partei jetzt der Auffassung sein kann, daß sich die 
Leitung der Staatssicherheit über die Partei stellen wolle. 

Genosse Mielke beantragte dann ebenfalls die Zurückziehun[g] des Befehls und Mittei­
lung darüber an den Genossen W[alter] U[lbricht]. 

Er schlägt dem Gen[ossen] Minister vor, daß der Minister selbst dem Gen[ossen] 
W[alter] U[lbricht] vortragen soll, um zur Entspannung der Situatio[n] beizutragen und 
zu einer persönlichen offenen Aussprache zu kommen119. 

Dann erklärte er zur Frage der Informationsabteilung, wie es dazu kam, diese Abtei­
lung überhaupt zu schaffen und wie sich dann die weitere Arbeit entwickelte und wel­
chen Stand sie jetzt hat. Dabei führte er an Hand der letzten Vorlage über den Umbau 
der Informationsabteilung120 einige wesentliche Momente an, die durch den Gen[ossen] 
W[alter] U[lbricht] aufgezeigten Mängel [sic] schon beheben sollten. 

Die Ausführungen des Genossen Schönherr zeigten, daß er bis zur Besprechung beim 
Gen[ossen] W[alter] U[lbricht] für den Befehl war und angenommen hat, daß der 
Gen[osse] Minister gezwungen gewesen ist, diesen Befehl in dieser Art herauszugeben, 
um die Disziplin zu erhöhen und auch die Stellvertreter zu zwingen, an ihn wichtige Mel­
dungen sofort zu geben. 

Er schlägt vor, die Ursachen, die zur Herausgabe des Befehls führten, nochmals zu 
überprüfen und zu einer bereinigenden Aussprache zu kommen. Er erklärt weiter, daß 
seit den Ausführungen des Gen[ossen] W[alter] U[lbricht] ebenfalls klar ist, daß man die­
sen Befehl nicht aufrecht erhalten kann, sondern einziehen muß. 

118 Dienstordnung des Staatssekretariats für Staatssicherheit vom 17.9. 1954, S.5 und 12f., in: BStU, 
ZA, DSt 100935. 

119 Am Rand der beiden vorausgehenden Absätze handschriftliche Anmerkung: „Aufweichung XX. 
Partfeitag]". 

120 Die Vorlage wurde bislang nicht aufgefunden; wahrscheinlich ist sie auch nicht überliefert. Sie wur­
de am 25.1.1957 im Kollegium besprochen. Dort wurde entschieden, daß sogenannte operative In­
formationen, die Anlaß für neue oder veränderte Maßnahmen des MfS sein könnten, von den ope­
rativen Abteilungen direkt an die Abteilung Information gegeben, „Informationen besonderen 
Charakters" aber über die Stellvertreter des Ministers an das Kollegium weitergeleitet werden soll­
ten. Das Kollegium beschloß, zur Auswertung der operativ wichtigen Informationen ein besonde­
res Referat innerhalb der Abteilung Information zu bilden. Es stellte außerdem fest, daß die Abtei­
lung Information nur eine Zusammenfassung eingegangener Informationen geben solle, Wertungen 
und Schlußfolgerungen aber allein den Mitgliedern des Kollegiums vorbehalten seien. Schließlich 
beauftragte das Kollegium Mielke mit der Abfassung einer Vorlage für die Sicherheitskommissi­
on, die die Weiterleitung von Informationsberichten an Mitglieder des Parteiapparates regeln soll­
te. Protokoll der Kollegiumssitzung am 25. 1. 1957, in: BStU, ZA, SdM 1552, Bl. 10-22, hier 14 ff. 
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Der Genosse Schönherr führte noch an, daß ihm sehr viele Beispiele bekannt sind, 
wo der Minister und auch der Gen[osse} Mielke immer wieder in Dienstbesprechun­
gen und Parteiversammlungen auf die Gefahren der „Aufweichung" frühzeitig hinwie­
sen und daß man in dieser Frage an dem Kollegium keine so ernste Kritik üben 
braucht121. 

Der Genosse Beater faßte seine Meinung ebenfalls in einem kurzen Diskussionsbeitrag 
zusammen, daß er ebenfalls fü[r] die Aufhebung des Befehls ist und sich dabei auf seine 
Ausführungen in der vorletzten Kollegiumssitzung122 und seine Ausführungen beim 
Gen[ossen] W[alter] U[lbricht] beruft. 

Auf den Zwischenruf des Gen[ossen] Minister, welche Gründe zu sagen sind für die 
Zurückziehung des Befehls, antwortete er: Auch wenn es diese Gründe nicht gäbe, der 
Grund, wie ihn die Ge[nossen] W[alter] U[lbricht] und Honecker und andere Genossen 
des ZK zu diesem Befehl auffassen [sic], genügt allein schon, eine Berichtigung herbeizu­
führen. Das hartnäckige Verbleiben auf diesem Befehl könnte die Genossen des ZK in ih­
rer Annahme, die Leitung will sich über die Partei stellen, stärken und das ist schon 
Grund genug, diesen Befehl ungültig zu machen. 

Dabei unterstützte er die Ausführungen des Genossen Walter zu dieser Sache sowie des 
Genossen Mielke und der anderen Genossen und wies nochmals auf die Wichtigkeit der 
Ausführungen des Genossen Wolf hin, der bemängelte, daß die Kollegiumssitzung nicht 
genügend Rückschlüsse zur Verbesserung der operativen Arbeit zog. 

Er unterstrich auch die Ausführungen des Genossen Last im Hinblick auf die Verbin­
dung der Leitungen der Bezirksverwaltungen zu den Stellvertretern. 

Er stellte dem Minister konkret die Frage, ob dieser Befehl wirklich notwendig war, um 
die Stellvertreter zur Disziplin zu zwingen, ob es nicht andere Mittel gegeben hätte und 
ob es wirklich ernste Gründe gibt, die Stellvertreter für einzelne Fälle zu bestrafen und 
warum das nicht im Einzelnen konkret sofort gesagt wird; es muß zugegeben [werden], 
daß in der Vergangenheit wohl Verletzungen der Dienstordnung durch die Stellvertreter 
vorkamen, was aber nicht bewußt geschehen ist und sich in der letzten Zeit jeder bemüh­
te, die Anweisungen und Befehle terminmäßig einzuhalten. 

Der Genosse Minister faßte dann das Ergebnis der Diskussion zusammen und erklärte, 
daß die Frage der Umstellung des Informationsdienstes wohl in Ordnung gebracht wer­
den kann. Aber die Schwächen der operativen Arbeit und die Mängel in der Disziplin in 
Ordnung zu bringen, da kommen wir mit Überzeugungsarbeit allein nicht mehr aus, son­
dern jetzt muß auch gefordert und bestraft werden. 

121 Diese Äußerung korrigierte Schönherr am 14.2. 1957 in einem Nachtrag zum Protokoll: Er 
habe in der Sitzung nicht nur festgestellt, daß die Gefahr der Aufweichung im Kollegium be­
handelt worden sei, sondern auch, daß die Leitung des Ministeriums jeweils entsprechende ope­
rative Maßnahmen eingeleitet habe. Außerdem habe er nicht gesagt, „daß man in dieser Frage 
an dem Kollegium keine so ernste Kritik üben darf. Soviel ich mich erinnere, hatte ich sinnge­
mäß gesagt, daß die Kritik des Genossen Ulbricht berechtigt ist". Schreiben Schönherrs an Mi­
nister Wollweber betr. Protokoll der Kollegiumssitzung am 7.2. 1957, in: BStU, ZA, SdM 
1552, Bl. 42. 

122 Die vorletzte Kollegiumssitzung hatte am 25.1. 1957 stattgefunden; vgl. Protokoll in: BStU, ZA, 
SdM 1552, Bl. 10-22. Beater bezieht sich jedoch offensichtlich auf die bereits erwähnte Sitzung 
vom 29.12. 1956; vgl. Ergänzung zum Protokoll der Kollegiumssitzung am 29.12. 1956, in: 
BStU; ZA, SdM 1551, Bl. 147f., hier 148. 
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Durchgeführte Treffs123 und die bei den Treffs gewonnenen Berichte geben nicht den 
notwendigen Nutzeffekt. Alle behaupten nur, sich mit der Durchführung von Treffs zu 
beschäftigen und vergessen dabei zu errechnen, wieviel dadurch herauskommt. 

Gegebene Befehle müssen streng eingehalten werden, um die Unordnung schnell loszu­
werden. 

Man darf auch nicht annehmen, daß die Staatssicherheit in der Lage ist, ihre Tätigkeit 
immer und in jedem Punkt zur Zufriedenheit aller durchführen kann [sic]. 

Die Frage der Meldungen an das ZK muß streng gestellt sein, gemeldet muß werden 
und Informationen müssen gegeben werden. 

Hierzu ist es notwendig, von einer besseren und gründlicheren Einschätzung auszuge­
hen und tatsächlich von den primitiv gegebenen Informationen abzukommen. 

Wir dürfen uns über den Ernst der Ausführungen des Genossen W[alter] U[lbricht] 
nicht im Unklaren sein und die nächsten Kollegiumssitzungen müssen sich schon damit 
befassen, Methoden festzulegen, mit denen wir den Mitarbeitern das notwendige Wissen 
und die Qualifizierung über das Wie der Aufdeckung von Feindtätigkeit beibringen. 

Der Genosse Minister erklärte sich einverstanden, der Zurückziehung des Befehls nä­
herzutreten, wenn die Kollegiumsmitglieder die Gründe hierfür schriftlich formulieren 
und sie ihm am nächsten Tag vorlegen (8.2.57). 

Zur Ausarbeitung dieser Beschlußvorlage zur Aufhebung des Befehls mit dem Zweck, 
diesen Beschluß dann dem Gen[ossen] W[alter] U[lbricht] schriftlich zu übergeben, ist 
beauftragt der 

Genosse Mielke und der 
Genosse Walter. 

(Wolf) (Beater)124 

Dokument 3 

8. Februar 1957 

Sitzung des Kollegiums des Ministeriums für Staatssicherheit125 

Dem Kollegium lag ein von den Genossen Generalleutnant Mielke und Generalmajor 
Walter ausgearbeiteter Entwurf126 vor. 

Genosse Minister Wollweber erklärte sich mit den Formulierungen: „Der Inhalt des 
Befehls ist falsch, er widerspricht den Prinzipien über das Verhältnis der Organe der 
Staatssicherheit zur Partei. Der Befehl mit seinem jetzigen Inhalt bedeutet eine Hinde-

124 Handschriftlich unterzeichnet. 
125 Tagesordnung: Beschlußfassung über die in der Kollegiumssitzung am 7.2. 1957 beratene Aufhe­

bung des Befehls 11/57; Teilnehmer: Ernst Wollweber, Erich Mielke, Otto Last, Otto Walter, 
Markus Wolf, Bruno Beater, Alfred Schönherr; entschuldigt: Martin Weikert; Beginn: 11.00 Uhr, 
Ende: nicht bekannt; mit den Vermerken „Persönlich! Streng geheim!" und „5/57", in: BStU, 
ZA, SdM 1900, Bl. 295 ff. 

126 Auszug aus dem Protokoll der Kollegiumssitzung vom 7.2. 1957, in: BStU, ZA, SdM 1900, 
Bl. 310. Die wesentlichen Formulierungen werden im Text des Dokumentes 3 wiedergegeben. 
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rang in der richtigen Durchführung der Arbeit der Staatssicherheit" nicht einverstanden. 
Er schlug vor, als Begründung für die Aufhebung des Befehls die Tatsache anzugeben, 
daß er der Sicherheitskommission nicht zur Bestätigung vorgelegt worden sei. Für die 
Feststellung, daß der Befehl falsch ist, müsse eine andere Begründung gefunden werden. 

Die Genossen Generalleutnant Mielke und Generalmajor Walter begründeten diese 
Formulierungen ausgehend von der Aussprache mit dem 1. Sekretär des ZK der Partei, 
Genossen Walter Ulbricht. 

Genosse Oberst Beater erklärte, daß der Befehl überhaupt nicht notwendig gewesen 
sei, da die Beziehungen zwischen dem Minister und seinen Stellvertretern nicht durch Be­
fehl geregelt werden müssen127. 

Genosse Minister Wollweber ging daraufhin noch einmal auf die Notwendigkeit einer 
Verantwortung der Stellvertreter gegenüber dem Minister ein. Er schlug die Formulie­
rung vor: „Der Befehl ist falsch, weil er nicht der Sicherheitskommission des Politbüros 
vorgelegt wurde". 

Genosse Generalmajor Wolf hielt diese Formulierung nicht für richtig, da sie nicht aus­
reicht und durch den Wortlaut des Befehls faktisch die Rechte des 1. Sekretärs des ZK und 
des Vorsitzenden des Ministerrats reglementiert werden. 

Genosse Generalleutnant Mielke begründete die Formulierung über die Hinderung in 
der richtigen Durchführung der Arbeit, da sich aus dem Befehl eine Erschwerung der Zu­
sammenarbeit zwischen dem MfS und dem Apparat des ZK ergeben hätte. 

Genosse Minister Wollweber stellte fest, daß das Kollegium den vorliegenden Entwurf 
annehmen könne, daß er sich dann aber diesem Beschluß nicht anschließen werde. Er 
schlug vor, die umstrittenen Sätze zu streichen und dafür hinzuzufügen, daß die Hinwei­
se von den Mitgliedern des Kollegiums bei Beratung des Befehls ungenügend beachtet 
wurden. 

Damit erklärten sich die anderen Mitglieder des Kollegiums einverstanden. Genosse 
Generalmajor Wolf schlug vor, hinzuzufügen, daß der Befehl vor Inkraftsetzung der Si­
cherheitskommission hätte vorgelegt werden müssen. 

Beschluß: 

Das Kollegium des Ministeriums für Staatssicherheit beschließt: 
Der Befehl Nr. 11/57 vom 14. 1. 1957, G[eheime] V[erschluß]S[achen]-Nr.: 67/57, wird 
für ungültig erklärt. 
Das Kollegium stellt nach der vom 1. Sekretär des ZK, Genossen Ulbricht, geübten Kri­
tik fest, daß der Befehl in seiner Auswirkung nicht voll erkannt wurde. Die Hinweise 
der Mitglieder des Kollegiums bei Beratung des Befehls wurden ungenügend beachtet. 
Der Befehl hätte vor Inkraftsetzung dem 1. Sekretär des ZK respektive der Sicherheits­
kommission vorgelegt werden müssen. 

Dieser Beschluß wurde einstimmig gebilligt. Dem Minister wurde nahegelegt, den 
1. Sekretär des ZK unverzüglich über den Beschluß zu informieren. 

Wolf28 

Generalmajor 

127 Handschriftliches Fragezeichen am Rand des Absatzes. 
128 Handschriftlich unterzeichnet. 
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Dokument 4 

9. Februar 1957 

Beschluß des Politbüros129 

1. Das Politbüro nimmt die Stellungnahme des Kollegiums des Ministeriums für Staatssi­
cherheit zur Kenntnis, daß der Befehl Nr. 11/57 vom 14.1.1957 für ungültig erklärt wurde. 

2. Als Stellvertreter des Ministers für Staatssicherheit neben Gen[osse] Mielke wird Ge­
nosse Otto Walter bestätigt130. 

3. Es wird festgelegt, daß für die Anleitung und Kontrolle des Ministeriums für Staatssi­
cherheit die Sicherheitskommission verantwortlich ist. Die Sicherheitskommission 
führt ihre Beschlüsse durch mit Hilfe der Parteigenossen Minister Wollweber, seiner 
beiden Stellvertreter und der Mitglieder des Kollegiums des Ministeriums sowie mit 
Hilfe des Sekretärs der Sicherheitskommission, der Abteilung Sicherheitsfragen beim 
Zentralkomitee und der 1. Sekretäre der Bezirksleitungen der SED. Die besonderen 
staatlichen Bestimmungen für den Minister bleiben davon unberührt. 

Der Minister für Staatssicherheit, Genosse Ernst Wollweber, und seine Stellvertreter, 
die Genossen Erich Mielke und Otto Walter, werden darauf aufmerksam gemacht, daß 
wichtige Vorgänge dem Sekretär der Sicherheitskommission, Genossen Erich Honek-
ker, übermittelt werden sollen, der sie dem Vorsitzenden der Sicherheitskommission, 
Genossen Walter Ulbricht, unterbreitet. 
Die Sitzungen der Sicherheitskommission finden regelmäßig monatlich statt. In jeder 
Sitzung der Sicherheitskommission berichtet der Minister Genosse Wollweber in An­
wesenheit beider Stellvertreter über wichtige Fragen, die auf dem Gebiet der Staatssi­
cherheit vorliegen. 
Dem Minister und dem Kollegium wird vorgeschlagen, daß Genosse Otto Walter als 
Stellvertreter des Ministers zunächst überprüft, welche Maßnahmen getroffen werden 

129 Mit handschriftlichem Vermerk „Anlage Nr. 1 zum Prot[okoll] Nr. 7 v[om] 9.2.1957", in: SAPMO-
BA, ZPA, J IV 2/2/527, B1.7f. Den hier wiedergegebenen Beschluß faßte das Politbüro unter 
Punkt 1 der Tagesordnung „Verbesserung der Arbeit der Leitung des Ministeriums für Staatssicher­
heit" in seiner Sitzung am 9.2. 1957. Teilnehmer der Sitzung waren: Walter Ulbricht, Otto Grote­
wohl, Hermann Matern, Fred Oelßner, Friedrich Ebert, Heinrich Rau, Willi Stoph und Karl Schir­
dewan als Mitglieder, Erich Mückenberger, Herbert Warnke, Erich Honecker, Bruno Leuschner 
und Alfred Neumann als Kandidaten des Politbüros. Wilhelm Pieck fehlte. Ernst Wollweber, 
Erich Mielke und Otto Walter wurden zum Tagesordnungspunkt 1 hinzugezogen, in: Ebenda, Bl. 1. 

130 Die Stellvertreter des Ministers besaßen Leitungsbefugnisse nur im Bereich ihrer Linien. Dienst­
ordnung, siehe Anm. 118. Eine Sonderstellung hatte der „erste Stellvertreter" Erich Mielke inne. 
Er war zuständig „für die zusammenfassende Planung und Koordinierung der Maßnahmen für 
konzentrierte Schläge und zentrale Einsätze". Befehl 207/55 des Ministers vom 15.7. 1955, S. 1, 
in: BStU, ZA, DSt 100123. Darüber hinaus vertrat er den Minister in der Regel während dessen 
Abwesenheit, war also für das gesamte Ministerium mitverantwortlich. Mit dem oben wiederge­
gebenen Beschluß des Politbüros rückte Walter ebenfalls von der Position des linienverantwortli­
chen in die des gesamtverantwortlichen Stellvertreters auf. Dies zeigt die Formulierung „neben 
Genosse Mielke", die ähnlich wie die Formulierung Wollwebers in Wolletz (Dokument 5) nicht 
eine Gleichberechtigung Mielkes und Walters ausdrücken soll, sondern eine Gleichartigkeit ihrer 
Aufgaben als Stellvertreter. Walter wurde vielmehr 2. Stellvertreter des Ministers im Range nach 
Mielke (Dokument 6). 
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müssen, damit die zuständigen Abteilungen des Ministeriums sich weniger mit der 
Vorbereitung von Berichten und mehr mit der operativen Arbeit zur Aufdeckung der 
feindlichen Stützpunkte beschäftigen. Er soll prüfen, was in der Arbeitsweise der Mit­
arbeiter der betreffenden Abteilungen des Ministeriums geändert werden müßte. Es 
wird empfohlen, daß Genosse Otto Walter im Verlaufe von vier Wochen in den Bezir­
ken Magdeburg und Potsdam die Arbeit der Organe der Staatssicherheit überprüft 
und dem Minister und dem Kollegium Vorschläge unterbreitet für die Verbesserung 
der Arbeitsweise der Dienststellen in den Bezirken und Kreisen, die Ausbildung der 
Kader und die Beseitigung der überflüssigen Papierwirtschaft. 
Genosse Minister Wollweber wird beauftragt, bis Mitte März der Sicherheitskommissi­
on die Vorschläge des Kollegiums zur Verbesserung der Arbeit zu unterbreiten. Nach 
der Beschlußfassung der Sicherheitskommission wird die Konferenz der Mitarbeiter 
der Staatssicherheit in der DDR einberufen. 

Dokument 5 

10. Februar 1957 

Gespräch des Ministers für Staatssicherheit Ernst Wollweber mit seinen Stellvertretern 
Bruno Beater und Martin Weikert, nach einem Bericht Bruno Beaters vom 15. 2. 1957131 

Da ich in der letzten Zeit schon öfter, aber am . . . besonders bemerkte, daß der Gen[osse] 
Wollweber sich mit eigenartigen Auffassungen gegenüber dem 2.K. unserer Partei, beson­
ders aber zum Gen[ossen] Walter Ulbricht befaßt, sehe ich mich veranlaßt, über die wich­
tigsten Bemerkungen, die der Gen[osse] Wollweber am 10. 11. 57 machte und charakteri­
stisch für seine ganze Einstellung ist [sic], der Partei zu berichten. 

Das Gespräch fand im Eßsaal in Wolletz132 etwa in der Zeit von 20.00 bis 21.00 Uhr 
statt. Der Anlaß war, daß der Gen[osse] Wollw[eber] dem Gen[ossen] Weikert die am 
Vortage durchgeführte Politbüro-Sitzung und dabei gefaßten [sic] Beschlüsse über neue 
Aufgaben den [sic] Gen[ossen] Walter usw. mitteilte. 

Dabei sagte der Gen[osse] Weikert, daß er, wie schon bei der letzten 
Koll[egiums]Sitzung133, daß er den Befehl für richtig und zweckmäßig hielt, wo ich mich 
gegen aussprach und es nun zu einer Diskussion kam, im Verlaufe dessen [sic] der 
Gen[osse] Wollweber erklärte: 

„Der Verlauf der Politbürositzung zeigt wieder, daß die Pol[itbüro]Mitglieder gar nicht 
oder nur halb und nicht richtig informiert worden sind. Ich habe doch bemerkt, wie sie 
sich untereinander anschauten und nichts wußten."I34 

131 Handschriftliches Dokument, in: SAPMO-BA, ZPA, J IV 2/202/4/1, ungezählte Blätter. Dieselbe 
Signatur enthält auch eine auf den 13.3. 1957 datierte maschinenschriftliche Abschrift, die wohl 

132 In Wolletz, einem Ort im Kreis Angermünde bei Frankfurt/Oder, unterhielt das MfS ein Wo­
chenendheim für seine leitenden Kader. Vgl. Protokoll der Kollegiumssitzung am 3.1. 1957, in: 
BStU, ZA, SdM 1552, Bl. 1-8, hier 7. 

133 Weikert bezieht sich auf seine Aussage in der Kollegiumssitzung am 29.12. 1956. Protokoll in: 
BStU, ZA, SdM 1551, Bl. 134-146, hier 144 f. An den Sitzungen vom 7. und 8. Februar hatte er 
nicht teilgenommen (Dokument 3 und 4). 

134 Alle Hervorhebungen in diesem Dokument vom Empfänger des Berichts, wahrscheinlich Walter 
Ulbricht. 
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Sie werden sich jetzt fragen, was ist denn bei der Staatssicherheit los? Wollweber und 
Mielke sind gegeneinander geraten, sie werden jetzt die Wahrheit erfahren wollen. 
Mich kennen sie, man weiß, daß ich ein sachlich veranlagter Mensch bin, bei Mielke 
wissen sie, daß er zumindest überheblich ist. 
Jetzt wird es zu einer Aussprache kommen u[nd] damit zu einer Verschärfung der Ver­
hältnisse. Denn ich werde doch nicht schweigen, ich werde jetzt die Ursachen, die zur 
Herausgabe des Befehls führten, sagen und dazu etwas mehr. Jetzt sollen die 
Pol[it]Büromitglieder alles wissen. Ich wollte keine Verschärfung, aber jetzt kommt 
sie, denn soll doch keiner glauben, daß ich das auf mir sitzen lassen kann. 
Ich mache mir gar nichts vor, wir sind jetzt genau da, wo wir am 17. Juni135 [19]53 wa­
ren, nur bin ich nicht Zaisser136, der war so dämlich und hat sich mit Karrieristen137 in 
der Partei eingelassen, ich aber nicht. 
Das ist doch ein starkes Stück, ich sollte mich über die Partei stellen. Das kann man aus 
dem Befehl doch nicht machen, auch wenn man das so will. 
Es ist ja bekannt, daß ich mit Walter Ulbricht schon 30 Jahre lang138 in der Partei immer 
wieder Zusammenstö[ße] hatte, aber das war etwas ganz anderes, da haben wir uns die 
Meinung gesagt, u[nd] dann ging es weiter, aber heute u[nd] in der Stellung geht das 
nicht mehr. 
Mir jetzt vorzuwerfen, daß ich mich über die Partei stellen wollte, ist nicht eine leichte 
Sache, das ist schon eine ganz anständige Beschuldigung, die muß erst wieder von mir 
wegnehmen [sic], sonst kann ich als Minister für Staatssicherheit keinen Tag mehr blei­
ben. 
Der Befehl sollte nur einen Zustand beenden, der für mich untragbar ist. Ich stecke die 
Prügel ein und andere die Erfolge. Ich darf nur immer das Negative berichten und an­
dere die guten Seiten unserer Arbeit. So war es doch u[nd] so wird es jetzt, nachdem 
ich den Befehl nicht durchbekommen habe, weiter sein, aber damit mache ich nicht mit. 
Bei der Aussprache mit dem Gen[ossen] Walter Ulbricht war doch kein einziges 
Koll[egiums]Mitglied für mich, aber sie haben sich auch nicht überlegt, was die Auswir­
kungen sein werden. Jetzt geht es schon los. Walter Otto wird jetzt genau wie Erich 
Mielke gleichberechtigter u[nd] verantwortl[icher] Stellvertreter sein, und was dann 
nachkommt, weiß man noch nicht. 
Man hat mir vorgeworfen, daß ich das Verhältnis mit meinen139 Stellvertr[etern] nicht 
mit diesem Befehl, sondern mit Bestrafung hätte regeln können. 
Aber das soll mir doch erst einmal jemand vormachen. Bestrafen und dann doch ruhig 
Kollegiumssitzungen durchführen." 

135 Im Text: „Julei". 
136 Im Text: „Zeiser". Wilhelm Zaisser (1893-1958), 1950-1953 Minister für Staatssicherheit, 1950-

1953 Mitglied des Politbüros der SED, im Juli 1953 Absetzung als Minister und zusammen mit 
Rudolf Herrnstadt Ausschluß aus dem Zentralkomitee wegen „parteifeindlicher fraktioneller Tä­
tigkeit", im Januar 1954 Parteiausschluß. 

137 Im Text: „Kaherristen". Die im Zentralkomitee am 13.3. 1957 gefertigte Abschrift deutet diese 
Textstelle ebenfalls als „Karrieristen", allerdings mit Fragezeichen. Vgl. S.2 der Abschrift, in: 
SAPMO-BA, ZPA, J IV 2/202/4/1. 

138 Wollweber und Ulbricht hatten schon in den zwanziger Jahren in der KPD zusammengearbeitet. 
Vgl. Wollweber, Erinnerungen, S. 352 f. 

139 Im Text nicht eindeutig: „meinen Stellvertr[etern]" oder „meinem Stellvertr[eter]". 
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Als ich einwarf, aber Ernst140, Du verrennst dich doch, Du bist doch Minister der 
Staatssicherheit und da ist Dir doch von der Regierung und vor allem von der Partei 
ein fester und schwieriger Auftrag gegeben, da kannst Du doch nur im ständigen Kon­
takt und mit ständigen konkreten Absprachen der Genossen der Partei auskommen. 
Nicht aber, wie Du es vorhast, Dinge zu verändern, die Dir nicht gefallen, aber von 
den Gen[ossen] des Z. K. anders und richtiger gesehen werden. Du befaßt Dich damit, 
Dinge in der Partei zu verändern, für die Du gar nicht zuständig bist. Die Kritik, die 
Walter Ulbricht an uns geübt hat, stimmt doch von vorne bis hinten. Wenn Du dich 
nicht bemühst, mit dem W[alter] Ulbricht u[nd] Gen[ossen] Honecker ein gutes Ver­
hältnis herzustellen, kann das doch nicht gut ausgehen. Die Genossen müssen sich 
doch auf die Leitung der Staatssicherheit verlassen können. Da darf es doch keine stän­
digen Unstimmigkeiten geben. Die braucht es ja auch gar nicht geben, aber dazu müssen 
wir uns bemühen. 

Darauf hat Gen[osse] Wollweber etwa so geantwortet: 
„Das ist es ja gerade, gegen das ich mich wehre. Auch als im Kolleg[ium] gesagt wurde, 

die Parteiführung, was ist denn das [für] eine Parteiführung, wenn immer nur ein Mann 
bestimmt. Deshalb sage ich ja, daß das Polit[ische] Büro gar nicht informiert war. Wir ha­
ben doch die Erfahrungen. Der XX. Parteitag141 usw. Wir müssen doch endlich davon ab­
kommen, daß einer befiehlt, ohne daß die gesamte Leitung davon weiß142. 

So war das doch auch mit den Festnahmen in der Vergangenheit, nachher will keiner 
verantwortlich sein." 

Ich sagte dann: „Aber Ernst, wenn Du so weiter denkst, gerätst Du doch in einer ganz 
schiefen [sic] Lage, das kann doch nicht gut ausgehen. 

Da bringst Du doch auch die Freunde143 in Schwierigkeiten." 
Darauf sagt der G[enosse] Wollweber etwa: 
„Ja, werden die Freunde auch Schwierigkeiten haben, aber ich kann es nicht ändern. 
Wir haben hier einen festen immer bestehenden Komplex in der D. D. R. u[nd] das ist 

der 17. Juni 53. Der ist nicht wegzudenken. 
Ich habe mir das Ziel gestellt, zu beweisen, daß die Tragödie in allen sozialistischen 

Ländern mit ihrer Staatssicherheit keine Gesetzmäßigkeit ist, sondern diese Übergriffe, 
die da waren, sind zu ersparen. Dafür aber bedarf es einer Ordnung, die erst noch zu 
schaffen sind [sic] und nur zum Teil erst von mir durchgeführt und jetzt in der Sicher-
heitsabt[eilung] vor allem der Sicherheitskommission festgelegt werden müssen [sic]." 

Bruno Beater 
den 15. 11. 1957 

140 Handschriftlicher Pfeil bis zur nächsten Hervorhebung. 
141 Auf dem XX. Parteitag der KPdSU hatte der Generalsekretär Nikita S.Chruschtschow am 25.2. 

1956 vor hohen Funktionären einige Verbrechen Stalins offengelegt und den „Personenkult" ver­
urteilt. Text der Rede bei Josef Gabert/Lutz Prieß (Hrsg.), SED und Stalinismus. Dokumente 
aus dem Jahre 1956, Berlin 1990, S. 8-68. 

142 Ausrufezeichen am Rand der letzten drei Sätze. 
143 Freunde: Mit diesem Begriff werden die Sowjetunion als ganzes, sowjetische Stellen oder An­

sprechpartner bezeichnet. Hier sind speziell die sowjetischen Berater im MfS gemeint. 
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Dokument 6 

12. Februar 1957 

Sitzung des Kollegiums des Ministeriums für Staatssicherheit (Auszug)144 

Genosse Minister weist bei Eröffnung der Sitzung darauf hin, daß zu den Protokollen der 
letzten Sitzungen noch Bemerkungen gemacht werden sollen, sofern keine Übereinstim­
mung besteht und stellt auf Anfrage fest, daß zu dem Beschluß des Kollegiums vom 8.2. 
1957 keine Bemerkungen mehr gemacht werden. 

Daraufhin verliest der Genosse Minister den Beschluß des Politbüros und macht an­
schließend folgende Bemerkungen: 

1. Trotz Festlegung eines 1. und 2. Stellvertreters (Gen[osse] Mielke und Gen[osse] Wal­
ter) hängt eine evtl. Änderung des Status145 der Stellvertreter von einer späteren Prü­
fung ab. Vorläufig gibt es keine Änderung. 

2. Ist eine Neuverteilung des Geschäftsbereichs des Gen[ossen] Walter auf Grund der be­
sonderen Aufgaben notwendig.. 

Genosse Minister schlägt vor, zuerst über den Beschluß des Politbüros zu diskutieren 
und dann erst über Fragen, die sich daraus ergeben. 

In der folgenden Diskussion erklären alle Mitglieder des Kollegiums ihr Einverständnis 
mit dem Beschluß des Politbüros und begrüßen die Hilfe der Parteiführung für die Wei­
terentwicklung der Arbeit der Staatssicherheit. 

Genosse Mielke stellt zunächst fest, daß das Kollegium einmütig beschloß, den Befehl 
11/57 zurückzuziehen. Er ist überzeugt, daß künftig die Vorberatung wichtiger Fragen 
in der Spitze (Gen[ossen] Minister, Mielke, Walter) fehlerhafte Entscheidungen verhin­
dern werden [sic]. Die regelmäßigen Aussprachen mit der Sicherheitskommission und 
die Festlegung der politischen Linie für das MfS sowie die Behandlung wichtiger operati­
ver Fragen wird durch die Anwesenheit der Gen[ossen] Ulbricht, Stoph146, Matern147 u. a. 

144 Tagesordnung: Beschluß des Politbüros vom 9.2. 1957; Teilnehmer: Ernst Wollweber, Erich Miel­
ke, Otto Walter, Otto Last, Markus Wolf, Bruno Beater, Alfred Schönherr, als Vertreter des Polit­
büros Erich Honecker, die sowjetischen Berater Wassilii Iljitsch Bulda und Chatschik Oganessian 
(im Text: „Ogarnesjan") mit Dolmetscher; entschuldigt: Martin Weikert; Beginn: 10.00 Uhr, 
Ende: 12.00 Uhr; mit den Vermerken „Persönlich! Streng geheim!" und „6/57", in: BStU, ZA, 
SdM 1552, Bl.44-51, hier 44-50. Parallele Überlieferung in: BStU, ZA, SdM 1900, Bl.286-293. 
Der hier nicht wiedergegebene Schluß des Protokolls behandelt zunächst die Verteilung der bis­
herigen Aufgaben Otto Walters auf die anderen Stellvertreter und den Minister. Außerdem wer­
den abschließend kurz besprochen: die Aufgaben des MfS am 1.3. 1957 (Tag der Nationalen 
Volksarmee), die Geburtstagsfeierlichkeiten für Gustav Szinda (1897-1988), Leiter der Abteilung 
VII (Zusammenarbeit mit und Abwehr in den Dienststellen des Ministeriums des Innern), sowie 
die Verabschiedung Josef Gutsches (1895-1964), Leiter der Kontrollinspektion. 

145 Im Text: „Statuts", letztes t durchgestrichen. 
146 Willi Stoph (* 1914), 1956-1960 Minister für Nationale Verteidigung, 1953-1989 Mitglied des Po­

litbüros der SED, 1954-1960 Mitglied der Sicherheitskommission der SED. 
147 Hermann Matern (1893-1971), 1950-1971 Vizepräsident bzw. 1. Stellvertreter des Präsidenten der 

Volkskammer, 1946-1971 Mitglied des Zentralsekretariats bzw. Politbüros der SED, 1949-1971 
Vorsitzender der Zentralen Parteikontrollkommission der SED, 1954-1960 Mitglied der Sicher­
heitskommission der SED. 
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wichtige Hinweise für die Leitung des MfS ergeben. Das Kollegium kann dann kollektiv 
beraten und einheitlich klare Maßnahmen treffen. 

Zum Auftrag des Genossen Walter sagt er, daß das Politbüro die Überprüfung der 
B[ezirks]V[erwaltungen] Magdeburg und Potsdam als wichtige politische Punkte aus­
wählte, um daraus die Schwerpunkte unserer Aufgaben zu erkennen und nach eingehen­
der Analyse der Leitung des MfS reale Hilfe geben zu können. Er hält die Auftragsertei­
lung an Gen[ossen] Walter für richtig, da dieser unvoreingenommen an die Überprüfung 
der genannten B[ezirks]V[erwaltungen] herangehen könnte. 

Gen[osse] Walter bemerkt, daß er an der Sitzung des Politbüros teilnahm und von 
den Genossen des Politbüros die Kritik des Genossen W[alter] Ulbricht an der Lei­
tung des MfS und an Genossen Wollweber einmütig gebilligt wurde. Er schließt 
sich den Ausführungen des Genossen Mielke im allgemeinen an und stellt fest, daß 
eine Reihe ernsthafter Fehler in der Leitung des MfS beseitigt werden müssen. Es 
kommt jetzt darauf an, schnellstens mit der Überprüfung der vom Politbüro ausge­
wählten Bezirksverwaltungen zu beginnen, um das Politbüro informieren zu kön­
nen. Die Überprüfung müsse zu richtigen Schlußfolgerungen zur Bekämpfung des 
Gegners und zur systematischen Beseitigung der konterrevolutionären Stützpunkte 
führen. 

Genosse Wolf ist der Ansicht, daß die Hauptfragen, wie sie im Beschluß des Politbüros 
angesprochen werden, vom Kollegium schon erkannt und auch diskutiert wurden. Es 
wurde schon öfter festgestellt, daß die Mitarbeiter sich verzetteln, auf die informatori­
sche Arbeit ausweichen und sich nicht auf die Aufdeckung feindlicher Agenturen kon­
zentrieren. Es ist notwendig, daß der Auswertung der Ergebnisse der operativen Arbeit 
mehr Aufmerksamkeit gewidmet und keine formale Zusammenstellung von Nachrichten 
betrieben wird. Eine Reihe von Methoden der operativen Arbeit muß überprüft werden. 
Er begrüßt, daß die Sicherheitskommission sich künftig mehr mit unserer Arbeit befas­
sen und daher eine bessere Anleitung erfolgen wird. 

Besonders erwartet er für sein[en] Arbeitsbereich eine größere Hilfe und wünscht, daß 
er öfter zu Aussprachen herangezogen wird. 

Genosse Beater begrüßt den Beschluß des Politbüros. Er hält für notwendig, daß dem 
Genossen [sic] Walter für seine Aufgabe zur Überprüfung der B[ezirks]V[erwaltungen] 
von allen Genossen die beste Unterstützung und Hilfe durch entsprechende Hinweise 
und Freistellung von geeigneten Mitarbeitern bekommt. Er stellt fest, daß es notwen­
dig ist, künftig besser mit den entsprechenden Instanzen der Partei zusammenzuarbei­
ten. 

Genosse Last stellt zunächst fest, daß das Kollegium nach der Besprechung mit Ge­
nossen W[alter] Ulbricht kritisch zu den aufgeworfenen Fragen Stellung nahm. In sei­
nem Arbeitsbereich habe er sofort Überprüfungen durchgeführt und entsprechende 
Maßnahmen eingeleitet. Im übrigen schließt er sich den Ausführungen des Genossen 
Beater an und hält ebenfalls Hilfe und Unterstützung für Genossen Walter für notwen­
dig. 

Genosse Schönherr hält ebenfalls den Beschluß des Politbüros für gut und richtig und 
begrüßt die Absicht regelmäßiger Tagungen der Sicherheitskommission und der Hilfe, 
die daraus für die Arbeit der Staatssicherheit zu erwarten ist. 

Genosse Honecker stellt fest, daß alle Mitglieder des Kollegiums den Beschluß des Po­
litbüros und seine Bedeutung verstanden haben und bemerkt, daß dieser Beschluß auf 
der Aussprache des Genossen W[alter] Ulbricht mit den Mitgliedern des Kollegiums be-
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ruht. Der Kern des Beschlusses - der eine Auswertung des 30. Plenums des ZK148 für die 
Organe der Staatssicherheit darstelle - enthalte die Aufgabe für das Kollegium, eine radi­
kale Änderung der Arbeitsmethoden des MfS und seiner Organe herbeizuführen. Die 
1. Sekretäre der B[ezirks]L[eitungen] der Partei werden von diesem Beschluß informiert 
und erhalten vom Politbüro den Auftrag, mit den Chefs der B[ezirks]V[erwaltungen] 
der Staatssicherheit engsten Kontakt zu halten und deren Aufmerksamkeit besonders auf 
die Aufdeckung konterrevolutionärer Stützpunkte zu richten. Er verweist auf die Not­
wendigkeit, die Maßnahmen zur Überprüfung der genannten B[ezirks]V[erwaltungen] 
unter Leitung des Genossen Walter schnellstens durchzuführen. 

Zu Punkt 2 des Beschlusses unterstreicht er, daß vorläufig keine Veränderung bezüglich 
der Stellvertreter des Ministers geplant ist. Der Sinn der Nominierung eines 2. Stellver­
treters liege darin, daß zwischen den Tagungen des Kollegiums das Gremium der 3 leiten­
den Genossen über wichtige Fragen sofort entscheiden könne. Das schwäche jedoch die 
Verantwortung des Kollegiums nicht ab. 

Genosse Mielke spricht nochmals zur Bekämpfung der feindlichen Organisationen in 
Westdeutschland und Westberlin, wobei er aber unterstreicht, daß es bisher noch nicht ge­
lang, in ausreichendem Maße in die feindlichen Zentren einzudringen. Er erklärt, daß wir 
jedoch selbstkritisch an die Aufgabe herangehen, die Kritik der Partei verstehen und für 
die Hilfe dankbar sind. 

Genosse Honecker betont, daß der Beschluß nicht falsch verstanden werden soll und 
etwa der Kampf gegen [die] Organisation Gehlen u. a. abgeschwächt wird. Die Aufgaben 
müssen unter dem Gesichtspunkt der Nato-Pläne und der Taktik der Aufweichung gese­
hen werden. Dabei verweist er nochmals auf das 30. Plenum des ZK und den Hinweis 
des Politbüros, daß vor allem die Arbeit mit den Informatoren zu verbessern ist, in erster 
Linie aber die Aufdeckung feindlicher Gruppen - besonders in Mitteldeutschland - for­
ciert werden muß. 

Genosse Minister faßt zusammen und stellt zunächst zwei Hauptaufgaben heraus: 

1. Die schwierigste Aufgabe ist, richtige Maßnahmen zur Aufdeckung feindlicher Stütz­
punkte ausfindig zu machen. Hauptsache dabei ist jedoch, die Mitarbeiter zu richtiger 
operativer Arbeit zu bringen. Diese Frage wurde oft besprochen, aber keine Fortschrit­
te erzielt. Im Gegenteil, gemessen an der Taktik des Gegners, sind unsere Maßnahmen 
zurückgeblieben. Die Mitarbeiter weichen aus und finden keinen Anfang in der Verfol­
gung von Spuren feindlicher Tätigkeit. Es ist notwendig, die Erfahrung von Genossen, 
die an der Basis arbeiten und gute Erfolge haben, weiter zu vermitteln. Die operativen 
Erfahrungen müssen nach unten getragen werden, indem die leitenden Genossen mehr 
als bisher an der Basis arbeiten und dort die Bearbeitung von Vorgängen konkret anlei­
ten. Mit der Überprüfung alten Stils ist Schluß zu machen. Die Mitarbeiter entwickeln 
bereits angefangene Vorgänge nicht weiter, sondern konzentrieren sich nur auf Bericht­
erstattung. 
Genosse Walter soll Plan ausarbeiten und mit Überprüfung der genannten B[ezirks]-
V[erwaltungen] schnellstens beginnen. 

2. Vorschlag: B[ezirks]V[erwaltung] Leipzig (einige Abtlg. u[nd] K[reis]D[ienststellen]) 
gründlich überprüfen, da Bezirk Leipzig auf Grund seiner politisch-ökonomischen 
Struktur gewissen Querschnitt für Republik [sic] gibt. Keine einfache Überprüfung, 

148 30.Plenum des Zentralkomitees der SED: 30.1.-1.2. 1957. 
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sondern unter Gesichtspunkt: Mitarbeiter zu wirklich operativer Arbeit zu bringen, 
konkret anzuleiten. 
Genosse Last soll nach Halle gehen, um Maßnahmen ausfindig zu machen bezw. anzu­
leiten zur Aufdeckung konzerngebundener Kräfte, die evtl. konterrevolutionäre Stütz­
punkte sind und den Betriebsleitungen Schwierigkeiten machen. 
Alle leitenden Genossen - H[aupt]A[bteilungs]-Leiter usw. - sollen raus in 
B[ezirks]V[erwaltungen] und K[reis]D[ienststellen] gehen, um unmittelbar an operati­
ven Vorgängen mitzuarbeiten bezw. deren konkrete Bearbeitung anzuleiten. 
Genosse Minister macht dann Ausführungen über die Erhöhung der Verantwortlich­
keit der leitenden Mitarbeiter, insbesondere der Abteilungs- und Referatsleiter und 
der Leiter von Kreisdienststellen. Wobei er darauf hinweist, daß diese Genossen lernen 
müssen, richtige Maßnahmen zu treffen und ihre Mitarbeiter richtig anzuleiten. Evtl. 
machen sich einige Veränderungen nötig. 

Genosse Schönherr bezieht sich auf die Anwesenheit des Genossen Honecker und 
schlägt vor, auch die Qualifizierung der Parteiarbeit in den B[ezirks]V[erwaltungen] und 
K[reis]D[ienststellen] zu beachten. Die kürzlich stattgefundene Beratung mit den 1. Se­
kretären der Parteiorganisation in den B[ezirks]V[erwaltungen] im Hause des MfS hat er­
geben, daß die Parteiarbeit besonders in den K[reis]D[ienststellen] stark vernachlässigt 
wird. Die Hilfe seitens der 1. Sekretäre der jeweiligen Kreisleitungen149 ist mangelhaft 
und nicht mit der Aufgabenstellung des MfS verbunden. Genosse Schönherr schlägt vor, 
einen zentralen Parteiorganisator150 des MfS für die Instruktion der Parteiorganisation in 
den B[ezirks]V[erwaltungen] und K[reis]D[ienststellen] einzusetzen. 

Genosse Minister verweist darauf, daß die Kreisleitung der Partei151 auf neue Aufgaben 
hinweisen und die Parteiorganisation zur Lösung der von der Parteiführung gestellten 
Aufgaben mobilisieren soll. 

Genosse Mielke regt an, das Problem der künftigen Beratung mit zu regeln. 
Genosse Minister antwortet, daß die Freunde Kritik von Genossen W[alter] Ulbricht 

und Politbüro für richtig halten und man einiges verändern muß. Früher waren zahlrei­
che Berater152 die treibende Kraft bei der Lösung der Aufgaben, heute ist Stab der Bera­
ter kleiner geworden. Deshalb müssen Aufgaben jetzt selbständiger erfüllt werden. 

Freunde raten: Lösung der organisatorischen Aufgaben im MfS, d. h. genaue Festlegung 
der Verantwortung, richtige Anleitung und Kontrolle, straffe Leitung, richtige Arbeits­
verteilung, Erhöhung der Disziplin usw. Diese Prinzipien nach unten durchsetzen. 

149 Gemeint sind hier die Kreisleitungen des regulären territorialen Parteiapparates. Die 1. Sekretäre 
der territorialen Kreisleitungen hatten die Aufgabe, die Parteiorganisationen der SED in den 
Kreisdienststellen des MfS anzuleiten. Vorläufige Bestimmungen über den Parteiaufbau im Staats­
sekretariat für Staatssicherheit aufgrund des Politbürobeschlusses vom 23.2. 1954, ohne Datum, 

150 Parteiorganisatoren wurden vom Zentralkomitee in bestimmten Betrieben und Institutionen einge­
setzt, um eine engere Verbindung von deren Parteiorganisationen zum Zentralkomitee herzustel­
len. Sie sollten nach dem Beschluß des Sekretariats des Zentralkomitees vom 24. 10. 1956 die Funk­
tion des 1. Sekretärs der jeweiligen Betriebsparteiorganisation ausüben, aber gegenüber dem Zen­
tralkomitee zur engen Zusammenarbeit und zur regelmäßigen Berichterstattung verpflichtet sein. 
Protokoll der Sitzung des Sekretariats am 24. 10. 1956, in: SAPMO-BA, ZPA, J IV 2/3/532, Bl. 2f. 

151 Gemeint: die Kreisleitung der SED in der Zentrale des Ministeriums für Staatssicherheit. 
152 Gemeint: sowjetische Berater. 
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Genosse Mielke teilt mit, daß Freunde vorschlagen: 

1. wertvolle und wichtige Vorgänge aus den B[ezirks]V[erwaltungen] zusammenfassen 
und auf die Möglichkeit ihrer Liquidierung153 prüfen. 

2. Beratung wichtiger Vorgänge aus den Sachgebieten der einzelnen Linien im Kollegium 
u[nd] evtl. Festlegung eines Operativplanes. Gemeinsame Analysierung neuer Metho­
den des Feindes. 

Genosse Walter bemerkt zu dieser Frage, daß die Freunde ohne Zweifel eine Reihe gu­
ter Vorschläge gemacht haben. Zum Beispiel gemeinsame Beratungen mit den Chefbera­
tern aus den B[ezirks]V[erwaltungen] und der Berater aus dem Hause. Dort könnten ne­
ben den Fragen der operativen Arbeit auch Fragen der Verbesserung der Disziplin und 
der Moral usw. beraten werden. 

[...] 

Protokollführer: 
Schönherr154 

Dokument 7 

10. Juli 1957 

Bericht des Politbüros auf dem 32. Plenum des Zentralkomitees (Auszug)155 

Das Politbüro hat sich mehrfach in der Berichtsperiode mit der Arbeit des Ministeriums 
für Staatssicherheit befaßt. Die vom Politbüro eingeleiteten Maßnahmen zur Verbesse­
rung und Änderung der Arbeit des Ministeriums für Staatssicherheit wurden am 
26. April 1957 in einer Beratung mit den leitenden Parteiarbeitern156 der Organe des Mini-

153 Gemeint: die Festnahme der Beobachteten und die Eröffnung eines Ermittlungsverfahrens. 
154 Handschriftlich unterzeichnet. 
155 Stenographisches Protokoll des 32.Plenums des ZK, 10.-12.7. 1957, Bericht des Politbüros, vor­

getragen von Friedrich Ebert, in: SAPMO-BA, ZPA, IV 2/1/177, Bl. 13-53, hier 43-46. Undatier­
te Abschrift des hier veröffentlichten Auszugs auch in: BStU, ZA, Kreisleitung der SED 197, 
Bl. 183 ff. Die hier wiedergegebene Passage fehlt in den Veröffentlichungen der SED. Vgl. Aus­
zug aus dem Bericht des Politbüros, in: Neues Deutschland, 13.7. 1957, S.3f., sowie Berichte, Re­
ferate, Diskussionsreden, Thesen und Beschluß. 32. Tagung des Zentralkomitees der sozialisti­
schen Einheitspartei Deutschlands. 10. bis 12.7. 1957, Berlin 1957. Einzelne Zitate aus dieser Pas­
sage bei Karl Wilhelm Fricke, Das Ministerium für Staatssicherheit als Herrschaftsinstrument der 
SED, in: Klaus Schönhoven/Dietrich Staritz (Hrsg.), Sozialismus und Kommunismus im Wandel. 
Hermann Weber zum 65. Geburtstag, Köln 1993, S. 399-414, hier 407 f., sowie bei v. Flocken/ 
Scholz, Wollweber, S. 194. 

156 Es handelte sich bei der Beratung nicht, wie die Formulierung vermuten ließe, um eine Parteiver­
anstaltung, sondern um die in der Einleitung erwähnte Dienstkonferenz des MfS. Tonbandauf­
nahme der Besprechung in: BStU, ZA, ZAIG, Tonbänder 27-35. Die Referate Wollwebers und 
Mielkes sowie weitere Diskussionsbeiträge in: BStU, ZA, ZAIG 5604, Bl. 129-238, das Referat 
Ulbrichts in: SAPMO-BA, ZPA, NL 182/523, sowie in einer Variante in: BStU, ZA, SdM 2366, 
Bl. 42-55. 
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steriums für Staatssicherheit besprochen. In ihr wurden die Ergebnisse der vom Politbüro 
veranlaßten Überprüfung der Bezirksverwaltungen Potsdam und Magdeburg ausgewer­
tet. 

Die Überprüfung dieser Bezirksverwaltungen deckte ernsthafte Fehler und Mängel auf. 
Es zeigte sich, daß selbst im Kollegium des Ministeriums die Beschlüsse des Zentralkomi­
tees in den meisten Fällen nur informatorisch, d. h. ohne die konkreten Schlußfolgerungen 
für die Arbeit der Organe der Staatssicherheit, behandelt wurden. Es war zeitweise eine 
Unterschätzung der mit der verstärkten Remilitarisierung und Faschisierung West­
deutschlands verbundenen Aktivierung der imperialistischen Geheimdienste und Unter­
grundorganisationen in der Deutschen Demokratische[n] Republik vorhanden. Dies hat­
te zur Folge, daß die Tätigkeit konterrevolutionärer Elemente in der Deutschen Demo­
kratischen Republik in der Arbeit der Organe der Staatssicherheit nicht genügend beach­
tet, die neuen Methoden der politischen Zersetzung und Aufweichung der imperialisti­
schen Agenturen157 nicht rechtzeitig erkannt und bekämpft wurden. 

Die vom Genossen Wollweber gegebene einseitige Orientierung: „Das Gesicht dem 
Westen zu" führte zu einer groben Vernachlässigung der Bekämpfung feindlicher Agentu­
ren im Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik. Der größte Teil der Dienststel­
len und Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit sah seine Hauptaufgabe darin, 
irgendwie in Westberlin und Westdeutschland „verankert" zu sein158. Das führte nicht 
nur zu unkontrollierbaren Verbindungen nach Westen, sondern schwächte auch die Ver­
antwortung der Kreis- und Bezirksdienststellen der Organe der Staatssicherheit für die Si­
cherheit in ihrem Gebiet ab. Es wurden nicht rechtzeitig die notwendigen Schlußfolge­
rungen zur grundlegenden Änderung der Arbeitsmethoden der Leitung zur Aufdeckung 
feindlicher Stützpunkte gezogen. Anstelle einer systematischen und intensiven Bekämp­
fung der feindlichen Stützpunkte, vor allen Dingen der Agenturen der westdeutschen 
Konzerne und des Ostbüros der SPD159, wurden die Mitarbeiter der Organe der Staatssi­
cherheit zu einem großen Teil mit der Abfassung von Berichten beschäftigt und so von 
der Sicherung der Staatsmacht der Arbeiter und Bauern abgelenkt. Gewisse Schwankun­
gen und Aufweichtendenzen, wie sie in einigen Organen des Ministeriums in Erschei­
nung traten, wurden nicht rechtzeitig erkannt und bekämpft. 

Als äußerst ernst mußte auch eine solche Tatsache eingeschätzt werden, daß in einer 
Reihe Großbetriebe, Universitäten und Schwerpunktkreisen die Organe des Ministeri­
ums für Staatssicherheit losgelöst von den Leitungen der entsprechenden Parteiorganisa­
tionen ihre Arbeit durchführten. Es zeigte sich, daß die Nichtbeachtung der Beschlüsse 
der Parteiorganisationen in den einzelnen Betrieben und Institutionen zu einer Schwä­
chung der Schlagkraft, zu einer bestimmten Loslösung einer Reihe Mitarbeiter der Orga­
ne der Staatssicherheit von dem Leben unserer Partei und dem Kampf der Werktätigen 
führte. Infolgedessen gab es trotz offensichtlicher Feindtätigkeit in einer Reihe von Be­
trieben und Institutionen keine wirksame Bekämpfung feindlicher Stützpunkte. Auch 
die Tatsache, daß einige Mitarbeiter der Organe der Staatssicherheit in der Durchfüh­
rung ihrer Aufgaben falsche Arbeitsmethoden anwandten und um sich eine Atmosphäre 
der Unsicherheit und des Mißtrauens verbreiteten, hat zum großen Teil seine Ursache in 

157 Agentur: Gruppe von Agenten oder geheimdienstlich gesteuerten Personen. 
158 Vgl. Wollwebers Grundsatzreferat auf der Dienstbesprechung am 5.8. 1955, in: BStU, ZA; SdM 

1921, Bl.43-77, insbesondere 57f. 
159 Siehe Anm. 42. 
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der nicht genügenden Beachtung der Beschlüsse der Partei durch die Leitung des Mini­
steriums und die Unterschätzung der Rolle der Parteiorganisationen durch leitende Mit­
arbeiter. Die eigene Initiative und das Verantwortungsbewußtsein der leitenden Genos­
sen in den Bezirken, Kreisen und Betrieben wurde unter Verletzung der Beschlüsse der 
Partei durch eine falsche Arbeitsweise der Leitung des Ministeriums, durch die Methode 
des Reglementierens, ohne Berücksichtigung der konkreten örtlichen Verhältnisse stark 
eingeengt. 

Die ungenügende Beachtung der Beschlüsse der Partei führte auch zu einer groben Ver­
nachlässigung der bewaffneten Kräfte, insbesondere der Grenzpolizei und Bereitschafts­
polizei, die bis Dezember 1956 dem Minister unterstellt waren160, und der militärischen 
Ausbildung der Mitarbeiter der Organe für Staatssicherheit selbst. 

Im Apparat der Staatssicherheit gab es weder eine einheitliche waffentechnische noch 
militärtaktische Ausbildung. Das mußte sich ungünstig auf die Erfüllung der Aufgaben 
auswirken. 

Im Mittelpunkt der Beratung des Politbüros mit den leitenden Parteiarbeitern der Or­
gane der Staatssicherheit standen die Fragen, die zu einer raschen Veränderung und Ver­
besserung der Arbeit führen sollen. Das Politbüro wies darauf hin, daß es erforderlich 
ist, in allen Organen des Ministeriums die Beschlüsse des Zentralkomitees, insbesondere 
des 30. Plenums, gründlich durchzuarbeiten und konkrete Schlußfolgerungen für die Ar­
beit eines jeden einzelnen Mitarbeiters zu ziehen. Gleichzeitig wies das Politbüro darauf 
hin, daß es erforderlich ist, jeden Mitarbeiter so zu erziehen, daß sie erkennen [sic], daß 
die Organe der Staatssicherheit nur in engster Verbindung mit der werktätigen Bevölke­
rung, insbesondere mit der Arbeiterklasse, ihre Aufgaben lösen können. Von besonderer 
Bedeutung sind daher die für eine Anzahl Großbetriebe eingeleiteten Maßnahmen, wie 
die Schaffung von selbständigen Objektdienststellen und Operativgruppen. Durch diese 
Maßnahmen soll die engste Zusammenarbeit mit den 1. Sekretären und Parteileitungen 
dieser Großbetriebe garantiert und eine Bearbeitung dieser Betriebe von Betrieb aus ge­
währleistet werden161. 

Die 1. Sekretäre der Betriebe sowie die 1. Sekretäre der Kreisleitungen162 der Partei ha­
ben nunmehr die Möglichkeit, den Mitarbeitern der Staatssicherheit in ihrem Verantwor­
tungsbereich nicht nur eine ständige politische Orientierung für ihre Arbeit zu geben, 
sondern die Arbeitspläne163 entsprechend den Schwerpunkten dieser Betriebe oder Krei­
se zu bestätigen und über die Durchführung der gestellten Aufgaben Rechenschaft zu for­
dern. Den Leitern der Bezirksverwaltungen und Kreisdienststellen der Organe für Staats­
sicherheit wurde die volle Verantwortung für die Durchführung der Beschlüsse von Partei 
und Regierung in ihrem Gebiet übertragen. Entsprechend der Erhöhung der Verantwor­
tung der Bezirksverwaltungen und Kreisdienststellen für die Sicherheit in ihrem Gebiet 

160 Der Beschluß zur Ausgliederung der Grenzpolizei, der Bereitschaftspolizei und der Transportpo­
lizei (Bahnpolizei) aus dem Ministerium für Staatssicherheit wurde in der Politbürositzung vom 
18.-20.12. 1956 gefaßt. Protokoll und Anlage 2, in: SAPMO-BA, ZPA, J IV 2/2/519, Bl. 10 und 
25. 

161 Vgl. Dienstanweisung 16/57, S.8-13, siehe Anm. 60. 
162 Gemeint: territoriale Kreisleitungen der Parteiorganisationen. 
163 Im Text: „Arbeitsplätze". Es muß sich dabei jedoch um einen Hörfehler des Protokollanten han­

deln, denn in den dem Bericht des Politbüros zugrundeliegenden Dienstanweisungen 16/57, S. 7 f., 
und 17/57, siehe Anm. 63, S.2, ist die Rede von „Arbeitsplänen". 
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haben die Bezirks- und Kreisleitungen der Partei164 alle erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, damit die Organe des Ministeriums für Staatssicherheit dieser Verantwortung ge­
recht werden können165. 

Diese Aufgaben zur Veränderung der Arbeitsweise und die Erfüllung der von der Par­
tei gestellten Aufgaben können nur gelöst werden, wenn im Ministerium wie in allen 
Dienststellen die führende Rolle der Partei verwirklicht wird und mit der teilweisen im­
mer noch anzutreffenden Unterschätzung und Kommandierung der Parteiarbeit Schluß 
gemacht wird. Von entscheidender Bedeutung für die Erfüllung dieser Aufgaben ist eine 
grundlegende Verbesserung der Arbeit der Parteiorganisationen im Ministerium für 
Staatssicherheit. Die Parteiorganisationen müssen noch beharrlicher und zielstrebiger die 
politisch-ideologische und fachliche Qualifizierung der Mitarbeiter unterstützen, um ih­
nen dadurch eine größere Hilfe bei der Lösung der operativen Aufgaben zu geben. Die 
Parteiorganisationen und -leitungen müssen den Genossen in überzeugender Weise die 
Politik der Partei und Regierung erklären und einen energischen Kampf für die Durch­
führung der Beschlüsse führen, die die Grundlage ihrer gesamten Arbeit bilden. Nur 
durch Verbesserung der Parteierziehungsarbeit, der stärkeren Mobilisierung der Mitglie­
der für die zu lösenden Aufgaben können die Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssi­
cherheit den Anforderungen gerecht werden, die das Zentralkomitee an sie stellen muß. 
Hierbei ist aber auch eine stärkere Unterstützung der Bezirks- und Kreisleitungen der 
Partei gegenüber den örtlichen Organen des Ministeriums166 dringend notwendig. 

In seiner gestrigen Sitzung hat das Politbüro einen Bericht über die Durchführung sei­
nes Beschlusses zur Arbeit des Ministeriums für Staatssicherheit entgegengenommen167. 
Der Bericht zeigte, daß es eine Reihe von guten Ansätzen zur Behebung der kritisierten 
Mängel gibt, es gibt auch schon Erfolge. Im ganzen aber, Genossen und Genossinnen, 
geht die Verbesserung der Arbeit nur sehr langsam vor sich. 

164 Gemeint: territoriale Kreis- und Bezirksleitungen. 
165 Vgl. Dienstanweisung 17/57, S.2. 
166 Gemeint: Bezirksverwaltungen und Kreisdienststellen des MfS. 
167 11. Tagesordnungspunkt der Sitzung des Politbüros am 9.7. 1957, in: SAPMO-BA, ZPA, J IV 2/2/ 

548, Bl. 5. 
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H E R B E R T KIESSLING Z U M 65. GEBURTSTAG 

Am 30. November 1979 wählte der Stiftungsrat der Stiftung zur wissenschaftlichen Erfor­
schung der Zeitgeschichte den neuen Vertreter des Freistaats Bayern, Ministerialdirektor 
Herbert Kießling, zu seinem Vorsitzenden. Am 4. März 1995 vollendete dieser sein 
65. Lebensjahr, mit seiner Pensionierung als Amtschef des Bayerischen Staatsministe­
riums für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst zum 31. März 1995 endete nach 
mehr als fünfzehn Jahren auch Herbert Kießlings Mandat als Vorsitzender des Stiftungs­
rats, zu dem er regelmäßig wiedergewählt worden war. 

Die Dauer dieser Amtszeit ist ebenso ungewöhnlich wie die Tragweite und die Zahl der 
gefällten Entscheidungen. In diesen fünfzehn Jahren amtierten zwei durchaus unter­
schiedliche Direktoren, ein schwieriges Interim nach dem Tode Martin Broszats 1989 
war zu bewältigen, drei Vorsitzende des Wissenschaftlichen Beirats - ihrerseits ebenfalls 
ausgeprägte Persönlichkeiten - übten ihr Mandat aus, im Stiftungsrat und im Wissen­
schaftlichen Beirat gab es manchen Wechsel: Herbert Kießling hat mit allen Gremien, 
mit allen Personen reibungslos und erfolgreich zusammengearbeitet. Das Institut für Zeit­
geschichte hat allen Grund, ihm für seine Tätigkeit herzlich zu danken, hat er sich doch 
durch stete Förderung des Instituts größte Verdienste um die Erforschung der Zeitge­
schichte erworben. 

Dies muß um so mehr hervorgehoben werden, als die Leistungen der Verwaltungsjuri­
sten in der Kulturpolitik nicht so prominent sichtbar sind wie die der Wissenschaftler. 
Gleichwohl sind sie für die Organisation der Forschung insgesamt, insbesondere für grö­
ßere Institutionen, unentbehrlich. Das Institut für Zeitgeschichte hat stets das Glück ge­
habt, Vorsitzende und Mitglieder des Stiftungsrats zu bekommen, die intensives eigenes 
Interesse und Engagement für die Wissenschaft entwickelten. Sie nahmen ihre Kompeten­
zen wahr und widerstanden doch der Versuchung, selbst in die Forschung einzugreifen. 
Dies setzt gerade bei Fragen, die noch die eigene zeitgeschichtliche Erfahrung berühren, 
Disziplin und oft gar Selbstverleugnung voraus. In jeder dieser Beziehungen hat Herbert 
Kießling sein Amt vorbildhaft geführt. 

Wer dem Jahrgang 1930 angehört, dem blieben brutale Berührungen mit den alltägli­
chen Auswirkungen zeitgeschichtlicher Vorgänge kaum erspart. Im oberfränkischen 
Münchberg geboren und aufgewachsen, mußte Herbert Kießling den Schulbesuch zeit­
weilig unterbrechen, weil das Schulgebäude zum Reservelazarett geworden war. Die ame­
rikanischen Streitkräfte setzten den Fünfzehnjährigen fast ein Jahr lang als Holzarbeiter 
im Fichtelgebirge ein, bevor er seit April 1946 täglich in ungeheizten, fensterlosen Wag­
gons der Reichsbahn nach Kulmbach fahren konnte, um dort wieder zur Schule zu ge­
hen. Ein Beitrag zur aktuellen Diskussion um die Länge von Schul- und Studiendauer ist 
es dennoch, daß Kießling bereits nach acht Schuljahren zur Zeit der Währungsreform 
1948 das Abitur machen konnte. Nach einem achtmonatigen kaufmännischen Volonta-
riat nahm er im Herbst 1949 an der Ludwig-Maximilians-Universität in München sein 
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Jurastudium auf. Auch dies beendete er nach sieben Semestern in der denkbar kürzesten 
Zeit. Dem dreieinhalbjährigen Referendariat in verschiedenen Städten Oberfrankens folg­
ten 1957 - also mit 27 Jahren - die zweite juristische Staatsprüfung, danach eine Anstel­
lung bei der Regierung von Oberbayern und schließlich mehr als fünf Jahre beim Land­
ratsamt in Bad Aibling: Die bei einem Landratsamt übliche universale Aufgabenstellung 
brachte ihn mit einer Fülle von Alltagsproblemen, aber auch allen Verwaltungsstruktu­
ren in Berührung. 

Diese sehr konkrete und lebensnahe Verwaltungsarbeit mag einer Neigung Kießlings 
entsprochen haben, sicherlich beförderte sie aber auch später in der Wissenschafts- und 
Kulturpolitik die Fähigkeit zu unkompliziert-pragmatischem und effektivem Handeln, 
die ihm in seinen hohen Ämtern außerordentlich zugute kam und den Umgang mit ihm 
zugleich so angenehm und ergebnisreich macht. 

Nach seiner Versetzung in das Bayerische Kultusministerium 1963 folgten Tätigkeiten 
in der Hochschulabteilung, seit der Ernennung zum Regierungsdirektor 1966 in der 
Gymnasialabteilung. Während der hektischen Jahre der Studentenunruhen und der Vor­
bereitung des Staatsvertrags über die Vergabe von Studienplätzen war er seit 1968 im Stu­
dentenreferat tätig. 1974 übernahm er die Hochschulplanungsabteilung, zu der mehrere 
sog. Querschnittsreferate, z. B. für Prüfungsordnungen sowie studentische Angelegenhei­
ten, gehörten. 1979 wurde Kießling zum Ministerialdirektor und Leiter der Wissen­
schaftsabteilung befördert, 1986 gelangte seine glänzende Laufbahn mit der Ernennung 
zum Amtschef des Staatsministeriums für Wissenschaft und Kunst auf ihren Höhepunkt. 
Nachdem beide Ministerien 1990 wieder zusammengelegt worden waren, behielt er seine 
bisherige Funktion bei. 

In der Stetigkeit und den Leistungen dieser Verwaltungslaufbahn, in der schnörkellosen 
Nüchternheit des Urteils über Personen und Sachen, der hohen juristischen Kompetenz 
und schließlich der Unabhängigkeit des Spitzenbeamten verkörpert auch der Franke 
Herbert Kießling die große bayerische Verwaltungstradition. Sie kennt nicht den in Preu­
ßen während des 19. Jahrhunderts ausgebildeten „politischen" Beamten, der jederzeit 
ohne Angabe von Gründen in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden kann. Von 
dieser historisch begründeten und bis heute lebendigen Tradition profitiert die Politik 
ebenso wie die Verwaltung, profitiert auch die Wissenschaft und mit ihr das Institut für 
Zeitgeschichte. 

So unterstützte Herbert Kießling zäh und unbeirrt, mit Geschick und - wie sich in vie­
len Sitzungen zeigte - mit einem allen Beratungen förderlichen Humor die Arbeit des In­
stituts. Während der eineinhalb Jahrzehnte als Stiftungsratsvorsitzender erhielt das Insti­
tut 1989 einen Anbau u.a. für das Archiv, seit Beginn der 1990er Jahre zunächst eine Au­
ßenstelle in Bonn zur Publikation der Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik 
Deutschland, für die komplizierte Verhandlungen mit dem Auswärtigen Amt erforderlich 
waren, schließlich zuletzt die Außenstelle in Potsdam zur geschichtswissenschaftlichen 
Erforschung der DDR: Bekanntlich hat der Erfolg immer viele Väter, doch zweifellos ist 
Herbert Kießling einer von ihnen - einer, auf den man stets zählen konnte. Dies galt 
auch, als nach 1989/1990 ein neuer Direktor für das Institut gefunden werden mußte. Im­
mer wieder erwies sich der Stiftungsratsvorsitzende als ein weitblickender, für die Wün­
sche der Wissenschaft aufgeschlossener Verwaltungsjurist, der die Phantasie für Möglich­
keiten besitzt, die sich nicht von selbst anbieten. Dabei hat er die Interessen Bayerns 
ebenso im Blick behalten wie die der bundesrepublikanischen Wissenschaftslandschaft. 
An dieser rühmlichen Maxime bayerischer Kulturpolitik gewann er unübersehbaren An-
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teil, fördert der Freistaat Bayern doch namentlich in der Geschichtswissenschaft stets Be­
reiche, die über den engeren Landesbezug weit hinausreichen. 

Kießlings Engagement ist um so mehr hervorzuheben, als der Amtschef eines großen 
Ministeriums nicht allein viele Geschäftsbereiche überblicken, sondern zudem in zahlrei­
chen Gremien auf Bundesebene mitwirken muß, beispielsweise in der Kultusministerkon­
ferenz oder im Wissenschaftsrat. Wenn Herbert Kießling nun in den Ruhestand geht, ob­
wohl seine Leistungsfähigkeit und Frische unverändert sind, so verbindet das Institut für 
Zeitgeschichte mit dem herzlichen Dank den Wunsch, daß er weiterhin an unserer Arbeit 
Anteil nehmen möge. Wir wünschen ihm, daß er nun die Zeit gewinnt, seinen vielen In­
teressen nachzugehen, was er in seinem verantwortungsvollen, aber auch strapaziösen 
Amt nur eingeschränkt tun konnte: Lebensfreude und Neugier auf ferne Länder gehören 
dazu, aber eben auch Interesse an der Zeitgeschichte. 

Horst Möller 
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In the discussion of Henry Kissinger's work Diplomacy, the article traces the funda­
mental questions and problems the European multi-state system faced from the 17th to 
the 20th century. The essay concentrates on the dual principles of power and morality, he­
gemony and equilibrium, war and peace. These concepts are applied to European and 
world history from the modern age to the present. The questions that are given preferen­
tial treatment are those concerning: the relationship between national cultures and inter­
national order; the compatibility of democracy and empire; the relationship of public opi­
nion and political action; the mutual dependence of economy and foreign policy; and fi­
nally, the relevance of the historic power systems to the contemporary and future devel­
opment of international order. 

Volker Dahm, National Unity and Cultural Particularism. The Question of Cultural 
Gleichschaltung during the Third Reich. 

The relationship of national socialism to the preservation of regional social customs and 
activities was ambivalent. On the one hand, the need for cultural identity grew out of the 
political objective to establish national unity. On the other hand, völkische ideology, 
which was inextricably linked to the principles of racial doctrine, demanded the practice 
of traditional customs and beliefs. In political terms, this contradiction created both an 
extreme centralist cultural and educational policy, as well as an insistence on regional 
and local cultural groups promoting their own interests. In practice, the Reichsgewalt 
was limited in two ways: first, by the particularism of the Gau districts and local authori­
ty districts and secondly, the Reichsgewalt was content to have just a general Fachaufsicht. 
Under these circumstances, regional and cultural activities significantly increased rather 
than declined. Although bound by the prevailing political doctrine of aesthetics, there 
was, however limited, a certain measure of liberty in creative expression, which prevent­
ed the total ideological conformity of cultural life to the absolutism of the national socia­
list regime. 

Frank Bajohr, Gauleiter in Hamburg: Karl Kaufmann. 
Karl Kaufmann, Gauleiter and Reichsstatthalter of Hamburg, belonged to a younger 

generation of national socialist activists, whose political credo was characterized by a 
combination of violence and Weltanschauung. After Kaufmann's appointment as Reichs­
statthalter (1933) and head of the provincial government (1936), Hamburg developed 
into a miniature version of the Fuhrerstaat which was based on four pillars: terror against 
political opponents, corruption and nepotism in favour of national socialist supporters, 
social populism towards the working class and economic lobbyism serving Hamburg's 
traditional elite. Although Kaufmann was personally responsible for the persecution and 
deportation of Hamburg's Jews, he never had to stand trial after 1945. 
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Eckart Conze, Hegemony through Integration? American European Policy and the chal­
lenge by De Gaulle. 

Since 1947 American predominance in Western Europe was linked to the concept of 
European integration. A politically and economically integrated Europe would not upset 
the bipolar international order after 1945, but rather strengthen the Alliance under the 
leadership of the United States. Yet, the events during 1958 to 1963 show how an integrat­
ed Europe and De Gaulle's ambition of leadership on the Continent challenged the hege­
mony of the United States. In the struggle for the Federal Republic of Germany, Euro­
pean policy had to be decided between either Paris or Washington. Although the United 
States was able to maintain its interests in 1963, especially vis-a-vis the Federal Republic 
of Germany, American hegemony continued to change during the decades leading to the 
90's. 

Roger Engelmann and Silke Schumann, Circumstances Leading to a Police State and the 
Re-organization of the Staatssicherheitsdienstes in East Germany 1957. 

As a result of the Hungarian uprising in the fall of 1956, SED leadership intensified its 
political surveillance and acts of repression. The main perpetrator of this development 
was Walter Ulbricht, the Party Chairman, who had to contend with the fact, that the Mi­
nistry of National Security, the most powerful tool to carry out these actions, was headed 
by Ernst Wollweber. Wollweber not only had strong reservations about the new political 
course the SED was taking, he also had reservations about Ulbricht himself. Ulbricht be­
gan to undermine the minister's authority by directly contacting Wollweber's politically 
maleable First Deputy Minister, Erich Mielke. In turn, Wollweber issued an order, where­
by the accountability of his ministry to Party leadership was placed under his own autho­
rity. Ulbricht interpreted this as an attempt by Wollweber to put himself above the ulti­
mate authority of the Party. Ulbricht systematically deprived Wollweber of power by ex­
tensive re-definition and re-organization of the work of the Staatssicherheitsdienst. 



MITARBEITER DIESES HEFTES 

Dr. Klaus Hildebrand, Professor für Mittlere und Neuere Geschichte an der Universität Bonn (Kon-
viktstr. 11, 53113 Bonn); veröffentlichte u.a. „Vom Reich zum Weltreich. Hitler, NSDAP und kolo­
niale Frage 1919-1945" (München 1969), „Deutsche Außenpolitik 1933-1945" (Stuttgart 51990.), 
„Das Dritte Reich" (München 41991), „Von Erhard zur Großen Koalition 1963-1969" (Stuttgart 
1984), „Deutsche Außenpolitik 1871-1918" (München 21994), „Integration und Souveränität. Die 
Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland 1949-1982" (Bonn 1991), „Die britische Europapoli­
tik zwischen imperialem Mandat und innerer Reform 1856-1876" (Opladen 1993), „Das vergangene 
Reich. Deutsche Außenpolitik von Bismarck bis Hitler 1871-1945" (Stuttgart 1995). 

Dr. Volker Dahm, wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts für Zeitgeschichte München (Leon-
rodstr. 46b, 80636 München); veröffentlichte u.a. gemeinsam mit Gerhard Weiher und Hildegard 
von Kotze „Akten der Partei-Kanzlei der NSDAP", Teil I, Register Bd. 1/2 (München 1983), „Die 
nationalsozialistische Schrifttumspolitik nach dem 10.Mai 1933", in: 10. Mai 1933. Bücherverbren­
nung in Deutschland und die Folgen (Frankfurt a.M. 1983), „Anfänge und Ideologie der Reichskul­
turkammer" (VfZ 1986), „Kulturelles und geistiges Leben", in: Die Juden in Deutschland 1933-
1945 (München 1988), „Das jüdische Buch im Dritten Reich" (München 21993), „Die Tagebücher 
von Joseph Goebbels", Teil II, Bd. 10 (München 1994). Arbeitet gegenwärtig an einer Studie über 
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